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Für Reinhard Bispinck



Gerhard Bäcker/Heiner Dribbusch/ 
Christina Klenner/Thorsten Schulten
Das statistische Gewissen der Gewerkschaften
Reinhard Bispinck und das WSI-Tarifarchiv – eine Würdigung

Das WSI und das WSI-Tarifarchiv ohne Reinhard Bispinck? Eine für alle, 
die seine Arbeit seit vielen Jahren begleitet haben, kaum vorstellbare Situ-
ation. Und doch ist es so, dass Reinhard Bispinck, der im November 2016 
sein 65. Lebensjahr vollendet hat, im Mai 2017 in den Ruhestand wechselt. 
Hinter ihm liegen dann 38 Jahre Tätigkeit als Wissenschaftler im WSI, 28 
Jahre Leitung des WSI-Tarifarchivs und vier Jahre Leitung der Abteilung 
WSI in der Hans-Böckler-Stiftung. Im Herbst 2016 feierte das WSI – ge-
gründet 1946 – sein 70-jähriges Jubiläum (Bispinck u.a. 2016). In mehr als 
der Hälfte dieser Zeit war Reinhard Bispinck dabei und hat wie kaum ein 
anderer das öffentliche Bild des WSI geprägt. Wenn das kein Anlass für 
eine Würdigung ist!

Der Name Reinhard Bispinck steht zu allererst für die statistische Erfas-
sung und analytische Auswertung der Ergebnisse gewerkschaftlicher Tarif-
politik. In der Frankfurter Rundschau wurde ihm hierfür einmal der Titel 
des »statistischen Gewissens der Gewerkschaften« verliehen (Bunzenthal 
2004). Es dürfte wohl kaum einen anderen Wissenschaftler geben, der sich 
so gründlich, bis in die Details hinein, mit dem bundesdeutschen Tarifver-
tragswesen beschäftigt hat. 

Sein Themen- und Forschungsfeld ist dabei beileibe nicht auf die Tarif-
politik im engeren Sinne beschränkt, sondern eingebettet in die Analyse 
der industriellen Beziehungen, der Einkommensverteilung und der sozial- 
und gesellschaftspolitischen Entwicklung. Schaut man sich die Veröffentli-
chungen von Reinhard Bispinck an, so ging es nie nur um die exakte empi-
rische, archivarische Erfassung dessen, was vereinbart worden ist, sondern 
immer auch um die kritische Analyse, Interpretation und Einordnung der 
Befunde. Denn Tarifabschlüsse sind weitaus mehr als die Anhebung der Ar-
beitsentgelte, berührt werden u.a. die Einkommensstruktur, die Arbeitsbe-
dingungen (angefangen von der Dauer, Lage und Verteilung der Arbeits-
zeiten bis hin zum Arbeitsschutz), die Alterssicherung, die Qualifikation 
– um nur einige der Zusammenhänge zu benennen. Für Reinhard Bispinck 
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ist Tarifpolitik stets auch Gesellschaftspolitik und eine wesentliche Voraus-
setzung für einen sozial regulierten Kapitalismus.

Von der Universität Köln zum WSI

Vorgezeichnet war das nicht. Menschen werden nicht als Wissenschaftler 
geboren und erst recht nicht als solche Wissenschaftler, die sich vornehm-
lich mit der Tarifpolitik und den industriellen Beziehungen beschäftigen. 
Dies gilt natürlich auch für Reinhard Bispinck. Geboren 1951 in Solingen, 
wuchs er mitsamt seinen vier Geschwistern in einem gutbürgerlichen, ka-
tholisch geprägten Elternhaus auf. Von Gewerkschaften war da nicht die 
Rede. Das änderte sich erst, als er im Anschluss an sein Abitur im Jahr 
1970 an der Universität Köln ein Studium der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften aufnahm und bereits während eines Industriepraktikums Mit-
glied der IG Metall wurde. Wie es in gut organisierten Betrieben üblich 
war: Der Weg führte bei der Einstellung von der Personalabteilung direkt 
ins Betriebsratsbüro.

Nun war (und ist bis heute) die Kölner WiSo-Fakultät alles andere als 
ein Ort arbeitnehmerorientierter Wissenschaft. Es herrschte in der Volks-
wirtschaftslehre der Geist des strengen Ordo-Liberalismus. In der ganzen 
Fakultät? Nein, Reinhard Bispinck fand wie viele andere Studierende, die 
sich in der Studentenbewegung aktiviert hatten, bei Prof. Otto Blume (1919-
1987) einen akademischen Lehrer, der seine wissenschaftliche Tätigkeit mit 
einem gewerkschaftlichen Engagement verband. Otto Blume lehrte Sozial-
politik und – wie es bei ihm hieß – Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbezie-
hungen. Er war u.a. Aufsichtsratsmitglied in einem montan-mitbestimmten 
Betrieb, Schlichter bei Tarifverhandlungen und auch Dozent an der Dort-
munder Sozialakademie. 

Vor diesem Hintergrund war es konsequent, dass Reinhard Bispinck 1975 
seine Diplomarbeit über ein Thema schrieb, das 40 Jahre später auch Titel 
eines WSI-Tarifberichts hätte sein können: »Die Tarifrunde 1974 im öffent-
lichen Dienst – eine exemplarische Analyse der Tarifpolitik der Gewerk-
schaft ÖTV« (Bispinck 1975). Aufgrund des ersten bundesweiten Streiks 
im öffentlichen Dienst, der diese Tarifrunde begleitete, wurde sie eine der 
berühmtesten Tarifauseinandersetzungen der Nachkriegsära, bei der die be-
teiligten Gewerkschaften eine Lohnsteigerung von elf Prozent durchset-
zen konnten. Akribisch zeichnete der junge Wissenschaftler die einzelnen 
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Schritte der Tarifrunde und die Positionen und Debatten der beteiligten 
Akteure nach, wobei er deutliche Sympathie für diejenigen knapp 40 Pro-
zent der Gewerkschaftsmitglieder zeigte, die bei der Urabstimmung nach 
dem Streik das Tarifergebnis als unzureichend ablehnten. Damit zeichnete 
sich bereits in seiner Studentenzeit die Verknüpfung von solider wissen-
schaftlicher Arbeit mit politischem und gewerkschaftlichem Engagement 
ab, die auch später seine Arbeit prägte. 

Parallel zu den ersten Studiensemestern hat Reinhard Bispinck die Köl-
ner Journalistenschule besucht. Seine Fähigkeit, präzise zu formulieren, die 
wissenschaftlichen Ergebnisse breit zu kommunizieren und Kontakte zu 
den Medien zu pflegen, hat sicherlich auch hier ihren Ursprung. Reinhard 
Bispinck hat es gleichsam meisterlich verstanden, empirische Befunde und 
konzeptionelle Analysen nicht nur in umfangreichen Berichten und be-
gutachteten Zeitschriften zu publizieren, sondern für den Transfer der Er-
kenntnisse über die gewerkschaftlichen und wissenschaftlichen Kreise hi-
naus in die breitere Öffentlichkeit hinaus zu sorgen. 

Der Berufsweg von Reinhard Bispinck führte nicht direkt zum Tarifarchiv 
des WSI. Er war zwischen 1976 und 1979 wissenschaftlicher Assistent von 
Otto Blume am Seminar für Sozialpolitik der Universität Köln und Dozent 
für Sozialpolitik an der Sozialakademie Dortmund. Seit diesen Jahren ver-
bindet Reinhard Bispinck eine enge und anhaltende Freundschaft mit Wil-
helm Adamy, Johannes Steffen, Gerhard Naegele, Gerhard Bäcker, Klaus 
Hofemann (verstorben 2013), Gerhard Bosch, Steffen Lehndorff u.a., die 
allesamt mit dem Blume-Lehrstuhl verbunden waren und mehrheitlich auch 
als Autoren im vorliegenden Band vertreten sind. Aus diesem Kreis ist auch 
das bis heute weit verbreitete Lehrbuch zur Sozialpolitik entstanden, das 
erstmals im Jahr 1980 gemeinsam von Reinhard Bispinck, Gerhard Bäcker, 
Klaus Hofemann und Gerhard Naegele veröffentlicht wurde und mittler-
weile vier Auflagen hervorgebracht hat (zuletzt Bäcker u.a. 2008). Für 2017 
ist nun eine fünfte, grundlegend überarbeitete Auflage geplant. Reinhard 
Bispinck hat also – ebenso wie die anderen, schon seit einigen Jahren pen-
sionierten Mitautoren – kaum eine Ruhepause, wenn er das WSI verlässt. 

Tarifpolitik, Sozialpolitik und industrielle Beziehungen – diese inhalt-
lichen Schwerpunkte der wissenschaftlichen Arbeit von Reinhard Bispinck 
– waren sicherlich eine grundlegende Voraussetzung für seine im Jahr 1979 
beginnende und zunächst mehrfach befristete Tätigkeit als wissenschaft-
licher Referent im WSI. Bis 1989 arbeitete er in der WSI-Projektgruppe 
»Humanisierung der Arbeit«. Um es kompliziert zu machen: Konkret 
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lautete das Projekt »Aufbau eines gewerkschaftlichen Informations- und 
Dokumentationszentrums zur Umsetzung und Verbreitung von Erfah-
rungen und Erkenntnissen zur Humanisierung der Arbeit unter besonde-
rer Berücksichtigung des Regierungsprogramms Humanisierung der Ar-
beit«. Basierend auf den Projektergebnissen folgte 1986 die Promotion an 
der Universität Bremen bei Rudolf Hickel mit dem Thema »Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zwischen staatlicher Regulierung und gewerkschaft-
licher Interessenvertretung«.

Forschung über Tarifpolitik

1989 übernahm Reinhard Bispinck in Nachfolge von Ingrid Kurz-Scherf die 
Leitung des WSI-Tarifarchivs. Dies war, noch kurz vor dem Fall der Mauer, 
die Zeit der Umsetzung der in den Jahren zuvor erkämpften Wochenar-
beitszeitverkürzung und der beginnenden Auseinandersetzungen um die 
Flexibilisierung und Dezentralisierung von Tarifverträgen. Reinhard Bis
pinck hatte sich hier – wie das WSI insgesamt – schon früh und sehr ent-
schieden für die 35-Stunden-Woche eingesetzt. Das 1983 gemeinsam mit 
Gerhard Bäcker und Gerhard Bosch für die Memorandum-Gruppe ver-
fasste Buch »35-Stunden sind genug« wurde mit einer Auflage von meh-
reren 10.000 Exemplaren ein seitdem nie mehr erreichter quantitativer (!) 
Publikationserfolg (Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 1983, s.a. 
Bäcker/Bispinck 1984). 

In den ersten Jahren, in denen Reinhard Bispinck das Tarifarchiv leitete, 
stand die Tarifpolitik ganz im Zeichen der deutschen Vereinigung. Wäh-
rend der Vereinigungsboom in Westdeutschland noch einmal außerge-
wöhnlich hohe Lohnsteigerungen ermöglichte, ging es in Ostdeutschland 
darum, neue Tarifvertragsstrukturen aufzubauen und schrittweise die ost-
deutschen Tarifniveaus an westdeutsche Standards anzugleichen (Bispinck 
1991). Das Tarifarchiv wurde dabei zum Chronisten dieses Angleichungs-
prozesses, der nicht nur deutlich länger als ursprünglich erwartet gedauert 
hat, sondern in einigen Bereichen auch heute – mehr als 25 Jahre nach der 
Vereinigung – immer noch nicht vollständig abgeschlossen ist. 

Neben der deutschen Vereinigung hat Reinhard Bispinck Anfang der 
1990er Jahre auch damit begonnen, sich mit den tarifpolitischen Herausfor-
derungen der europäischen Integration zu beschäftigen, und hat zusammen 
mit Wolfgang Lecher ein Handbuch über Tarifpolitik in Europa heraus-
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gegeben, das erstmals in deutscher Sprache eine systematische Darstellung 
und Analyse der Tarifvertragssysteme aller damaligen EU-Staaten enthielt 
(Bispinck/Lecher 1993). Ende der 1990er Jahre hat er dann zusammen mit 
Thorsten Schulten für den damaligen Europäischen Metallgewerkschafts-
bund (der heute Teil von IndustriAll ist) ein internationales Forschungs-
projekt über die Auswirkungen der Europäischen Währungsunion und die 
Möglichkeiten einer gewerkschaftlichen Koordinierung der Tarifpolitik in 
Europa durchgeführt (Schulten/Bispinck 1999). Seither gehören europä-
isch vergleichende Tarifanalysen und Untersuchungen über den Einfluss 
der EU auf die nationale Tarifpolitik zum festen Bestandteil der Tariffor-
schung am WSI.

Zu den Kernthemen, die Reinhard Bispinck über die gesamte Zeit als 
Leiter des WSI-Tarifarchivs beschäftigten, gehörten auch die Debatten um 
die Krise und Zukunft des deutschen Flächentarifvertragssystems.1 Er selbst 
hat hierzu mehrere Sammelbände herausgegeben (z.B. Bispinck 1995, 2007, 
2011a; Bispinck/Schulten 2010) sowie zahlreiche Aufsätze und Studien ver-
fasst (z.B. Bispinck 2004, 2007, 2010, 2016; Bispinck/Schulten 1998, 2005, 
2009; Bispinck/WSI-Tarifarchiv 1999, 2003). Aufgrund seiner detaillierten 
Kenntnis der deutschen Tariflandschaft war es ihm dabei ein besonderes 
Anliegen, mit umfangreichen empirischen Analysen, den Mythos vom 
»starren und unflexiblen deutschen Tarifsystems« zu entzaubern. Erst in 
jüngster Zeit hat er dies einmal mehr mit einer Studie über die vielfältigen 
tarifvertraglichen Möglichkeiten zur Gestaltung der Arbeitszeit unterstri-
chen (Bispinck/WSI-Tarifarchiv 2016).

Zugleich hat er kritisch auf die Ambivalenzen einer zunehmenden De-
zentralisierung der Tarifpolitik hingewiesen, die die Funktionsbedingungen 
des Flächentarifvertrages zu unterminieren und die Verhandlungsmacht 
zugunsten der Unternehmen zu verschieben drohen. Hierbei konnte er 
sich regelmäßig auf die Ergebnisse der seit Ende der 1990er Jahre durch-
geführten WSI-Betriebsrätebefragungen stützen, wonach die große Mehr-
heit der Betriebsräte der Dezentralisierung der Tarifpolitik bis heute eher 
skeptisch bis ablehnend gegenübersteht (Bispinck/Schulten 2003, Amlin-
ger/Bispinck 2016).

In der Debatte um die Berufsgewerkschaften, die seit den 2000er Jah-
ren in einigen Branchen eigene Tarifverträge abschließen, hat sich Rein-

1  Vgl. hierzu auch die Beiträge von Hensche/Mönig-Raane/Wiethold, Bahn-
müller und Kädtler in diesem Band.
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hard Bispinck zusammen mit Heiner Dribbusch hingegen frühzeitig um 
eine Versachlichung und Entdramatisierung bemüht, ohne einen Zweifel 
daran zu lassen, dass die Kooperation zwischen Gewerkschaften der tarif-
politischen Kleinstaaterei vorzuziehen sei (Bispinck/Dribbusch 2008). Da-
bei wandte sich das WSI gegen scheinheilige Forderungen der Arbeitgeber 
nach Tarifeinheit, wird diese doch durch Ausgründungen, Tarifflucht und 
OT-Mitgliedschaften permanent infrage gestellt. 

Schließlich begnügte sich Reinhard Bispinck keineswegs damit, Erosi-
ons- und Krisentendenzen zu diagnostizieren, sondern leistete mit seinen 
wissenschaftlichen Arbeiten auch immer einen wichtigen Beitrag zur Su-
che nach neuen Wegen der Re-Stabilisierung des deutschen Tarifvertrags
systems (Bispinck/Schulten 2009). Dies galt vor allem für die Untersuchung 
des wachsenden Niedriglohnsektors in Deutschland und den Möglichkeiten 
tarifvertraglicher und gesetzlicher Mindestlöhne, die er bereits Mitte der 
1990er Jahre zusammen mit Claus Schäfer begonnen und seit den frühen 
2000er Jahren mit Thorsten Schulten zu einem Schwerpunkt der WSI-For-
schung ausgebaut hat (z.B. Bispinck 1996, Bispinck u.a. 2004, Schulten u.a. 
2006, Bispinck/Schulten 2008).

Hinzu kommen Arbeiten zur Entwicklung der Allgemeinverbindlicher-
klärung (AVE) von Tarifverträgen und den Möglichkeiten, durch eine 
stärkere Nutzung der AVE die Tarifbindung zu stärken (Bispinck u.a. 2003, 
Bispinck 2012, Schulten/Bispinck 2013). Reinhard Bispinck kann damit mit 
Recht als ein wichtiger Vordenker des 2014 verabschiedeten Tarifautono-
miestärkungsgesetzes angesehen werden, mit dem der gesetzliche Mindest-
lohn eingeführt und die Nutzung der AVE reformiert wurde.

Das WSI-Tarifarchiv

Neben seinen vielfältigen wissenschaftlichen Arbeiten hat Reinhard Bis
pinck das WSI-Tarifarchiv zu einer allgemein anerkannten und geschätz-
ten Institution ausgebaut, die wie keine andere für aktuelle Informationen 
und Analysen über das Tarifgeschehen in Deutschland steht. Beigetragen 
haben nicht nur die regelmäßig erscheinenden Monats-, Halbjahres- und 
Jahresberichte zur aktuellen Entwicklung der Tarifpolitik, sondern vor 
allem auch das einzigartige Angebot an Tarifdaten und Statistiken sowie 
Studien, Berichten und Analysen, die auf den Internetseiten des WSI-Ta-
rifarchivs unter www.tarifvertrag.de abrufbar sind. Hierbei kam Reinhard 
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Bispinck seine große Affinität zu modernen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien zugute, die ihn sowohl im Hinblick auf das Internet 
als auch die Nutzung von Social Media zu einem Pionier im WSI machten. 
Es war kein Zufall, dass er sich 2004 sofort für den aus den Niederlanden 
kommenden Vorschlag begeisterte, über eine kontinuierliche Online-Be-
fragung Daten über die tatsächlich gezahlten Löhne und Gehälter zu sam-
meln. Damit war das bis heute erfolgreiche Projekt Lohnspiegel geboren 
(www.lohnspiegel.de). 

Vielleicht weil er in seinen Anfangsjahren als Journalist gearbeitet hatte, 
hat Reinhard Bispinck immer großen Wert auf Medien- und Pressearbeit 
gelegt. Es verging kaum eine Woche, in der er nicht mit einem Interview 
oder Zitat zum aktuellen Tarifgeschehen oder einer Veröffentlichung des 
WSI-Tarifarchivs präsent war. Er war über Jahre hinweg damit eines der 
in der Öffentlichkeit bekanntesten Gesichter des WSI. Für Journalist_in-
nen war Reinhard Bispinck stets ein geschätzter Gesprächspartner, den sie 
gerne anriefen, um sich Hintergründe der aktuellen Tarifentwicklungen er-
klären zu lassen. Von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und dem Han-
delsblatt bis hin zum Neuen Deutschland wurde er dabei einmütig für seine 
hohe Fachkompetenz gelobt, was die entsprechenden Beiträge in diesem 
Band unterstreichen.

Last but not least hatten die Gewerkschaften, die wichtigsten Stakehol-
der des WSI, in Reinhard Bispinck einen stets verlässlichen Partner. Er un-
terstützte sie in den Tarifauseinandersetzungen regelmäßig mit aktuellen 
Daten und Analysen und stritt wie kein Zweiter in der öffentlichen De-
batte für die gewerkschaftlichen Positionen. Zugleich war er nie Hofbe-
richterstatter. Reichten Tariferhöhungen nicht aus, die Reallöhne zu sichern, 
wurde auch das vermerkt. Dass die Abschlussrate eines Tarifvertrages un-
ter Berücksichtigung von Laufzeit, Leermonaten, Einmalzahlungen usw. 
meist unter der kalenderjährlichen Erhöhung liegt, wissen natürlich auch 
die Tarifpolitiker in den Gewerkschaften. Trotzdem gefiel es nicht immer 
allen, wenn das Tarifarchiv dies in seinen Berichten auch öffentlich konsta-
tierte. Zum Teil hängt dies mit dem politischen Zyklus von Tarifauseinan-
dersetzungen zusammen: So geht es darum, die eigenen Forderungen mit 
plausiblen sozialen und ökonomischen Argumenten zu untermauern. Zu 
denen zählt dann bei Bedarf auch der Verweis auf die geringeren Lohnab-
schlüsse in früheren Jahren. Nach einem Tarifabschluss verschieben sich 
hingegen die Argumente, da die Gewerkschaften nun für die Akzeptanz 
des erzielten Tarifkompromisses werben müssen.
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Reinhard Bispinck war dieser grundlegende Unterschied zwischen vor 
und nach der Tarifrunde natürlich bewusst und er hat dem in seinen Ar-
beiten und öffentlichen Stellungnahmen immer Rechnung getragen. Wenn 
trotzdem Spannungen auftraten, hat er diese mit großer Geduld versucht 
im direkten Gespräch zu klären. Dabei half ihm sehr, dass er die Fähigkeit 
hatte, die nicht immer einfachen Berechnungen des Tarifarchivs transpa-
rent und nachvollziehbar zu machen (Bispinck 2011b). 

Ausgesprochen gerne referierte Reinhard Bispinck vor Mitgliedern von 
Tarifkommissionen und regionalen und örtlichen Gewerkschaftsgremien. 
Dabei nahm er gerne auch Einladungen kleinerer Gewerkschaften an. Im 
Kontakt mit einfachen Mitgliedern und ehrenamtlich tätigen Gewerk-
schafter_innen lernte er das Wissen des Tarifarchivs allgemein verständlich 
zu vermitteln und konnte für sich selbst wichtige Eindrücke mitnehmen. 

Die große Anerkennung der Arbeit des WSI-Tarifarchivs basiert auf sei-
ner wissenschaftlich unabhängigen Darstellung und Analyse der Tarifergeb-
nisse. Gerade für die Gewerkschaften ist dies von unschätzbarem Wert, weil 
sie nur so ein realistisches Gesamtbild über den Stand und die Entwicklung 
der Tarifpolitik erhalten. Rückgrat des Tarifarchivs sind dabei seine enga-
gierten Sachbearbeiter_innen, die täglich neue Tarifverträgen erfassen und 
deren Daten für die Analyse aufarbeiten. Reinhard Bispinck war sich immer 
bewusst, dass sein Wissen auf dieser sorgfältigen Arbeit beruhte. Nicht er, 
sondern das ganze Team war für ihn das Tarifarchiv. Er hat seinen Mitarbei-
ter_innen größte Wertschätzung entgegengebracht und dies auch immer ge-
genüber Außenstehenden deutlich gemacht. Reinhard Bispinck hat mit dem 
umfangreichen Ausbau und der ständigen Weiterentwicklung des Tarifar-
chivs Maßstäbe gesetzt, an dem es sich auch in Zukunft wird messen lassen. 
Dabei gehen wir fest davon aus, dass Reinhard Bispinck auch über seine Pen-
sionierung hinaus dem WSI noch lange mit Rat und Tat zur Seit stehen wird. 
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Anke Hassel
Ein Leben im WSI
Grußwort für Reinhard Bispinck

Reinhard Bispinck ist seit 1979 Referent beim WSI und seit 1989 Leiter des 
Tarifarchivs. Seit 2013 ist er Abteilungsleiter. Mit seinem Ausscheiden ver-
liert das WSI nicht nur einen beträchtlichen Teil seines organisatorischen 
und institutionellen Gedächtnisses, sondern auch den besten Kenner der 
deutschen Tarifpolitik sowie einen sehr zuverlässigen und fürsorglichen 
Kollegen. Diese Lücke zu schließen, wird nicht einfach werden. 

Es gibt heute nur noch wenige Berufsbiograpfen mit einer Betriebszu-
gehörigkeit von fast 40 Jahren. Dabei war dies früher einmal ein Kennzei-
chen des deutschen Kapitalismus in seiner idealtypischen Form, der sich im 
Kern durch langfristige Beziehungen auszeichnet. Langfristige Beschäfti-
gungsverhältnisse wurden von Institutionen gestützt, die die sozialen Be-
ziehungen zwischen Arbeitnehmern, Managern und Anteilseignern stabi-
lisieren und Austauschbeziehungen auf eine langfristige Grundlage stellen. 
Die Kooperation im Betrieb – vermittelt durch die betriebliche Sozialpart-
nerschaft, ein vergleichsweise rigides Kündigungsschutzrecht und über-
betriebliche Tarifverträge – erlaubte und erzwang eine langfristige Perso-
nalpolitik. Langfristige Kapitalbeziehungen zwischen Unternehmen und 
Formen der Unternehmensfinanzierung wurden durch eine geringe Markt-
kapitalisierung von Unternehmen und das System der Hausbanken geför-
dert. Die einzelnen Bestandteile des deutschen Kapitalismus stützten sich 
dabei gegenseitig: die berufliche Bildung hängt von dem Tarifsystem ab, 
das wiederum nur im Zusammenspiel mit der betrieblichen Sozialpartner-
schaft funktionieren kann. Dementsprechend waren in Deutschland Ar-
beitnehmer Anfang der 1990er Jahre über zehn Jahre bei ihrem damaligen 
Arbeitgeber beschäftigt, während es in den USA 6,7 Jahre und in Großbri-
tannien 8 Jahre waren (Hassel 2006). 

Reinhard hat den größten Teil seines Berufslebens damit verbracht, die 
Tarifpolitik als zentralen Mechanismus im Maschinenraum des deutschen 
Modells zu dokumentieren und zu erforschen. Dabei begann seine Lauf-
bahn im WSI, als sich das Goldene Zeitalter des Wohlfahrtskapitalismus 
schon seinem Ende zuneigte. Die 1980er Jahre waren vom Niedergang der 
Gemeinwirtschaft geprägt wie auch von der »geistig-moralischen Wende« 
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der Regierung Kohl. Sie waren auch der Wendepunkt der gewerkschaft-
lichen Organisationsgrade und der Prägekraft der Tarifverträge. Die Wie-
dervereinigung und die Einführung des Euro versetzten der deutschen 
Tarifpolitik einen zusätzlichen nachhaltigen Schock: erst durch die mas-
sive Rezession 1992/93, später durch die Ausrichtung der deutschen Wirt-
schaftspolitik auf Export und Wettbewerbsfähigkeit. Das deutsche Modell 
hat seitdem massiv an institutioneller Stärke verloren.

Dementsprechend ging es in der Folgezeit verstärkt um Liberalisierung 
und Dezentralisierung der Tarifpolitik; um die erfolglosen Bemühungen 
der Reaktivierung des deutschen Korporatismus im Bündnis für Arbeit, 
den betrieblichen Wettbewerbskoalitionen, der Rolle der Tarifpolitik in 
der Eurozone und später in der Auseinandersetzung um den Niedriglohn 
und Mindestlohn.  Als Leiter des WSI-Tarifarchivs war Reinhard nah am 
Geschehen. Er hat die Transformation des deutschen Kapitalismus beglei-
tet und immer wieder Impulse gesetzt. Er hat die Notwendigkeit des ge-
setzlichen Mindestlohns frühzeitig erkannt und immer wieder an die ge-
sellschaftliche – nicht nur betriebliche – Rolle der Tarifpolitik erinnert.  

Wir werden Reinhards ruhige und bestimmte Art vermissen und können 
an dieser Stelle nur versprechen, dass wir uns auch weiterhin um das Tarif
archiv und eine hochwertige Expertise zur deutschen und europäischen Ta-
rifpolitik kümmern werden. Reinhard soll beides in guten Händen wissen.   
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Detlef Hensche/Margret Mönig-Raane/ 
Franziska Wiethold 
Das WSI-Tarifarchiv – kritischer Begleiter 
gewerkschaftlicher Tarifpolitik 

Die Tarifpolitik steht im Zentrum gewerkschaftlicher Arbeit. Auf diesem 
Feld beeinflussen die Gewerkschaften aus eigener Kraft die Arbeitsbedin-
gungen und die Verteilung der Erträge. Hier steht stets aufs Neue auf dem 
Prüfstand, wie nahe die Gewerkschaften an den sozialen und betrieblichen 
Problemen sind. 

Diese zentrale Bedeutung hat die Tarifpolitik in den Gewerkschaften 
erst im Verlauf einer doppelten Entwicklung ab den 50er Jahren des 20. 
Jahrhunderts bekommen: Einerseits machten die Jahre des wirtschaft-
lichen Aufschwungs eine vor allem im Lohnbereich erfolgreiche Tarifpo-
litik möglich. Andererseits scheiterten die politischen Neuordnungspläne 
der Gewerkschaften an den politischen Machtverhältnissen. In den Ge-
werkschaften trat das politische Mandat hinter die Tarifautonomie zurück; 
denn diese versprach Reformen aus eigener Kraft. Häufig genug blende-
ten Gewerkschaften dabei aus, in welchem Ausmaß Tarifautonomie auch 
rechtlicher und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen wie dem gesetz-
lichen Tarifvorrang und der Existenz von Arbeitgeberverbänden bedarf, 
die ebenfalls das Institut von Flächentarifverträgen akzeptieren. Mit die-
ser stärkeren Gewichtung von Tarifpolitik verschoben sich auch die inner-
gewerkschaftlichen Gewichte zulasten des DGB. Denn Tarifpolitik war 
und ist die Domäne der Gewerkschaften; hier lassen sie sich nicht hinein-
reden, weder vom DGB noch von anderen Gewerkschaften. Die Konzen-
tration auf die eigene Kraft blieb auch nicht ohne Wirkung auf die Hie-
rarchie der Interessen. Denn die gewerkschaftliche Durchsetzungsmacht 
wurzelt in den Zentren gut organisierter und konfliktfähiger Belegschaf-
ten. Deren soziale Lage beeinflusst Richtung und Ziel der Tarifpolitik maß-
geblich, die sich nicht immer mit den Nöten und Interessen der Durchset-
zungsschwächeren deckt. Diese Weichenstellungen der frühen Jahre – die 
prekäre Bipolarität von Politik und eigener Kraft, das Verhältnis zwischen 
gewerkschaftlicher »Mitte« und den wachsenden »Randbereichen« sowie 
die Zentrifugalkräfte innerhalb des DGB – begleiten die Gewerkschaften 
bis auf den heutigen Tag. 
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Betrachtet man vor diesem Hintergrund die Arbeit des WSI-Tarifarchivs, 
liegt das Spannungsverhältnis auf der Hand: Die Gewerkschaften überlas-
sen ihre Tarifverträge dem WSI nicht nur zur Archivierung, sondern un-
terbreiten ihr »Allerheiligstes« auch dem kritischen Blick kommentieren-
der Beobachter. Dass dieses Spannungsverhältnis weitgehend ausgehalten 
wurde, ehrt die Gewerkschaften. Es ist aber nicht zuletzt das Verdienst 
des WSI-Tarifarchivs und seines langjährigen Leiters Reinhard Bispinck. 
Er übernahm die Leitung des Tarifarchivs 1989 – also am Vorabend einer 
tarifpolitischen Wende. Die gewerkschaftliche Tarifpolitik musste Real-
lohn-Verschlechterungen hinnehmen; die Tarifbindung sank; Arbeitgeber 
und Politik stellten die Prägekraft von Flächentarifverträgen generell in-
frage. Gewerkschaften gerieten in die Defensive, auch weil Regierungen und 
Arbeitgeberverbände das bisherige »Modell Deutschland« mit der hohen 
Bedeutung von Tarifverträgen im Rahmen korporatistischer Bündnisse auf-
kündigten und die Flächentarifverträge durch Verbetrieblichungsstrategien 
bewusst unter Wettbewerbsdruck setzten und damit aushöhlten. Die Ge-
werkschaften versuchten, mit unterschiedlichen Strategieansätzen aus der 
Defensive zu kommen – ob mit der kontrollierten Dezentralisierung von 
Flächentarifverträgen, mit dem Versuch, den Korporatismus durch Bünd-
nisse für Arbeit oder auch durch eine Flankierung durch gesetzliche Rege-
lungen wie gesetzlichen Mindestlohn wiederzubeleben. All das war in und 
zwischen den Gewerkschaften hoch umstritten und riskant.

Inwieweit konnte ein WSI-Tarifarchiv und die mit Tarifpolitik befassten 
Wissenschaftler_innen diese Phase der Defensive und Misserfolge einerseits, 
der Suche nach neuen Strategien andererseits auch kritisch ohne Zwang zu 
Neutralität begleiten? Inwieweit nutzten die Gewerkschaften das WSI auch 
zur Diskussion inner- und zwischengewerkschaftlicher Kontroversen? 

Die Empirie – Tarifabschlüsse berechnen, vergleichen,  
ihre Umsetzung begleiten

Das WSI-Tarifarchiv stellt nicht nur Daten über die Tarifabschlüsse aller 
Branchen zur Verfügung, sondern auch zu deren gesellschaftlicher Präge-
kraft: die Höhe der Tarifbindung, die Entwicklung von Realeinkommen 
und Lohnquote usw. Das Tarifarchiv musste wiederholt über Abschlüsse 
berichten, die nicht den verteilungsneutralen Spielraum ausschöpften, ab 
1996 z.T. nicht einmal die Realeinkommen sichern konnten. Oft verbar-
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gen sich die bescheidenen Ergebnisse hinter Einmalzahlungen als Ausgleich 
für Nullmonate; oder längere Laufzeiten ließen die lineare Tariferhöhung 
in besserem Licht erscheinen. Die Versuchung für Tarifpolitiker_innen ist 
groß, beim Abschluss der Öffentlichkeit die jeweils günstigsten Zahlen 
aus dem Gesamtpaket in den Vordergrund zu stellen und die Herrschaft 
über die Interpretation zu behalten. Doch unter den kritischen Augen des 
WSI-Tarifarchivs relativierte sich mancher Erfolg, wenn alle Komponen-
ten des Abschlusses auf ein Jahr umgerechnet und damit vergleichbar ge-
macht wurden und wenn die Ergebnisse auch an den ursprünglichen Zie-
len gemessen wurden. Das war nicht immer frei von Ärger und Vorwürfen. 
Man kann darüber streiten, wie unterschiedliche Komponenten eines Ent-
gelt-Abschlusses in der Summe zu berechnen sind. Aber man sollte nicht 
darüber streiten, dass ein wissenschaftliches Archiv auch ein Korrektiv sein 
muss, wenn Tarifabschlüsse möglichst »gut« dargestellt werden. Diese Un-
abhängigkeit hat dem WSI-Tarifarchiv auch z.B. bei Fachjournalist_innen 
ein Renommee verschafft, das ihresgleichen sucht.

Ähnliche Probleme entstanden, als ab Mitte der 1990er Jahre der Druck 
von Arbeitgebern und Politik auf die Flächentarifverträge wuchs, durch die 
nicht nur tariffreie Zonen entstanden, sondern auch in tarifgebundenen Un-
ternehmen Tarifverträge immer weniger eingehalten wurden. Das Tarifar-
chiv analysierte diesen Prozess nicht nur. Es sorgte auch dafür, dass z.B. die 
regelmäßigen Betriebsräte-Befragungen des WSI auch erhoben, in welchem 
Ausmaß Tarifverträge noch eingehalten oder aufgeweicht wurden. Solche 
Auswertungen der tariflichen und betrieblichen Realität können für Tarif-
politiker_innen bitter sein. Aber es gehört zur Redlichkeit, sie auszuhalten.

Schwindende Prägekraft von Tarifverträgen –  
Dezentralisierung von Flächentarifvertragsnormen 

Für Reinhard Bispinck und das Tarifarchiv war ab den 1990er Jahren das 
zentrale Thema der doppelte Angriff auf die Prägekraft von Flächentarifver-
trägen – die rückläufige Tarifbindung und die Dezentralisierung von Tarif-
normen zugunsten betrieblicher Öffnungsklauseln. Die gewerkschaftliche 
Macht wurde nicht nur durch die steigende Arbeitslosigkeit geschwächt, 
sondern auch durch einen Kurswechsel der Arbeitgeberverbände und der 
Politik: Die Tarifbindung sank durch Verbandsaustritte, durch den be-
wussten Verzicht auf Tarifbindung in neuen Branchen wie IT, Callcenter, 
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Telekommunikation usw. und die Nutzung der in fast allen Arbeitgeber-
verbänden neu eingeführten OT-Mitgliedschaft (Mitgliedschaft ohne Ta-
rifbindung). Arbeitgeberverbände erzwangen bei Tarifabschlüssen immer 
häufiger Öffnungsklauseln, durch die Tarifstandards in Betrieben unter-
schritten werden konnten – ob durch Arbeitszeitkorridore oder bei Entgelt. 
Die Bundesregierungen – zunächst CDU/FDP, dann 2003 auch Rot-Grün 
unter Gerhard Schröder – drohten sogar mit einer Abschaffung des Tarif-
vorranges gegenüber betrieblichen Regelungen, wenn die Gewerkschaften 
nicht »freiwillig« Tarifnormen für nach unten abweichende betriebliche 
Regelungen öffnen würden. Die Gewerkschaften gerieten nicht nur unter 
den Druck der öffentlichen Meinung und der Aufkündigung hoher Tarif-
bindung durch die Arbeitgeberverbände. Wenn Arbeitgeber ankündigten, 
Arbeitsplätze abzubauen oder gar den Standort zu verlagern, wenn nicht 
Lohnzugeständnisse gemacht würden, gerieten sie auch gegenüber Beleg-
schaften in die Zwickmühle, entweder tarifliche Sonderregelungen zur Kos
tensenkung zu akzeptieren oder »als Hüter der Tarifnorm« für den Verlust 
von Arbeitsplätzen verantwortlich gemacht zu werden. 

Diese Dezentralisierung und Flexibilisierung von Normen des Flächen-
tarifvertrages wurde für Reinhard Bispinck und die mit Tarifpolitik be-
fassten WSI-Wissenschaftler_innen ab Mitte der 1990er Jahre das beherr-
schende Thema. Sie befürchteten, dass unter dem Druck »einer säkularen 
Krise des keynesianisch-fordistischen Nachkriegskapitalismus« (Bispinck/
Schulten 1998) Tarifverträge anstelle ihrer wettbewerbsneutralisierenden 
Funktion Teil des Wettbewerbs um die niedrigsten Lohnkosten werden 
sollten, mit all dem damit verbundenen betrieblichen Erpressungspoten-
zial. Sie sahen, in welcher Defensive die Gewerkschaften sich auch durch 
die steigende Arbeitslosigkeit befanden, die die Sicherung der Arbeitsplätze 
zum zentralen Thema machte. Sie sahen auch, dass die Krise des Flächen-
tarifvertrags sich nicht allein mit tarifpolitischen Antworten überwinden 
ließ, es sei denn, die Gewerkschaften wären in allen potenziell abtrünnigen 
Unternehmen imstande, Tarifbindung notfalls durch »Häuserkämpfe« zu 
erzwingen – eine unrealistische Option. Erst durch eine revitalisierte soli-
darisch-keynesianische Wirtschaftspolitik könnten – so Bispinck/Schulten 
(1998) – die ökonomischen Rahmenbedingungen für stabile Flächentarif-
verträge geschaffen werden. Aber das genau war das Problem.

Die Gewerkschaften versuchten bis Anfang der 2000er Jahre immer wie-
der, durch »Bündnisse für Arbeit« – ob unter Helmut Kohl oder Gerhard 
Schröder – Tarifpolitik und Wirtschaftspolitik wieder zu verzahnen. Rein-
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hard Bispinck begleitete diese Versuche kritisch-solidarisch; er war über-
zeugt, dass Tarifpolitik ohne wirtschaftspolitische Flankierung überfor-
dert wäre, benannte aber auch die Brüchigkeit dieser Verabredungen, weil 
der Grunddissens über die Rolle von Lohnkosten und wettbewerbsneu-
tralisierenden Tarifverträgen nicht ausgetragen wurde. Die Erklärung im 
Bündnis für Arbeit von 1999, »die Tarifvertragsparteien streben eine Ta-
rifpolitik an, die dem Beschäftigungsaufbau dient«, nannte er zurecht ei-
nen »Formelkompromiss«, den die Arbeitgeber so auslegten, dass nur eine 
»moderate« Lohnpolitik – also Tariferhöhung unter dem verteilungsneu-
tralen Spielraum – die »Wettbewerbsfähigkeit« der Betriebe stärken und 
Beschäftigung aufbauen würde (Bispinck/Schulten 1999). Die Bündnisse 
scheiterten alle, was vorauszusehen war. Regierungen und Arbeitgeber ver-
stärkten den Druck auf die Dezentralisierung von Tarifnormen, dem die 
Gewerkschaften teilweise nachgeben mussten. Sie versuchten schließlich, 
die »wilde Dezentralisierung« – also eine Abweichung von tariflichen Nor-
men ohne Beteiligung der Gewerkschaften – durch eine »kontrollierte De-
zentralisierung« abzulösen: Betriebliche Abweichungen sollten nur noch 
mit konditionierter Zustimmung der Tarifvertragsparteien möglich sein, 
auch um die betriebliche und die Branchenebene wieder stärker miteinan-
der zu verzahnen.

Angesichts der Machtverhältnisse blieb keine realistische Alternative 
zum Konzept der »kontrollierten Dezentralisierung« – so auch die Posi-
tion von Reinhard Bispinck (2004). Trotzdem enthebt diese Strategie nicht 
der Gefahr, dass das Grundprinzip des Flächentarifvertrags – die Neutra-
lisierung des Wettbewerbs – ins Wanken gerät. Die wiederholte Mahnung 
Bispincks bestätigten die regelmäßigen Betriebsräte-Befragungen des WSI 
(Bispinck/Schulten 2003; Amlinger/Bispinck 2016). Sie belegten, in wel-
chem Ausmaß Öffnungsklauseln offiziell oder faktisch inzwischen genutzt 
wurden und wie kritisch die Betriebsräte sie mehrheitlich angesichts der 
betrieblichen Machtasymmetrie einschätzten – beides Fakten, die man-
che Gewerkschafter_innen unterschätzten bzw. nicht wahrhaben wollten.

Betriebliche Besonderheiten stellten die Tarifpolitik auch aus einem an-
deren Grund vor neue Herausforderungen. Nicht nur der Ruf nach Kos
tensenkungen, sondern auch – so Reinhard Bispink – das Bedürfnis vieler 
Beschäftigter nach differenzierteren Normen verlangte neue tarifpolitische 
Antworten. Vor allem bei der Arbeitszeitgestaltung trafen Einheitslö-
sungen die Bedürfnisse vieler Beschäftigter nach mehr individuellen Spiel-
räumen nicht mehr. Aber inwieweit kann gewerkschaftliche Tarifpolitik 
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diese neuen Bedürfnisse in einer Zeit aufgreifen, in der Arbeitgeber sämt-
liche kollektiven Normen bedrohen und die Gewerkschaften sich eher im 
Abwehrkampf befinden? Eine Frage, die in den Grundsatzartikeln in den 
WSI-Mitteilungen immer wieder benannt, aber zu wenig aufgegriffen und 
diskutiert wurde. 

Noch dringlicher stellte sich das Problem bei der Beschäftigungssi-
cherung, bei der betriebliche Lösungen gefragt waren. Hier gelang es den 
Gewerkschaften, vor allem durch befristete Arbeitszeitverkürzung (das 
VW-Modell als quasi Initialzündung) im Rahmen von Beschäftigungssi-
cherungs-Tarifverträgen die ins Stocken geratene Arbeitszeitverkürzung 
anstelle einfacher Kostensenkungsprogramme wieder zu beleben. Das Ver-
hältnis von Tarifpolitik in großen Flächentarifbereichen und Betriebspoli-
tik war damit mal wieder aufgerufen. 

Bispinck/Schulten (2005) setzten dabei in einem Grundsatzartikel in den 
WSI-Mitteilungen »Deutschland vor dem tarifpolitischen Systemwechsel« 
andere Akzente als wenige Ausgaben später Berthold Huber und andere 
in ihrem Grundsatzartikel »Tarifpolitik ist Betriebspolitik, Betriebspolitik 
ist Tarifpolitik« (Klebe u.a. 2005). Bispinck/Schulten betonten stärker die 
wettbewerbsneutralisierende und betriebsübergreifende Funktion von Flä-
chentarifverträgen, während Huber u.a. auf eine stärkere betriebliche Ver-
ankerung der Tarifpolitik setzten. Das hätte der Beginn einer intensiven, 
auch öffentlichen Diskussion werden können, in denen auch die WSI-Ana-
lysen hätten offensiver genutzt werden können. Diese Diskussion wurde 
geführt, aber eher in kleinen Zirkeln, im Rahmen der jeweiligen Einzelge-
werkschaft, die ihren jeweiligen Akzent setzte. 

Inzwischen scheint ein gewisser Stillstand eingetreten zu sein; die großen 
Angriffe auf die Institution »Flächentarifvertrag« bleiben – vorerst – aus. 
Die Gewerkschaften konnten – so dokumentiert das WSI seit Jahren – in 
den letzten Jahren durch Tariferhöhungen die Realeinkommen wieder stei-
gern. Die Tarifbindung selber ist aber nicht gestiegen, sondern verharrt auf 
nach wie vor niedrigem Niveau. Wie kann die Tarifbindung wieder erhöht, 
die Erosion der Tarifnormen wieder zurückgedreht werden? Wie halten wir 
es mit der aktuell wieder forcierten Diskussion, Tarifbindung auch dadurch 
attraktiv zu machen, dass gesetzliche Regelungen mehr als bisher durch Ta-
rifverträge geändert werden können (Tarifdispositiv) – ein mehr als zwei-
schneidiges Schwert. Insgesamt geht kein Weg an einer Kombination von 
mehr gewerkschaftlicher Kampfkraft, stärkerer betrieblicher Verankerung 
und staatlicher Flankierung z.B. mit dem Mittel erleichterter Allgemein-
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verbindlicherklärung vorbei. Das WSI-Tarifarchiv liefert auch hierfür die 
nötigen Analysen (z.B. Bispinck/Schulten 2009; Bispinck 2016). Sie sollten 
in Diskussionsprozessen stärker genutzt werden.

Die Auseinandersetzungen um den gesetzlichen Mindestlohn 
und den gender pay gap

Die Gewerkschaften und die Öffentlichkeit haben das Ausmaß des wach-
senden Niedriglohnbereichs und die Notwendigkeit von Mindestlöhnen 
erst spät gesehen. Dass sie es aber schließlich doch zu einem zentralen Kam-
pagnenthema gemacht haben, verdanken wir nicht zuletzt der Beharrlich-
keit, mit der Reinhard Bispinck, Thorsten Schulten und Claus Schäfer schon 
in den 1990er Jahren auf die Schwächen der Tarifpolitik aufmerksam mach-
ten. Nachdem wir heute auf zwei Jahre gesetzlichen Mindestlohn zurück-
blicken können, lohnt es sich, dies zu würdigen und vor allem die ursprüng-
lich heftigen innergewerkschaftlichen Kontroversen in Erinnerung zu rufen. 

Der Konflikt um die Bedeutung eines Niedriglohnbereichs und um die 
Notwendigkeit gesetzlicher Maßnahmen wurzelte zum einen in einem 
strukturellen gewerkschaftlichen Aufmerksamkeitsdefizit gegenüber 
»Randbelegschaften«; zum anderen in dem ungeklärten gewerkschaftlichen 
Verhältnis zwischen Tarifvertrag und Gesetz, zwischen der Betonung eige-
ner Kraft – der Tarifautonomie – und politischer Flankierung.

Dass Niedriglöhne bereits seit Mitte der 1990er Jahre auf dem Vormarsch 
waren, wurde von den Industriegewerkschaften sehr spät zur Kenntnis ge-
nommen, da sie in ihren »Kernbereichen« noch verschont geblieben waren. 
Spätestens mit der rückläufigen Zahl allgemeinverbindlicher Tarifverträge 
(häufig blockiert durch die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände, 
BdA) und der Öffnung des Binnenmarktes wuchs dieses Problem in be-
stimmten Branchen rasant. Die IG BAU setzte deshalb bereits Mitte der 
1990er Jahre für die Baubranche durch, das mit Hilfe der EU-Entsende-
richtlinie für die Bauwirtschaft ein allgemeinverbindlicher Mindestlohn 
auch ohne Zustimmung der BdA durchgesetzt werden konnte. Dieser 
Erfolg blieb aber eine Ausnahme. Die rot-grüne Regierung unter Schrö-
der brachte 1999 sogar in das »Bündnis für Arbeit« das Ziel ein, durch die 
Schaffung eines Niedriglohnbereichs Arbeitsplätze im geringer qualifi-
zierten Bereich zu schaffen. Es gab dagegen keine gemeinsame Front der 
Gewerkschaften, da vor allem die Industriegewerkschaften sich davon nicht 
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betroffen fühlten. Auf einer Konferenz 1999 kritisierten die zukünftigen 
ver.di-Gewerkschaften diese Pläne, die – zusammen mit der NGG – in ih-
ren Branchen genügend Erfahrungen mit Niedriglöhnen hatten sammeln 
müssen. Wir konnten uns dabei wesentlich auf die kontinuierlich erschei-
nenden Ausarbeitungen des WSI beziehen, die bereits auf den wachsen-
den Niedriglohnsektor in Deutschland hingewiesen haben (Pohl/Schä-
fer 1996). Nachdem das »Bündnis für Arbeit« gescheitert und durch die 
»Agenda-2010«-Politik ersetzt worden war, forcierte die Bundesregierung 
unter Schröder die Ausweitung eines Niedriglohnbereichs u.a. durch die 
Einführung einer verkürzten Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes und den 
Zwang, auch schlecht bezahlte Arbeit anzunehmen (Hartz IV). Dagegen 
setzte ein öffentlicher Proteststurm ein, den der damalige SPD-Fraktions-
vorsitzende Müntefering einzufangen versuchte: Er brachte 2004 die Idee 
einer gesetzlichen Lohnuntergrenze ein. Voraussetzung sei aber, dass sich 
die Gewerkschaften auf ein gemeinsames Konzept dafür einigen würden. 
Man kann lange philosophieren, ob dieses Angebot ernst gemeint oder eher 
eine Falle war; immerhin trug der damalige Arbeits- und Wirtschaftsminis
ter Clement den Plan nicht mit und die innergewerkschaftlichen Kontro-
versen waren bekannt. Auf jeden Fall hatten die Gewerkschaften jetzt den 
schwarzen Peter und behielten ihn, da sie sich im SPD-Gewerkschaftsrat 
nicht auf ein Konzept einigen konnten. Sie konnten die Grundsatzauseinan-
dersetzung nicht klären, inwieweit es angesichts der wachsenden weißen 
Flecken in der Tariflandschaft unumgänglich sei, neben einer Stärkung der 
Tarifbindung auch eine gesetzliche Lohnuntergrenze einzuziehen (Position 
von NGG und ver.di), oder inwieweit dies die Tarifautonomie gefährde, 
weshalb per erleichterter AVE bzw. Ausweitung der Entsenderichtlinie die 
Festlegung einer Lohnuntergrenze Sache der Tarifvertragsparteien bleiben 
solle (so die Position vor allem der Industriegewerkschaften). Die Bundes-
regierung war angesichts dieser Differenzen fein heraus. Erst 2006 konn-
ten sich die DGB-Gewerkschaften auf ein gemeinsames Konzept zum ge-
setzlichen Mindestlohn und eine gemeinsame Kampagne einigen, die davor 
überwiegend von NGG und ver.di getragen worden war.

Auch diese gewerkschaftliche Kontroverse wurde viel zu wenig öffent-
lich ausgetragen. Im Jahr 2004 haben sich Reinhard Bispinck, Claus Schäfer 
und Thorsten Schulten in einem Beitrag in den WSI-Mitteilungen erstmals 
öffentlich für die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns ausgespro-
chen (Bispinck u.a. 2004) und mussten dafür einiges an Kritik aus den Ge-
werkschaften einstecken. Thorsten Schulten ergänzte dies regelmäßig um 
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Berichte über die europäische Mindestlohnpolitik, denen wir entnehmen 
konnten, wie einsam Deutschland inzwischen mit seinem Verzicht auf eine 
verbindliche Lohnuntergrenze war. Dabei ging es hier um eine Grundsatz-
frage – dem Verhältnis von Tarifpolitik und Gesetzen gerade in Zeiten der 
Aufkündigung tarifpolitischer Bindekraft. Das WSI war und ist weit davon 
entfernt, vorschnell beim Gesetzgeber das Heil zu suchen, wenn tarifpoli-
tische Erfolge ausbleiben. Seine Mitarbeiter hatten immer wieder themati-
siert, dass sich in zentralen Fragen wie z.B. der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall, der Arbeitszeit, dem Kündigungsschutz, der Re-Regulierung der 
Leiharbeit tarifpolitische und gesetzliche Lösungen ergänzt hatten – ob in 
Form von gesetzlichen Regelungen als allgemeine Untergrenze, die durch 
Tarifverträge verbessert werden können, oder in Form von Tariferfolgen, 
die dann durch Gesetze verallgemeinert werden. Diese Verzahnung von 
Tarifpolitik und Kampf um Gesetze zeigte sich auch beim Mindestlohn: 
Die Gewerkschaften hatten parallel zu ihrer Forderung nach einem gesetz-
lichen Mindestlohn dies auch zu einem tarifpolitischen Schwerpunktthema 
gemacht und systematisch bereits vor 2015 die Tarifgruppen mit Entgelten 
unter dem geforderten Mindestlohn abgebaut bzw. die Entgelte deutlich 
erhöht. Das WSI-Tarifarchiv dokumentierte diesen Rückgang und zeigt 
damit exemplarisch, was Gewerkschaften bewegen können, wenn sie Ta-
rifpolitik und Forderungen an den Gesetzgeber in gesellschaftlichen Kam-
pagnen verkoppeln. 

Noch auf einem anderen Feld gingen vom WSI wichtige tarifpolitische 
Impulse aus. Das Institut legte unter der Leitung von Heide Pfarr einen 
Schwerpunkt auf die Untersuchung des gender pay gap und baute unter 
Christina Klenner das GenderDatenPortal auf, in dem der gender pay gap 
differenziert auch nach Branchen und Berufen untersucht wurde. Dabei 
konnte der kritische Blick vor Tarifverträgen nicht Halt machen. Die De-
batte ist nicht neu; auch in Tarifverträgen schleppen sich Diskriminierungen 
fort. Dass etwa Arbeitsanforderungen für Tätigkeiten, die typischerweise 
Frauen übertragen werden, nach anderen (meist schlechter bewerteten) Kri-
terien definiert werden, hat eine lange Tradition, die auch in den Gewerk-
schaften früher wirkungsmächtig waren. Nachdem ab den 1980er Jahren 
auch innerhalb der Gewerkschaften die Frauenbewegung stärker wurde und 
höchstrichterliche Entscheidungen feststellten, dass dies verfassungs- und 
europarechtswidrig sei, begannen die Gewerkschaften, dies zu korrigieren. 
Nicht selten scheiterten diese Korrekturen an den Grenzen gewerkschaft-
licher Durchsetzungsmacht gerade in Zeiten bedrohter Realeinkommen. 
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Allzu oft setzte sich auch die Sicht der gewerkschaftlichen, männerdomi-
nierten Mitte durch; allzu oft waren auch in den Gewerkschaften traditi-
onelle gesellschaftliche Wertungen immer noch lebendig. Einige proble-
matische Tarifregelungen existieren deshalb bis heute und tragen zu dem 
gender pay gap mit bei. Die Daten des WSI-GenderDatenPortals nutzte 
das BMFSFJ auch in der aktuellen Auseinandersetzung um den Entwurf 
zu einem Gesetz »für mehr Lohngerechtigkeit zwischen Frauen und Män-
nern« (Entgeltgleichheitsgesetz). Im Referentenentwurf war noch vorge-
sehen, dass auch Tarifverträge auf ihre Diskriminierungsfreiheit hin unter-
sucht werden sollten. Dies stieß auf gewerkschaftliche Vorbehalte, die die 
Tarifautonomie bedroht, ja sogar »untergraben« sahen. Zu Unrecht: Die 
Tarifautonomie begründet bestenfalls eine Richtigkeits- bzw. Gerechtig-
keitschance, aber keine Richtigkeits-Gewähr. Dennoch fanden die gewerk-
schaftlichen Einwände Gehör. Der Entwurf des Koalitionsausschusses vom 
27.10.2016 sieht für tarifgebundene und tarifanwendende Arbeitgeber nur 
noch eine eingeschränkte Berichtspflicht vor und spricht den betroffenen 
Frauen ein stark reduziertes Auskunftsrecht zu. Diese Privilegierung ta-
riftreuer Unternehmen soll die Tarifbindung fördern. Das ist der Mühe 
wert, aber nicht um jeden Preis. Das Recht von Frauen auf Entgeltgleich-
heit ist nicht disponibel; seine Schutzwürdigkeit duldet keinen Nachlass 
zur Belohnung unternehmerischer Tarifbindung. Auch die Tarifautonomie 
genießt als Teil der Koalitionsfreiheit verfassungsrechtlichen Schutz, doch 
befreit dies nicht von der zwingenden, auch im Tarifvertrag zu beachten-
den Gleichbehandlung. Wenn Tarifregelungen dem Gleichheitsgrundsatz 
widersprechen und die Gewerkschaften bisher nicht die Kraft hatten, dies 
zu ändern, so muss das auch benannt werden können – auch von einem ge-
werkschaftsnahen Institut. 

Auch die harten innergewerkschaftlichen Kontroversen um das »Ta-
rifeinheitsgesetz« konnten weder in den WSI-Mitteilungen noch in an-
deren gewerkschaftsnahen Publikationen offen ausgetragen werden. Das 
WSI musste sich auf die quasi neutrale Position eines Fakten-Darstellers 
zurückziehen, der die Auseinandersetzung um die angebliche Gefährdung 
der Tarifeinheit durch Berufsgewerkschaften durch Zahlen über ihre re-
ale Wirkungsmächtigkeit quasi »wertberichtigte«. Immerhin konnte 2015 
ein entsprechender Vortrag von Reinhard Bispinck in der »Gegenblende« 
veröffentlicht werden (Bispinck 2015). Auch hier die Frage: Warum war es 
nicht möglich, diese Kontroverse zwischen den Gewerkschaften offen z.B. 
in Veröffentlichungen des WSI auszutragen?
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Zum Schluss: Das, was Reinhard Bispinck zusammen mit seinen Mit-
streiter_innen im WSI um das Tarifarchiv und um das Thema Tarifpolitik 
aufgebaut hat, hat einer ganzen Generation an Tarifpolitiker_innen un-
schätzbare Dienste geleistet. Dass manche seiner Einschätzungen auf Kritik 
stießen, gehört zur Natur der Sache. Bedauerlich war allerdings, dass diese 
Kritik eher intern geäußert wurde, dass unterschiedliche Positionen zu sel-
ten in offenen Kontroversen ausgetragen wurden. Starke Gewerkschaften 
brauchen ein WSI und ein WSI-Tarifarchiv mit Menschen wie Reinhard 
Bispinck, an deren strategischer Einschätzung sie sich auch reiben können!
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Perspektiven des deutschen 
Tarifvertragssystems



Reinhard Bahnmüller
Von der Erosion des Flächentarifvertrags  
zur Chance gewerkschaftlicher Erneuerung
Tarifdebatten in der IG Metall vor und nach  
dem »Pforzheimer Abkommen«

1. Krise des Flächentarifvertrags? Die Debatte um Öffnungsklauseln 
bis zum »Pforzheimer Abkommen«

Die Erosion der Flächentarifverträge begann schleichend. Warf man Mitte 
der 1990er Jahre einen Blick auf die Zahlen zur Tarifbindung, schien die 
Entwicklung zwar nicht erfreulich, aber auch nicht übermäßig besorgnis
erregend. Noch lag die Quote der erfassten Beschäftigten in der Gesamt-
wirtschaft bei über 80% und die der Betriebe bei über 60%. Unüberseh-
bar war allerdings auch: Der Zenit in der Tarifbindung war überschritten. 
Die Quoten sanken, im Osten rapide, im Westen deutlich langsamer, aber 
schon seit Mitte der 1980er Jahre stetig. 

Zudem brodelte es in den Arbeitgeberverbänden, nicht nur in der Me-
tall- und Elektroindustrie (M+E), aber dort besonders heftig. Ein »bestand
erschütterndes Nachbeben« (Schauer 1995: 37) löste der Tarifabschluss 
1995 aus, der allgemein als »Sieg der IG Metall« interpretiert wurde. Es war 
nicht die übliche Kritik nach einem arbeitgeberseitig als zu hoch bewer-
teten Tarifabschluss. Die Kritik war fundamentaler. Der Flächentarifver-
trag insgesamt wurde an den Pranger gestellt. Er sei zu starr, zu inflexibel, 
zu wenige differenziert und – last but not least – zu teuer. Gesamtmetall 
drohte mit seiner Selbstauflösung, sollte die IG Metall nicht zu einer um-
fassenden Flexibilisierung der Flächentarifverträge bereit sein. Fundamen-
talkritiker plädierten für eine komplette Abschaffung von Tarifverträgen 
und Spitzenfunktionäre des BDI gaben ihre Lagerfeuerphantasien zur Ver-
brennung von Tarifverträgen zum Besten. 

Und die Kritik wurde praktisch. Im Osten war es den Metallarbeitgebern 
– nach einem Streik – gelungen, den Stufenplan zur Anpassung der Entgelte 
an das Westniveau zu strecken und mit einer »Härtefallklausel« zu verse-
hen. Erstmals konnten nun – bei Zustimmung der Tarifparteien – flächenta-
rifliche Normen unterschritten werden. Eine Übernahme in die westlichen 
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Tarifgebiete wurde abgewehrt, gleichwohl wurden auch dort ohne Akzep-
tanz der IG Metall »betriebliche Beschäftigungsbündnisse« abgeschlossen, 
bei denen mehr oder weniger verbindliche Zusagen zur Beschäftigungssi-
cherung gegen Abschläge bei Tarifnormen »getauscht« wurden. Reihum 
gründeten die Arbeitgeber zudem OT-Verbände. Und die hatten Zulauf.

Wie sollte auf diese Entwicklungen reagiert werden? Musste man die 
Kritik am Flächentarifvertrag wirklich ernst nehmen oder handelte es sich, 
wie einige meinten, hauptsächlich um eine mediale Inszenierung mit dem 
Zweck, das Feld für die Durchlöcherung des Flächentarifvertrags zu be-
reiten? Ließen sich die Angriffe durch eine koordinierte und offensive Ab-
wehrstrategie zurückweisen, oder führte kein Weg daran vorbei, sich auf 
die Dezentralisierung einzulassen und diese möglichst zu kanalisieren und 
zu kontrollieren? Lautete die spannende Frage »nicht mehr, ob, sondern 
was und wie ›verbetrieblicht‹ werden soll und ob dieser Prozess kontrol-
liert oder ›wild‹ verläuft«. Würde zudem eine reine Verteidigungspolitik 
»die in der Dezentralisierung und Flexibilisierung liegenden Möglichkeiten 
einer Reform gewerkschaftlicher Vertretungspolitik (nicht) verschenken?« 
(Bahnmüller/Bispinck 1995: 146f.). 

Mehrheitsfähig waren solche Positionen in der IG Metall nicht. Sie stie-
ßen vielmehr auf harsche Kritik, wie Debatten in gewerkschaftlichen Fo-
ren, in denen sie zur Diskussion gestellt wurden, zeigten (Knauß 2015). Die 
dominante Linie war eine andere. Sie war geprägt von Skepsis gegenüber 
der Krisendiagnose zum Zustand des Flächentarifvertrags, dem Plädoyer 
für einen Reformdiskurs, der sich auf die inhaltliche Erneuerung der Ta-
rifverträge (Stichwort Tarifreform 2000) kaprizieren sollte und größte Be-
denken gegenüber jeglicher »Reformdebatte«, die sich auf die Architektur 
des Tarifsystems, speziell der Einführung bzw. Ausweitung von Öffnungs- 
bzw. Härtefallklauseln und damit der Dezentralisierung der Tarifpolitik be-
zog. »Aus dieser Haltung«, so resümierte Reinhard Bispinck (1998:76) die 
Tarifpolitische Konferenz der IG Metall 1997, »resultierte die dringende 
Forderung, jegliche Reformdiskussion zunächst an konkreten inhaltlichen 
Forderungen festzumachen« und auf eine als »abstrakt« empfundene Dis-
kussion über Strukturkonzepte zur Reform des Tarifsystems zu verzichten..

Zu Beginn der 2000er Jahre und diverse Diskussionsrunden später war 
allerdings nicht mehr zu übersehen, dass der hinhaltende Widerstand der IG 
Metall gegenüber Öffnungsklauseln deren Verbreitung wohl verlangsamen, 
nicht aber stoppen konnte. Akzeptiert werden mussten sie nicht nur im 
Osten, sondern zunehmend auch im Westen, in großen wie in kleinen Be-
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trieben, in gewerkschaftlich gut und schlecht organisierten. Die Zahl ab-
weichender Regelungen wurde beständig größer. Über das Ausmaß wurde 
jedoch Stillschweigen bewahrt. Das Ergebnis war eine zunehmende Dis-
krepanz zwischen »offizieller« Linie und faktischer Politik, zwischen Wi-
derstandsrhetorik und lautlosen Kompromissen und damit eine Glaubwür-
digkeitskrise der IG Metall.

Und der Druck stieg weiter an. Er kam nun nicht mehr nur aus den Be-
trieben und von den Arbeitgeberverbänden, sondern zunehmend auch von 
der Politik. Im Frühjahr 2003 hatte Gerhard Schröder seine »Agenda-Rede« 
gehalten, die CDU/CSU und die FDP bereiteten Gesetzesentwürfe zur 
Abschaffung des Günstigkeitsprinzips vor und die rot-grüne Bundesre-
gierung ließ die Tarifparteien wissen, dass sie entweder »freiwillig« tarif-
liche Öffnungsklauseln vereinbaren sollten oder eine gesetzliche Öffnung 
auf den Weg gebracht werde. Wollte die IG Metall nicht vollends das Heft 
des Handelns aus der Hand geben, führte kein Weg mehr an einer allge-
meinen tariflichen Öffnungsklausel vorbei (Bispinck 2004).

2. Der Umschwung: Das »Pforzheimer Abkommen« und die Folgen

Im Februar 2004 war es dann so weit, das »Pforzheimer Abkommen« wurde 
abgeschlossen. Von tariflichen Mindeststandards konnte nun nach Prüfung 
und Zustimmung der Tarifparteien zum Zweck der Wettbewerbsfähigkeit 
und nachhaltigen Verbesserung der Beschäftigungsentwicklung befristet 
abgewichen werden.

Das Abkommen war zunächst stark umstritten und blieb es auch noch 
geraume Zeit. War es wirklich unvermeidbar? Musste man die Anlässe, in 
denen Tarifabweichungen möglich sind, so weit fassen, weiter als etwa in 
der chemischen Industrie? Ließen sich die Bandbreiten möglicher Abwei-
chungen nicht eingrenzen? Drohte ein Dammbruch oder ließ sich die oh-
nehin laufende Entwicklung eingrenzen und kanalisieren?

Fest stand: Das »Pforzheimer Abkommen« war eine Zäsur in mehrfacher 
Hinsicht. Eine erste betraf die Transparenz im Umgang mit Tarifabwei-
chungen. Die IG Metall zeigte sich bereit, diese nicht mehr wie zuvor mehr 
oder weniger informell zu praktizieren, sie jedoch, da Ausdruck gewerk-
schaftlicher Schwäche, im unzugänglichen Giftschrank der Verwaltungs-
stellen und Bezirksleitungen zu verwahren, sondern Transparenz über die 
abgeschlossenen Vereinbarungen herzustellen. Was ans Licht kam, scho-
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ckierte zwar nicht wenige, beendete jedoch die Glaubwürdigkeitskrise, in 
die sich die IG Metall zunehmend manövriert hatte. 

Eine zweite Zäsur betraf die Anerkennung der veränderten Architek-
tur des Systems industrieller Beziehungen als vorläufig nicht veränderbar. 
Aus dem dualen System der Interessenvertretung klassischer Provenienz 
mit getrennten Arenen der Konfliktaustragung, komplementären Rechts-
normen (Tarifautonomie/Betriebsverfassung), unterschiedlichen Akteuren 
(Tarifparteien/Management, Betriebsrat), abgegrenzten Konfliktgegenstän-
den und divergierenden Konfliktlösungsverfahren (Müller-Jentsch 2007) 
war (ungewollt) ein mehrstufiges System geworden. Diese neuen Realitäten 
waren nun gesetzt und auf sie galt es sich einzustellen. »Zur realistischen 
Einschätzung der politischen Rahmenbedingungen gehört es«, so formu-
lierten es Oliver Burkhard, Frank Iwer und Hilde Wagner (1996:39), »dass 
wir mit dem Modell ›Pforzheim‹ längere Zeit werden leben müssen. Ein 
aktives Zurückdrehen in einer Tarifrunde ist durch die Kräfteverhältnisse 
nicht gedeckt und wäre daher nur zu ›erkaufen‹. Die Preise wären dafür 
aber sehr hoch.«

Die Herausforderungen anzunehmen, erforderte zugleich drittens eine 
Anpassung bzw. Korrektur der Leitideen und gewerkschaftlichen Hand-
lungsmaximen. Die ungewollte und erfolglos bekämpfe Dezentralisierung 
der Tarifpolitik wurde nun als »Chance gewerkschaftlicher Erneuerung« 
begriffen. Durch eine Neubestimmung des Verhältnisses von Tarif- und 
Betriebspolitik sollte versucht werden, aus der Defensive herauszukom-
men und auch beim erzwungenen temporären tarifpolitischen Rückwärts-
gehen organisationspolitische Stärke zu gewinnen (Huber u.a. 2006; Wet-
zel 2007). Betriebliche Konflikte um die Absenkung von Tarifstandards 
sollten ab nun wie Tarifbewegungen angelegt und als tarifpolitische Aus-
einandersetzungen geführt werden, d.h. unter aktiver Einbeziehung der 
Beschäftigten sowie mit gewerkschaftlich legitimierten betrieblichen Ver-
tretern und Tarifkommissionen. »Die Erhöhung der Tariffähigkeit im Be-
trieb durch offensive Anlage betrieblicher Konflikte, Mitgliederbeteiligung 
und Mitgliederentwicklung« wurde »zur Querschnittsaufgabe der gesam-
ten IG Metall« erklärt, zu der auch »eine entsprechende organisationspo-
litische Neuausrichtung« gehört (Burkhard u.a. 2006: 45).

In diesem Kontext erfolgte nun auch eine Wende im Umgang mit der 
Frage der Mitgliederbeteiligung. Ein akzeptabler Output in Form einer Be-
schäftigungssicherung (ggf. noch verbunden mit Investitionszusagen) im 
Tausch gegen (temporäre) Abstriche bei Tarifnormen ließ sich, das zeigten 
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die Erfahrungen der Jahre zuvor, nur realisieren und gegenüber den Mit-
gliedern legitimieren, wenn diese in allen Phasen einer betrieblichen Aus-
einandersetzung einbezogen werden (Rehder 2006). Eine breitere Mit-
gliederbeteiligung wurde damit zu einer nicht mehr kritisch beäugten, 
sondern mit Nachdruck geforderten Strategieempfehlung. Sie galt jetzt 
als »zentraler Ansatzpunkt gewerkschaftlicher Erneuerung«, als »strate-
gische Chance für die IG Metall«. »Mehr Beteiligung wagen« wurde zur 
offiziellen Linie. 

Entsprechend mussten die Praxis und die Regeln verändert werden: 
Abkommen mit tarifabweichendem Inhalt sollten fortan nur noch abge-
schlossen werden, wenn sie von den Mitgliedern auch mehrheitlich ak-
zeptiert wurden. Und diese Empfehlung wurde verbindlich gemacht. 
»Veränderungen von bestehenden Tarifverträgen durch Abweichungstarif-
verträge, Sanierungstarifverträge oder Ergänzungstarifverträge«, so heißt 
es in einem mehrheitlich angenommen Antrag des Gewerkschaftstags 2015 
der IG Metall, »müssen durch die von der Veränderung betroffenen bzw. 
vom Geltungsbereich erfassten Mitglieder selbst legitimiert werden.« Die 
Verhandlungsergebnisse bedürfen nicht nur, wie bisher, der Zustimmung 
der Tarifkommission und des Vorstandes bzw. der Bezirksleitung, son-
dern auch der Mitglieder. Mehr noch. Schon die Aufnahme von forma-
len Verhandlungen über eine Tarifabweichung muss durch sie legitimiert 
werden. Kurzum: Im Kontext des »Pforzheimer Abkommens« ist etwas 
Neues, nicht Intendiertes und zunächst auch nicht in den Blick Gekom-
menes entstanden: Strategieansätze zur Revitalisierung der Gewerkschaften 
durch eine offensive, beteiligungsorientierte und betriebsnahe Tarifpolitik.

Eine Zäsur markiert das Abkommen schließlich viertens hinsichtlich der 
Rolle und des Selbstverständnisses der Gewerkschaft und der Betriebsräte. 
Basierte das Selbstverständnis der Gewerkschaft bis dato darauf, Sachwalter 
der Kollektivinteressen aller Arbeitnehmer zu sein und nicht, wie Betriebs-
räten strukturell und rechtlich vorgegeben, von Belegschaften einzelner Be-
triebe, müssen sie nun ohne Pufferung durch die Institution Betriebsrat das 
einzelbetriebliche Interesse mit dem gesamtgesellschaftlichen in Einklang 
bringen. Damit entfällt die Basis für die bisher übliche Arbeitsteilung zwi-
schen Gewerkschaft und Betriebsrat, die ihr Selbstverständnis in starkem 
Maße prägt und die auch in legitimatorischer Hinsicht hoch funktional war, 
konnte die Gewerkschaft sich doch als Siegelwahrer der Kollektivinteres-
sen der Arbeitnehmerschaft inszenieren und Abweichungen von gewerk-
schaftlichen Prinzipien und Grundsätzen der mangelnden Prinzipientreue 
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von Betriebsräten zugeschrieben werden. Diese Möglichkeit entfällt. Der 
Konflikt zwischen betrieblichem Einzelinteresse und Kollektivinteresse ist 
jetzt innerhalb der Gewerkschaften und nicht mehr zwischen Gewerkschaf-
ten und Betriebsräten auszutragen. Das erhöht die Spannungen innerhalb 
der Gewerkschaft und dies umso mehr, je größer die Diskrepanzen zwi-
schen den jeweils geltenden betrieblichen und sektoralen Arbeitsnormen 
werden und je länger diese anhalten. Wie weit kann, wie weit darf man bei 
der Sicherung von Beschäftigung, die zumeist im Mittelpunkt steht, gehen? 
Ab wann werden durch Tarifabweichungen Betrieben Konkurrenzvorteile 
verschafft, die die Arbeitsstandards Dritter gefährden? Wie lassen sie sich 
kontrollieren und koordinieren? 

Auch das Selbstverständnis der Betriebsräte ist durch die Verbetrieb-
lichung tarifpolitischer Regelungsmaterien tangiert. Als (Mit-)Verhand-
ler_innen bei Tarifabweichungen und Mitglieder betrieblicher Tarifkom-
missionen agieren sie nun sichtbarer als bisher als Gewerkschafter_innen 
und sie tun dies in enger Kooperation mit den betriebsexternen Gewerk-
schaftsrepräsentanten, d.h. den örtlichen Bevollmächtigten oder regionalen 
Bezirksleitungen. In anderem Maße als bisher sind sie auf den Schulter-
schluss mit der Gewerkschaft und deren Unterstützung angewiesen und 
vertreten den eingeschlagenen Weg sowie die gefundenen Kompromisse 
gemeinsam. Ein nicht intendierter Nebeneffekt der Verbetrieblichung der 
Tarifpolitik könnte insofern eine stärkere »Vergewerkschaftlichung der Be-
triebsräte«1 sein.

3. Von der Ausnahme zum akzeptierten Normalfall

Das »Pforzheimer Abkommen« existiert nun seit mehr als zehn Jahren. Öff-
nungsklauseln sind ein zwar bei Betriebsräten mehrheitlich nach wie vor 
ungeliebter,2 jedoch als unvermeidlich akzeptierter Bestandteil der neuen 
Architektur der industriellen Beziehung geworden. Sie haben die Tarifland-

1  Der Terminus geht auf Brigl-Matthiaß zurück, der ihn in seiner in den 1920er 
Jahren durchgeführten Betriebsrätestudie erstmals verwendet hat (Crusius et al. 
1978).

2  Laut WSI-Betriebsrätebefragung 2015 beurteilen lediglich 15% der befragten 
Betriebsräte Öffnungsklauseln »positiv«, 33% »zwiespältig« und 44% »generell 
problematisch« (Amlinger/Bispinck 2016). An diesen Werten hat sich seit der ers
ten Erhebung im Jahr 1997/1998 kaum etwas verändert.
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schaft verändert. Sie ist komplizierter und vielfältiger geworden. Aus dem 
ehemals überschaubaren Gebilde wurde ein bunter Flickenteppich mit un-
terschiedlichen Arten und Qualitäten der Tarifbindung mit: 
n	 Betrieben ohne Tarifbindung jedoch mit Orientierung am Tarifvertrag,
n	 Betrieben, die durch eine Allgemeinverbindlicherklärung Tarifnormen 

unterliegen,
n	 Betrieben, die sich in der Nachwirkung eines Tarifvertrags befinden, 
n	 tarifgebundenen Betrieben mit Anerkennungs-, Firmen-, Haus- oder 

Werkstarifverträgen mit voller oder auch nur teilweiser Übernahme der 
Flächentarifnormen (jeweils mit und ohne Kampffreiheit), 

n	 Betrieben, die qua Mitgliedschaft ihres Arbeitgebers in einem Arbeitge-
berverband an einen Flächentarifvertrag gebunden sind und davon keine 
Abstriche machen sowie schließlich

n	 Betrieben mit Flächentarifbindung, bei denen jedoch entsprechend ei-
ner Sanierungs- bzw. Beschäftigungssicherungsvereinbarung vom Tarif-
vertrag abgewichen wird.

Über die quantitativen Verteilungen lässt sich kein zuverlässiges Bild ge-
winnen. Die Transparenz lässt immer noch zu wünschen übrig. Verband-
sintern mag mehr Transparenz hergestellt worden sein, nach außen drin-
gen nur selten Zahlen, auch nicht zu Tarifabweichungen.

Das war unmittelbar nach Abschluss des »Pforzheimer Abkommens« 
anders. Bei der ersten, von Thomas Haipeter (2009) durchgeführten Be-
standaufnahme wurden im Jahr 2006 insgesamt 850 abweichende Tarifver-
einbarungen gezählt. Abzüglich der bereits ausgelaufenen Fälle (268) so-
wie der Anerkennungstarifverträge (138) verblieben 454 »Pforzheim-Fälle«. 
Bezogen auf die damals 4.214 tarifgebundenen Mitgliedsfirmen von Ge-
samtmetall entsprach dies einer Quote von etwas mehr als 10%. Insgesamt 
kam Haipeter (2009: 153) zu der Einschätzung, Tarifabweichungen hätten 
sich »zu einem festen Bestandteil des Tarifsystems entwickelt«, ein »Flä-
chenbrand aber, der drauf hinausliefe, dass nun ein deutlich größerer An-
teil oder gar eine Mehrzahl der tarifgebundenen Unternehmen Tarifunter-
schreitungen ausgehandelt hätten, hat sich nicht ergeben.« 

Ist es dabei geblieben? Zahlen, die Auskunft über die weitere Entwick-
lung geben könnten, liegen bedauerlicherweise nur wenige vor. Daran än-
derte auch das zehnjährige Bestehen der Vereinbarung nichts, die Anlass 
für eine auch mit Zahlen hinterlegte Bilanz geboten hätte. Gesamtmetall 
veröffentlicht seit 2009 keine Zahlen mehr – bis zu diesem Zeitpunkt gab es 
demnach 730 Vereinbarungen (Gesamtmetall 2009) – und aus den wenigen, 
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welche die IG Metall zugänglich gemacht hat (Geschäftsbericht 2012-2014) 
lässt sich auch kein klares Bild über die weitere Entwicklung gewinnen. 

Bekannt ist immerhin so viel: Die Anzahl abweichender Tarifregelungen 
ist erheblich gestiegen. Waren es 2006 laut Haipeter 850, sind es mittlerweile 
knapp 1.400. Der Anteil verbandsgebundener Betriebe mit einer tarifabwei-
chenden bzw. ergänzenden Vereinbarung lag 2014 bei 49%, jener der dort 
Beschäftigten bei 60% (IG Metall 2015: 126). In diesen Zahlen sind neben 
Sanierungs- und »Pforzheim-Regelungen« auch ergänzende Tarifverträge 
z.B. zu Arbeitszeitkonten, Befristungs- und ERA-Regelungen enthalten. 
Insofern lässt sich nicht sagen, wie viele von den Flächentarifnormen nach 
unten abweichende Vereinbarungen es derzeit gibt, noch wie hoch der An-
teil der Beschäftigten ist, die damit zurechtkommen müssen. Er dürfte be-
trächtlich sein und es deutet auch einiges darauf hin, dass er gestiegen ist.3

Kritik aus den Reihen der Tarifverbände ist trotz, möglicherweise auch 
wegen der stärkeren Inanspruchnahme kaum mehr zu hören. Gab es anfäng-
lich nicht wenige kritische Stimmen, die »Pforzheim« als Niederlage und 
tarifpolitischen Irrweg brandmarkten, oder – abgemildert – als »organisa-
tionspolitische Überforderung« bezeichneten (Burkhard et al. 2006), sind 
solche Töne zwischenzeitlich verstummt. Nicht nur die Arbeitgeber loben 
das Abkommen als »Meilenstein der Tarifgeschichte«, als »wichtiger Bei-
trag zur Standortsicherung bei Erhalt des Flächentarifvertrags«, als »kon-
krete Lösung für die Unternehmen« und nicht zuletzt als »Signal der Er-
neuerungsfähigkeit der Tarifpartner aus eigener Kraft«. Auch die IG Metall 
hat offensichtlich ihren Frieden damit gemacht. Anlässlich des zehnjähri-
gen Bestehens wurde die Vereinbarung von Detlev Wetzel, damals erster 
Vorsitzender der IG Metall, als »ein Musterbeispiel für gelungene interne 
Flexibilisierung« bezeichnet, die, so sein Nachfolger im Amt, die »Tarif-
bindung gestärkt« hat (Hofmann 2016: 144).

In der Tat: Wirft man einen Blick auf die Zahlen, ist seit Abschluss des 
»Pforzheimer Abkommens« die Tarifbindung der Betriebe in der M+E-In-
dustrie nur noch wenig gefallen und bewegt sich seit mehreren Jahren auf 
einem fast konstanten, allerdings ausgesprochen niedrigen Niveau (West 
17%, Ost 5%). Der Anteil der Beschäftigten, die in tarifgebundenen Be-

3  Eine Sonderauswertung der IG Metall Nordrhein-Westfalen bestätigt diese Be-
fürchtung allerdings nur bedingt. Dort wurden im September 150 laufende »Pforz-
heim-Fälle« ermittelt, was bezogen auf die tarifgebundenen Betriebe dieser Re-
gion einer Quote von 12% entspricht. 2006 lag diese noch bei 9% (Rohnert 2016).
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trieben arbeiten, liegt im Westen seit 2008 stabil zwischen 52% und 53%, 
im Osten konnten in den letzten beiden Jahren sogar leichte Zuwächse ver-
zeichnet werden (von 15,1% im Jahr 2011 auf 17,2% im Jahr 2015). Die 
Erosion scheint also gestoppt, der Boden erreicht zu sein. 

Getrübt wird dieses positive Bild allerdings dadurch, dass die nominelle 
Zahl tarifgebundener Betriebe nach wie vor sinkt und jene der OT-Be-
triebe steigt. Das wirkt sich auf die Quote tarifgebundener Beschäftigter 
zwar nur wenig aus, da vor allem Mitglieder von Klein- und Mittelbetrie-
ben in OT-Verbänden organisiert sind. Dennoch: Mitgliedergewinne von 
Betrieben, die als Tarifträger fungieren, konnte Gesamtmetall in den letz-
ten Jahren nicht verzeichnen. Das trifft auch für alle Regionalverbände zu, 
selbst jene, die erklären, für OT-Verbände keine Werbung zu machen. Ein 
»Klebeeffekt« von OT-Mitgliedschaften, die mittelfristig zu einer »Nor-
malmitgliedschaft« und damit zu einer Erhöhung der Tarifbindung füh-
ren, hat es entgegen mancher Verkündigung und Erwartung nicht gege-
ben. Die OT-Mitglieder werden mehr, die Tarifträger weniger. Im Saldo 
gewinnt Gesamtmetall Mitglieder hinzu und liegt derzeit wieder auf einem 
Niveau wie zuletzt 1996. Das Bestandsproblem des Verbandes ist somit ge-
löst, allerdings um den Preis einer Schwächung der Tarifträgerschaft (siehe 
Abbildung 1).

Abbildung 1: Tarifgebundene und OT-Mitglieder von Gesamtmetall 1990 bis 2015
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4. Perspektiven: Turnaround in der Tarifbindung?

Ist eine Trendwende in der Tarifbindung dennoch möglich? Anlass zu vor-
sichtigem Optimismus ergibt sich meines Erachtens aus mehreren Ent-
wicklungen.

Erstens ist, wie dargestellt, der Abwärtstrend in der Tarifbindung weit-
gehend gestoppt. Dies nicht nur in der Metall- und Elektroindustrie, son-
dern ebenfalls in der Gesamtwirtschaft. Auch der Anteil der Unternehmen, 
die über Branchenverträge tarifgebunden sind, bewegt sich seit mehreren 
Jahren auf konstantem Niveau (Ellguth/Kohaut 2016). 

Zweitens wandeln sich die Verhältnisse am Arbeitsmarkt zumindest in 
Teilbereichen zugunsten der abhängig Beschäftigten. Bei der Suche nach 
(qualifizierten) Arbeitskräften kann die Tarifbindung in manchen Bran-
chen und Regionen zum Nachweis attraktiver Arbeitsbedingungen wer-
den. Auch dies kann die Bereitschaft von Arbeitgebern, sich Tarifverbän-
den anzuschließen, erhöhen.

Drittens gibt es auf staatlicher Seite in den letzten Jahren wachsende Be-
reitschaft, die Tarifpartner und das Tarifsystem zu stützen, was Bispinck 
und Schulten (2009) als »Stabilisierung von oben« bezeichnet haben. Zu 
nennen sind hier:
n	 die Reform des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) im Jahr 2009, 

das dessen Geltungsbereich ausweitete und mithin die Möglichkeiten 
verbessert hat, Tarifverträge allgemeinverbindlich zu erklären, ohne 
durch die Restriktion des 50%-Quorums unter den Geltungsbereich 
des Tarifvertrags fallender Beschäftigter ausgehebelt zu werden;

n	 die Reform der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE), die 2014 erfolgte 
und ebenfalls mit einem Verzicht auf das 50%-Quorum verbunden war;

n	 die Tariftreuegesetze der Länder, die es mittlerweile (wieder) in 14 Bun-
desländern (Ausnahmen Bayern und Sachsen) gibt;

n	 die Privilegierung tarifvertraglicher Leistungen im Steuerrecht, die es 
seit geraumer Zeit gibt (z.B. Aufzahlungen bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, Kurzarbeitergeld) und deren Ausbau zur Flankierung 
angestrebter tarifvertraglicher Regelungen als wünschenswert erachtet 
wird (z.B. Elterngeld, für Bildungsteilzeit, für Pflegezeiten oder zur be-
trieblichen Altersversorgung);

n	 tarifdispositive gesetzliche Normen, die durch Tarifvertrag, aber nicht 
durch Einzelarbeitsvertrag (Arbeitsvertrag) abänderbar sind. Sie werden 
in der IG Metall durchaus wohlwollend als »angebotsorientierte An-
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reize zum Abschluss von Tarifverträgen« diskutiert (Hofmann 2016) 
und zur Flankierung anstehender Tarifprojekte (z.B. Eltern- bzw. Qua-
lifizierungszeit) für sinnvoll erachtet.

Ob tarifdispositive Regelungen wirklich helfen, die Tarifbindung zu erhö-
hen, ist fraglich. Sie haben wohl ihren Reiz, erweitern sie doch den Hand-
lungs- und Entscheidungsspielraum der Tarifparteien, sind ein Signal für 
den Vorrang von Tarifverträgen und damit ein Zeichen der Selbstregulati-
onsfähigkeit und Bereitschaft der Tarifverbände. Sie bergen allerdings auch 
nicht unerhebliche Risiken, können sie doch auch zu einem Instrument der 
Reduzierung gesetzlicher Schutzstandards werden (Schlachter/Klauk 2010), 
womit dem Ziel, den Flächentarifvertrag zu stärken, ein Bärendienst erwie-
sen wäre. Auch die Effekte der anderen genannten staatlichen Initiativen 
zur Stützung des Tarifsystems bzw. Stärkung der Tarifbindung, insbeson-
dere die Reform der AVE und des AEntG, sind in ihren bisherigen Effekten 
durchaus überschaubar (Nassabi 2016). Gleichwohl wirkt die erkennbare 
Bereitschaft des Staates, die Rolle der Tarifparteien und der Tarifverträge 
zu stärken und das Verhältnis von staatlicher und tariflicher Regulierung 
in eine neue, die Tarifautonomie befördernde Balance zu bringen, stärkend 
auf die Akzeptanz des Tarifsystems. Die öffentliche Debatte unterschei-
det sich jedenfalls deutlich von jener der 1990er und frühen 2000er Jahre.

Viertens sind zunehmend gewerkschaftliche Initiativen zur Stabilisie-
rung und Erweiterung der Tarifbindung »von unten« zu verzeichnen. Es 
gibt nicht nur entsprechende Absichtserklärungen, sondern operative Pro-
gramme und auch bereits vorzeigbare Erfolge. 

Auf dem Gewerkschaftstag der IG Metall im Herbst letzten Jahres wurde 
die Erhöhung der Tarifbindung zu einem operativen Ziel für die kommen-
den Jahre erklärt. Als »magisches Dreieck« erfolgreicher Politik gelten 
»Mitgliederstärke«, »Beteiligung« und »Tarifbindung« (Hofmann 2016).

Gesteigert werden soll die Tarifbindung erstens im Kern der Wertschöp-
fungsketten, also da, wo sie bis vor Kurzem noch intakt gewesen schien 
und wo durch veränderte Wertschöpfungsketten, Outsourcing sowie Leih- 
und Werkarbeit zwischenzeitlich tariffreie Zonen entstanden sind. Erreicht 
werden soll dies u.a. durch die aktive Einbeziehung bisher nicht tarifgebun-
dener Betriebe in die Mobilisierungsstrategie »regulärer« Tarifbewegungen 
und auch in Warnstreikaktionen. 

Erhöht werden soll die Tarifbindung zweitens in Klein- und Mittelbetrie-
ben (KMUs), die durch sinkende durchschnittliche Betriebsgrößen an Be-
deutung gewinnen, in denen die Tarifbindung jedoch traditionell niedrig ist. 
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Im Rahmen einer mehrjährigen Kampagne soll hier durch spezifische An-
sprachekonzepte und Durchsetzungsstrategien Boden gutgemacht werden. 

Drittens soll an den Rändern der durch Werkverträge entstandenen 
Dumpingsituation ein tarifpolitischer Riegel vorgeschoben werden. Die 
»Kampagne Werkverträge« soll sich an jene zur Leiharbeit anlehnen, mit 
der es gelungen ist, durch aktive Mitgliedergewinnung und tarifpolitisches 
Handeln (auch von Stammbeschäftigten) bessere Arbeitsbedingungen 
durchzusetzen und das Auswuchern von Leiharbeit zu stoppen. Der Fo-
kus liegt auf der Kontraktlogistik, für die perspektivisch neben Anerken-
nungs- und Haustarifen auch eine flächentarifliche Lösung angestrebt wird.

Erste Erfolgsmeldungen gibt es. So wurden in der Tarifrunde 2016 Ak-
tivitäten in 200 Betrieben gemeldet, die Herstellung einer Tarifbindung ge-
lang in 40 Betrieben mit etwa 10.000 Beschäftigten. Verhandlungen wurden 
in 100 Betrieben aufgenommen. Erklärtes Ziel ist es, in fünf Jahren 1.000 
neue Betriebe in die Tarifbindung zu bringen. In Sachsen-Anhalt verein-
barte die IG Metall zudem mit dem Arbeitgeberverband einen Heranfüh-
rungstarifvertrag, der für tarifungebundene Betriebe die Modalitäten re-
gelt, in vier Jahren auf das Niveau des Flächentarifvertrags zu kommen 
(WSI-Tarifarchiv 2016).

Es sind somit durchaus Entwicklungen zu verzeichnen, die eine Trend-
wende in der Tarifbindung nicht nur wünschenswert, sondern machbar er-
scheinen lassen. Allerdings muss auch darauf hingewiesen werden: Eine Er-
höhung der Tarifbindung heißt nicht, dass in allen Betrieben, in denen die 
IG Metall diese erreicht, dieselben Tarifstandards gelten. Abweichungen 
von flächentariflichen Tarifstandards gibt es via »Pforzheimer Abkom-
men«, im Rahmen von Haus- und/oder Anerkennungstarifverträgen und 
es wird sie voraussichtlich auch geben, wenn es der IG Metall etwa für die 
Kontraktlogistik gelingt, ihre einzelbetriebliche Strategie so zu verdichten, 
dass am Ende eine flächentarifliche Lösung steht. Die Erhöhung der Tarif-
bindung ist zwar, wie Jörg Hofmann (2016) zu Recht betont, »eine Frage 
der Gerechtigkeit«, insofern z.B. die Entgelte in tarifgebundenen Betrie-
ben höher und die Entgeltunterschiede zwischen Männern und Frauen ge-
ringer sind als in nicht tarifgebundenen. Realistischerweise sollte allerdings 
hinzugefügt werden: Selbst wenn die Tarifbindung erhöht werden kann, 
wird es ein Gefälle in den Standards auch zwischen tarifgebundenen Be-
trieben auf absehbare Zeit weiterhin geben. Entsprechende Differenzie-
rungen sind vielfach der Preis, der dafür bezahlt werden muss, Betriebe in 
die Tarifbindung zu bringen. 
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Die Standards zu harmonisieren, bleibt ebenso eine gewerkschaftliche 
Daueraufgabe wie die Stabilisierung des Tarifsystems selbst. Der Druck 
hat wohl nachgelassen, aber stabil sind weder dessen neue Wertschätzung, 
noch ist die Trendwende in der Tarifbindung bereits erreicht. Die inten-
sive Nutzung des »Pforzheimer Abkommens« könnte den Druck auf den 
Flächentarifvertrag auch neu entfachen, wenn dessen Normen als vielfach 
nicht erreichbar gelten. Die Gefahr einer erneuten Delegitimierung des Flä-
chentarifvertrags ist nicht vom Tisch. Die Aufgabe, dafür zu kämpfen und 
zu streiten, besteht unvermindert fort. Ohne eine Stärkung der Organisa-
tionsmacht und eine Konflikte nicht scheuende Betriebspolitik wird das 
nicht gehen. Es gibt jedoch nicht nur einen Hebel, der zum Erfolg führt. 
Eine Stärkung »von unten«, eingebettet in eine gesellschaftspolitische De-
batte um den Wert von Tarifverträgen, ist ebenso geboten wie eine weitere 
Stützung »von oben«. 
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Jürgen Kädtler
Krise des Flächentarifvertrags –  
Krise der Sozialpartnerschaft

Dass sich der Flächen- oder Branchentarifvertrag (FTV) in der Krise be-
findet, darf seit Längerem als Gemeinplatz gelten (vgl. u.a.: Bahnmüller/
Bispinck 1995; Streeck 1996; Völkl 1998; Schmitt 1998; Artus 2001). Of-
fenkundiger und als solcher unumstrittener Indikator ist die dramatisch 
gesunkene Tarifbindung: Nur mehr 48% der Beschäftigten bzw. 51% in 
West- und 37% in Ostdeutschland fallen im Jahr 2015 in den Geltungsbe-
reich eines FTV. 1998, als die Krise des Flächentarifs bereits Thema war, 
waren es in Westdeutschland immerhin noch 76 und in Ostdeutschland 
noch 63% gewesen.1 

Hinzu kommen tiefgreifende Veränderungen der Regulierungswirkung 
von Flächentarifverträgen dort, wo sie (noch) gelten: die interne Ausdiffe-
renzierung und Dezentralisierung durch Öffnungsklauseln, die mittlerweile 
obligatorischer Bestandteil von Flächentarifpolitik sind (Bispinck/WSI-Ta-
rifarchiv 1997; 2004) sowie die Tatsache, dass das durch Flächentarifverträge 
garantierte Entgeltniveau in einer zunehmenden Zahl von Fällen zum Leben 
nicht mehr reichte (Bispinck/WSI-Tarifarchiv 2013). Mit der Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns ist dieser letzte Punkt nunmehr ansatz-
weise behoben, allerdings um den Preis eines tiefgreifenden Einschnitts in 
das bis dahin der Tarifautonomie allein vorbehaltene Feld der Entgeltregu-
lierung. Reinhard Bispinck hat zusammen mit Reinhard Bahnmüller früh-
zeitig die Notwendigkeit betont, dem Druck auf die Flächentarifverträge 
nicht allein mit Prinzipientreue und hinhaltender Verteidigung des Status 
quo zu begegnen, sondern mit der Entwicklung von eigenständigen Strate-
gien im Umgang mit veränderten und sich weiter verändernden Handlungs- 
und Durchsetzungsbedingungen (Bahnmüller et al. 1995). Und er hat sich 
damit seinerzeit nicht nur Freunde gemacht. Mittlerweile dürfte die Rich-

1  Ein genaueres Ausleuchten der Inhalte von Firmentarifverträgen, unter die 
2015 in West- und Ostdeutschland nochmals 9% der Beschäftigten fallen, sowie 
dessen, was sich hinter der »Orientierung am Tarifvertrag« bei weiteren 22% ver-
birgt, dürfte die reale Wirksamkeit von Flächentarifverträgen in etwas günstigerem 
Licht erscheinen lassen.
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tigkeit jener Grundeinschätzung kaum noch jemand bestreiten. Ich werde 
im Folgenden zunächst den – auch historischen – Zusammenhang zwischen 
Flächentarif und Sozialpartnerschaft skizzieren und auf dieser Grundlage 
dann deren gemeinsame Krise unter einer Perspektive der Neukonfigura-
tion der Regulierung von Arbeit erörtern.

Tarifautonomie, Flächentarif und die Grundlagen der Sozialpartnerschaft

Die industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik haben sich in den 
Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg als kooperatives Aushand-
lungssystem entwickelt, das von Zeit zu Zeit in (wenigen) exemplarischen 
Konflikten neu justiert wurde. Für diese spezifisch deutsche Form2 der 
Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit hat sich in der politischen All-
tagssprache wie in der internationalen wissenschaftlichen Debatte der Be-
griff der Sozialpartnerschaft bzw. Social Partnership etabliert. So spricht 
etwa Lowell Turner vom (west)deutschen Kapitalismus als »social part-
nerhip capitalism« (Turner 1997: 3), wobei er Sozialpartnerschaft bestimmt 
»als eine Methode der Marktregulierung […], bei der gut organisierte Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer (die »Sozialpartner«) Flächentarifvereinba-
rungen aushandeln, die die Wirtschaft als Ganzes prägen« (Turner 2000: 
33; Hervorhebung v. Verf.).

An dieser Bestimmung von Sozialpartnerschaft, der ich hier folge, sind 
mir zwei Aspekte wichtig: Es geht zum einen (allein) um einen bestimmten 
Modus der Regulierung der industriellen Beziehungen, um eine Partner-
schaft der Praxis und nicht der Gesinnung oder normativen Bekenntnisse. 
Ob diese mit einem ausdrücklichen Bekenntnis zu oder einer Ablehnung 
von »Sozialpartnerschaft« als einem normativ gebotenen Prinzip verbun-
den ist, spielt unter dieser Perspektive keine Rolle. Zum andern ist dieser 
Modus im Wesentlichen durch den FTV als Regulierungsform mit gesamt-
gesellschaftlicher Reichweite zureichend bestimmt. Die »Krise des Flä-
chentarifvertrags« ist damit zugleich eine Krise der so verstandenen Sozi-
alpartnerschaft. 

2  Ich beziehe mich hier allein auf die Verwendung des Begriffs im deutschen 
Kontext und sehe von den deutlich anders institutionalisierten Formen industriel-
ler Beziehungen in anderen (ganz oder zum Teil) deutschsprachigen Ländern ab, 
die ebenfalls unter »Sozialpartnerschaft« firmieren.
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Und umgekehrt: Die Krise des FTV verweist auf eine Krise der Sozial-
partnerschaft, die seine gesamtgesellschaftliche Regulierungsfunktion bis-
lang ermöglicht hatte, und die das heute so nicht mehr tut. Die Erosion der 
Sozialpartnerschaft bedingt so eine Krise des FTVs, die wiederum die der 
Sozialpartnerschaft verstärkt.

Als Grundstein der Sozialpartnerschaft darf das Tarifvertragsgesetz von 
1948 gelten, das gleichsam als Grundgesetz der (west)deutschen Arbeits-
beziehungen noch vor dem eigentlichen Bonner Grundgesetz in Kraft trat. 
In engem Schulterschluss mit den Arbeitgeberverbänden wurde es als In-
itiative der Gewerkschaften über die SPD-Fraktion im Parlamentarischen 
Rat durchgesetzt und begründete die Tarifautonomie als Grundprinzip 
der Arbeitnehmervertretung (Nautz 1985; 1991; 1999). Sein Kernanliegen 
bestand darin, den Staat als Akteur mit eigener Regelungskompetenz aus 
dem Kernbereich der Arbeitsbeziehungen weitgehend herauszuhalten. Das 
betraf neben der Lohnsetzungskompetenz insbesondere auch die sehr re-
striktive Fassung der Bedingungen für die Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen. 

Was in diesen Punkten heute aus gewerkschaftlicher Sicht – mit guten 
Gründen – als empfindliches Manko gilt, gehörte in derselben Perspektive 
noch vor wenigen Jahren zum unantastbaren Kernbestand der deutschen 
industriellen Beziehungen.

Hinter dem gemeinsamen Vorgehen in diesem Punkt standen durch-
aus unterschiedliche Interessen: bei den Arbeitgeberverbänden die prin-
zipielle Reserve gegenüber jeglicher ihre Prärogative berührender staatli-
cher Regulierung im Bereich der Sozial- und Wirtschaftsbeziehungen; bei 
den Gewerkschaften vor allem die negativen Erfahrungen mit staatlichem 
Schlichtungswesen und lohnpolitischen Notverordnungen in der Weima-
rer Republik. Und anders als die Tarifautonomie erfolgte die Institutionali-
sierung der betrieblichen Arbeitnehmervertretung mit dem Betriebsverfas-
sungsgesetz bekanntlich nicht im Konsens, sondern gegen den erbitterten, 
aber erfolglosen Widerstand der Gewerkschaften. 

Dafür, dass der so abgesteckte institutionelle Rahmen letztlich sozialpart-
nerschaftlich ausgefüllt wurde, zeichnen zum einen objektive Bedingungen 
der sozioökonomischen Entwicklung der fordistischen Wachstums- und 
Vollbeschäftigungsökonomie seit den 1950er Jahren verantwortlich (Lutz 
1984; Bartelheimer/Kädtler 2012), zum andern ein Bestand hinreichend all-
gemein geteilter Rationalitäts- und Legitimitätsvorstellungen, auf den sich 
die Akteure bei der Suche nach Konfliktlösungen und Kompromissen be-
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ziehen konnten und überwiegend auch bezogen.3 Als zentral müssen da-
bei aus meiner Sicht gelten:
n	 ein Verständnis von Wirtschaftlichkeit auf realwirtschaftlich-technischer 
Grundlage;
n	 ein Verständnis von Betrieb und Unternehmen als auf Dauer angelegter 

wirtschaftlich-sozialer Zusammenhang;
n	 die Notwendigkeit, wirtschaftliche Interessen und Ziele auch unter Ge-

meinwohlaspekten zu begründen;
n	 die Anerkennung tariflicher Regulierung als allgemeiner Ordnungsrah-

men für betriebliche Verständigungen im Detail;
n	 die Beteiligung an tarifgebundenen Arbeitgeberverbänden als Grund-

norm zumindest für mittlere und größere Unternehmen.
Was daraus in einer konkreten Situation folgt, konnte hochgradig umstritten 
sein und war es verbreitet auch. Aber dass man sich bei der Auseinander-
setzung darüber auf jene geteilten Begründungsressourcen beziehen musste 
und konnte, bildete eine wesentliche Grundlage für jene Macht- und Inte-
ressenbalancen auf Betriebs- und Unternehmensebene, die von Friedrich 
Weltz (Weltz 1977a; 1977b) als kooperative Konfliktverarbeitung und von 
Hermann Kotthoff (1981; 1994) mit dem Konzept der betrieblichen Sozi-
alordnung analysiert wurden und damit für jene »Konfliktpartnerschaft«, 
mit der Walther Müller-Jentsch (zuletzt: 2016) nach meinem Verständnis4 
die Funktionslogik von Sozialpartnerschaft in dem hier zugrunde gelegten 
Sinne auf den Punkt gebracht hat.

Dass wesentliche Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, liegt auf 
der Hand. Das betrifft zum einen objektive Rahmenbedingungen, wie das 
Ende der Fordismus und die unter »Globalisierung« gefasste veränderte 
Bedeutung räumlicher Distanzen für Produkt- und Arbeitsmärkte (Bartel-
heimer et al. 2012). Und es betrifft zum andern den Bestand gemeinsamer 
Begründungsordnungen. Die Akteure sind nicht nur mit gravierend verän-
derten Rahmenbedingungen konfrontiert; sie gehen bei der Auseinanderset-
zung mit diesen auch – vor allem aufseiten der Unternehmen – von grund-
legend veränderten Konzepten von Wirtschaftlichkeit, Unternehmen und 
Betrieb und Gemeinwohlbezügen aus (ausführlicher dazu: Kädtler 2012a; 

3  Ich spreche hier von gemeinsamen Begründungsordnungen. Zum theoretischen 
Konzept vgl. Boltanski/Thévenot 2007; Thévenot 2006, 2007.

4  Es sei hier ausdrücklich darauf hingewiesen, dass dieses Verständnishier von 
Müller-Jentschs eigenem abweicht.
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2012b). Sozialpartnerschaft im hier zugrunde gelegten Sinne verliert damit 
ihre Grundlage und mit ihr Tarifautonomie und FTV ihre Funktion als ge-
samtgesellschaftliche Regulierungsinstitutionen.

Neubestimmung des Verhältnisses zwischen Betrieb, Flächentarif 
und Staat

Tatsächlich befindet sich die Regulierung von Arbeit in Deutschland im 
Umbruch. Dieser stellt sich im Hinblick auf die Vergangenheit in erster Li-
nie dar als Verlust der Reichweite und Verbindlichkeit von Tarifautonomie 
und Flächentarifvertrag. Rückgang der Tarifbindung und teils kontrollierte, 
teils unkontrollierte Dezentralisierung der Tarifpolitik dauern fort. Rein-
hard Bispinck et al. haben diese Entwicklung über die Jahre hinweg doku-
mentiert, analysiert und auch kritisiert (Bahnmüller et al. 1995; Bispinck 
1995; Bispinck/Bahnmüller 2007; Bispinck/Schulten 1999; Amlinger/ 
Bispinck 2016). Mit Blick auf zukünftige Entwicklungen macht es Sinn, die-
selbe Entwicklung auch als Neukonfiguration des Zusammenspiels zwi-
schen betrieblicher, tariflicher und staatlicher Regulierung in den Blick zu 
nehmen, im Hinblick auf Qualität und Niveau der Arbeitnehmervertre-
tung mit offenem Ausgang.

Staat und Flächentarifvertrag

Auch in der Hochzeit der Tarifautonomie war der Staat für deren Bestand 
wichtig, und zwar nicht nur, weil das TVG ein (staatliches) Gesetz ist. Die 
Privatisierung weiter Bereiche öffentlicher Infrastruktur- und Daseinsvor-
sorge und die Aufgliederungen und Abspaltungen im Bereich der Nachfol-
geunternehmen haben einen wichtigen Pfeiler der FTV-Regulierung weg-
brechen lassen. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob es für die betroffenen Gewerkschaf-
ten eine realistische Alternative zur sozialplanförmigen Abwicklung die-
ses Strukturwandels im Sinne selektiver Besitzstandswahrung (vgl. Kädt-
ler 1986) gegeben hätte. Dass es dabei blieb, hat zur Aufsplitterung, zum 
Teil auch zum gänzlichen Wegfall tariflicher Regulierung geführt. Und es 
hat die Tendenz zur Verselbständigung handlungsfähiger berufszentrierter 
Verbände zumindest verstärkt.
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Im privatwirtschaftlichen Bereich bildete die Allgemeinverbindlicher-
klärung (AVE) eine wichtige Stütze des FTV. Ohne sie hätte es etwa im 
Einzelhandel – dem der Beschäftigtenzahl nach größten zusammenhän-
genden tariffachlichen Bereich außerhalb des öffentlichen Dienstes – kaum 
einen FTV gegeben. Entsprechendes gilt für die Bauwirtschaft, die mit ih-
rem komplexen Sozialkassenwesen jahrzehntelang als Inbegriff von Sozi-
alpartnerschaft galt, was dem Selbstverständnis der Tarifakteure durchaus 
entsprach. Zu diesen großen kamen eine große Anzahl kleiner und kleinster 
Sektoren sowie in den letzten Jahren eine zeitlich begrenzte Sonderentwick-
lung durch Übergangstarifverträge im Zusammenhang mit der Mindest-
lohngesetzgebung. Unter beiden Aspekten beruhte die Stützungsfunktion 
des Staates darauf, dass er sich in ein funktionierendes Prinzip einord-
nete, als Arbeitgeber bzw. als subsidiäre Stütze im jeweiligen Tarifbereich 
mehrheitlich getragener Regelungen. Die Forderungen nach einem gesetz-
lichen Mindestlohn und nach dem Wegfall des Quorums einer zumindest 
50%igen Tarifbindung als Voraussetzung für die Allgemeinverbindlicher-
klärung von Tarifverträgen markiert demnach einen grundlegenden Para-
digmenwechsel gewerkschaftlicher Politik. Sie ziehen die Konsequenz aus 
der Tatsache, dass der absolute Vorrang tariflicher vor staatlicher Regulie-
rung in seiner ursprünglichen Form nicht mehr aufrechtzuerhalten ist, weil 
wesentliche Voraussetzungen des zugrunde liegenden sozialpartnerschaft-
lichen Arrangements nicht mehr gegeben sind. In traditionellen Branchen 
geht die Tarifbindung zurück, weil Verbandszugehörigkeit und Tarifbin-
dung zu einem betriebswirtschaftlichen Kalkulationsfaktor unter anderen 
geworden sind. In den neu entstehenden Wirtschaftssektoren haben die 
organisatorischen Bedingungen für Tariffähigkeit nie existiert, auf Arbeit-
geber- wie auf Arbeitnehmerseite. Wo ehedem erbittert darüber gestritten 
wurde, ob Gewerkschaften (auch) Ordnungsfaktor sein sollten (Schmidt 
1971), wird nun die Rolle des Staates als Ordnungsfaktor im ureigenen ge-
werkschaftlichen Handlungsfeld eingefordert. Oder anders: Der Staat muss 
als Ordnungsfaktor an die Stelle der Tarifparteien treten, wo sie diese Auf-
gabe aus eigener Kraft nicht (mehr) erfüllen können.

In seltener Eindeutigkeit wird das an der aktuellen Situation im Bauge-
werbe deutlich, wo der Gesetzgeber mit einem Akt von Brachialgesetzge-
bung5 das Sozialkassensystem und damit die Tarifeinheit in der Branche 

5  Der 712 Seiten umfassende Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der Sozial-
kassenverfahren im Baugewerbe (Sozialkassenverfahrensicherungsgesetz – Soka-
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retten muss, nachdem das BAG die Allgemeinverbindlichkeit der betref-
fenden Tarifverträge mangels zureichender Voraussetzungen für unwirk-
sam erklärt hatte. 

Tarifautonomie als regulatives Prinzip

Das Grundprinzip der Tarifautonomie bleibt ungeachtet dieser Verschie-
bung der Gewichte in modifizierter Form bis auf Weiteres erhalten: als Ta-
rifvorrang dort, wo die Tarifparteien zur Schaffung und Aufrechterhaltung 
von Tarifvertragsbeziehungen mit einem Mindestentgeltniveau oberhalb 
des gesetzlichen Mindestlohns tatsächlich in der Lage sind. Dass staatli-
che Stützung dabei durchaus Initiativfunktion haben kann, zeigen die Ta-
riföffnungsklauseln des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG), des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)6 und – zumindest befristet – die 
Übergangsbestimmungen des Mindestlohngesetzes (MiLoG). Ob bzw. in-
wieweit dieses Letztere sich als End- oder als Ausgangspunkt für weiter-
gehende FTV-Regulierung erweisen kann, muss sich erst noch erweisen.

Dort, wo es FTV schon lange und weiterhin gibt, geht das mit der be-
reits erwähnten mehr oder weniger kontrollierten Dezentralisierung ein-
her. Die vorläufige Bilanz dieser Entwicklungen fällt bislang wenig eindeu-
tig aus. Britta Rehder (2003) hatte zunächst statt einer Erosion eher eine 
Modifikation der Flächentarife konstatiert, gelangte im Weiteren aber zu 
der Einschätzung, dass sich die kontrollierte Dezentralisierung doch eher 
als Abbruch- denn als Umbauunternehmen des FTV erwiesen habe (Reh-
der 2006). Demgegenüber erkennt Haipeter wiederum wenige Jahre spä-
ter Anhaltspunkte für die Herausbildung einer neuen Form effektiver Ta-
rifpolitik, die »eine neue win-win-Konstellation für Gewerkschaften und 
Betriebsräte zu eröffnen [scheint]« (Haipeter 2010: 311), während Amlin-
ger/Bispinck (2016) zu einem sehr viel skeptischeren Urteil gelangen. Dass 
eine Verlagerung von Regulierungskompetenz von der Branchen- auf die 
betriebliche Ebene stattfindet, liegt auf der Hand. Ob und in welchem Aus-

SiG) (BT-Drucksache 18/10631) kopiert alle einschlägigen Tarifverträge, deren All-
gemeinverbindlicherklärung das BAG für unwirksam erklärt hatte, und setzt sie 
auf diesem Wege rückwirkend wieder in Kraft.

6  Zur Zwiespältigkeit dieser Regelungen vgl. Kädtler 2017.



55Krise des Flächentarifvertrags – Krise der Sozialpartnerschaft

maß diese längerfristig zu Weniger an Arbeitnehmervertretung führen wird, 
muss bis auf Weiteres offen bleiben.

Dabei ist die Feststellung wichtig, dass Betriebsräte nicht erst durch 
diese Entwicklung zu Tarifakteuren werden. Denn nur wenige der ehren-
amtlichen Mitglieder von Tarifkommissionen dürften – früher wie heute – 
keine Betriebsratsmitglieder sein. Was gewerkschaftliche Tarifpolitik wurde 
oder wird, war und ist deshalb maßgeblich durch Problemwahrnehmungen 
und Intentionen von Betriebsräten bestimmt und durch die Prioritäten, die 
sie dabei setzen. Das gilt gerade auch für die Dezentralisierung von Tarif-
verträgen. Wenn Betriebsräte daher – wie u.a. Amlinger/Bispinck (2016) 
zeigen – diese Entwicklung überwiegend skeptisch beurteilen, dann reflek-
tiert das vor allem auch das eigene wie das gewerkschaftlich-strategische 
Dilemma: zwischen den konkreten Interessen der Basis in jeweils einzel-
nen Betrieben und allgemeinen Tarifnormen zu vermitteln, auf die man 
sich bei der effektiven Durchsetzung der Ersteren stützen können muss.

Das Dilemma ist nicht neu, wie Friedrich Weltz schon vor vierzig Jahren 
deutlich machte, wenn er den Umgang der betrieblichen Akteure mit Tarif-
bestimmungen im Rahmen der »kooperativen Konfliktverarbeitung« fol-
gendermaßen illustrierte: »Darüber, daß der Buchstabe des Gesetzes oder 
des Tarifvertrages erfüllt werden muss, gibt es keinen Zweifel; ebenso ei-
nig ist man sich aber darüber, daß man dabei nicht am Buchstaben kleben 
bleiben sollte.« (Weltz 1977b: 294)

Es hat aber seither dramatisch an Dynamik gewonnen. Während die 
mehr oder weniger unkontrollierte Abweichungen damals Einheitlichkeit 
und Wirksamkeit von FTV-Normen nicht ernsthaft berührten, eine ge-
wisse Flexibilität im Umgang mit ihnen sogar als Bestandssicherung gel-
ten konnte, birgt die mehr oder weniger kontrollierte Dezentralisierung 
unserer Tage die Möglichkeit, den FTV zu einer Art Rahmenformular für 
verbindliche Festlegungen auf der betrieblichen Ebene auszudünnen. Da-
mit würde der FTV aus gewerkschaftlicher Sicht obsolet, weil der mit sei-
nem Abschluss verbundenen Friedenspflicht nichts oder (zu) wenig Zähl-
bares gegenüberstünde. 

Ein solcher Funktionsverlust aus gewerkschaftlicher Sicht wäre aller-
dings auch aus Arbeitgebersicht überaus riskant. Denn mit dem Verlust ver-
bindlicher tariflicher Strukturen drohte die Rückverlagerung des Konflikts 
um Lohn und Leistung in die Betriebe. Solange dies von vielen Arbeitge-
bern als tatsächliche Gefahr angesehen wird, wird man mit einem hinrei-
chend großen Interesse an jenen Strukturen rechnen können. Wie groß und 
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wie verbreitet dieses sein wird, hängt maßgeblich auch von der Entwick-
lung gewerkschaftlicher Organisations- und Mobilisierungsfähigkeit ab.
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Peter Berg
Die Zukunft der Tarifautonomie 
Das Tarif- und Arbeitskampfrecht als Gegenstand  
der Rechtspolitik und der Forschungsaktivitäten des WSI 

Gute Arbeitsrechtspolitik und Arbeitsrechtswissenschaft, aber auch gute 
Arbeitsrechtspraxis, zeichnen sich u.a. dadurch aus, dass sie ihre Wahrneh-
mung der Lage der Arbeitnehmer_innen, der Rolle der Arbeitgeber und 
der Entwicklung der Arbeitswelt und der Arbeitsbeziehungen insgesamt 
nicht »postfaktisch« ausrichten oder an »alternativen Fakten« und nicht re-
präsentativen subjektiven Alltagserfahrungen orientieren, sondern die Er-
gebnisse sozialwissenschaftlicher Forschung und Empirie im Sinne eines 
interdisziplinären Selbstverständnisses zur Kenntnis nehmen und verarbei-
ten. Dies gilt nicht zuletzt für das Tarif- und Arbeitskampfrecht, das den 
rechtlichen Rahmen für die tarifvertragliche Regelung der Arbeits- und 
Entgeltbedingungen darstellt und damit erheblichen Einfluss auf die ge-
werkschaftliche Tarifpolitik hat. 

Arbeitnehmerorientrierte Forschung

Das WSI und das WSI-Tarifarchiv haben unter der Leitung von Reinhard 
Bispinck zur Entwicklung des Tarifvertragssystems, der Arbeitskampfpra-
xis und der Tarif- und Organisationspolitik der Arbeitgeberverbände und 
der Gewerkschaften seit Jahrzehnten fundierte Forschungsergebnisse und 
Studien hervorgebracht. So sind (und waren) insbesondere der Umfang der 
Tarifbindung, die Erosion der Flächentarifverträge, die Verbetrieblichung 
und Wettbewerbsorientierung der Tarifpolitik, das Konzept der »Bündnisse 
für Arbeit« und die statistische und qualitative Aufarbeitung gewerkschaft-
licher Streikaktivitäten (Bewernitz/Dribbusch 2014; Dribbusch 2009) zen-
trale Gegenstände der Forschungsaktivitäten des WSI. Die Ergebnisse der 
entsprechenden empirischen Untersuchungen – und auch der repräsenta-
tiven WSI-Betriebsräte- und Personalrätebefragungen und die jährlichen 
Veröffentlichungen zur Tarifbindung und betrieblichen Interessenvertre-
tung in den WSI-Mitteilungen – liefern auch für die arbeitsrechtliche Ana-
lyse und Kommentierung zuverlässiges Tatsachenmaterial. Dies wird er-
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gänzt durch die im WSI-Tarifarchiv aufbereiteten Daten und Statistiken 
zur Tarifpolitik und zum Verlauf der Tarifrunden sowie der Dokumen-
tation und qualitativen Auswertung der Inhalte von Tarifverträgen. Die 
Wertschätzung dieses nahezu konkurrenzlosen Informationsangebots 
kommt auch durch seine verbreitete Rezeption in der tarif- und arbeits-
kampfrechtlichen Literatur (siehe z.B. Berg/Kocher/Schumann 2015: 
Grundl. Rn. 159ff., 177; Däubler 2011: § 8 Rn. 36ff.; Franzen 2017: TVG 
§ 1 Rn.1; Schubert/Zachert 2014: § 1 Rn. 6ff.; Treber 2015: § 191 Rn. 4) 
zum Ausdruck. Von großer Bedeutung sind schließlich die zahlreichen 
Beiträge des WSI zur jüngeren rechtspolitischen Debatte zur Re-Stabili-
sierung des Tarifvertragssystems und zur Stärkung der Tarifbindung ein-
schließlich der Entwicklung der landesgesetzlichen Tariftreueregelungen 
(Schulten 2015).

Der anhaltende Rückgang der Tarifbindung in der Privatwirtschaft und 
die Funktionsdefizite des Tarifvertragssystems insbesondere in den Nied-
riglohnbereichen haben in den letzten Jahren zu einer Intensivierung der 
rechtspolitischen Diskussion über die Erforderlichkeit von Maßnahmen 
zur gesetzlichen Stabilisierung und Stärkung der Tarifautonomie geführt 
(Bepler 2014; DGB 2014). Mit der Verabschiedung des Tarifautonomie-
stärkungsgesetzes vom 11.8.2014 wurde ein gesetzlicher Mindestlohn ein-
geführt, die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen erleichtert 
und die Erstreckungsmöglichkeit von Tarifverträgen nach dem Arbeitneh-
merentsendegesetz auf allen Branchen erweitert. Das WSI hat diese rechts-
politische Diskussion ständig begleitet, war bei den Sachverständigenan-
hörungen im Gesetzgebungsverfahren vertreten (Schulten/Bispinck 2014) 
und verfolgt die Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns (Amlin-
ger/Schulten 2016). 

Darüber hinaus ist hervorzuheben, dass das WSI bereits im Vorfeld der 
Gesetzgebungsverfahren mit wissenschaftlichen Studien und rechtspoli-
tischen Veranstaltungen wichtige Anstöße für entsprechende rechtspo-
litische Initiativen der Gewerkschaften gegeben hat (Schulten/Bispinck/
Schäfer 2006; Bispinck/Schulten 2012). Dies hat vor dem Hintergrund des 
zunächst kontroversen innergewerkschaftlichen Meinungsbildungspro-
zesses zur Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns vorübergehend zu 
Konflikten mit einzelnen Gewerkschaften geführt, was sich jedoch bei der 
Umsetzung eines Wissenschaftsverständnisses, nach dem die Orientierung 
an den Interessen der Arbeitnehmer und deren gewerkschaftlicher Interes-
senvertretung nicht im Widerspruch zu wissenschaftlicher Unabhängigkeit 
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steht (Bispinck/Hassel/Schulten 2016), nicht immer vermeiden lässt. So ver-
standen darf sich arbeitnehmerorientierte wissenschaftliche Forschung und 
Beratung nicht darauf beschränken, bestehende Beschlusslagen zu stützen, 
sondern sollte auch Anstöße zur Weiterentwicklung gewerkschaftlicher Po-
litik und Programmatik geben.

Kontroversen um Tarifeinheit

Daran muss auch im Zusammenhang mit der langjährigen rechtspolitischen 
Debatte und innergewerkschaftlichen Auseinandersetzung über die Frage 
einer gesetzlichen Regelung des Grundsatzes der Tarifeinheit erinnert wer-
den. Das in einigen Bereichen des Verkehrs- und Gesundheitswesens ta-
rifpolitisch selbständige Auftreten sogenannter Berufsgruppengewerk-
schaften (Bispinck 2015; Dribbusch 2010; Bispinck/Dribbusch 2008), und 
die im Jahr 2010 vollzogene partielle Aufgabe des Rechtsgrundsatzes der 
Tarifeinheit durch das Bundesarbeitsgericht hatten die Großen Koalition 
dazu veranlasst, eine gesetzliche Regelung der Tarifeinheit in ihre rechts-
politische Agenda aufzunehmen und diese mit dem am 10.7.2015 in Kraft 
getretenen Tarifeinheitsgesetz umzusetzen. Die zentrale Weichenstellung 
für die rechtspolitische Realisierbarkeit einer gesetzlichen Regelung des 
Grundsatzes der Tarifeinheit im Jahr 2015 erfolgte ursprünglich durch die 
im Juni 2010 bekannt gewordene Initiative von BDA und DGB für eine 
gesetzliche Regelung der Tarifeinheit (BDA/DGB 2010; Berg 2014). Die 
Tarifpluralität sollte durch die betriebseinheitliche Geltung desjenigen Ta-
rifvertrages aufgelöst werden, der durch die größere Zahl von Gewerk-
schaftsmitgliedern im Betrieb legitimiert ist. Gleichzeitig sollte die Frie-
denspflicht aus diesem Mehrheitstarifvertrag auch für die »unterlegene« 
Minderheitsgewerkschaft gelten, sodass ein Streik dieser Gewerkschaft zur 
Durchsetzung eines Tarifvertrags während der Laufzeit des Mehrheitstarif-
vertrags rechtswidrig ist. Nachdem der DGB dieses Vorhaben wegen des-
sen Ablehnung durch ver.di zunächst nicht weiterverfolgte, wurde es dann 
unter Verzicht auf eine ausdrückliche Einschränkung des Streikrechts mit 
Unterstützung des DGB und gegen den Widerstand von ver.di, der NGG, 
der GEW, des DBB Beamtenbund und Tarifunion sowie der Berufsgrup-
pengewerkschaften und bei Ablehnung durch große Teile der Rechtswis-
senschaft und der Arbeitsgerichtsbarkeit im Jahr 2015 durch das Tarifein-
heitsgesetz verwirklicht. 
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Mit der im Tarifvertragsgesetz eingefügten Vorschrift des § 4a TVG 
(Berg/Kocher/Schumann 2015: TVG § 4a, Rn. 1ff.) wird im Kern festge-
schrieben, dass bei einem Zusammentreffen nicht inhaltsgleicher Tarifver-
träge konkurrierender Gewerkschaften ausschließlich der Tarifvertrag zur 
Anwendung kommt, der von der Gewerkschaft mit den meisten Mitglie-
dern im Betrieb abgeschlossen wurde. Die Rechtsnormen des Tarifvertrages 
der Minderheitsgewerkschaft werden verdrängt, mit der Folge, dass für de-
ren Mitglieder keine tarifrechtlich vermittelten Schutzstandards bestehen. 
Die im Gesetz als Kompensation vorgesehenen Rechte der »verdrängten« 
Minderheitsgewerkschaft werden sich in der Praxis zudem als weitgehend 
wirkungslos erweisen. Das Tarifeinheitsgesetz ist äußerst umstritten, weil 
es mit einem verfassungswidrigen Eingriff in die Koalitionsfreiheit der Min-
derheitsgewerkschaft verbunden ist, zu einer faktischen Einschränkung der 
effektiven Wahrnehmung des Streikrechts führt und erhebliche Zweifel an 
seiner Praktikabilität bestehen (Berg/Kocher/Schumann 2015: TVG § 4a, 
Rn. 6ff.). Schließlich ist nicht erkennbar, dass ein Tarifeinheitsgesetz erfor-
derlich ist, weil die parallele Geltung der Rechtsnormen nicht inhaltsglei-
cher Tarifverträge konkurrierender Gewerkschaften die Funktionsfähigkeit 
des Tarifvertragssystems nicht durchgreifend in Frage stellt (Berg 2014).

Aus diesen Gründen haben zahlreiche Gewerkschaften, darunter ne-
ben ver.di der DBB Beamtenbund und Tarifunion, die Vereinigung Cock-
pit, die Unabhängige Flugbegleiter Organisation, der Marburger Bund und 
die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer beim Bundesverfassungs-
gericht Verfassungsbeschwerden eingelegt. Der Verlauf der zweitägigen 
mündlichen Verhandlung eines Teils dieser Verfassungsbeschwerden im 
Januar 2017 lässt erwarten, dass das Tarifeinheitsgesetz zumindest in sei-
ner jetzigen Ausgestaltung der Überprüfung durch das Bundesverfassungs-
gericht nicht standhalten wird. Unabhängig davon ist davon auszugehen, 
dass die Rückkehr der Gewerkschaften zu einer stärker aufeinander abge-
stimmten Tarifpolitik und (Neu)Gründung von Tarifgemeinschaften so-
wie der Zurückdrängung der momentanen Konkurrenzorientierung (zum 
DGB vgl. Fehrmann 2015; Hensche 2015) – mit anderen Worten der poli-
tischen Herstellung und Sicherung der Tarifeinheit – in den nächsten Jah-
ren eine zentrale Herausforderung für eine erfolgreiche gewerkschaftliche 
Tarifpolitik bleiben wird. Vertiefte wissenschaftliche Untersuchungen der 
organisations- und tarifpolitischen Auswirkungen gesetzlicher Regelungen 
der Gewerkschaftskonkurrenz und der strukturellen Rahmenbedingungen 
und subjektiven Faktoren, die geeignet sind, die Reaktivierung einer soli-
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darischen Tarifpolitik zu fördern (oder auch zu behindern), können einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten, diesem Ziel näher zu kommen (siehe dazu 
auch Schroeder/Kalass/Greef 2011).

Stärkung der Tarifautonomie

Die Umsetzung des rechtspolitischen Vorhabens der Großen Koalition, die 
Tarifautonomie zu stärken, führt zu einer zwiespältigen Bewertung: Wäh-
rend die Regelungen des Tarifautonomiestärkungsgesetzes diesem Vorha-
ben grundsätzlich gerecht werden, ist das Tarifeinheitsgesetz demgegen-
über geeignet, die Tarifautonomie erheblich zu beschädigen. Die zentralen 
Instrumente der Arbeitgeber zur Etablierung unterschiedlicher Tarifstan-
dards in Betrieben und Unternehmen oder zur vollständigen Flucht aus 
der Tarifbindung (insbesondere OT-Mitgliedschaft, Outsourcing, Privati-
sierung, Leiharbeit) – mit der Folge der Schwächung der Tarifautonomie 
– standen zudem nicht auf der rechtspolitischen Agenda der Regierungs-
parteien. Auch die zum 1.4.2017 wirksam gewordene Novellierung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes hat im Hinblick auf den Missbrauch von 
Leiharbeit und Werkverträgen keine durchgreifende Abhilfe geschaffen 
(dazu Ulber 2017). Es ist zu wünschen, dass die politischen Mehrheiten in 
der nächsten Legislaturperiode die Möglichkeit eröffnen, die Instrumente 
der Tarifflucht wirksamer einzuschränken. 

Die bisher vorliegenden Untersuchungen (z.B. Amlinger/Schulten 2016) 
zur praktischen Handhabung des gesetzlichen Mindestlohns und der Allge-
meinverbindlicherklärung von Tarifverträgen legen es nahe, dass nach der 
Bundestagswahl 2017 Nachsteuerungsbedarf zur Verbesserung der Wirk-
samkeit dieser Regelungen besteht. Beim gesetzlichen Mindestlohn sind 
Kontroll- und Durchsetzungsdefizite festzustellen, die u.a. durch ein Ver-
bandsklagerecht der Gewerkschaften abgemildert werden könnten (Ko-
cher 2002).

Schließlich zeichnet sich ab, dass das rechtspolitische Konzept, die At-
traktivität der Tarifbindung für Arbeitgeber durch zusätzliche Möglich-
keiten der tarifvertraglichen Abweichung (und der Abweichung aufgrund 
eines Tarifvertrags durch Betriebsvereinbarung oder Arbeitsvertrag) von ge-
setzlichen Arbeitnehmerschutzbestimmungen zu fördern, breitere Unter-
stützung finden könnte (aktuell z.B. im Rahmen der Debatte über die ein-
zuschlagende Richtung bei einer Novellierung des Arbeitszeitrechts). Hier 
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wären die Wirkungen derartiger Regelungen daraufhin zu untersuchen, 
welchen Realitätsgehalt die Annahme einer Erhöhung der Attraktivität der 
Tarifbindung für Arbeitgeber hat und wie die Möglichkeit branchenspe-
zifischer Anpassungen und/oder personalpolitischer bzw. arbeitsgestal-
terischer Experimentierspielräume einerseits und die Indienstnahme der 
Gewerkschaften für eine verschlechternde Ausgestaltung des Arbeitneh-
merschutzrechts andererseits zu gewichten sind.

Einschränkung des Streikrechts ante portas?

Was das Arbeitskampfrecht angeht, sollte nicht die Gefahr unterschätzt 
werden, dass sich in den kommenden Jahren politische Mehrheiten für eine 
gesetzliche Einschränkung des Streikrechts finden könnten. Damit würde 
eine einschneidende Gefährdung der Tarifautonomie auf der Tagesordnung 
stehen. Bei zahlreichen Politikern der Großen Koalition, vor allem in den 
Reihen der CDU/CSU-Fraktion, sowie im Arbeitgeberlager gab es die 
Erwartung, das Tarifeinheitsgesetz habe die Rechtswidrigkeit der Durch-
führung von Streiks im Bereich der Daseinsvorsorge, insbesondere durch 
Berufsgruppengewerkschaften, zur Folge. Nachdem sich auch in die-
sen Kreisen die Erkenntnis durchsetzte, dass die gesetzliche Verordnung 
der Tarifeinheit unter Verzicht auf eine ausdrückliche Regelung der ar-
beitskampfrechtlichen Folgen »nur« zu einer Beeinträchtigung der effek-
tiven Wahrnehmung des Streikrechts der Minderheitsgewerkschaft führen 
könnte, erklärte man dies für unzureichend und startete noch während 
des Gesetzgebungsverfahrens zum Tarifeinheitsgesetz eine Initiative, um 
das Gesetz um Regelungen zur Einschränkung des Streikrechts in der Da-
seinsvorsorge zu ergänzen. Dies geschah auf Grundlage eines Beschlusses 
des CSU-Parteivorstandes vom 26.1.2015 (CSU 2015). Ein entsprechender 
Entschließungsantrag wurde vom Freistaat Bayern am 16.6.2015 in den 
Bundesrat eingebracht (Bundesrat Drucksache 294/15 -https://www.bun-
desrat.de/SharedDocs/drucksachen/2015/0201-0300/294-15.pdf?__blob=-
publicationFile&v=1). Der Beschluss des CSU-Parteivorstandes fordert als 
Voraussetzung der Rechtmäßigkeit eines Streiks im Bereich der Daseins-
vorsorge und »kritischer Infrastrukturen« die gesetzliche Regelung eines 
zwingenden Schlichtungsverfahrens, der Einhaltung einer Ankündigungs-
frist für einen Streik von vier Werktagen und die zwingende Vereinbarung 
einer Notdienstvereinbarung.
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Eine Einschränkung des Streikrechts in der Daseinsvorsorge wurde wie-
derholt auch von der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände gefor-
dert (siehe Berg/Kocher/Schumann 2015: Grundl. Rn. 217ff.). Im Wind-
schatten dieser Debatten wurde im Jahr 2015 aus Anlass von Warnstreiks 
der IG Metall vom Gesamtmetall-Präsidenten Dulger sogar für die Pri-
vatwirtschaft »notfalls« eine gesetzliche Einschränkung der »Grauzone 
Warnstreik« zur Diskussion gestellt (siehe Berg/Kocher/Schumann 2015: 
Grundl. Rn. 222b).

Ähnliche Forderungen werden seit einigen Jahren bereits von verschie-
denen Autoren in der rechtswissenschaftlichen Literatur erhoben. Histo-
rischer Bezugspunkt für eine derartige Intervention des Gesetzgebers war 
der sogenannte Professoren-Entwurf zur Regelung kollektiver Arbeits-
konflikte aus dem Jahr 1988 (Birk/Konzen/Löwisch/Raiser/Seiter 1988), 
der veröffentlicht wurde, nachdem zuvor das BAG in zwei Grundsatzent-
scheidungen die Aussperrungsbefugnis der Arbeitgeber beschränkt und die 
Zulässigkeit verhandlungsbegleitender Warnstreiks festgeschrieben hatte. 

In der aktuellen Debatte werden vor allem das Auftreten der Berufs-
gruppengewerkschaften und die Zunahme von Streiks, auch von ver.di, im 
Dienstleistungs- und Verkehrssektor zum Anlass für die Forderung nach 
einer gesetzlichen Regelung des Arbeitskampfrechts genommen. Daneben 
wird von den Befürwortern einer entsprechenden Kodifikation des Arbeits-
kampfrechts auf einen vom Gesetzgeber – in vermeintlich rechtlich proble-
matischer Weise – nicht erledigten Verfassungsauftrag und eine unterstellte 
Überforderung der Arbeitsgerichtsbarkeit und die Unvorhersehbarkeit der 
Rechtsprechungsergebnisse auf dem Gebiet des Arbeitskampfrechts ab-
gestellt (zur Kritik siehe Berg/Kocher/Schumann 2015: Grundl. Rn. 213). 
Lenkt man den Blick auf die konkreten Kodifikationsvorschläge, wird deut-
lich, dass es im Kern um eine einfachgesetzliche Begrenzung des Streikrechts 
der Gewerkschaften geht und dass man sich vor allem eine Korrektur der für 
falsch gehaltenen Ergebnisse der höchstrichterlichen Arbeitskampfrecht-
sprechung erhofft, insbesondere zur Zulässigkeit des verhandlungsbeglei-
tenden Warnstreiks, des Unterstützungsstreiks und von Flash-Mob-Akti-
onen (Berg/Kocher/Schumann 2015: Grundl. Rn. 220).

Im Anschluss an diese Vorstellungen haben sich im Jahr 2011 einige Un-
ternehmen und ein Arbeitgeberverband der Verkehrsbranche (Lufthansa, 
Arbeitgeberverband Luftverkehr e.V., Deutsche Flugsicherung, Fraport) ge-
meinsam mit der Carl Friedrich von Weizsäcker-Stiftung mit einer Gruppe 
von drei Rechtswissenschaftlern (Franzen/Thüsing/Waldhof 2011) in einer 
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Art konzertierter Aktion öffentlich zu Wort gemeldet und einen Gesetz-
entwurf zur Einschränkung des Streikrechts in der Daseinsvorsorge vor-
gestellt. Die Initiatoren beklagen eine Übermacht der (Berufsgruppen-)
Gewerkschaften im Bereich der Daseinsvorsorge, stellen sich vorrangig 
als Sachwalter (dritt)betroffener Bevölkerungsgruppen dar und verfolgen 
ein Regelungskonzept, das im Ergebnis zu einer erheblichen Erschwerung, 
unter Umständen auch zu einer vollständigen Verhinderung von Streiks in 
der Daseinsvorsorge führen würde (siehe dazu näher Berg 2013). Die Re-
gelungsvorschläge sind mit der verfassungsrechtlich verbürgten Streikfrei-
heit aus Art. 9 Abs. 3 GG nicht vereinbar. Auch werden sie nicht ansatz-
weise dem Anspruch ihrer Initiatoren gerecht, mehr Rechtssicherheit für 
die Praxis und eine Entlastung für die Arbeitsgerichte zu schaffen. 

Für ein »Arbeitskampfgesetzbuch« besteht weder ein rechtliches noch 
ein praktisches Bedürfnis. Ausgehend davon, dass die Koalitionsfreiheit 
die freie Entscheidung der Koalitionen über die Mittel der Erreichung ih-
rer Koalitionszwecke und die Wahl der Arbeitskampfmittel gewährleistet, 
lässt sich das Streikrecht nicht im statischen Sinne rechtlich einfrieden. 
Eine detaillierte gesetzliche Regelung des Streikrechts könnte im besten 
Fall eine adäquate Reaktion auf die aktuellen Problemlagen sein, würde 
aber von der sich weiter entwickelnden Arbeitskampfpraxis der Koaliti-
onen mit Sicherheit in kürzester Zeit wieder überholt (bzw. von den Ak-
teuren umgangen) werden. Würde sich der Gesetzgeber deshalb auf allge-
meine Rahmenregelungen beschränken, würde im Hinblick auf die zentrale 
Rolle der Rechtsprechung bei der Ausgestaltung und Weiterentwicklung 
des Arbeitskampfrechts keine durchgreifende Änderung eintreten: die Ar-
beitsgerichte wären bei der Anwendung und der in diesem Zusammenhang 
erforderlichen Konkretisierung der allgemeinen gesetzlichen Rahmenrege-
lungen nicht weniger gefordert als bei der Anwendung der heute maßgeb-
lichen höchstrichterlichen Rechtsprechungsgrundsätze.

Streikstrategien und konkrete Arbeitskampfmittel entwickeln sich not-
wendig in Abhängigkeit von der Dynamik des Wandels in der Gesellschaft 
und der Arbeitswelt. Der Streik erfordert als ein soziales Geschehen ein ent-
wicklungsoffenes System des Arbeitskampfrechts, auf dessen Anpassungs-
bedarfe die Rechtsprechung zeitnäher, konkreter und damit auch mit einer 
größeren Chance auf sozialen Ausgleich und Akzeptanz bei den Tarifver-
tragsparteien reagieren kann als der Gesetzgeber.

Dennoch kann nicht mit Sicherheit unterstellt werden, dass es auch in 
Zukunft bei der bisherigen Abstinenz des Gesetzgebers bleiben wird. Vor 
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dem Hintergrund einer gewissen Enttabuisierung des Vorhabens eines 
»Arbeitskampfgesetzbuches« durch die Debatten um das Tarifeinheitsge-
setz wurde die gesetzliche Einschränkung des Streikrechts in der Daseins-
vorsorge in den letzten Jahren in immer kürzeren Zeitabständen gefor-
dert und von der BDA und anderen Arbeitgeberverbänden unterstützt. 
Zudem wurden die allgemeinen Forderungen von interessierter Seite in-
zwischen zu entsprechenden Gesetzentwürfen konkretisiert und die CSU 
hat – immerhin als Regierungspartei – die gesetzliche Einschränkung des 
Streikrechts in jüngster Zeit zum Gegenstand eines Parteivorstandsbe-
schlusses und eines Entschließungsantrags im Bundesrat gemacht. Dies 
macht es notwendig, dass alle Gewerkschaften ihre uneingeschränkte Ab-
lehnung und ihren Widerstand deutlich machen. Unabhängig davon ist es 
erforderlich, den Zerrbildern von einem drohenden »Streikchaos«, nicht 
zumutbaren wirtschaftlichen Streikschäden und der »Geiselnahme« dritt-
betroffener Bürger und Unternehmen durch die Gewerkschaften auch in 
Zukunft wissenschaftliche Untersuchungen zur quantitativen und quali-
tativen Entwicklung gewerkschaftlicher Streiks, zu den Kampfmitteln der 
Arbeitgeberseite, zur Veränderung des Kräfteverhältnisses zwischen den 
Kampfparteien, zu den behaupteten betriebs- und volkswirtschaftlichen 
Streikschäden und dem Ausmaß der Auswirkungen von Streiks auf unbe-
teiligte Dritte entgegenzusetzen.

Das Gesamtbild der jüngeren rechtspolitischen – vom WSI ständig be-
gleiteten – Entwicklung auf dem Gebiet des Tarif- und Arbeitskampfrechts 
macht deutlich, dass das WSI mit seinem Forschungsbereich Tarifpolitik/
Industrielle Beziehungen für die Sicherung einer guten Zukunft der Tarif
autonomie eine unverzichtbare Institution ist. Dazu hat Reinhard Bispinck 
an verantwortlicher Stelle wesentlich beigetragen und wird hoffentlich noch 
viele Jahre der gewerkschaftlichen Tarifpolitik und der arbeitnehmerori-
entierten wissenschaftlichen Forschung und Beratung verbunden bleiben.
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Salvo Leonardi 
Zwischen Autonomie und Neokorporatismus
Tarifverhandlungen und Gewerkschaften in Italien  
und Deutschland – vergleichende Überlegungen 

Laboratorien der industriellen Beziehungen

Kennengelernt habe ich Reinhard Bispinck im Herbst 2000, als er ein paar 
Monate in Rom war, um das italienische System der industriellen Bezie-
hungen zu untersuchen. Er war ein willkommener Gast beim IRES, dem 
damaligen Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut der Confede-
razione Generale Italiana del Lavoro (CGIL), das heute Teil der CGIL-Stif-
tung Fondazione Di Vittorio ist.  Ich hatte damals das Privileg, mein Büro 
mit ihm zu teilen. Daraus entwickelten sich eine Freundschaft und eine be-
rufliche Zusammenarbeit, die bis heute anhält. Neben seinem freundlichen 
Wesen schätzte ich an Reinhard die Ernsthaftigkeit und die Neugier gegen-
über den italienischen Verhältnisssen – ein Ergebnis seiner Liebe zu Italien, 
wo er seit vielen Jahren seine Ferien verbringt, aber auch der Faszination, 
die mein Land auf mehrere Generationen europäischer Intellektueller und 
aktiver Mitglieder der Linken ausgeübt hat. Die Heimat Gramscis und der 
größten kommunistischen Partei der westlichen Welt beeindruckte  durch 
die besondere Verbindung eines weniger dogmatischen und sektiererischen 
Marxismus mit einer starken Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung und 
dem einzigartigen Modell der industriellen Beziehungen, das so ganz an-
ders war als das in Kontinentaleuropa und in den nordischen Staaten. Die 
vergleichende Literatur hat die Unterschiede hinreichend untersucht und 
dabei Typologien erstellt, in denen Italien und Deutschland fast immer das 
exakte Gegenstück zueinander bildeten. 

Man denke dabei an die internationalen Studien zum Neokorporatis-
mus in Deutschland aus den 1970er Jahren (Schmitter 1974; Lembruch 
1977), die Anfang der 1980er Jahre über den Begriff des »politischen Aus-
tausches« (Pizzorno 1977; Rusconi 1984) in die italienische Debatte Ein-
zug hielten, just in dem Moment, in dem das Modell in seinen Herkunfts-
ländern mit der Krise des Fordismus zu zerbröckeln begann. Das globale 
Szenario veränderte sich und die Erfahrungen in den Ländern des Nor-
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dens wurden angesichts der Restauration des Neoliberalismus in den an-
gelsächsischen Ländern als die erstrebenswertere angesehen. Man unter-
suchte den Wert des Laboratorio Weimar (Arrigo/Vardaro 1984), debattierte 
den Nachkriegserfolg des »Modell Deutschland« und die Sorgen der So-
zialdemokratie (Bolaffi 1981). Ferner wurde eine Vielfalt von Studien zur 
Mitbestimmung veröffentlicht, deren sozial-rechtliche Rationalität und 
wirtschaftliche Wirksamkeit hoch geschätzt wurden. Der Versuch einer 
Nachahmung stellte sich allerdings als nicht einfach heraus. Das italienische 
Modell scheint nicht die institutionellen und subjektiven Voraussetzungen 
zu besitzen, die für den Erfolg eines wahren neokorporatistischen Modells 
als unabdingbar gelten. So fehlen beispielsweise ein grundsätzliches Mo-
nopol der Interessenvertretung und eine Kultur der Konzertierten Aktion. 
In Italien blieben tiefgreifende Vorbehalte gegenüber jeglicher Form des  
»Korporatismus«, nachdem der Faschismus (der diesen erstmals theore-
tisiert hatte) dessen Wert unwiederbringlich in Misskredit gebracht hatte 
(Vardaro 1988). Trotz allem begann ein langer Marsch in Richtung Konzer-
tation, der seinen Höhepunkt in den 1990er Jahren erreichte, als die Beile-
gung der Krise und der Beitritt zur gemeinsamen Währung in den von den 
drei großen Gewerkschaften CGIL, CISL (Confederazione Italiana Sin-
dacati Lavoratori) und UIL ( Unione Italiana del Lavoro) unterzeichneten 
Sozialpakten ihren Niederschlag fand (Giugni 2003). Interessanterweise 
fand ein solcher Prozess zu jener Zeit auch in anderen Ländern statt, de-
nen der Neokorporatismus traditionell fremd war, während er in einigen 
seiner historischen Entstehungsländer in der Krise steckte. 

Der italienische Gewerkschaftspluralismus

Das italienische Modell der Nachkriegszeit ist aus der Asche des Faschis-
mus entstanden und entwickelte sich in einer klaren Antithese zum kor-
porativen Modell, das die Theorie und Praxis des Regimes von Mussolini 
bestimmt hatte. Die Verfassung des Jahres 1948 verweist bewusst auf diese 
Herkunft, indem sie die Autonomie der Gewerkschaft und das Streikrecht 
als Pfeiler der neuen demokratischen Ordnung anerkennt. Der Verbands
pluralismus und die daraus resultierende starke Konflikthaftigkeit in den 
industriellen Beziehungen sind ein Ergebnis dieser grundlegenden Ent-
scheidung, trotz jener Punkte, in denen die Verfassung des Jahres 1948 ei-
nige Aspekte der vorhergehenden Verfassung wieder aufzunehmen scheint 



72	 Salvo Leonardi

(wie z.B. eine Registrierung der Gewerkschaften als Voraussetzung für die 
allgemeine Gültigkeit nationaler Tarifverträge, das Recht der Arbeitneh-
mer im Unternehmen »im Einklang mit den Produktionsanforderungen« 
mitzuarbeiten, oder die Einrichtung eines Nationalen Rates für Wirtschaft 
und Arbeit).  

Zwischen dem Marxismus der CGIL und dem Pluralismus der CISL gab 
es keinen Raum für den Neokorporatismus. Es herrscht dagegen eher ein 
voluntaristisches Modell vor, in dem die Bedeutung der Verrechtlichung 
(zumindest im Privatsektor) minimal ist. So gesehen bleibt Italien das ein-
zige Land weltweit, in dem alle Pfeiler der industriellen Beziehungen nicht 
von staatlichen Gesetzen, sondern von Verträgen der kollektiven Autono-
mie (autonomia collettiva) reglementiert werden. 

Es existiert ein Pluralismus der drei wichtigsten Gewerkschaftsorganisa-
tionen CGIL, CISL und UIL, der in deren historischer Bedeutung und ih-
rem jeweiligen ideologischen Ursprung verwurzelt ist. Dabei ist die CGIL 
der größte und dominierende Dachverband. Im Unternehmen gilt die ein-
heitliche Vertretung, nach der alle Arbeitnehmer (nicht nur Gewerkschafts-
mitglieder) das Recht haben, ihre Repräsentanten zu wählen. Diese nehmen 
dann als Arbeitnehmervertreter an Tarifverhandlungen teil. 

Der Streik ist ein individuelles Grundrecht der Beschäftigten, das kol-
lektiv ausgeübt wird und nur durch die Gewerkschaften selbst mit spezi-
fischen Regelungen versehen werden kann. Ein Tarifvertrag ist nur für die 
Mitglieder der unterzeichnenden Organisationen bindend. Der tarifliche 
Grundlohn wird in nationalen Tarifverhandlungen der jeweiligen Bran-
chen festgelegt und ist auf der Grundlage der beruflichen Einstufung ge-
staffelt. Außer Schweden und Dänemark ist Italien das einzige europäische 
Land, das weder über einen gesetzlichen Mindestlohn noch über ein erga 
omnes-Verfahren verfügt. 

Die traditionelle Einordnung Italiens in das südeuropäische Cluster passt 
bezüglich des gewerkschaftlichen Pluralismus wie auch des Streikrechts, 
weniger hingegen im Hinblick auf den voluntaistischen und autonomen 
Charakter der Tarifverhandlungen und die weitgehende Abwesenheit des 
Staates. Italien gehört im Übrigen zu jenem engeren Kreis der europäischen 
Staaten, in denen keinerlei Beteiligung der Arbeiter an den Organen der 
Unternehmen vorgesehen ist. 
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Entfernung von den Ursprüngen 

All dies hebt die tiefgreifenden Unterschiede zwischen dem italienischen 
und dem deutschen Modell hervor. Die Ursprünge des italienischen Mo-
dells sind zurückzuführen auf den »heißen Herbst« im Jahr 1969 und das 
darauf folgende Jahrzehnt der Kämpfe. Es bildete sich eine Gewerkschafts
ideologie heraus, an der verschiedene kulturelle und doktrinäre Strömungen 
(Kommunisten, Sozialisten, Katholiken) beteiligt waren, die sich erfolgreich 
in der radikalen Vorgehensweise jener Jahre miteinander verbündet hatten. 
Einer ihrer wichtigsten Theoretiker war sicherlich Gino Giugni, ein den 
Gewerkschaften nahestehender Arbeitsrechtler und Arbeitsminister der 
frühen 1990er Jahren. Giugni zeichnete maßgeblich mitverantwortlich für 
das Arbeitsstatut des Jahres 1970, das nach dem Vorbild des Rooseveltschen 
Wagner Acts Grundlage für ein sich weitestgehend unabhängig vom Staat 
selbst regulierendes System war. Ein weiterer wichtiger Akteur dieser Zeit 
war Bruno Trentin, der im heißen Herbst ‘69 an der Spitze der Metallar-
beiter stand und später Generalsekretär der CGIL wurde. Er war ein häre-
tischer Kommunist, der in Harvard studiert hatte und von seinem Vorgän-
ger Giuseppe Di Vittorio den Gedanken einer von Unternehmen, Staat und 
Parteien unabhängigen Gewerkschaft aufgriff und diesen weiterentwickelte. 
Trentins Ideologie war geprägt durch ein Misstrauen gegenüber gewerk-
schaftlicher Beteiligung an der Leitung von Unternehmen sowie gegenüber 
neokorporatistischen Ansätzen, die in seinen Augen die gewerkschaftliche 
Legitimierung von unten verringerten und die Gewerkschaften vom staat-
lichen Wohlwollen abhängig machten. Ein weiterer wichtiger Aspekt war 
für Trentin die Unvereinbarkeit von Ämtern in der Leitung der Gewerk-
schaft mit solchen in politischen Parteien oder Parlamenten. 

Giugni als Arbeitsminister und Trentin als Generalsekretär der CGIL 
gehörten zu den Urhebern des Protokolls der drei großen Gewerkschaften 
vom 23. Juli 1993, das als Grundrechtecharta der italienischen industriel-
len Beziehungen der vergangenen Jahrzehnte betrachtet wird. Ein ehrgei-
ziger Text, in dem folgende Punkte festgelegt werden: 
a) 	eine Einkommenspolitik, um die Aufrechterhaltung der Kaufkraft mit 

der Kontrolle der Inflation zu vereinbaren, nachdem der automatische 
Inflationsausgleich (scala mobile) zuvor abgeschafft worden war, 

b)	ein System der Kollektivverhandlungen mit zwei Ebenen, einer natio-
nalen für die einzelnen Branchen und einer unternehmensbezogenen so-
wie lokalen Ebene, wobei die nationale Vorrang vor der zweiten hat;
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c) 	Regeln für die gewerkschaftliche Vertretung am Arbeitsplatz. 
Das Protokoll aus dem Jahr 1993 hat einige Vereinbarungen mit den klas-
sischen neokorporativen Abkommen gemeinsam, weicht aber in mindestens 
zwei Aspekten von ihnen ab. Zum einen bezüglich der Anerkennung der 
umfangreichen Zusatzbefugnisse in Verhandlungen auf Betriebsebene (auch 
und vor allem, was die Löhne betrifft) und zum anderen in Bezug auf das 
Streikrecht, das nun teilweise durch besondere Klauseln beschränkt wer-
den kann. Außerdem müssen alle Abkommen einer allgemeinen Abstim-
mung der Beschäftigten unterzogen werden. 

Es handelt sich um ein organisiertes Modell der Vertragskoordinierung 
(Traxler 2001), in dem der nationale Tarifvertrag die Inhalte und Bereiche 
festlegt, während die dezentralisierten Verhandlungen gemäß des traditio-
nellen Prinzips der Nicht-Abweichung in pejus die Aufgabe erhalten, zu-
sätzliche Regelungen zu treffen. Die Koordinierung zwischen den beiden 
Ebenen wird durch zwei Vorgaben garantiert: 
a) 	dass ein Drittel der Sitze der Gewerkschaftsvertretung im Unternehmen 

jenen Gewerkschaften vorbehalten ist, die den Tarifvertrag unterzeich-
net haben; 

b)	dass Letztere im Betrieb Verhandlungsbefugnis haben. 
Der Tarifvertrag hat eine Laufzeit von vier Jahren für den normativen Teil 
und von zwei Jahren für den wirtschaftlichen Teil, in welchem der Erhalt 
der Kaufkraft der Löhne an die Inflationsrate angepasst wird, was in re-
gelmäßigen Abständen von den drei großen Gewerkschaften gemeinsam 
festgelegt wird. Sollte es zu einem Abweichen von der tatsächlichen Infla-
tionsrate kommen, wird die nachfolgende Verhandlung – neben den Erhö-
hungen für die kommenden zwei Jahre – auch den eventuell verloren ge-
gangenen Teil aufholen. 

In den darauffolgenden Jahren erwiesen sich die Wirkungen des Abkom-
mens aus dem Jahr 1993 jedoch als enttäuschend:  Es kam zu Senkungen 
der Reallöhne aufgrund der starken Verzögerungen, mit denen normaler-
weise die Vertragserneuerungen vorgenommen werden, aber auch wegen 
der unzureichenden Form, in der das Nationale Statistikamt ISTAT die Le-
benshaltungskosten ermittelt und bekannt gibt. Eine weitere Ursache ist 
die geringe Verbreitung der dezentralisierten Tarifverhandlungen, die dazu 
führt, dass viele Beschäftigte nicht über einen auf der Produktivität basie-
renden Ausgleichslohn verfügen.
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Unter dem Druck der European Governance 

In den nachfolgenden Jahren fand eine intensive Debatte zur Reform des 
Modells von 1993 statt, deren wichtigstes Anliegen es war, die dezentra-
lisierten Tarifverhandlungen zu stärken. Ziel war, deren Anwendung, Be-
fugnisse und Rechte auszuweiten, da es solche dezentralisierten Tarifver-
handlungen im privaten Sektor lediglich für 35% der Arbeitnehmer gab. 
Ein Ruck in Richtung Dezentralisierung erfolgte in den Krisenjahren 2009 
und 2011,  einerseits bedingt durch den Wunsch nach Reformen seitens der 
Tarifparteien, andererseits durch die Intervention der EU, die Italien einen 
deutlichen Bruch mit der Vergangenheit vorschrieb. 2009 gab es eine Über-
einkunft zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden und 2011 
ein Gesetz, das aufgrund eines Diktats der EZB in den letzten Monaten der 
Regierung Berlusconi verabschiedet wurde. Weitere Änderungen erfolgten 
in den Jahren 2013 und 2014. Das gemeinsame Abkommen aus dem Jahr 
2009, das zwar nicht von der CGIL unterzeichnet wurde, aber trotzdem in 
der Lage war, einige der intendierten Wirkungen zu zeigen (z.B. bezüglich 
der Öffnungsklauseln), lief 2014 aus, drei weitere von allen drei Gewerk-
schaften gemeinsam unterzeichneten Abkommen (2011-14) sind noch im-
mer nicht vollständig in Kraft getreten. Diese sehen neue und transparen-
tere Verfahren zur Feststellung der Repräsentativität der Gewerkschaften 
vor, die anhand der Anzahl der Mitglieder und der Ergebnisse bei betrieb-
lichen Wahlen bestimmt werden soll. Gilt eine Gewerkschaft als repräsen-
tativ, hat sie das Recht, Verhandlungen zu führen und Mehrheitsabkom-
men zu unterzeichen, die dann für den gesamten Sektor verbindlich sind. 

Das Gesetz aus dem Jahr 2011 beinhaltete darüber hinaus die Abkehr 
vom Günstigkeitsprinzip. Nunmehr können betriebliche Tarifverträge von 
Branchentarifverträgen zuungunsten der Arbeitnehmer abweichen, wenn 
dies mit dem Erhalt der Arbeitsplätze oder der Förderung von Beschäfti-
gung etc. gerechtfertigt werden kann. Eine solche radikale Dezentralisie-
rung scheint sich in der Praxis jedoch eher nicht durchzusetzen.1 Die drei 
zwischen 2011 und 2014 unterzeichneten Abkommen deuten in eine an-
dere Richtung. Der Tarifvertrag behält sein Gewicht bei, aber erlaubt den 
Unternehmen besondere Übereinkünfte (die in diesem Fall nicht »Abwei-
chungen« genannt werden) zu unterzeichnen, die nur in solchen Punkten 

1  Ihre Verbreitung ist auf nicht mehr als einem Zehntel der dezentralisierten 
Abkommen geschätzt worden.
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vom Tarifvertrag abweichen dürfen, die im Tarifvertrag festgesetzt sind. 
Die Verbindlichkeit der Abkommen steigt und bindet auch jene Gewerk-
schaften an deren Einhaltung, die nicht derselben Auffassung sind. Diesen 
ist es damit nicht gestattet, Gegenaktionen zu organisieren. Gleichzeitig 
setzt sich eine für das italienische System typische Gewohnheit durch: Die 
möglichen Texte der Vereinbarungen müssen von allen betroffenen Arbeit-
nehmern und nicht nur von den Gewerkschaftsmitgliedern in einer Urab-
stimmung verabschiedet werden.

Am 16. Januar 2016 unterzeichneten CGIL, CISL und UIL ein Proto-
koll, in dem sie die Leitlinien für eine Reform des gesamten Systems festle-
gen. Unter den wichtigsten Neuerungen ist die Forderung nach einem Ge-
setz, das die erga omnes-Funktion der Tarifverträge, die gewerkschaftliche 
Beteiligung an der Governance der Unternehmen sicherstellen. In einer Si-
tuation der Stagnation und Deflation ist zudem die bisherige Anpassung an 
die Lebenshaltungskosten nicht ausreichend. Es sollen dagegen andere ma-
kroökonomische Parameter angewandt werden, die sich auf die allgemeine 
Entwicklung der jeweiligen Branche beziehen. Die Unternehmen zielen ih-
rerseits darauf ab, die Rolle des Tarifvertrages auf eine Minimalgarantie für 
diejenigen zu reduzieren, die keinen Zugang zu Formen der variablen Ver-
gütung im Unternehmen haben. Dies würde 70% der Beschäftigten negativ 
berühren, die gewerkschaftlich nicht vertreten sind und unter keinen na-
tionalen Tarifvertrag fallen. Zudem würde die Kaufkraft ex post und nicht 
ex ante ausgeglichen (auf der Grundlage von Vorhersagen, wie es bereits 
heute der Fall ist). Weniger geneigt, auf den nationalen Tarifvertrag zu ver-
zichten, sind dagegen die Verbände der kleinen und mittleren Unterneh-
men, die befürchten, in den Unternehmen Konfliktsituationen vorzufin-
den, die bis heute durch den nationalen Tarifvertrag vermieden wurden. 

In diesem Klima erscheint das italienische System der industriellen Be-
ziehungen heute umso komplexer und vielschichtiger. Es scheint auf der 
Kippe zwischen einem immer stärker werdenden Drängen nach Dezentrali-
sierung durch die Unternehmen und dem Versuch der Gewerkschaften, ein 
gewisses Maß an zentralisierter Koordinierung beizubehalten (Leonardi/
Sanna 2015), zu stehen. Zuletzt griff die Regierung Renzi ein, die den Ar-
beitsmarkt »reformierte« und den Tarifvertragsparteien des Rechts enthob, 
Abweichungen autonom festzulegen. Die Regierung übernahm diese Auf-
gabe selbst in ihrer Gesetzgebung bei solch heiklen Themen wie wirtschaft-
lich bedingten oder ungerechtfertigten Entlassungen. Die dezentralisierten 
Tarifverhandlungen wurden gefördert durch eine starke steuerliche Entla-
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stung der Lohnanteile, die von der Unternehmensproduktivität abhängen, 
sowie durch die individuelle Option für Zusatzleistungen. Auf diese Weise 
wird der im Unternehmen ausgehandelte Lohnanstieg weit weniger kost-
spielig als eine per Tarifvertrag ausgehandelte Lohnerhöhung. 

Das im November 2016 geschlossene Abkommen im Sektor der metall-
verarbeitenden Industrie weist klare Spuren dieses Ansatzes auf. Lohner-
höhungen sind an die Unternehmensproduktivität gekoppelt und es sind 
zahlreiche Sozialleistungen (in den Bereichen Fortbildung, Gesundheits-
versorgung und Rentenfonds, Sonderleistungen) vorgesehen, während die 
eventuell durch die Inflation verloren gegangene Kaufkraft nur im Nach-
hinein und auf Grundlage der Angaben wieder ausgeglichen wird, die in 
jedem Jahr vom Statistikamt vorgelegt werden. Eine Linie, die den Wün-
schen der Unternehmer sehr nahekommt und die im Gegensatz zu den Vor-
läufertarifverträgen wieder von allen drei großen Gewerkschaften (und da-
mit auch der FIOM-CGIL) unterzeichnet wurde. Die kommenden Monate 
werden uns zeigen, in welche Richtung sich das gesamte System entwickelt.

Fruchtbare Kooperation

All dies steht nunmehr seit Jahren im Mittelpunkt eines ständigen Aus-
tausches zwischen dem Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut 
(WSI), das Reinhard Bispinck als Abteilungsleiter vertritt, und jenem, das 
ich die Ehre habe, hier zu vertreten. Unser Institut ist in der Zwischenzeit 
analog zur HBS (an der wir uns orientiert haben) zur Fondazione Di Vit-
torio (FDV) für gewerkschaftliche Studien und Bildung geworden. Heute 
arbeiten unsere Institute regelmäßig in verschiedenen Aktivitäten und Pro-
jekten zusammen; sie beleben das europäische Netzwerk der gewerkschaft-
lichen Forschungsinstitute (TURI ) und WSI und FDV führen gemeinsam 
erfolgreich europäische Studien durch. Als Beispiel sei hier das Projekt CA-
WIE (Collectively Agreed Wages In Europe) zur Entwicklung der Lohn- 
und Tarifvertragssysteme in Europa Müller/Schulten/Van Gyes) angeführt, 
das nun mit dem Projekt DECOBA (Decentralisation of Collective Bar-
gaining in Europe) fortgeführt wird. Reinhard Bispinck hat mehrere Male 
bei der CGIL referiert. Die Skepsis der italienischen Gewerkschaften ge-
genüber einem staatlichen Mindestlohn ist bekannt, aber die Entscheidung 
der DGB-Gewerkschaften zugunsten eines gesetzlichen Mindestlohns 
hat großes Interesse und eine entsprechende Debatte in Italien ausgelöst. 
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Die Artikel von Reinhard Bispinck und Thorsten Schulten, die wir in der 
Zeitschrift der CGIL »Quaderni di Rassegna Sindacale« (Bispinck 2012; 
Schulten 2014; Schulten/Müller 2013) veröffentlicht haben, sind zu einem 
ständigen Bezugspunkt für diejenigen geworden, die in Italien über die Ge-
werkschaften in Deutschland schreiben.

Unterschiedliche Haltungen bestehen zwischen deutschen und italie-
nischen Gewerkschaften auch in der Frage der Mitbestimmung. Als FDV 
haben wir uns an die Kollegen der HBS gewandt, damit diese in der CGIL 
vor dem erweiterten Sekretariat sprechen. Die italienischen Gewerkschaf-
ten erkennen an, dass das deutsche System der Mitbestimmung den Ge-
werkschaften eine Rolle in den industriellen Beziehungen garantiert, die 
in den italienischen Unternehmen vollständig fehlt. Das EURACTA-Pro-
jekt (European Action in Transnational Company Agreements), das von 
der FDV koordiniert wurde, hat bezüglich der Verbreitung von Mitbestim-
mungspraktiken in Italien einen positiven Einfluss von Niederlassungen 
deutscher multinationaler Unternehmen festgestellt. 

Fazit  

Wie kann man die Unterschiede und Ähnlichkeiten der Systeme der in-
dustriellen Beziehungen in Italien und Deutschland abschließend zusam-
menfassen? Schematisch könnte man vielleicht Folgendes sagen: Während 
die deutschen Gewerkschaften sich mit einigen kritischen Fragen quanti-
tativer Art (wie dem Rückgang der Mitgliederzahlen und der Tarifbindung 
sowie einem merklichen Anstieg des Niedriglohnsektors) auseinander-
setzen müssen, stehen sie dank ihrer institutionellen Stellung in den Un-
ternehmen und im Tarifsystem relativ stabil da. Die Stärke des nationalen 
Wirtschaftsystems erlaubt ihnen, selbst bei rückläufiger Mitgliederzahl an 
den Entscheidungen der Unternehmen teilzunehmen. Die Wende zum ge-
setzlichen Mindestlohn hat ihnen gemeinsam mit der neuen Phase der Re-
allohnsteigerungen wieder mehr Zuspruch in der Bevölkerung verschafft. 

Umgekehrt sieht es in Italien aus (Leonardi 2017): Die Tarifbindung 
gehört zu den höchsten in Europa (>90%), ohne dass es dabei ein wahres 
erga omnes-System gibt. Vom quantitativen Gesichtspunkt her sind die Ge-
werkschaftsverbände stabil und organisieren gemeinsam die ansehnliche 
Zahl von 11 Millionen Mitgliedern (circa ein Mitglied pro sechs Einwoh-
ner). Der gewerkschaftliche Organisationsgrad liegt landesweit zwischen 
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35 und 37%. Damit liegt Italien zwar hinter den skandinavischen Ländern, 
aber noch vor den meisten anderen westeuropäischen Staaten. Die Krise seit 
2008 hat diese Mitgliederstärke kaum beeinflusst. Die Stabilität der italie-
nischen Gewerkschaften erklärt sich aus einer wirksamen Mischung traditi-
oneller Forderungen und einem weitreichenden System gewerkschaftlicher 
Dienstleistungen. Hierzu gehören nicht zuletzt umfangreiche Beratungslei-
stungen, die teilweise vom Staat gefördert oder auch tarifvertraglich abgesi-
chert sind, und bei Fragen des Arbeitsrechts, der Steuern und nicht zuletzt 
der Rente in Anspruch genommen werden können. Da sich diese Bera-
tungen formal an alle richten, ermöglichen sie einen persönlichen Kontakt 
zu bisher nicht organisierten Beschäftigten und die Gelegenheit, diese auf 
eine Mitgliedschaft anzusprechen. Allein die CGIL gewinnt auf diese Weise 
jedes Jahr ca. 600.000 Mitglieder, wodurch sich auch der sehr hohe Anteil 
von Rentner_innen in den Gewerkschaften erklären lässt.

Weitere Gründe für den relativ hohen Organisationsgrad sind in der 
Beteiligung der Mitglieder an der Gewerkschaftsarbeit, breiten nationalen 
Kampagnen und Mobilisierungen zu Themen wie prekäre oder informelle 
Arbeit sowie für eine Charta der Beschäftigtenrechte oder der Organisa-
tion eines Referendums gegen die Abschaffung des Rechts auf Wiederein-
stellung bei ungerechtfertigter Kündigung zu sehen. Umso enttäuschender 
ist der Zustand der Arbeitsbedingungen und des Sozialsystems. Italien hat 
mit die niedrigsten Löhne in Westeuropa und ein stark reduziertes Schutz-
niveau der Arbeit. Wurde die Rolle der Gewerkschaften anlässlich der So-
zialpakte der 1990er Jahre noch anerkannt und gefeiert, so hat sich ihr in-
stitutioneller Einfluss inzwischen deutlich vermindert. Gefördert wird dies 
durch einen veränderten ideologischen Rahmen, in dem den Gewerkschaf-
ten als intermediären Organisationen insgesamt nur noch eine verminderte 
Bedeutung zuerkannt wird.

Deutschland hat einen großen Einfluss auf die ökonomische Governance 
in Europa, der sich klar am Ordoliberalismus orientiert. Die Wirkung des 
deutschen Einflusses hallt in der Sparpolitik nach, die den europäischen Mit-
telmeerstaaten auferlegt worden ist (Cruces/Alvarez/Leonardi/Trillo 2016).

Die Verteidigung des Vorrangs des Flächenstarifvertrags sowie die Rolle 
der Löhne für die Binnennachfrage sind nur zwei der Themenbereiche, in 
denen WSI und FDV weitgehend ähnlich argumentieren und versuchen, in 
der akademischen Welt und in den Medien durchzudringen. Die Kompetenz 
und methodische Strenge Reinhard Bispincks hat hier Maßstäbe gesetzt. 
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Lohn- und Verteilungspolitik



Gustav Horn/Andrew Watt
Zur Rolle der Lohnpolitik  
in der Europäischen Währungsunion1

Einleitung 

Durch die Aufgabe der nationalen Währung und den Eintritt in eine Wäh-
rungsunion ändern sich wesentliche Parameter der Wirtschaftspolitik. Dies 
gilt nicht zuletzt für die Lohnentwicklung und Lohnpolitik. Insbesondere 
kann ein Auseinanderlaufen der nominalen Lohnstückkosten – d.h. der 
Lohnkosten nach Berücksichtigung der Produktivitätsentwicklung – und 
der Preise für Güter und Dienstleistungen zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht mehr über eine Anpassung des Wechselkurses aufgefangen werden. 
Hieraus ergeben sich prima facie Restriktionen für eine nationale Lohnpo-
litik. Aus diesem Grund ist sowohl in der Wissenschaft als auch in der Po-
litik viel über die Rolle der Löhne, der Lohnpolitik – und damit über die 
Rolle von Gewerkschaften und des ganzen Systems der Lohnfindung – in-
tensiv diskutiert worden: sowohl im Vorfeld der Einführung des Euro (e.g. 
Horn et al. 1999) als auch während der ersten Phase, in der es tatsächlich 
zu einem Auseinanderlaufen kam (e.g. die Beiträge in Hein u.a. 2004; Watt 
2007) und auch während und nach der Finanzkrise, die 2008 einsetzte und 
immer noch nicht ganz behoben ist (Herzog-Stein et al. 2016; Herr/Horn 
2012; Koll 2013; Müller u.a. 2016; Watt 2012).

Dieser Beitrag behandelt drei Aspekte der Debatte. Im ersten Abschnitt 
werden grundsätzliche Beziehungen zwischen Lohnentwicklung einerseits 
und der makroökonomischen Performanz in einer Währungsunion, speziell 
das Verhältnis zu Leistungsbilanzungleichgewichten, herausgearbeitet. Im 
zweiten Abschnitt werden neue ökonometrische Simulationen vorgestellt, 
die eine Einschätzung der Rolle einer anderen Lohnpolitik in Deutschland 
bei der Reduzierung akkumulierter makroökonomischer Ungleichgewichte 
erlauben. Im dritten Abschnitt wird der Frage nachgegangen, welche Re-

1  Dieser Beitrag speist sich aus Arbeiten der Autoren für baldige Veröffentli-
chungen bei der Europäischen Kommission, des einen Autors (Watt) zusammen 
mit Willi Koll, und empirischen Analysen des IMK. Die Autoren danken Willi Koll 
für hilfreiche Kommentare.
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formen der economic governance nötig wären, um eine ausgewogene – und 
damit stabile – wirtschaftliche Entwicklung im Euroraum insgesamt und 
in den Mitgliedstaaten zu sichern. Es zeigt sich, dass Modifikationen be-
stehender Institutionen, ohne einen großen Schritt in Richtung föderaler 
Strukturen zu unternehmen, zumindest die Chancen einer krisenfreien 
Entwicklung erhöhen. Allerdings ist es dazu notwendig, die nationale Fis-
kalpolitik anderen Prioritäten unterzuordnen, als es im gegebenen Regel-
werk vorgesehen ist.

Nominallohnentwicklung und spannungsfreies Wachstum  
in einer Währungsunion 

Es lassen sich aus einigen grundsätzlichen normativ-politischen Über-
legungen und einfachen makroökonomischen Zusammenhängen Leitli-
nien für die aggregierte Nominallohnentwicklung in Mitgliedstaaten einer 
Währungsunion, wie der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
(EWWU), leicht ableiten (Herr/Horn 2012; Watt 2007; Watt 2017). Als Aus-
gangspunkt nehmen wir als wirtschaftspolitisches Ziel die Ausschöpfung 
der vorhandenen Wachstums- und Beschäftigungsmöglichkeiten bei Wah-
rung der Preisstabilität. Die Zentralbank legt ein Inflationsziel fest. Zumin-
dest in normalen Zeiten kann die Zentralbank dieses Ziel mittelfristig durch 
Beeinflussung der aggregierten Nachfrage über den kurzfristigen Zinssatz 
erreichen. Wachsen die Nominallohnstückkosten mittelfristig und dauer-
haft mit einer Rate über oder unter der »hausgemachten« Inflation, d.h. dem 
BIP-Deflator, kommt es zu einer dauerhaften Verschiebung des Volksein-
kommens zugunsten der Löhne bzw. der Gewinne. Im Umkehrschluss be-
deutet dies, da eine solche Verschiebung nicht unbegrenzt fortsetzbar ist, 
dass die Nominallohnstückkosten im Trend mit der gleichen Rate wie die 
(inländische) Preisinflation zunehmen sollen. Und – unterstellen wir eine 
Zielerreichungskapazität der Zentralbank, zumindest in »normalen Zeiten« 
– das ist mittelfristig gleich ihrer Zielinflationsrate.

Was bedeutet das für die Lohnpolitik auf nationaler Ebene? Nehmen wir 
erst einmal an, die relative Wettbewerbsfähigkeit zwischen den Mitglieds-
ländern wird als zufriedenstellend eingestuft. Auch sei die Wachstumsdy-
namik annähernd gleich. Annäherungsweise hieße das, dass die Leistungs-
bilanzsalden der Mitgliedsländer untereinander klein sind. Dann sollten für 
ein gleichgewichtiges, spannungsfreies Wachstum die Nominallohnstück-



84	 Gustav Horn/Andrew Watt

kosten eines jeden Landes mit der Zielinflationsrate steigen. Das bedeutet, 
der Nominallohn in jedem Land muss mittelfristig mit der landesspezi-
fischen Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität plus der Zielinflations-
rate der Zentralbank zunehmen.

In einer Währungsunion mit z.B. zwei Ländern ist stabiles, spannungs-
freies Wachstum möglich, egal wie die relative Größe der Länder ist, auch 
wenn die Arbeitsproduktivität unterschiedlich, z.B. mit 1% bzw. 3% 
wächst, vorausgesetzt, die Nominallohnstückkosten nehmen um 3% bzw. 
5% zu (bei einem Inflationsziel von 2%). Die funktionale Verteilung und 
die relative Wettbewerbsfähigkeit der Länder bleiben mittelfristig kon-
stant. Dies kann man als »goldene Lohnregel« bezeichnen, die als Bench-
mark dienen kann.

Ist die Ausgangssituation dadurch charakterisiert, dass eine Korrektur 
der relativen Wettbewerbsfähigkeit nötig ist, so wäre eine Lohnentwick-
lung in einem Land mit überdurchschnittlicher Inflation und/oder (inter-
nen) Leistungsbilanzdefiziten unterhalb der von der goldenen Regel in-
dizierten Marke wünschenswert. Umgekehrt sollten die Nominallöhne 
schneller zunehmen in einem Land, in dem die Inflation unter dem Infla-
tionsziel liegt und das durch Leistungsbilanzüberschüsse gekennzeichnet 
ist. Das kann als erweiterte goldene Lohnregel bezeichnet werden.

An dieser Stelle sei angemerkt, dass es hierbei um konsistente Entwick-
lungspfade geht: Es wird keine Aussage über kausale Beziehungen getroffen. 
Auch geht es hier um Mittel- bis Langfristbeziehungen: Verschiebungen in 
der funktionalen Verteilung können durchaus auch persistent sein. 

Empirie des Euroraums: Divergenz, Krise, einseitige Anpassung 

Empirisch stellen wir eine enge Korrelation zwischen der Entwicklung der 
nominalen Lohnstückkosten und der Leistungsbilanz in der Periode zwi-
schen der Einführung des Euro und der Krise fest (Abbildung 1).

Deutschland und Österreich – mit dem geringsten Anstieg der Lohn-
stückkosten – erlebten eine starke Aktivierung der Leistungsbilanz. Das 
Gegenteil passierte in Spanien, Irland und Griechenland: starke Passivie-
rung der Leistungsbilanz bei deutlich überdurchschnittlichem Wachstum 
der Nominallohnstückkosten. Die mittlere Gruppe, näher am jeweiligen 
Durchschnittswert der zwei Variablen, war zwar etwas uneinheitlicher, ins-
gesamt bestätigt sich aber eine recht enge Korrelation.
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Abbildung 1: Veränderung der Leistungsbilanz und der Nominallohnstückkosten, 
2000-2008

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von AMECO-Daten
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Abbildung 2: Veränderung der Leistungsbilanz und der Nominallohnstückkosten, 
2009-2015

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von AMECO-Daten
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Diese Beziehung bestätigt sich auch in der Periode nach der Krise (Ab-
bildung 2), gerade wenn auch die Positionen der Länder sich mehr oder 
minder spiegelbildlich verschoben haben. Die »Defizitländer« Irland, Grie-
chenland, Portugal und Spanien haben negatives Wachstum der nomina-
len Lohnstückkosten erlebt, einhergehend mit einer starken Aktivierung 
der Leistungsbilanz. In den restlichen Ländern stiegen in dieser Periode die 
Lohnstückkosten mit einer Jahresrate zwischen etwa 1,5 und 3%, mit ei-
ner relativen Passivierung der Leistungsbilanz. Das Bestimmtheitsmaß ist 
für eine solch einfache bivariate Korrelation sehr hoch (0,85). 

Es gibt also einen klaren, symmetrischen Zusammenhang zwischen der 
Nominallohnentwicklung unter Berücksichtigung der jeweiligen Produk-
tivitätsentwicklung und Veränderungen der Leistungsbilanz. Wird die Ver-
meidung von großen und anhaltenden Leistungsbilanzungleichgewichten 
als Stabilitätsbedingung angenommen – wofür angesichts der Erfahrungen 
in der Krise mit der unvollständigen Institutionalisierung der Währungs
union, verglichen mit Bundesstaaten wie den USA oder der BRD unter der 
D-Mark vieles spricht –, liegt es also zunächst nahe, die Lohn- bzw. Lohn-
stückkostenentwicklung als kritische Variable zu betrachten. Über die In-
terpretation des Zusammenhangs hat es eine rege Debatte gegeben, auf die 
hier nur kursorisch eingegangen werden kann (siehe hierzu u.a. Horn/Lind-
ner 2016; Müller u.a. 2016; Storm/Naastepad 2015 ). 

Die Lohnstückkosten und Produzentenpreise müssen sich keineswegs 
eins-zu-eins parallel entwickeln (Feigl/Zuckerstätter 2013). Eine positive 
(negative) Spanne zwischen den beiden Variablen geht zugunsten (zulasten) 
der Margen der Unternehmen. Allerdings sind auch bei recht unvollkom-
mener Kapitalmobilität die Margen nicht beliebig komprimierbar; ande-
rerseits kann die Lohnquote auch nicht ohne makroökonomische Verwer-
fungen ins Bodenlose fallen. 

Empirisch zeigt eine Zerlegung des BIP-Deflators (Herzog-Stein u.a. 
2016: 20), dass sich in den Krisenländern (Irland, Griechenland, Spanien, 
Italien, Portugal) der Beitrag von Lohn- und Gewinninflation in der Vor-
krisenperiode ungefähr die Waage hielt. In der Zeit von 2008-15 allerdings 
gingen die Preissteigerungen (gemessen am BIP-Deflator) überwiegend in 
die Profite. Die Unternehmen haben bei starker Lohnzurückhaltung von 
einer Erholung ihrer Gewinnmargen profitiert. In Deutschland wurde in 
der Vorkrisenperiode die starke Lohnmoderation nur sehr bedingt in die 
Preise weitergegeben und floss damit stark in die Gewinnmarge der Un-
ternehmen. In der Periode nach der Krise drehte sich das Blatt, wenn auch 
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nicht im vollen Umfang komplett: ganze 9,2 Prozentpunkte des Anstiegs 
des BIP-Deflators um 11,8% gingen auf das Konto gestiegener Lohnstück-
kosten (Herzog-Stein u.a. 2016: 20). 

Für die Wirtschaftspolitik kann geschlussfolgert werden, dass die Be-
urteilung der Lohnentwicklung ohne die Verteilungskomponente nicht 
sinnvoll erfolgen kann, d.h. nicht ohne gleichzeitige Analyse der Gewinn
entwicklung.

Entwicklungen der Nachfrage auf den Weltmärkten können selbstver-
ständlich die Leistungsbilanzposition bei gegebener Lohnentwicklung be-
einflussen. So spricht viel dafür, dass das starke Wachstum und die zuneh-
mende internationale Integration von Schwellenländern, allen voran China, 
die Exporte von Ländern mit einer Spezialisierung in Kapitalgütern beflü-
gelt hat, während ihre Versuche, in technisch wenig anspruchsvollen Güter-
märkten Fuß zu fassen, gleichzeitig Produzenten in Südeuropa unter Druck 
gesetzt hat. Das bedeutet allerdings nicht, dass die Löhne unwichtig seien 
oder davon getrennt analysiert werden könnten. Ein anhaltender asymme-
trischer »Chinaeffekt« auf die Exportnachfrage der Kern- und Peripherie
länder müsste, für sich genommen, einen aufwärts gerichteten Lohndruck 
im Kern und einen abwärts gerichteten in der Peripherie erzeugen. Bleibt 
die Anpassung aus, wird es auf kurz oder lang zu Spannungen kommen. 

Die starke Korrelation zwischen Lohnstückkosten- und Leistungsbi-
lanzentwicklungen lässt sich als Ergebnis von einem gemeinsamen dritten 
Faktor, unterschiedlichen (relativen) Nachfragedynamiken, interpretie-
ren. Von manchen Autoren wird in diesem Zusammenhang die ursäch-
liche Rolle von Kapitalexporten aus den Kernländern in die Peripherie be-
tont (z. B. Sinn 2010; für eine Kritik Horn/Lindner 2011). Die (nominale) 
Lohnentwicklung ist in dieser Sicht rein endogen. Es wird hierbei auf die 
nur sehr schwache Korrelation zwischen Lohnstückkostenentwicklungen 
und Exportperformanz hingewiesen (Horn/Lindner 2016). Wichtig für 
die Leistungsbilanz sei vor allem die Importseite und damit die Nachfrage. 

Empirisch zeigt eine Analyse von DG ECFIN (European Commission 
2016: 21) eine deutlich positive Korrelation – sowohl vor wie nach der 
Krise – zwischen Veränderungen der Outputlücke und des realen Wech-
selkurses auf Basis des BIP-Deflators. Die Nominallohnentwicklung er-
scheint daher als weitgehend endogen. Aber es geht hier um einen iterativ 
sich selbstverstärkenden Prozess. Denn der Realzins ist eine wichtige De-
terminante der Nachfrageentwicklung. Diese wird in einem Währungs-
raum mit einheitlicher Geldpolitik und damit einheitlichem nominalen 
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Zinssatz wesentlich über die Inflation und damit über die Lohnstückkos-
tenentwicklung bestimmt. 

Eine höhere Rate der Preis- und Lohninflation wirkt über den Re-
alzinskanal, und dann via Output- bzw. Arbeitslosigkeitslücke auf die 
Leistungsbilanz, vor allem auf der Importseite. Die stärker gestiegenen 
Löhne (verglichen mit denen von Arbeitnehmern in anderen Ländern) im-
plizieren bei fixem Wechselkurs ferner einen relativen Kaufkraftgewinn und 
damit eine höhere Importneigung. Dieser positive terms of trade-Effekt ist 
identisch mit dem negativen Effekt auf die preisliche Wettbewerbsfähigkeit. 

Es kann daher nicht einfach zwischen einem »Wettbewerbseffekt« der 
Löhne und einem davon getrennten Einkommens- oder Nachfrageeffekt auf 
die Leistungsbilanz unterschieden werden. Beide greifen ineinander, wir-
ken in dieselbe Richtung und damit wechselseitig verstärkend. Damit sind 
sie auch ökonometrisch nur schwer oder gar nicht zu entwirren. Daraus 
folgt für die Wirtschaftspolitik, dass Wettbewerbsfähigkeits- und Nachfrag-
eindikatoren in einer Währungsunion von Belang sind und zusammen be
obachtet und ggf. gesteuert werden müssen, um eine spannungsfreie Ent-
wicklung zu gewährleisten. 

Dabei darf die Steuerungskapazität einer nationalen Nominallohnpo-
litik nicht überschätzt werden. Ohne eine Steuerung aller für die aggre-
gierte Nachfrage wesentlichen Instrumente in den Mitgliedstaaten, die sie 
dauerhaft ungefähr in der Nähe des von der jeweiligen Angebotsseite ge-
gebenen Produktionspotenzials hält, werden alle Steuerungsbemühungen 
allein über die Lohnpolitik kaum gelingen können. Die Steuerungskapa-
zität der Lohnpolitik hängt dabei entscheidend von institutionellen Gege-
benheiten des jeweiligen Arbeitsmarkts und insbesondere des Systems der 
kollektiven Lohnfindung ab und variiert damit zwischen den Mitglieds-
ländern der Währungsunion (s. Watt 2017, Kap. 3). Die autonome marge 
de manouvre der nominalen Löhne ist dann eine empirische Frage. Sie ist 
(c.p.) höher in einem Land, in dem ein staatlich fixierter Mindestlohn ei-
nen signifikanten Anteil der Arbeitnehmer (auch indirekt) abdeckt, oder 
wo Tarifverhandlungen kollektiv auf Branchenebene oder national (mul-
ti-employer bargaining) erfolgen.
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Eine Modellsimulation für Deutschland 

Die langanhaltende Zunahme des deutschen Leistungsbilanzüberschusses 
gegenüber dem »Rest der Welt« von einer nahezu ausgeglichen Position 
am Anfang der Währungsunion auf sein heutiges Niveau von beachtlichen 
ca. 8% des BIP ist ein wichtiges Element in der Entfaltung der Eurokrise 
(Horn u.a. 2012). In den letzten Jahren wurde Deutschland deshalb von der 
EU-Kommission im Verfahren zur Überprüfung gesamtwirtschaftlicher 
Ungleichgewichte wegen Verletzung der dort festgelegten Obergrenze 
von 6% ermahnt. Wie oben gezeigt, gingen die steigenden Überschüsse in 
der Periode bis zur Krise mit einer sehr schwachen Nominallohn(stück-
kosten)entwicklung einher. Vor diesem Hintergrund haben Forscher am 
IMK Modellsimulationen durchgeführt, um der Frage nachzugehen, wie 
sich die deutsche Leistungsbilanz bei einer anderen Nominallohnpolitik 
in Deutschland entwickelt hätte. Die wichtigsten Ergebnisse dieser Studie 
(Horn u.a. 2017) werden hier zusammenfassend dargestellt.

Untersucht wird die Periode zwischen 2001 und 2015. Zuerst wird ein 
Baseline-Szenario gerechnet anhand der bekannten Ist-Werte für alle Va-
riablen einschließlich der Nominallöhne. Es werden dann in Szenarien die 
Auswirkungen auf den Außenbeitrag von unterschiedlichen Lohnpolitiken, 
d.h. exogen gesetzten Lohnwachstumsraten, untersucht; im letzten der vier 
Szenarien wird, wie nachstehend näher erläutert, auch eine exogene Setzung 
in der Fiskalpolitik vorgenommen. Der Außenbeitrag ist der Saldo von Ex-
porten und Importen von Waren und Dienstleistungen. Er ist bei Weitem 
die wichtigste Komponente der Leistungsbilanz. Wichtig für das Verständ-
nis der Ergebnisse ist, dass der Außenbeitrag (wie auch die Leistungsbilanz) 
immer eine nominale Größe ist. Es geht also in den Simulationen um den 
Wert der Ex- und Importe im Verhältnis zum BIP zu laufenden Preisen, 
d.h. um das Produkt von Volumen und Preis und nicht um die Volumina 
(reale Ex- und Importe). Die Ergebnisse – wobei wir uns hier im Wesent-
lichen nur auf den Außenbeitrag konzentrieren – werden immer als Un-
terschied zum Baselineszenario ausgedrückt.

Zuerst wird eine Simulation durchgeführt, um gewissermaßen die »Elas-
tizität« des Außenbeitrags in Bezug auf die Löhne einzuschätzen. Die Lohn-
höhe wird exogen am Anfang der Periode um einen Prozentpunkt über 
Baseline gesetzt. Diese Erhöhung  wird dann über die ganze Periode bei-
behalten. Die Reaktion der Volumina ist wie erwartet: Real sinken die Ex-
porte, während die Importe zunehmen. Die Effekte sind aber klein, nicht 
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zuletzt wegen des hohen Importgehalts der Exporte: Die Abnahme bei 
den (realen) Exporten wirkt dämpfend auf die Importe. Aber insgesamt 
sind real die Nettoexporte am Ende der Periode immerhin 2,6 Prozent-
punkte niedriger als der tatsächliche Wert. Nominal wird aber dieser Ef-
fekt zu einem erheblichen Teil von dem gegenläufigen Effekt der Ex- und 
Importpreisänderungen relativiert. Die Exportpreise steigen, und weil die 
Nachfrage relativ unelastisch ist, steigen die nominalen Exporte. Für sich 
genommen vergrößert dies den Außenbeitrag. Je nach Annahme über das 
Preissetzungsverhalten ausländischer Exporteure steigen die nominalen 
Importe in ungefähr gleichem Maße – ohne eine Pricing-to-Market (PT-
M)-Erhöhung der Importpreise – oder etwa zweimal so schnell (mit PTM) 
wie die nominalen Exporte. Damit sind die Auswirkungen auf den Außen-
beitrag sehr beschränkt, eine Reduktion um 0,7 Prozentpunkte (und ohne 
PTM kaum messbar.)

In einem weiteren Schritt wurde das Konzept einer makroökonomisch 
orientierten Lohnpolitik simuliert. Demnach sollten – wie im ersten Ab-
schnitt erörtert – die gesamtwirtschaftlichen Lohnsteigerungen generell 
den Verteilungsspielraum aus Trendproduktivitätsfortschritt und Ziel-
inflationsrate der Europäischen Zentralbank ausschöpfen. Für die Simu-
lation wurde ein mittelfristiger Produktivitätsanstieg von jährlich 0,7 % 
pro Beschäftigten unterstellt. Das entspricht dem tatsächlichen durch-
schnittlichen Wert in der Simulationsperiode. Die Zielinflationsrate der 
EZB von knapp 2% wurde hinzugerechnet, sodass die gesamtwirtschaft-
lichen Lohnsteigerungen bei 2,65% pro Jahr liegen. Damit ist das Lohn-
niveau pro Kopf am Ende dieses Zeitraums um rund 15% höher gewesen 
als es tatsächlich war. 

Die Simulationsergebnisse zeigen, dass deutlich höhere Lohnzuwächse 
die realen Nettoexporte gegenüber der Baseline erheblich reduzieren 
(-32,9%). Der Rückgang der nominalen Größen bei Außenbeitrag (-7,9%) 
und Leistungsbilanzsaldo (-6,4%) fällt dagegen vergleichsweise gering aus. 
Selbst deutlich höhere Lohnzuwächse als die, die man tatsächlich beobach-
tet hat, hätten den Aufbau der enormen nominalen Leistungsbilanzüber-
schüsse Deutschlands nicht nennenswert bremsen können. Die eigentlichen 
Veränderungen durch die makroökonomische Lohnpolitik hätten sich viel-
mehr in der Binnenwirtschaft und hier vor allem bei der Verteilung zwi-
schen Arbeits- und Kapitaleinkommen gezeigt. Die Lohnquote wäre nicht 
– wie in der Realität zu beobachten war – stark gefallen, sondern über den 
gesamten Simulationszeitraum sogar nennenswert gestiegen. 
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Diese Simulation lässt allerdings einen wichtigen Faktor außer Acht. 
Der Staat ist »Gewinner« des stärkeren Lohnwachstums, und dies eröff-
net Spielräume für die Fiskalpolitik. In einem weiteren Schritt wird daher 
ein Szenario simuliert, bei dem der Staat seine derart verbesserte finanzielle 
Situation (um 17,6 Mrd. Euro) für gezielte fiskalische Impulse verwendet. 
Dies stimuliert die Importe, ohne den Export zu belasten. 

Die Summe aus höheren Löhnen und gewissermaßen »endogen-expan-
siver« Finanzpolitik bewirkt, dass sich das Wachstum um 3,7% Punkte 
und die Beschäftigung um 3% erhöht. Die Unternehmensgewinne wären – 
trotz höherer Löhne – um (zusätzlich) 8,5% gestiegen. Gleichzeitig würde 
die Finanzpolitik durch eine Reduzierung des Außenbeitrags einen nen-
nenswerten Beitrag zum Abbau der Leistungsbilanzüberschüsse liefern. 
So würde der nominale Außenbeitrag gegenüber der Baseline um rund 35 
Mrd. Euro niedriger ausfallen. Der Leistungsbilanzüberschuss des Jahres 
2015 wäre um 14% niedriger.

Diese Simulationen gelten erst einmal nur für Deutschland (mit seiner 
spezifischen Handelsstruktur und anderen Merkmalen sowie gegenüber 
»dem Rest der Welt«). Die Ergebnisse für andere Länder und auch für 
Deutschland unter anderen Rahmenbedingungen wären sicherlich anders. 
Auch werden hier die Anpassungsversuche nur in einem Land untersucht. 
Aus den theoretischen Überlegungen aus dem ersten Abschnitt folgt eine 
Empfehlung für eine makroökonomische Lohnorientierung auch in den 
Defizitländern, wo die nominalen Lohnstückkosten, wie wir gesehen ha-
ben, bis zur Krise teilweise deutlich über dieser Marke lagen. 

Nichtsdestotrotz bestätigen sich durch die Simulationen die wesentlichen 
Ergebnisse der vorigen Analyse. Eine makroökonomisch orientierte Lohn-
politik, wenn sie umgesetzt werden kann, kann einen Beitrag zur Vermei-
dung von Leistungsbilanzungleichgewichten leisten. Aber alleine ist – zu-
mindest in Deutschland – der Effekt begrenzt. In der Koppelung mit einer 
Nachfragepolitik, die – Lohnpolitik eingeschlossen – Output und Beschäf-
tigung näher am Potenzial hält, sind die Effekte deutlich größer. Und in der 
Praxis sind die zwei Kanäle verbunden. Zumindest im deutschen Fall eröff-
nete die Lohnpolitik fiskalischen Raum, den es sonst nicht gegeben hätte. 

In der Regel ist allerdings die umgekehrte Verbindung relevanter. Es ist 
schwer vorstellbar, dass in der Realität ein deutlich höheres Nominallohn-
wachstum realisierbar gewesen wäre, ohne höhere Aktivität und Nach-
frage und unter den gegebenen Bedingungen bedeutet das eine expansivere 
Fiskalpolitik. Gleiches gilt mit umgekehrten Vorzeichen in Ländern mit 
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überdurchschnittlicher Preis- und Lohninflation: Ohne eine die Nachfrage 
dämpfende makroökonomische Politik (oder externen Schock) ist selbst bei 
stark koordinierter Lohnsetzung eine entsprechende Anpassung des Lohn-
wachstumspfads nur schwer durchsetzbar. 

Ein europäischer Politikrahmen für krisenfreies Wachstum 

Der gegenwärtige wirtschaftspolitische Rahmen – die Economic Gover-
nance – in der EU bzw. im Euroraum ist für die Aufgabe ungeeignet, für 
gleichgewichtiges, krisenfreies Wachstum zu sorgen. Dies hat die Krise ge-
zeigt, und die institutionelle Weiterentwicklung seit Ausbruch der Krise, 
so bedeutend sie in vielerlei Hinsicht war, hat daran nichts Grundsätz-
liches geändert. Auf zwei für unsere Fragestellung wesentliche Schwächen 
sei verwiesen. Das ganze fiskalische Regelwerk verfolgt weiterhin – dank 
Fiskalpakt in zunehmendem Maße – das Ziel, die nationale Fiskalpolitik 
(d.h. das zentrale Instrument der nationalen Nachfragesteuerung in einer 
Währungsunion) auf rein haushaltspolitische Ziele auszurichten. Hierbei 
spielt das Erfordernis eines symmetrischen Gegensteuerns gegen die zen-
trifugalen Kräfte des Realzinseffekts in der Währungsunion keine systema-
tische Rolle. Die haushaltspolitische Überwachung erfolgt getrennt vom 
Verfahren bei übermäßigen Ungleichgewichten. Dieses Verfahren stellt 
grundsätzlich eine sinnvolle institutionelle Erneuerung als Lehre aus der 
Krise dar. Allerdings weist es die kritische Schwäche auf, dass es asymme-
trisch angelegt ist.

Im Bericht der fünf Präsidenten über die Vertiefung und Vollendung der 
Währungsunion (European Commission 2015) wurden Wettbewerbsräte 
vorgeschlagen. Die Rezeption dieses Vorschlags war durchaus kritisch, nicht 
zuletzt seitens der europäischen und nationalen Gewerkschaften, wegen ei-
ner einseitigen Fixierung auf die Lohnentwicklung und der damit verbun-
denen Eingriffsmöglichkeiten in die Tarifpolitik. Im revidierten und vom 
Rat angenommenen Vorschlag der EU-Kommission (Produktivitätsaus-
schüsse) wurde der inhaltliche Bereich ausgeweitet, gleichzeitig die Kom-
petenzen (Analyse statt Politikempfehlungen) zurückgeschnitten. 

Ein weit reichender Reformvorschlag ist vom Committee on Constituti-
onal Affairs des Europäischen Parlaments vorgelegt worden (Verhofstadt- 
Report, European Parliament 2016). Eine gemeinsame EU-Wirtschaftspo-
litik soll die makroökonomischen, fiskalischen und monetären Instrumente 
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verbinden. Dabei sollen die Defizit- und Schuldenverfahren, das makro-
ökonomische Ungleichgewichtsverfahren sowie die länderspezifischen 
Empfehlungen zu einem rechtlich verbindlichen »convergence code« ver-
schmolzen werden. Ein EU-Finanzminister, der gleichzeitig Vize-Präsident 
der Kommission ist, wird gewählt. Seinen Empfehlungen zur Ausrichtung 
der nationalen Wirtschaftspolitik wird letztlich durch Sanktionen Geltung 
verschafft. Eine derart weitgehende Vergemeinschaftung der Wirtschafts-
politik scheint allerdings zurzeit politisch nicht durchsetzungsfähig zu sein.

Eine pragmatische Weiterentwicklung wirtschaftspolitischer 
Koordinierung

Demgegenüber könnte eine pragmatische Weiterentwicklung bestehender 
Institutionen sowohl praktikabel sein als auch die Steuerungsfähigkeit na-
tionaler Wirtschaftspolitik im Sinne der Kohärenz und Spannungsfreiheit 
zumindest erheblich verbessern. Eine detailliertere Darstellung des Reform-
konzepts ist in Vorbereitung (Koll/Watt im Erscheinen; s.a. Koll 2016). Die 
wesentlichen Elemente lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Die Koordinierung der nationalen Wirtschaftspolitiken erfolgt über eine 
revitalisierte Handhabung von Art. 121 AEUV in Verbindung mit Art. 120 
und 119. Zentrales Instrument der Koordinierung sind die vorhandenen, 
aber stark in den Hintergrund getretenen Grundzüge der Wirtschaftspo-
litik (GdWP). Diese decken konzeptionell den ganzen policy mix ab. Das 
bedeutet auch, dass die fiskalischen Regeln – wenn sie nicht gleich suspen-
diert werden können –, aber auch das Verfahren bei makroökonomischen 
Ungleichgewichten sowie auch die länderspezifischen Empfehlungen so-
zusagen durch die »Linse« der GdWP interpretiert werden müssen. 

Um makroökonomischen Sachverstand auf der europäischen Ebene zu 
bündeln und dienstbar für eine Koordinierung zu machen, sollte der Fis-
kalrat, der im Zuge des Berichts der fünf Präsidenten schon eingerichtet 
wurde, wesentlich weiterentwickelt werden. Sein inhaltlicher Kompetenz-
bereich muss deutlich erweitert werden, um den ganzen policy mix einzu-
beziehen, d.h. die Interaktion von Geld, Fiskal- und »Einkommenspolitik« 
(d.h. Lohn- und Gewinnentwicklung). Hierzu muss die Mitgliedschaft im 
Fiskalrat deutlich aufgestockt werden, auch um eine notwendige Diversi-
tät zu gewährleisten (Pluralismus der theoretischen Herangehensweisen). 
Dieser »Advisory council for macroeconomic convergence« sollte quanti-
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tative makroökonomische Entwicklungsszenarien für den Euroraum ins-
gesamt ausarbeiten. Er soll auch ein Gegengewicht sein zur Tendenz der 
nationalen Räte, die Externalitäten der nationalen wirtschaftspolitischen 
Entscheidungen zu vernachlässigen (oder gar »Wettläufe nach unten« in 
Gang zu setzen). Die Rolle dieses Rats ist rein analytisch; er soll keine 
Empfehlungen aussprechen.

Auf der nationalen Ebene sollen entsprechend National Convergence 
Councils eingerichtet werden, unter Ausbau der beschlossenen Producti-
vity Boards. Diese sollten ebenfalls nationale Szenarien entwickeln, die vor-
wärts gerichtet sind und in gesamtwirtschaftlich- quantitative Form geklei-
det sind. Auch hier geht es ausschließlich um Analyse.

Die Analyse der nationalen und des europäischen Convergence Boards 
soll in Regierungshandeln, das von den GdWP koordiniert wird, einfließen. 
Hierzu bedarf es geeigneter Gremien; Anknüpfungspunkt hierfür könnte 
der ebenfalls schon bestehende, aber noch sehr schwach institutionalisierte 
Makroökonomische Dialog der EU (EUMED) sein. Der EUMED hat zwar 
schon die benötigte inhaltliche Reichweite. Entscheidend ist auch die An-
wesenheit aller Akteure von Bedeutung für den makroökonomischen po-
licy mix: Vertreter der Geldpolitik, der Fiskalpolitik und der Lohn-/Ein-
kommenspolitik, also der Sozialpartner, sowie der Kommission. Allerdings 
bezieht sich der EUMED auf die gesamte Union. Das neue Gremium muss 
aber auf die speziellen Bedürfnisse des Euroraums zugeschnitten sein und 
korrespondierende nationale Gremien haben. Deshalb ist eine bedeutende 
institutionelle Weiterentwicklung nötig: 

Erstens soll auf der Ebene des Euroraums ein Makroökonomischer Di-
alog (EUROMED) eingerichtet werden. Dies kann pragmatisch und flexi-
bel z.B. durch Erweiterung der Eurogruppe etwa zweimal jährlich um die 
Teilnahme der europäischen Spitzenverbände geschehen. 

Zweitens soll in jedem Mitgliedstaat ein nationaler Dialog (MEDNAT) 
eingerichtet werden, ebenfalls mit Vertretern von Geld-, Fiskalpolitik und 
den Sozialpartnern.

Auf der jeweiligen Ebene soll dann der Bericht des jeweiligen Konver-
genzrates als Ausgangsbasis für eine Evaluierung und Ausrichtung der ma-
kroökonomischen Politik (Fiskal-, Lohn- und makroprudenzielle Politik 
der nationalen Zentralbank sowie Geld- und Währungspolitik der EZB) 
dienen. Wichtigste gemeinsame Richtschnüre sind eine Ausschöpfung und 
Erweiterung des Produktionspotenzials und, falls erforderlich, eine an der 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung ausgerichtete Geld- und 
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Fiskalpolitik sowie eine an einer erweiterten goldenen Lohnregel orien-
tierte Lohnpolitik. Ein reformierter Stabilitäts- und Wachstumspakt sowie 
ein nunmehr symmetrisch ausgerichtetes Ungleichgewichtsverfahren sind 
in diesen policy mix konsistent und zielführend zu integrieren.

Durch diese institutionelle Anreicherung und Vertiefung steigt zu-
gleich die »Ownership« der nationalen Akteure für die länderspezifischen 
Empfehlungen unter dem Verfahren nach Art. 121 AEUV. Die gegenwär-
tige Rechtslage sieht bei dauerhaften Verstößen gegen die Empfehlungen 
die Möglichkeit von Sanktionen vor, die aber effektiver gestaltet werden 
müssen, wie z.B. vom Verhofstadt-Report vorgeschlagen.
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Eckhard Hein/Achim Truger
Rebalancing im Euroraum
Zu den Möglichkeiten und Grenzen der Lohnpolitik1

1. Einleitung

Die Rolle und die Aufgaben der Lohnpolitik in einer Währungsunion sind 
viel diskutiert worden – insbesondere unter heterodoxen/keynesianischen 
Ökonomen. In einer lange vorherrschenden stark vereinfachenden Variante 
wurde erstens ein direkter und proportionaler Zusammenhang zwischen 
nominalen Lohnstückkosten und Preisniveaus in den jeweiligen Mitglieds-
ländern unterstellt (vgl. z.B. Heine/Herr/Kaiser 2005) und zweitens eine di-
rekte und eindeutige Bestimmung der Nettoexporte durch die relative preis-
liche Wettbewerbsfähigkeit angenommen (vgl. z.B. Flassbeck/Lapavitsas 
2013; Flassbeck 2015). Die seit der Einführung des Euro 1999 bis zur glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/9 zu beobachtenden zunehmenden 
Leistungsbilanzungleichgewichte innerhalb des Euroraums wurden dann 
auch konsequent auf eine zu expansive nominale Lohnentwicklung in den 
Leistungsbilanzdefizitländern und eine zu moderate Lohnsetzung in den 
Überschussländern zurückgeführt (vgl. z.B. Flassbeck/Lapavitsas 2013). 
Die hieraus abzuleitenden lohnpolitischen Empfehlungen waren immer ein-
deutig: Lohnmoderation in den Defizitländern und eine expansivere Lohn-
politik in den Überschussländern, so lange bis die Leistungsbilanzen inner-
halb des Euroraums wieder ausgeglichen sind. Wirft man einen Blick auf die 
Entwicklung der Leistungsbilanzsalden seit der Krise (Europäische Kom-
mission 2016), so scheinen die vormaligen Defizitländer ihre Anpassung 
vorgenommen zu haben, denn deren Leistungsbilanzen sind nun ausgegli-
chen oder weisen sogar Überschüsse auf, wohingegen diese Anpassung in 
den Überschussländern, insbesondere in Deutschland, noch aussteht. Hier 
sollte nun also eine stark expansive Lohnpolitik auf der Tagesordnung ste-
hen, die deutlich steigende Inflationsraten und eine merkliche Reduktion 

1  Bei der im vorliegenden Beitrag präsentierten Analyse des lohnpolitischen 
Rebalancing handelt es sich um eine aktualisierte und modifizierte Variante der in 
Hein/Truger (2014) durchgeführten Untersuchung. 
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der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der Exportindustrien nach sich zie-
hen und somit die Leistungsbilanzüberschüsse reduzieren sollte.

Gegen diese stark vereinfachende Sichtweise auf die Ursache von 
Leistungsbilanzungleichgewichten innerhalb einer Währungsunion und 
den daraus abgeleiteten lohnpolitischen Empfehlungen sind auch schon vor 
der Finanz-, Wirtschafts- und Eurokrise aus unterschiedlichen Perspekti-
ven Bedenken angemeldet worden. Gewerkschaftliche Tarifpolitiker und 
Tarifforscher haben sich einerseits gegen eine einseitige, technokratische, 
makropolitische Vereinnahmung der Lohnpolitik zwecks Herstellung einer 
einheitlichen Inflationsrate und damit einer vermeintlichen internen Balan-
cierung des Euroraums gewehrt, gleichwohl andererseits die möglichen Bei-
träge einer koordinierten Lohnpolitik zu einer im Euroraum mit der Geld- 
und der Fiskalpolitik koordinierten makroökonomischen Politik durchaus 
zugestanden (Bispinck/Schulten 2006; Schulten 2004). 

Post-keynesianische Autoren haben darauf hingewiesen, dass eine voll-
ständige Überwälzung von Änderungen in den Lohnstückkosten auf die 
Outputpreise nur im einfachsten Modell einer homogenen und geschlos-
senen Ökonomie angenommen werden kann, in dem alle Unternehmen 
simultan mit derselben Lohnstückkostenerhöhung konfrontiert werden. 
Weicht man nur leicht von dieser Annahme ab und lässt eine gewisse He-
terogenität im Hinblick auf das Produktivitätswachstum und die Lohnstei-
gerungen zwischen Unternehmen oder Sektoren zu, wird die Überwälzung 
von durchschnittlichen Lohnstückkostenänderungen auf die Preise nur un-
vollständig sein und eine nominale Lohnstückkostenänderung daher immer 
auch eine Verteilungsänderung nach sich ziehen (vgl. z.B. Hein 2005; 2014, 
Kapitel 5). Stockhammer/Hein/Grafl (2011) haben z.B. für Deutschland 
(1970-2005) ermittelt, dass eine Veränderung der nominalen Lohnstück
kosten nur bis zur Hälfte – und mit abnehmender Tendenz im Zeitverlauf – 
auf die Outputpreise überwälzt werden, und dass dieser Überwälzungsfak-
tor für die Exportpreise deutlich geringer ausfällt als für den BIP-Deflator. 

Zudem hat die jüngere Debatte über die Determinanten der deutschen 
Exporterfolge gezeigt, dass der einseitige Fokus auf die durch die Lohn-
politik beeinflussbare preisliche Wettbewerbsfähigkeit überzogen ist. Die 
deutschen Exporte scheinen zu einem erheblichen Teil durch die ausgezeich-
nete Produktqualität, die dadurch gegebene hohe Einkommenselastizität 
der Exporte und die Wachstumsdynamiken in den Absatzländern bestimmt 
zu werden (vgl. Schröder 2015; Schulten 2015a; 2015b; Storm/Naastepad 
2015; Horn/Lindner 2016). Fasst man zusammen, so hat die Lohnpoli-
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tik einen nur geringen direkten Einfluss auf die deutschen Exporte, beein-
flusst jedoch durch ihre Verteilungswirkungen die Binnennachfrage, da-
mit die Importe und hierüber die Nettoexporte und die Leistungsbilanz.

Wir wollen vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse im vorliegenden 
Beitrag untersuchen, ob und in welchem Umfang die Lohnpolitik in 
Deutschland zu einer ausgewogeneren Entwicklung des Euroraums und zur 
Überwindung des exportgetriebenen merkantilistischen deutschen Weges 
beitragen kann. Dieser war bekanntlich für die gravierenden Leistungsbi-
lanzungleichgewichte innerhalb des Euroraums (und auch in der globa-
len Ökonomie) vor der Krise entscheidend mitverantwortlich (Hein/Tru-
ger 2009) und ist auch nach der Krise uneingeschränkt fortgesetzt worden 
(Hein 2016; Hein/Detzer 2016). In Abschnitt 2 werden wir den analy-
tischen Rahmen und die wesentlichen Annahmen für die in Abschnitt 3 
und 4 präsentierten Modellrechnungen erläutern. Abschnitt 3 präsentiert 
zunächst die Ergebnisse für ein reines lohnpolitisches Rebalancing, wäh-
rend Abschnitt 4 finanzpolitische Alternativen mit einbezieht. Abschnitt 
5 enthält dann das wirtschaftspolitische Fazit.

2. Analytischer Rahmen

Das exportgetriebene merkantilistische deutsche Wachstumsmodell kommt 
in der Entwicklung der Finanzierungssalden der wesentlichen gesamtwirt-
schaftlichen Sektoren (Privatsektor, Staatssektor, Ausland) zum Ausdruck. 
Der Finanzierungssaldo des Privatsektors ergibt sich dabei als Differenz 
aus privater Ersparnis (S) und privaten Investitionen (I), der des Staates als 
Differenz aus Staatseinnahmen (T) und -ausgaben (G). Der Finanzierungs-
saldo des Auslandes schließlich errechnet sich als Differenz aus den Ausga-
ben des Inlandes für importierte Güter und Entlohnung von Produktions-
faktoren (M), die gleich den Einnahmen des Auslandes hierfür sind, und 
den Einnahmen des Inlandes aus exportierten Gütern und Entlohnung von 
Produktionsfaktoren (X), die gleich den Ausgaben des Auslands für diese 
Zwecke sind. Die Summe der Finanzierungssalden muss immer gleich null 
sein, denn jedem Finanzierungsüberschuss muss ein entsprechendes Defi-
zit gegenüber stehen:

(1)	 0 X-MG-TI-S =++
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Bei einem seit Beginn der 2000er Jahre durchgehend positiven privaten Fi-
nanzierungssaldo in Deutschland und einem bereits vor der Krise ausge-
glichenen und danach leicht positiven Finanzierungssaldo des deutschen 
Staates ergibt sich ein deutlich negativer Finanzierungssaldo des Auslandes 
(Abbildung 1). Dieser ist gleichbedeutend mit dem deutschen Leistungsbi-
lanzüberschuss; er lag vor der Finanz- und Wirtschaftskrise bei knapp 7% 
des nominalen BIPs und ist mittlerweile auf knapp 9% gestiegen. Mit die-
sem hohen Leistungsbilanzüberschuss geht zum einen eine zunehmende 
Verschuldung des Auslandes gegenüber den deutschen inländischen Sek-
toren und damit gleichzeitig ein Ausbau der deutschen Netto-Gläubiger-
position gegenüber dem Rest der Welt einher. Zum anderen beruht dieser 
Leistungsbilanzüberschuss zu einem erheblichen Teil auf einem steigenden 
Überschuss in der Handels- und Dienstleistungsbilanz – und damit auf dem 
Export von Arbeitslosigkeit.

Ein Abbau dieses hohen Leistungsbilanzüberschusses, bzw. des nega-
tiven Finanzierungssaldos des Auslandes, ist nur möglich, wenn entweder 
der Finanzierungsüberschuss des privaten Sektors abgebaut wird, indem 
mehr konsumiert (und damit weniger gespart) und/oder mehr investiert 
wird, oder wenn der Finanzierungssaldo des Staates deutlich reduziert wird 
und erhebliche Haushaltsdefizite des Staates hingenommen werden. Letz-

Abbildung 1: Sektorale Finanzierungssalden für Deutschland  
in % des nominalen BIP, 1995-2016

Quelle: Europäische Kommission (2016), eigene Berechnungen
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teres ist aufgrund der Einführung der grundgesetzlichen Schuldenbremse 
in Deutschland, nach der der strukturelle Haushaltssaldo des Bundes im 
Regelfall nicht unter -0,35 Prozent des BIPs fallen darf und der strukturelle 
Budgetsaldo der Länder und Gebietskörperschaften ab 2020 ausgeglichen 
sein muss, sowie durch die Regelungen des europäischen Fiskalpaktes sehr 
erschwert worden. Wir werden uns im Folgenden daher zunächst den Mög-
lichkeiten einer Reduktion des hohen privaten Finanzierungsüberschusses 
durch eine expansivere Lohnpolitik in Deutschland zuwenden.

Der Finanzierungssaldo des Privatsektors wird insbesondere durch die 
Verteilungsabhängigkeit der Konsumausgaben bzw. der Ersparnis von der 
Entwicklung der Einkommensverteilung beeinflusst. Mögliche direkte 
Wirkungen der Profitquote auf die Investitionen werden hier vernachläs-
sigt, da eine Reihe makroökonometrischer Schätzungen von Investitions-
funktionen für Deutschland hier keine oder nur geringe signifikante Ef-
fekte gefunden haben (vgl. Hein/Vogel 2008; 2009; Stockhammer/Hein/
Grafl 2011; Onaran/Obst 2016). Unterscheidet man nun eine Sparquote aus 
Profiten (s Π) und eine Sparquote aus Löhnen (s W), so hängt die private Er-
sparnis vom nominalen Bruttoinlandsprodukt (Y), der Profitquote (h) bzw. 
der Lohnquote (1–h = Ω) und den funktionalen Sparquoten wie folgt ab:

(2)	

Hierbei ist die Sparquote aus den Lohneinkommen deutlich niedriger als 
die aus den Profiteinkommen, weil Letztere die einbehaltenen Profite der 
Unternehmen einschließt und die Profiteinkommen überproportional an 
Haushalte mit hohem Einkommen und einer geringeren marginalen Kon-
sumneigung fließen. Aus den Gleichungen (1) und (2) lässt sich nun ein Zu-
sammenhang zwischen der funktionalen Einkommensverteilung, hier der 
Profitquote, der Investitionsquote (I/Y), der Budgetsaldoquote des Staates 
[(T-G)/Y] und der Leistungsbilanzsaldoquote [(X-M)/Y] bei gegebenen 
funktionalen Sparquoten formulieren:

(3)	

Gleichung (3) stellt dar, wie hoch die Profitquote, und damit die Lohnquote, 
bei gegebenen Sparquoten aus Profiten und Löhnen, für verschiedene In-
vestitionsquoten, Budgetsaldoquoten und Leistungsbilanzsaldoquoten sein 
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muss, damit die buchhalterische Identität in Gleichung (1) erfüllt ist. Dieser 
Zusammenhang kann im Folgenden genutzt werden, um Umverteilungs-
erfordernisse in Abhängigkeit von unterschiedlichen Szenarien für die an-
deren Quoten zu berechnen. Der in Gleichung (3) dargestellte Zusammen-
hang liefert dabei keine Aussagen über Kausalitäten und Wirkungskanäle. 
Wir unterstellen jedoch im Folgenden, wie oben bereits angedeutet, dass 
eine Verteilungsänderung sich hauptsächlich auf den Konsum und die Im-
porte auswirkt und die direkten Wirkungen auf die Investitionen und die 
Exporte gering und daher zu vernachlässigen sind. Da Gleichung (3) aus 
einer buchhalterischen Identität entwickelt wurde, gilt sie zudem für jedes 
ökonomische Aktivitätsniveau. Aus empirischen Schätzungen für Deutsch-
land wissen wir jedoch, dass die Gesamtnachfrage in Deutschland lohn-
getrieben ist (vgl. Naastepad/Storm 2007; Hein/Vogel 2008; 2009; Stock-
hammer/Hein/Grafl 2011; Onaran/Galanis 2014; Onaran/Obst 2016). Eine 
Senkung der Profitquote und Erhöhung der Lohnquote mit dem Ziel des 
Rebalancing der deutschen Volkswirtschaft führt daher zu einem (leicht) 
höheren BIP.

Nachdem die erforderliche Umverteilung für unterschiedliche Szena-
rien ermittelt ist, kann man in einem weiteren Schritt auch das für die Um-
verteilung erforderliche zusätzliche Nominallohnwachstum bestimmen, 
um ein bestimmtes Umverteilungsziel zu erreichen. Wir schreiben dafür 
die Lohnquote als Quotient aus dem durchschnittlichen gesamtwirtschaft-
lichen Nominallohnsatz (w) und dem Produkt aus Preisindex (p) und der 
durchschnittlichen realen Arbeitsproduktivität (y):

(4)	

Die Veränderung der Lohnquote (Δ Ω) hängt dann wie folgt von den Wachs-
tumsraten des Nominallohnsatzes, der Arbeitsproduktivität und des Preis
indexes ab:

(5)	

Die Nominallohnpolitik ist folglich nur dann in der Lage, die Lohnquote 
zu beeinflussen, wenn die Veränderungen der Lohnstückkosten ( yw ˆˆ − ) 
nicht zu proportionalen Änderungen im Preisindex führen, die Lohnstück-
kostenänderungen also nur unvollständig weitergegeben werden:
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(6)	  				               ,

wobei 	    der Inflationstrend ist, gegeben durch die anderen Kostenfak-
toren. Im Folgenden nehmen wir an, dass        ist. Unsere Ergebnisse 
können daher auch so interpretiert werden, dass sie die Abweichungen von 
einem durch die anderen Kostenfaktoren determinierten Inflationstrend 
und dem entsprechenden Nominallohnwachstum darstellen. Ist der Über-
wälzungsfaktor (α) also kleiner als eins, so kann mit der Nominallohnpo-
litik die Lohnquote beeinflusst werden:

(7)	

Es ergibt sich daher folgender Zusammenhang zwischen der angestrebten 
Umverteilung, d.h. dem Wachstum der Lohnquote, und dem dafür erfor-
derlichen Nominallohnwachstum:

(8)	

Setzt man dann das Nominallohnwachstum aus Gleichung (8) in die Glei-
chung (6) ein, so erhält man die mit der Umverteilung einhergehende (Er-
höhung der) Inflationsrate.

3. Modellrechnungen 1: Rebalancing durch deutsche Lohnpolitik

Die Modellrechnungen zur Reduzierung des deutschen Leistungsbilanz
überschusses durch eine Umverteilung zugunsten der Löhne erfolgen nun 
für jedes Szenario in zwei Schritten. Zunächst berechnen wir im ersten 
Schritt, ausgehend von den Annahmen über die Investitionsquote, den Fi-
nanzierungssaldo des Staates und den Zielleistungsbilanzsaldo sowie die 
funktionalen Sparquoten, die erforderliche Profitquote bzw. die Lohn-
quote und damit die notwendige Verschiebung in der funktionalen Ein-
kommensverteilung (Gleichung 3).

 Im zweiten Schritt wird durch zusätzliche Annahmen zum Überwäl-
zungsfaktor und zum Wachstum der Arbeitsproduktivität das für die Um-
verteilung erforderliche Nominallohnwachstum ermittelt (Gleichung 8) so-
wie die dazugehörige Inflationsrate berechnet (Gleichung 6), jeweils unter 
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der Annahme eines durch die anderen Kostenfaktoren gegebenen Inflati-
onstrends von	       . 

Für die Investitionsquote, den Anteil der nominalen Bruttoanlagein-
vestitionen am nominalen BIP, ziehen wir zunächst den Durchschnitts-
wert für die Jahre seit Einführung des Euro (1999-2015) heran. Für den Fi-
nanzierungssaldo des Staates als Anteil am nominalen BIP folgen wir den 
Vorgaben der Schuldenbremse und legen diesen auf -0,35% fest. Für den 
Zielleistungsbilanzsaldo als Anteil am nominalen BIP nehmen wir für die 
verschiedenen Szenarien unterschiedliche Werte an. Szenario A geht von 
einem negativen Leistungsbilanzsaldo von -2% des BIP aus, der es dem 
Ausland ermöglicht, seine Netto-Schuldnerposition absolut abzubauen. 
Szenario B nimmt einen ausgeglichenen Leistungsbilanzsaldo und damit 
ein ausgeprägtes Rebalancing an. Szenario C unterstellt einen moderat po-
sitiven Leistungsbilanzsaldo von +2%, weil davon ausgegangen wird, dass 
die wirtschaftlichen Aufholprozesse in der Peripherie auf absehbare Zeit mit 
höheren relativen Wachstumsraten und daher moderaten Leistungsbilanz-
defiziten der aufholenden Länder einhergehen werden – und auch können, 
wenn ein stabiler, langfristig orientierter Nettokapitalzufluss in diese Län-
der gewährleistet werden kann (vgl. Hein/Detzer 2015). Die in dem ma-
kroökonomischen Ungleichgewichtsverfahren der Europäischen Union als 
tolerierbar angesehene Leistungsbilanzsaldoquote von +6% für Deutsch-
land halten wir demgegenüber jedoch für viel zu hoch und mit einem Re-
balancing in der Eurozone für schwer vereinbar.

Für die Sparquoten aus Löhnen und aus Profiten können wir die Ergeb-
nisse aus einer Reihe von ökonometrischen Schätzungen für Deutschland 
heranziehen (Naastepad/Storm 2007; Hein/Vogel 2008; 2009; Stockham-
mer/Hein/Grafl 2011; Onaran/Galanis 2014; Onaran/Obst 2016). Grund-
lage dieser Schätzungen sind die Daten aus der Verteilungsrechnung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, d.h. das Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen (d.h. einschließlich Abschreibungen, 
einbehaltene Gewinne, Zinsen, Dividenden, Mieten und Pachten) und das 
Arbeitnehmerentgelt, jeweils vor Steuern. Die ökonometrischen Schät-
zungen für die Zeiträume von den frühen 1960er oder 1970er Jahren bis 
zu den frühen 2000er Jahren finden relative stabile Differenzen zwischen 
den Sparquoten aus Profiten und aus Löhnen, die zwischen 30 (Hein/Vo-
gel 2008) und 50 Prozentpunkten (Onaran/Galanis 2014) liegen und im 
Durchschnitt etwa 40 Prozentpunkte betragen. Obwohl diese Differenzen 
innerhalb einer relativ engen Bandbreite liegen, unterscheiden sich die Ni-

0ˆ 0 =p
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veaus der geschätzten Sparquoten doch erheblich. Wir haben daher aus-
gehend von Gleichung (3) mithilfe der Durchschnittswerte für die Jahre 
1999-2015 die Sparquote aus den Löhnen, die mit den Daten sowie einer 
Differenz der beiden Sparquoten von 40 Prozentpunkten konsistent ist, 
wie folgt ermittelt: 

(9)	

Hieraus ergeben sich dann eine Sparquote aus Löhnen von 6,6% und eine 
Sparquote aus Profiten von 46,6%. 

Um konsistent mit den anderen Größen und auch den Schätzergebnis-
sen für die Sparquoten zu sein, haben wir die Lohnquote als Anteil des Ar-
beitnehmerentgelts am nominalen BIP zu Marktpreisen berechnet und die 
Profitquote als Anteil des Einkommens aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen am BIP zu Marktpreisen. Und um die erforderliche Umverteilung 
zu bestimmen, gehen wir von der durchschnittlichen Lohn- bzw. Profit-
quote der Jahre 1999-2015 aus, da wir hier nicht an kurzfristigen, zykli-
schen Veränderungen interessiert sind, sondern an mittel- bis langfristigen.

Für die Berechnung der erforderlichen Nominallohnsteigerungen gehen 
wir von einem Wachstum der Arbeitsproduktivität, definiert als reales BIP 
pro Erwerbstätigen, von langfristig etwa einem Prozent aus. Dies ist in etwa 
der Durchschnittswert für die 1990er und 2000er Jahre bis zur Krise (Euro-
päische Kommission 2016). Für den Zusammenhang zwischen Lohn- bzw. 
Lohnstückkostenwachstum und Inflation können wieder Schätzergebnisse 
aus der Literatur herangezogen werden. Da wir an der Verteilungswirkung 
interessiert sind, ist die Elastizität des BIP Preisindexes im Hinblick auf 
die nominalen Lohnstückkosten von Interesse. Hier liegen die Werte für 
Deutschland für Schätzzeiträume von den frühen 1960er bzw. 1970er Jah-
ren bis zu den 2000er Jahren vor bzw. nach der Krise bei 0,62 (Onaran/Ga-
lanis 2014), 0,38 (Onaran/Obst 2016) und sowie 0,42 (Stockhammer/Hein/
Grafl 2011). Zur Vereinfachung gehen wir in den folgenden Berechnungen 
von einem Überwälzungsfaktor von α =0,5 aus.

Die Ergebnisse der lohnpolitischen Rebalancing-Szenarien sind in Ta-
belle 1 wiedergegeben. Szenario A, das mit einer absoluten Entschuldung 
der Peripherie verbunden wäre, würde eine geradezu utopische Verschie-
bung in der funktionalen Einkommensverteilung voraussetzen: Die Lohn-
quote müsste von durchschnittlich 50,4 auf 70,2% des BIP ansteigen. Dies 
ist offensichtlich utopisch, denn seit dem Jahr 1960 lag das Maximum der 

 ( )WW ssh
Y

GT
Y

MX
Y
I

s −−
−

−
−

+ Π



106	 Eckhard Hein/Achim Truger

Tabelle 1: Szenarien

Szenarien A B C D E F G

Nominale Bruttoanlage
investitionen als Anteil am 
nominalen BIP (I/Y), in %

20,2 20,2 20,2 22,5 20,2 22,5 22,5

Leistungsbilanzsaldo als 
Anteil am nominalen BIP 
[(X-M)/Y)], in %

-2,0 0,0 2,0 2,0 2,0 2,0 2,0

Finanzierungssaldo des 
Staates als Anteil am nomi-
nalen BIP [(T-G)/Y], in %

-0,35 -1,35 -1,35 -1,35

Sparquote aus Löhnen (sW), 
in % 6,6 6,6 6,6 6,6 6,6 6,6 5,6

Differenz zwischen der Spar-
quote aus Löhnen und aus 
Profiten (sΠ – sW), Prozent-
punkte

40,0 41,0

Erforderliche Profitquote (h), 
in % 29,8 34,8 39,8 45,6 42,3 48,1 49,4

Durchschnittliche Profit-
quote (h) 1999-2015, in % 49,6

Erforderliche Lohnquote (Ω), 
in Prozent 70,2 65,2 60,2 54,4 57,7 51,9 50,6

Durchschnittliche Lohnquote 
(Ω) 1999-2015, in % 50,4

Erforderliche Erhöhung der 
Lohnquote (Δ Ω), Prozent-
punkte

19,8 14,8 9,8 4,0 7,3 1,5 0,2

Jährliches Lohnwachstum 
bei Anpassung nach 5  
Jahren;       ,          ,
α = 0,5

18,3 14,3 10,1 4,9 7,9 2,5 1,2

Jährliche Inflationsrate bei 
Anpassung nach 5 Jahren; 
     ,           , 
α = 0,5

8,6 6,6 4,5 1,9 3,4 0,7 0,1

0ˆ 0 =p 01,0ˆ =y

0ˆ 0 =p 01,0ˆ =y
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Szenarien A B C D E F G

Jährliches Lohnwachstum 
bei Anpassung nach 10
Jahren;       ,        ,
α = 0,5

8,5 6,8 5,0 2,7 4,0 1,7 1,1

Jährliche Inflationsrate bei 
Anpassung nach 10 Jahren; 
     ,          , 
α = 0,5

3,7 2,9 2,0 0,9 1,5 0,3 0,0

Anmerkungen: 
Szenario A: 	absolute Entschuldung der Peripherie 
Szenario B: 	 schnelles Rebalancing
Szenario C: 	moderates Rebalancing, da Aufholung der Peripherie mit höheren Wachstumsraten und  

leichten Leistungsbilanzdefiziten dort verbunden
Szenario D: 	wie C plus höhere Investitionsquoten wie in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
Szenario E: 	 wie C plus Goldene Regel für öffentliche Investitionen, d.h. höheres Budgetdefizit (1% des BIP) 

für höhere öffentliche Nettoinvestitionen im gleichen Umfang zulässig
Szenario F: 	 D und E kombiniert, Goldene Regel und Umverteilung induzieren private Investitionen  

wie unter D
Szenario G: 	F plus gleichmäßigere Lohnstruktur

Quelle: Europäische Kommission (2016), eigene Berechnungen

0ˆ 0 =p 01,0ˆ =y

0ˆ 0 =p 01,0ˆ =y

Lohnquote bei 56,4% des BIP im Jahr 1981. Angesichts der realistischer 
Weise anzunehmenden Überwälzung der Lohnkosten in die Preise von 50% 
und einem Wachstum der Arbeitsproduktivität von 1% pro Jahr müsste das 
jährliche (zusätzliche) Wachstum der nominalen Arbeitsentgelte pro Kopf 
und Jahr, d.h. des Nominallohnsatzes, 18,3% betragen, wenn die Anpassung 
binnen fünf Jahren erfolgt sein sollte. Verdoppelt man die Anpassungszeit 
auf zehn Jahre, betrüge die Wachstumsrate immerhin noch 8,5%. Die In-
flationsrate müsste sich um 8,6 bzw. 3,7 Prozentpunkte erhöhen, was of-
fensichtlich jenseits aller Vorstellungskraft liegt. 

Ein entscheidender Parameter für die Höhe der notwendigen Verschie-
bung in der funktionalen Einkommensverteilung ist das angestrebte Aus-
maß des Rebalancing: Reduziert man den Anspruch auf eine ausgegli-
chene Leistungsbilanz (Szenario B) bzw. sogar auf eine moderat positive 
Leistungsbilanz von 2% des BIP (Szenario C), reduziert sich auch das Aus-
maß der erforderlichen Umverteilung deutlich. Dennoch bleibt das Ausmaß 
mit einer erforderlichen Lohnquote von 65,2% (Szenario B) bzw. 60,2% 
(Szenario C) unrealistisch hoch. Realistischer, wenngleich immer noch mit 
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einer im zeitlichen Vergleich ausgesprochen hohen Lohnquote von 54,4% 
verbunden, erschiene Szenario D, das von einer deutlich höheren privaten 
Investitionsquote von 22,5% des BIP ausgeht, wie sie in der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre herrschte. Allerdings ist angesichts der seit Beginn des 
neuen Jahrtausends herrschenden Investitionsschwäche unklar, wie es zu 
einem solchen Anstieg der privaten Investitionstätigkeit kommen sollte.

4. Modellrechnung 2: Alternative Möglichkeiten des Rebalancing

Da ein Rebalancing der deutschen Volkswirtschaft allein mittels einer Ver-
schiebung der funktionalen Einkommensverteilung und damit der Lohnpo-
litik völlig unplausibel ist, bedarf es offensichtlich alternativer/zusätzlicher 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen. Ein naheliegender Kandidat wäre ins-
besondere die Finanzpolitik, die entweder über höhere zulässige Budget-
defizite eine Verringerung des staatlichen sektoralen Saldos oder über ei-
nen Beitrag zu einer gleichmäßigeren personellen Einkommensverteilung 
eine Senkung des Saldos des Privatsektors ermöglichen könnte (vgl. Tru-
ger 2013). 

Szenario E in Tabelle 1 illustriert daher die Auswirkungen der Einfüh-
rung der sogenannten Goldenen Regel für öffentliche Investitionen, nach 
der öffentliche Nettoinvestitionen dauerhaft durch Budgetdefizite finan-
ziert werden dürfen (Truger 2015 und 2016). Hier wird davon ausgegangen, 
dass dies in Deutschland dauerhaft zu einer Erhöhung der staatlichen De-
fizitquote um 1% des BIP auf insgesamt 1,35% führt. Für sich genommen 
reicht dies rein rechnerisch plausiblerweise nicht für ein Rebalancing, da 
die erforderliche Lohnquote mit 57,7% immer noch weit über dem histo-
rischen Maximalwert liegt. Geht man allerdings davon aus, wie im Szena-
rio F, dass die durch die Goldene Regel ermöglichte Erhöhung der öffent-
lichen Investitionen komplementär zu einer Erhöhung auch der privaten 
Investitionen auf das Niveau von 22,5% des BIP aus der zweiten Hälfte 
der 1990er Jahre führt, liegt die für das Rebalancing erforderliche Lohn-
quote mit 51,9% zwar immer noch spürbar über dem Durchschnitt der 
Jahre 1999-2015, aber dennoch auf einem Niveau wie es in Westdeutsch-
land seit 1970 und in Gesamtdeutschland in den 1990er Jahren häufig er-
reicht wurde. Auch das erforderliche moderate (zusätzliche) Wachstum des 
Nominallohnsatzes von 2,5% bzw. 1,7% pro Jahr über einen Zeitraum von 
fünf bzw. zehn Jahren erscheint realistisch. 
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Geht man zusätzlich davon aus, wie im Szenario G, dass die Finanzpo-
litik – etwa durch steuerpolitische Maßnahmen – die Ungleichheit in der 
personellen Einkommensverteilung reduziert, sodass die Sparquote aus 
Lohneinkommen von 6,6 auf 5,6% absinkt, während die Sparquote aus Pro-
fiteinkommen konstant bei 46,6% bleibt, so würde fast gar keine Verände-
rung in der funktionalen Einkommensverteilung mehr benötigt werden.

5. Fazit

Wir haben in diesem Beitrag die Rolle der Lohnpolitik für ein Rebalancing 
der deutschen Volkswirtschaft, d.h. für eine Rückführung des exzessiv ho-
hen Leistungsbilanzüberschusses, thematisiert. Vor dem Hintergrund jün-
gerer theoretischer und empirischer Arbeiten sind wir dabei erstens davon 
ausgegangen, dass die Nominallohnpolitik auch Verteilungswirkungen hat 
und dass ein Beitrag der Lohnpolitik zum Rebalancing weniger über eine 
Reduktion der preislichen Wettbewerbsfähigkeit und der Exporte, sondern 
vielmehr über eine Umverteilung und eine Stimulierung der Binnennach-
frage und der Importe erfolgen würde. Die Lohnpolitik kann damit einen 
wichtigen Beitrag zum Rebalancing leisten, der nicht zulasten der deut-
schen Exporte gehen müsste und zudem zu einer höheren Produktion und 
zu einem höheren Volkseinkommen führen würde. Allerdings ist die Lohn-
politik alleine überfordert, wenn es darum geht, den deutschen Leistungs-
bilanzüberschuss auf ein erträgliches Maß zurückzuführen. Neben einer 
expansiveren Lohnpolitik sollte daher insbesondere die Fiskalpolitik zum 
Einsatz kommen. Erstens können defizitfinanzierte öffentliche Investiti-
onen erheblich zum Rebalancing beitragen; zweitens kann die staatliche 
Umverteilungspolitik über eine Steigerung der Konsumnachfrage zu einer 
ausgeglichenen Entwicklung beitragen – und drittens verbessert eine ex-
pansivere Fiskalpolitik auch die Bedingungen für die Durchsetzung einer 
umverteilenden Lohnpolitik.
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Dierk Hirschel
Politik der Gleichheit

Das 21. Jahrhundert droht ein Jahrhundert der Ungleichheit zu werden. 
Weltweit werden die Reichen reicher und die Armen ärmer. 62 Superreiche 
besitzen heute so viel wie die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung. Das Land 
mit der größten Ungleichheit ist Südafrika, gefolgt von Kolumbien, Brasi-
lien und China. Im Club der Industrieländer (OECD) weisen die Türkei, 
Chile, Mexiko und die USA die größte Schieflage auf.

In fast allen Ländern nahm die Einkommensungleichheit in den letzten 
30 Jahren zu. Die Schere zwischen Arm und Reich öffnete sich sowohl in 
schlechten als auch in guten Zeiten. Vielerorts erreichen die Einkommens-
unterschiede inzwischen Rekordniveau. In den Industrieländern hat das 
reichste Zehntel ein zehn Mal höheres reales Haushaltsnettoeinkommen als 
die ärmsten zehn Prozent. In den 1980er Jahren war es lediglich das Sieben-
fache. Der Gini-Koeffizient, ein wichtiges Ungleichheitsmaß mit einer Skala 
von Null (maximale Gleichheit) bis Eins (maximale Ungleichheit), kletterte 
im gleichen Zeitraum für die Industrieländer um zehn Prozent auf 0,32. 

Am stärksten stieg die Ungleichheit – von sehr unterschiedlichen Niveaus 
ausgehend – in den USA, Neuseeland, Israel, Schweden und Deutschland. 
Einen geringen Anstieg verzeichneten Belgien, die Niederlande und Frank
reich. In den letzten drei Jahrzehnten waren die Türkei und Griechenland 
die einzigen Industrieländer mit rückläufiger Ungleichheit. In beiden Fäl-
len ist jedoch die Datenlage problematisch. Anfang dieses Jahrtausends ge-
lang es Schwellenländern wie Brasilien, Argentinien und Uruguay, die Ein-
kommensschere zu schließen. 

Maßgeblicher Treiber der steigenden Ungleichheit waren die Spitzenein-
kommen. Bis zur großen Finanzmarktkrise 2007 stiegen die realen Haus-
haltseinkommen des reichsten Zehntels stärker als diejenigen des ärmsten 
Zehntels. In den USA flossen vier Fünftel des gesamten Einkommenszu-
wachses in die Taschen der reichsten zehn Prozent, in Großbritannien war 
es die Hälfte. Noch stärker kletterten die Einkommen der Superreichen, 
des reichsten ein Prozents. Am besten erging es den angelsächsischen und 
skandinavischen Topverdienern. In den USA verdoppelte sich der Einkom-
mensanteil dieser Superreichen auf 20 Prozent. Nach der Finanzmarkt-
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krise schnappten die Spitzeneinkommen kurz nach Luft, um dann wieder 
Tempo aufzunehmen. 

Noch ungleicher wird die Welt, wenn Vermögen in den Blick genommen 
werden. Die Vermögensunterschiede sind in den letzten drei Jahrzehnten 
stärker gewachsen als die Einkommensunterschiede. Ursächlich war der 
lange Boom der Aktien- und Immobilienmärkte. In den Industrieländern 
besitzt das reichste Prozent heute fast ein Fünftel des gesamten Vermögens. 
Die reichsten zehn Prozent verfügen über die Hälfte des Gesamtvermögens.

Die steigende Ungleichheit ist sozial schädlich. Mehr Ungleichheit scha-
det der Gesundheit, senkt die Bildungschancen, erhöht die Kriminalität 
und verringert die soziale Durchlässigkeit einer Gesellschaft. Doch damit 
nicht genug: Mehr Ungleichheit ist auch schlecht für die Wirtschaft. Die 
OECD schätzt, dass die Industrieländer zwischen 1990 und 2010 durch 
die steigende Ungleichheit insgesamt fünf Prozentpunkte Wachstum ver-
loren haben. Ursächlich ist aus Sicht des Clubs der Industrieländer, dass 
die sozial Benachteiligten zu wenig für ihre Bildung ausgeben können. Da-
durch verschenken ungleiche Volkswirtschaften Wachstumspotenzial. Zu-
dem drosselt eine ungleiche Einkommensverteilung die Kaufkraft. Flüchten 
die klammen Verbraucher anschließend in Kredite, wird die wirtschaft-
liche Entwicklung krisenanfälliger, wie die letzte Finanzmarktkrise ein-
drucksvoll belegte. 

Ursachen der steigenden Ungleichheit 

Warum die Ungleichheit zurückgekehrt ist, ist umstritten. Aus wirtschafts-
liberaler Sicht ist die fortschreitende soziale Spaltung zwangsläufiges Er-
gebnis eines wirtschaftlichen Wandels: Der technische Fortschritt und die 
Globalisierung hätten zu einer steigenden Nachfrage nach qualifizierten Ar-
beitskräften geführt. Folglich stiegen deren Einkommen. Gleichzeitig fan-
den geringqualifizierte Beschäftigte kaum noch Arbeit und ihre Einkom-
men schrumpften. In der Praxis überzeugt dieser Erklärungsansatz jedoch 
nicht. Während alle Industrieländer vom technischen Fortschritt und der 
Globalisierung gleich betroffen waren, stieg die Ungleichheit unterschied-
lich stark. Unbestritten hat die erweiterte internationale Arbeitsteilung die 
Verhandlungs- und Durchsetzungsmacht der Kapitaleigentümer und des 
Managements gestärkt. Gleichzeitig erhöhte die Herrschaft der Finanz-
märkte den Renditedruck und verschärfte die Umverteilung zugunsten der 
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Spitzenverdiener. Unbestritten ist auch der massive Umbau der Arbeitswelt 
im digitalen Zeitalter. Hinzu kommt, dass der Weg in die Dienstleistungs-
gesellschaft in vielen Ländern mit unsicherer Beschäftigung und Armuts-
löhnen gepflastert war. Die Auswirkungen dieses ökonomischen Struktur-
wandels auf die Einkommensverteilung sind jedoch abhängig von seiner 
politischen Gestaltung.

Politik macht den Unterschied. Im Mittelpunkt stehen dabei das Regel-
werk respektive die Institutionen des Arbeitsmarkts. Sie beeinflussen maß-
geblich die Aufteilung des Einkommenskuchens. In der ersten Runde der 
Einkommensverteilung, der sogenannten Primärverteilung, streiten die Be-
schäftigten mit den Arbeitgebern über die Größe ihres Kuchenstücks. Das 
Ergebnis dieses Verteilungskonflikts dokumentieren die professionellen 
Rechenknechte, indem sie das Volkseinkommen entweder auf funktionale 
Einkommensarten (Lohn, Profit, Zins und Grundrente) oder auf Personen 
bzw. private Haushalte aufteilen. 

Die Lohn- und Gehaltshöhe hängt ab von der Verhandlungs- und Durch-
setzungsmacht der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften. Ihre Verhand-
lungsposition wird wiederum von der wirtschaftlichen Lage, der Struktur 
der Beschäftigung, dem Arbeitsrecht sowie der Wirkung des Sozialstaats 
bestimmt. So verbessern beispielsweise Mindestlöhne, eine hohe Tarifbin-
dung, viele reguläre Jobs, ein guter Kündigungsschutz und hohe Lohner-
satzleistungen die Verwertungsbedingungen der Ware Arbeitskraft.

Der jüngste Anstieg der Ungleichheit geht im Kern auf die politische 
Entwertung und Entgrenzung der Arbeit zurück. In den Industrieländern 
führten die Deregulierung der Arbeitsmärkte und der Umbau der sozia-
len Sicherungssysteme zu einem starken Zuwachs prekärer Jobs. Mehr als 
die Hälfte des Jobwachstums zwischen 1995 und 2007 beruhte auf Zeitar-
beitsplätzen, Teilzeitjobs, geringfügigen und befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen, Werkverträgen und Soloselbständigkeit. Zwischen Paris und 
Lissabon ist heute jeder dritte Arbeitsplatz atypisch. Das Lohnniveau ent-
grenzter Arbeit liegt im Schnitt ein Fünftel unter der Entlohnung regulärer 
Beschäftigung. Die Erosion regulärer Arbeitsverhältnisse unterhöhlte das 
Tarifsystem und schwächte die Gewerkschaften. Das was Gewerkschaften 
heute aushandeln, kommt nur noch bei 60% der Beschäftigten an. Seit An-
fang der 1990er Jahre sank die Tarifbindung der Industrieländer um zehn 
Prozentpunkte. Gleichzeitig wurde die Lohnfindung stärker in die Betriebe 
verlagert. Beschäftigte in unsicheren Arbeitsverträgen und in den neuen 
Dienstleistungsbranchen sind schwieriger organisierbar. Folglich verloren 
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die Gewerkschaften viele Mitglieder, ihr Organisationsgrad schrumpfte. 
In den OECD-Ländern ist heute nicht einmal jeder dritte Beschäftigte ge-
werkschaftlich organisiert. Anfang der 1990er Jahre waren es noch 40%. 
Kurzum: Die Kräfteverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt verschoben sich zu-
gunsten der Arbeitgeber. In der Finanzmarktkrise verschärfte der millio-
nenfache Arbeitsplatzabbau die Lage. 

Die geschwächte gewerkschaftliche Verhandlungsposition hinterließ 
große Spuren in der primären Einkommensverteilung. Die Lohnquoten 
– Anteil der Löhne und Gehälter am Volkseinkommen – gingen auf Tal-
fahrt. Gleichzeitig öffnete sich die Schere bei den Markteinkommen. Seit 
Beginn dieses Jahrhunderts stieg die Ungleichheit der Markteinkommen am 
schnellsten in Deutschland, gefolgt von den USA und Italien. Selbst Länder, 
die ein starkes Jobwachstum hatten, konnten sich diesem Ungleichheits
trend nicht entziehen. Die Umverteilung vorhandener Arbeit zu prekären 
Bedingungen stärkt nicht die Marktmacht der Beschäftigten. Deswegen 
wächst im Kapitalismus des 21. Jahrhunderts die Ungleichheit trotz stei-
gender Beschäftigung. 

Doch damit nicht genug. Die geschwächten Gewerkschaften verloren 
auch an politischem Einfluss. Folglich konnten sie Leistungskürzungen bei 
Arbeitslosigkeit, Gesundheit und Rente sowie eine umfangreiche steuer-
politische Reichtumspflege nicht mehr verhindern. Dieser neoliberale Ab- 
und Umbau des Sozialstaats ist dafür verantwortlich, dass die Steuer- und 
Transfersysteme der meisten Industriestaaten mit den Herausforderungen 
steigender Ungleichheit nicht mehr Schritt halten können. Bis Mitte der 
1990er Jahre konnten die Industriestaaten mithilfe ihres Steuer- und Trans-
fersystems – der sogenannten Sekundärverteilung – den Anstieg der Un-
gleichheit in der primären Einkommensverteilung noch um die Hälfte ver-
ringern. Seitdem hat die umverteilende Wirkung des Sozialstaates deutlich 
nachgelassen. 

Mehr Gleichheit ist möglich

Die Ungleichheit ist bekanntlich nicht auf dem ganzen Erdball gestiegen. 
Einige unbeugsame Länder leisteten dem neoliberalen Zeitgeist erfolgreich 
Widerstand. Sie erreichten durch eine andere Politik mehr Verteilungsge-
rechtigkeit. Eine zentrale Rolle spielten in diesem Zusammenhang das Re-
gelwerk respektive die Institutionen des Arbeitsmarktes. 
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Beispiel Uruguay: Das kleine Land am Rio del la Plata spielt nicht nur 
gut Fußball, sondern hat in der jüngsten Vergangenheit auch internatio-
nal beachtete Erfolge beim Abbau der Ungleichheit erzielt. Vor zehn Jah-
ren, inmitten der schwersten Wirtschaftskrise des Landes, gewann das 
Mitte-Links-Bündnis Frente Amplio die Nationalwahlen. Es folgten zwei 
weitere Wahlsiege. 

Die Regierung unter Führung von Tabaré Vázquez reformierte zu-
nächst mit 35 Gesetzen den Arbeitsmarkt. Die Einrichtung von Lohn-
räten wiederbelebte die Kollektivverhandlungen. In diesen Lohnräten 
treffen sich Vertreter der Gewerkschaften, der Unternehmensverbände 
und des Staates und legen Tariflöhne sowie Mindestarbeitsbedingungen 
fest. Viele bislang informell Beschäftigte – insbesondere Landarbeiter 
und Hausangestellte – wurden in Kollektivverhandlungen einbezogen. 
Heute hat Uruguay den kleinsten informellen Beschäftigungssektor La-
teinamerikas. Die Tarifbindung liegt über 90%. Desweiteren erleichterte 
der Ausbau von Kollektivrechten gewerkschaftliches Handeln in und au-
ßerhalb der Betriebe. 

Ein weiterer Eckpfeiler der Arbeitsmarktreformen war die Mindestlohn-
politik. Der reale Mindestlohn stieg zwischen 2006 und 2011 um 60%. Ar-
beitsinspektoren, harte Sanktionen und eine Gerneralunternehmer-Haftung 
sorgten dafür, dass der Mindestlohn auch eingehalten wird. Darüber erhöhte 
die Mitte-Links-Regierung die Leistungen der Arbeitslosenversicherung. 

Diese Politik der Aufwertung von Arbeit stärkte die Gewerkschaften. 
Ihre Mitgliederzahl vervierfachte sich in den letzten zehn Jahren. In Uru-
guay ist heute jeder dritte Beschäftigte gewerkschaftlich organisiert. Auf-
grund der veränderten Kräfteverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt stiegen die 
Reallöhne um 40%. Die gestärkte Binnennachfrage kurbelte das Wachs-
tum an. Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt wuchs seit 2005 um 
stolze 5,4% pro Jahr. Natürlich war das kräftige Wirtschaftswachstum auch 
dem Boom der Rohstoffmärkte geschuldet. Die gerechtere Verteilung der 
Wachstumsfrüchte sorgte aber auch für eine bessere Ernte. In diesem guten 
wirtschaftlichen Umfeld schufen Unternehmen und Staat neue Jobs. Die 
Zahl sozialversicherter Arbeitsplätze stieg um mehr als 50%. Gleichzeitig 
sank die Arbeitslosenquote von 20 auf sieben Prozent.

Die gute wirtschaftliche Entwicklung ermöglichte die Finanzierung um-
fangreicher Sozialreformen. Die Frente Amplio bekämpfte mit Sozialpro-
grammen erfolgreich extreme Armut. Die Armutsquote sank von 33 auf 
zehn Prozent. Im Gesundheitswesen wurde eine kostenlose Mindestver-
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sorgung eingeführt. Der Anteil der Gesundheitsausgaben am Sozialpro-
dukt stieg von vier auf sechs Prozent. Die Regierung investierte auch kräf-
tig in Bildung. Der Anteil der Bildungsausgaben am Sozialprodukt kletterte 
auf über vier Prozent. Die gesetzliche Rentenversicherung wurde gestärkt 
und eine progressive Einkommens- und Kapitalbesteuerung eingeführt. 

Die politisch gewollte Korrektur der Primär- und Sekundärverteilung 
reduzierte die Ungleichheit. Der Gini-Koeffizient fiel von 0,46 auf 0,42. 
Der Anteil des reichsten Zehntels am Gesamteinkommen schrumpfte von 
34 auf 31%. Der Schlüssel für mehr Verteilungsgerechtigkeit in einem Land 
mit der längsten demokratischen Tradition Lateinamerikas war die Neu-
ordnung des Arbeitsmarktes. Die gestärkte gewerkschaftliche Durchset-
zungsmacht ermöglichte eine gerechtere Verteilung der Markteinkommen. 

Beispiel Brasilien: Im Jahr 2002 wurde mit Lula da Silva ein Gewerkschaf-
ter und Mitglied der Arbeiterpartei (PT) zum Staatspräsidenten der größten 
lateinamerikanischen Volkswirtschaft gewählt. 2010 folgte ihm seine Par-
teifreundin Dilma Rousseff. Nach der Regierungsübernahme durch Lula 
stieg der reale Mindestlohn um 70%. Reguläre Beschäftigung verdrängte 
informelle Arbeit. Der Anteil der regulären Jobs an der Gesamtbeschäfti-
gung kletterte von 45 auf 60%. Zwei von drei brasilianischen Beschäftigten 
werden heute durch Tarifverträge geschützt.

Die Arbeitsmarktreformen stärkten die Gewerkschaften. Ähnlich wie 
in Uruguay führte die verbesserte gewerkschaftliche Verhandlungsposition 
zu steigenden Reallöhnen. Letztere kletterten seit 2004 um rund 44%. Die 
höhere Kaufkraft belebte die Wirtschaft und schuf mehr Wohlstand. Unter 
den Mitte-Links-Regierungen wuchs das Bruttoinlandsprodukt um jährlich 
fast 3,5%. Gleichzeitig entstanden rund 20 Millionen neue Arbeitsplätze. 
Die Arbeitslosenquote sank auf ein historisches Tief.

In diesen goldenen Jahren kämpfte die Lula-Regierung mit bedingungs-
gebundenen Sozialtransfers gegen die extreme Armut. Im Zentrum stand 
die Familiensozialhilfe, deren Leistungen an den Schulbesuch und Impf-
nachweise für Kinder gekoppelt sind. 50 Millionen Brasilianer profitieren 
von Sozialleistungen. Zudem investierte die Regierung massiv in Bildung, 
Gesundheit und den sozialen Wohnungsbau. Der Anteil der Gesundheits-
ausgaben am Sozialprodukt stieg von drei auf fast fünf Prozent. Unter den 
Präsidentschaften von Lula und Rousseff verbesserte sich die durchschnitt-
liche Lebenserwartung von 71 auf 74 Jahre. Die Bildungsausgaben kletterten 
von vier auf über sechs Prozent am Sozialprodukt. Der ländliche Raum 
wurde elektrifiziert und die familiäre Landwirtschaft gefördert. Diese So-
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zialpolitik ermöglichte 35 Millionen Brasilianern den Aufstieg aus der Ar-
mut in die Mittelschicht. Die Armutsquote sank von 25 auf sieben Prozent. 

Die brasilianischen Mitte-Links-Regierungen verringerten die Kluft 
zwischen Arm und Reich. Im letzten Jahrzehnt stiegen die Einkommen 
der Armen – das unterste Zehntel – viermal so stark wie die Einkommen 
des reichsten Zehntels. Folglich wurde das Kuchenstück der Reichen klei-
ner. Der Anteil der reichsten zehn Prozent am Gesamteinkommen sank 
von 46 (2003) auf 42% (2013). Auch in Brasilien war die Neuordnung des 
Arbeitsmarktes und die damit verbundene Stärkung der Gewerkschaften 
das Erfolgsgeheimnis der progressiven Regierungen. Laut einer aktuellen 
ILO-Studie verdankt Brasilien über 70% des Rückgangs der Ungleichheit 
einer egalitäreren Primärverteilung. 

Heute erschweren eine fordernde Mittelschicht, eine konfliktbereite 
Oberschicht und ein geringerer wirtschaftlicher Verteilungsspielraum eine 
Fortschreibung dieses sozialen Fortschritts. Spätestens in der zweiten Prä-
sidentschaft Rousseffs ging das bürgerlich-konservative Lager zum Ge-
genangriff über. Sinkende Rohstoffpreise belasteten den Staatshaushalt. 
Gleichzeitig kämpften die Mitte-Links-Regierung und die PT mit Kor-
ruptionsvorwürfen. Der Präsidentin wurde vorgeworfen, Haushaltszahlen 
geschönt und ohne Zustimmung des Kongresses Geld ausgegeben zu ha-
ben. Eine Praxis, die auch unter ihren Vorgängern üblich war. Ende August 
2016 suspendierte der brasilianische Senat Rousseff. So konnte der konser-
vative Michel Temer ohne Neuwahlen die Regierung übernehmen. Dieser 
Machtwechsel ändert aber nichts an der verteilungspolitischen Erfolgsbi-
lanz der PT-geführten Regierungen. 

Politische Lehren

Von Nachbarn zu lernen, ist nicht immer einfach. Südamerika ist nicht Eu-
ropa, Schwellenländer sind keine Industrieländer und Arbeitsmarktinsti-
tutionen haben immer eine eigene nationale Geschichte. Doch trotz aller 
sozialen, ökonomischen und kulturellen Unterschiede zeigen die vertei-
lungspolitischen Erfolge der lateinamerikanischen Mitte-Links-Regie-
rungen eines sehr deutlich: Das beste Rezept gegen Ungleichheit sind 
starke Gewerkschaften und ein arbeitnehmerfreundliches Regelwerk auf 
dem Arbeitsmarkt. Auch die internationale Arbeitsmarktforschung hat in-
zwischen erkannt, dass ein hoher gewerkschaftlicher Organisationsgrad, 
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Mindestlöhne und eine hohe Tarifbindung sehr wirkungsvolle Mittel ge-
gen Ungleichheit sind. 

Eine Politik für mehr Gleichheit erfordert ein breites Bündnis von pro-
gressiven Parteien, Gewerkschaften und sozialen Bewegungen. Nur ge-
meinsam kann die Verhandlungs- und Durchsetzungsmacht der Beschäf-
tigten gestärkt werden. Hierzulande ging dies bekanntlich kräftig schief. 
Seit geraumer Zeit bemüht sich die Sozialdemokratie aber wieder darum, 
ihr Verhältnis zu den Gewerkschaften zu verbessern. Die Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns, die Rente mit 63 und die erleichterte Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifverträgen waren wichtige vertrauensbildende 
Maßnahmen. Weitergehende Korrekturen waren jedoch in der großen Ko-
alition nicht durchsetzbar. 

Die Konzentration auf die Arbeitsmarktinstitutionen als zentrales po-
litisches Feld im Kampf gegen die Ungleichheit bedeutet natürlich nicht, 
dass alle anderen Politikfelder vernachlässigt werden können. Steuer-, So-
zial-, Gesundheits- oder Bildungspolitik haben einen wichtigen Einfluss auf 
die Verteilung von Lebenschancen. Die geschwächten Sozialstaaten korri-
gieren noch immer Ungleichheit in nennenswertem Ausmaß. Zudem be-
einflusst der Wohlfahrtsstaat direkt und indirekt die Kräfteverhältnisse auf 
dem Arbeitsmarkt. Wahr ist aber auch, dass jeder Sozialstaat, ohne eine ge-
rechtere Verteilung der Markteinkommen, im Kampf gegen die Ungleich-
heit hoffnungslos überfordert ist.

Auch zwischen Berlin und München sollte sich eine gleichheitsorien-
tierte Politik zunächst auf die Neuordnung des Arbeitsmarkts konzentrie-
ren. Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns konnte die Verhand-
lungsposition der Beschäftigten bereits verbessert werden. Diese positiven 
Erfahrungen sollten Mut machen, nun die nächsten Schritte zu gehen. Jetzt 
geht es darum, das Tarifsystem weiter zu stärken, den Mindestlohn zu er-
höhen, Minijobs, ungleich bezahlte Zeitarbeit, unfreiwillige Teilzeitarbeit 
und Werkverträge durch reguläre Beschäftigung zu ersetzen sowie die Mit-
bestimmung auszubauen. Zudem sollte der Erwerbsarbeitszwang durch 
eine Korrektur der Hartz-Gesetze gelindert werden. Der Ausbau des So-
zialstaates, mehr Bildung für Alle, eine armutsfeste und lebensstandard-
sichernde Rente, höhere Reichensteuern, etc. bleiben weiterhin wichtige 
verteilungspolitische Forderungen. Ihre Durchsetzbarkeit steigt, wenn die 
Gewerkschaften in der Offensive sind. 
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Tarifverträge regeln die Höhe der Erwerbseinkommen für viele Millionen 
abhängig Beschäftigte, Männer wie Frauen. Hierzu enthält das WSI-Tarif
archiv, das Reinhard Bispinck viele Jahre geleitet hat, eine einzigartige Da-
tengrundlage (WSI 2016). Für die meisten Arbeitnehmer_innen hängt weit-
aus weniger von ihrem Verhandlungsgeschick ab, wie viel sie verdienen, als 
von den in Tarifverträgen festgeschriebenen Arbeitsbewertungen und Ein-
kommensrelationen. Der Einfluss tariflicher Strukturen in Deutschland ist 
noch immer beträchtlich, auch wenn die Tarifbindung gesunken ist (Ell-
guth/Kohaut 2016;1 Bispinck/WSI-Tarifarchiv 2016). 

Männer verdienen allerdings durchschnittlich deutlich mehr als Frauen 
– das bringt der Gender Pay Gap zum Ausdruck. Der Gender Pay Gap ist 
die Einkommenslücke bei den Stundenlöhnen zwischen abhängig beschäf-
tigten Frauen und Männern. Derzeit beträgt er in Deutschland 21%, d.h. 
Frauen erhalten im Durchschnitt pro Stunde reichlich ein Fünftel weniger 
Lohn als Männer. Diese Lücke ist eine der höchsten in Europa (WSI Gender 
DatenPortal 20162). Der Gender Pay Gap zählt zu den europäischen Indi-
katoren über eine nachhaltige Entwicklung (European Sustainable Deve-
lopment Indicators) und stellt für die Europäische Kommission einen der 
Hauptindikatoren für die Beurteilung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern dar.3 Auch in den Augen der Bevölkerung steht Lohngerechtig-

1  2015 arbeiteten 57% der Beschäftigten in Betrieben, für die ein Branchen- oder 
Haustarifvertrag galt; von den restlichen orientierte sich rund die Hälfte am Bran-
chentarifvertrag (Ellguth/Kohaut 2016: 287). 

2  Die Arbeit am WSI GenderDatenPortal wurde von Reinhard Bispinck jahre-
lang unterstützend begleitet.

3  Vgl. Eurostat Statistics Explained: Gender pay gap statistics. In (URL): http://
ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Gender_pay_gap_statistics, 
letzter Zugriff 24.6.2016.
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keit an erster Stelle, wenn es darum geht, ob Geschlechtergerechtigkeit er-
reicht ist (BMFSFJ 2016). 

Wenn Tarifverträge in vielen Bereichen die Grundlage der Entlohnung 
bilden, müssen dann nicht auch Tarifverträge in den Blick genommen wer-
den, wenn es darum geht, die Ursachen für den Gender Pay Gap zu er-
gründen? Aber haben Tarifverträge überhaupt etwas mit den unterschied-
lichen Löhnen von Frauen und Männern zu tun? Ist der Gender Pay Gap 
nicht darauf zurückzuführen, dass Frauen und Männer oft nicht die glei-
che Arbeit leisten und unterschiedliche Positionen in der beruflichen Hi-
erarchie einnehmen? Dass sie daher eben – richtigerweise – anderen Tarif-
gruppen zuzuordnen sind? 

Den Zusammenhang von Tarifverträgen und durchschnittlich unter-
schiedlicher Entlohnung von Frauen und Männern aufzudecken ist von 
großer gleichstellungspolitischer Bedeutung und zugleich eine Frage der 
Gerechtigkeit. Dass typische »Frauenarbeit« nicht selten – historisch ge-
wachsen – als weniger wert gilt als typische »Männerarbeit«, ist empirisch 
belegt (Teubner 1989; Wetterer 2002). Dies gehörte bereits vor zwei Jahr-
zehnten zum frauen- und gleichstellungspolitischen Konsens unter aktiven 
Gewerkschaftsfrauen (Gumpert et al. 2016). 

Im Folgenden wollen wir uns mit diesen Fragen beschäftigen. Zunächst 
stellen wir die gängigen statistischen Analysen zur Erklärung des Gender 
Pay Gap kurz vor (Abschnitt 2) und erläutern, warum darin die tarifver-
traglichen Regelungen einen blinden Fleck darstellen (Abschnitt 3).

Wir zeigen, dass in Tarifverträgen – anders als es auf den ersten Blick er-
scheint – diskriminierende Tatbestände versteckt sein können (Abschnitt 
4). Die Unterbewertung mancher typischer Frauentätigkeiten kann in 
den Strukturen von Tarifverträgen angelegt sein, denn mit jeder Tarif-
gruppe ist eine Beschreibung und Bewertung der jeweiligen Tätigkeiten 
verbunden. Manche Tarifverträge weisen »Einfallstore« für mögliche 
Ungleichbehandlungen von Frauen und Männern auf, die nicht zu Diskri-
minierungen beim Entgelt führen müssen – aber können. Diese Einfallstore 
sind nicht leicht zu erkennen. Wir zeigen, wie man sie auffinden kann und 
welchen (europa)rechtlichen Anforderungen eine geschlechtsneutrale Ar-
beitsbewertung genügen muss.

Der Beitrag endet mit einem Ausblick auf die aktuellen Bestrebungen von 
Gewerkschaften zur Aufwertung frauentypischen Tätigkeiten sowie zur 
Prüfung von Entgeltstrukturen in Tarifverträgen und nimmt zudem Bezug 
auf die aktuellen gesetzlichen Entwicklungen in Deutschland (Abschnitt 5). 
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1. Statistische Ursachenanalysen des Gender Pay Gap 

Statistische Analysen haben gezeigt, welche Faktoren Einfluss darauf ha-
ben, dass die durchschnittlichen Stundenlöhne von Frauen deutlich unter 
denen von Männern liegen: Hier schlagen die Qualifikation und die Stel-
lung der Beschäftigten in der beruflichen Hierarchie, der Beruf und die 
Branche, der Erwerbsumfang sowie die Berufserfahrung in besonderem 
Maße zu Buche (vgl. Joachimiak 2013).4 Zudem verbleibt in den statisti-
schen Ursachenanalysen ein sogenannter »unerklärter Rest«. Je nach Ana-
lyse variiert dieser Wert und wird häufig als »bereinigter« Gender Pay Gap 
bezeichnet. Problematisch ist an diesen Analysen nicht das Anliegen, die 
Ursachen für den Gender Pay Gap statistisch zu identifizieren, sondern 
die Interpretation, die stellenweise darauf folgt. Obwohl viele Studien da-
rauf verweisen, dass die Ursachenfaktoren selbst nicht frei von Diskrimi-
nierungen sein müssen und der »unerklärte Rest« nicht gleichzusetzen ist 
mit Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts (z.B. Boll/Leppin 2015; 
Klenner 2016), existiert die Vorstellung, dass ausschließlich der »bereinigte« 
Gender Pay Gap gleichstellungspolitisch relevant sei (z.B. Schmidt 2016). 

Eine solche Vorstellung speist sich aus einer Theorie zur Lohnfindung, 
die sich der Neoklassik zuordnen lässt. Innerhalb dieser Theorie gilt die 
Lohnstruktur als faires Marktergebnis und die Verdienstunterschiede wer-
den ausschließlich auf Produktivitätsunterschiede zurückgeführt.5 Eine 
solche Perspektive ist jedoch verkürzt, da sie den realen Grundlagen der 
Lohnstruktur nicht gerecht wird. Die gegenwärtige Lohnstruktur ist nicht 
nur ein Marktergebnis, sondern – neben anderen Faktoren – auch das Er-
gebnis von Aushandlungen der Sozialpartner. Durch die Ausgestaltung der 
industriellen Beziehungen spielt die Arbeit der Gewerkschaften und der 
Arbeitgeberverbände für die Verdienststruktur eine entscheidende Rolle. 

In Tarifverträgen regeln die Sozialpartner in ihrem jeweiligen Bereich 
die Entlohnung. Zur Entgeltdifferenzierung werden Verfahren der Arbeits-
bewertung vereinbart. Sie dienen der Feststellung der jeweiligen Anforde-
rungen und Belastungen von Tätigkeiten (Arbeitsschwierigkeit) und sind 

4  Es gibt noch eine Reihe weitere statistische Analysen, die jedoch zu einem ähn-
lichen Ergebnis kommen. Vgl. u.a. Schmidt 2016, Boll/Leppin 2015.

5  Die einzelnen Ursachenfaktoren (wie Qualifikation, Stellung in der betrieb-
lichen Hierarchie etc.)  gelten in dieser Sichtweise als geeignete Indikatoren für die 
jeweilige Produktivität. 
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die Grundlage der Eingruppierungen. Solche tariflichen Regelungen kön-
nen jedoch im Rahmen der statistischen Analysen nicht in den Blick ge-
nommen werden. Das zeigen wir im folgenden Abschnitt.

2. Arbeitsbewertung in Tarifverträgen – ein blinder Fleck  
in der Ursachenanalyse 

Welche Zusammenhänge bestehen nun zwischen Tarifverträgen und dem 
Gender Pay Gap? Zunächst ist festzuhalten, dass Frauen (und Männer) 
dort, wo ein Tarifvertrag gilt, im Durchschnitt um 21,3% mehr verdienen 
als ohne Tarifvertrag (Berechnungen des WSI von Amlinger und Bispinck 
2015). Dabei profitieren Frauen überdurchschnittlich von Tarifverträgen. 
Bereinigt um Personen- und Betriebsmerkmale ergibt sich für Frauen ein 
Lohnvorteil von 9,2%, wenn sie unter einen Tarifvertrag fallen, gegenüber 
Frauen, deren Entgelte nicht auf einem Tarifvertrag beruhen. Bei Männern 
beträgt der Unterschied 6,6% (vgl. ebenda). Tarifverträge helfen somit zu-
gleich, die Lohnlücke zwischen den Geschlechtern zu verringern. Ein Ta-
rifvertrag verringert die Differenz zwischen durchschnittlichen Frauen- 
und Männerlöhnen um 3,6 Prozentpunkte auf 5,9% (unveröffentlichte 
Berechnungen des WSI). Ohne die Einkommensdifferenzierungsregeln, 
wie sie Tarifverträge enthalten, ist also die geschlechtsspezifische Lücke 
größer ist als mit Tarifverträgen. 

Aber kann daraus geschlussfolgert werden, dass die Einkommensstruk-
turen innerhalb von Tarifverträgen automatisch geschlechtsneutral sind? 

Überlegungen im Rahmen des »Comparable Worth«-Ansatzes (CW) 
(z.B. Acker 1989; England 1992) legen das Gegenteil nahe. Vertreter_innen 
dieses Ansatzes gehen davon aus, dass sich der gesellschaftlich (noch im-
mer) mindere Status von Frauen auf die Bewertung der überwiegend von 
ihnen geleisteten Tätigkeiten überträgt6 und eine Ursache für den Gender 
Pay Gap auch in der Arbeitsbewertung liegt. Die Verfahren der Arbeits-
bewertung können auf den ersten Blick zwar geschlechtsneutral gestaltet 
sein, aber gleichzeitig mittelbar diskriminierend7 wirken. Bisherige For-

6  Diese Überlegungen werden auch als »Devaluationshypothese« (z.B. Eng-
land 1992) bezeichnet. 

7  Der Begriff der »mittelbaren Diskriminierung« ist in § 3, Absatz 2 des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) definiert. 
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schung hat gezeigt, dass die  beispielhaft analysierten Verfahren der Ar-
beitsbewertung »Einfallstore« diskriminierender Arbeitsbewertungen ent-
halten (Rohmert/Rutenfranz 1975, Kurz-Scherf 1986; Winter/Krell 1997). 

Soviel aber steht fest: Wenn in Tarifverträgen Strukturen festgeschrie-
ben sind, die die Unterbewertung typischer Frauenberufe beinhalten, dann 
kann das bei der Berechnung der bereinigten Lohnlücke nicht sichtbar wer-
den. Zwar wird mithilfe sogenannter Leistungsgruppen versucht, die Ta-
rifstrukturen anhand von Qualifikationsstufen abzubilden. Dabei wird 
jedoch weder die Zuordnung zu den einzelnen Leistungsgruppen hinter-
fragt noch die alleinige Fokussierung auf Qualifikationsunterschiede zur 
Differenzierung kritisch in den Blick genommen. Für eine geschlechtsneu-
trale Arbeitsbewertung ist es allerdings nicht ausreichend, allein Qualifi-
kationsunterschiede zu berücksichtigen. Vielmehr müssen alle relevanten 
Arbeitsanforderungen und -belastungen (z.B. auch im psychosozialen Be-
reich) betrachtet werden. 

Bislang fehlt es noch an Instrumenten, mit denen die unterschiedlichen 
Anforderungen und Belastungen in »Frauen-« und »Männerberufen« sta-
tistisch geschlechtsneutral abgebildet werden können. Hier setzt ein lau-
fendes Forschungsprojekt der Autorinnen dieses Beitrags an, das von Rein-
hard Bispinck in der Beantragungsphase stark unterstützt wurde. In diesem 
Projekt »Comparable Worth: Blinde Flecken in der Ursachenanalyse des 
Gender Pay Gaps«8 wird ein Index (»Gleichwertigkeitsindex«) generiert, 
der es erlaubt »Frauen-« und »Männerberufe« hinsichtlich ihrer Anforde-
rungen und Belastungen geschlechtsneutral zu vergleichen. Erste Analysen 
mit dem Index zeigen, dass »Frauenberufe« häufiger als »Männerberufe« – 
gemessen an ihren Anforderungen und Belastungen – unterdurchschnitt-
lich bezahlt werden (Lillemeier 2016). 

8  Es ist ein Kooperationsprojekt zwischen dem Institut Arbeit und Qualifika-
tion (IAQ) der Universität Duisburg-Essen und dem Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung. Das Projekt wird ge-
leitet von Prof. Ute Klammer und Dr. Christina Klenner. Mehr zum Projekt unter: 
http://www.boeckler.de/wsi_54336.htm
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3. Wie kann der Unterbewertung von frauendominierten Tätigkeiten  
in Tarifverträgen gegengesteuert werden? Die EVA-Liste

Entgeltsysteme in Tarifverträgen können und sollten dahingehend durch-
leuchtet werden, ob sie auf diskriminierungsfreien Arbeitsbewertungen 
beruhen. Wir haben ein Instrument entwickelt, anhand dessen die Tarif-
verträge geprüft werden können – die EVA-Liste zur Evaluierung von Ar-
beitsbewertungsverfahren (BMFSFJ 2014: 14ff.). Mit ihrer Hilfe können 
Einfallstore für eine geschlechtsspezifisch ungleiche Entlohnung inner-
halb von Tarifverträgen aufgedeckt werden.9 Sie enthält außerdem Ana-
lysen ausgewählter aktueller tariflicher Regelungen, um Beispiele sowohl 
für geschlechtsneutrale als auch diskriminierungsanfällige Formulierungen 
zu geben.10

Die EVA-Liste basiert auf den europarechtlichen Vorgaben für eine ge-
schlechtsneutrale Arbeitsbewertung. Diese Vorgaben ergeben sich zum ei-
nen durch die gesetzlichen Regelungen, wie den Entgeltgleichheitsgrund-
satz im Vertrag über die Arbeitsweisen der Europäischen Union (Art. 157), 
der für Frauen und Männer auch bei gleichwertiger Arbeit ein gleiches Ent-
gelt vorschreibt und seine Präzisierung in der Richtlinie 2006/54/EG. Zum 
anderen lassen sich die Vorgaben durch die Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofs (EuGH) konkretisieren. Grundsätzlich können vier 
Maßstäbe ausgemacht werden, denen ein geschlechtsneutrales Arbeitsbe-
wertungsverfahren genügen muss (Winter 1998): 
1. 	Das Bewertungsverfahren muss durchschaubar und nachvollziehbar sein. 
2. 	Für die Bewertung weiblich dominierter Arbeit müssen dieselben Kri-

terien verwendet werden wie für die Bewertung männlich dominierter 
Arbeit. 

3. 	Die Kriterien müssen geeignet sein, die »Art der zu verrichtenden Tä-
tigkeit« abzubilden. Es sind auch solche Kriterien zu berücksichtigen, 
»hinsichtlich deren die weiblichen Arbeitnehmer besonders geeignet sein 
können«.

4. 	Die Kriterien müssen diskriminierungsfrei sein bzw. ausgelegt werden. 

9  Bei der Aquirierung dieses Projekts durch das WSI beim Bundesfamilienmi-
nisterium wurden wir von Reinhard Bispinck ebenso unterstützt wie bei der Ver-
breitung der Ergebnisse. 

10  Zur Analyse wurden verschiedene Tarifverträge aus verschiedenen Branchen 
ausgewählt, die Beispiele wurden anonymisiert. 
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In der EVA-Liste wird die Einhaltung dieser Anforderungen detailliert 
erläutert. Bereits der Geltungsbereich sollte überprüft werden, ebenso wie 
die enthaltenen Arbeitsplatzbeschreibungen und Regelungen zu Erschwer-
niszuschlägen. Insbesondere kommt es aber auf die Kriterien an, die zur 
Arbeitsbewertung benannt sind. Zur geschlechtsneutralen Bewertung ein-
zelner Tätigkeiten müssen alle relevanten Anforderungen und Belastungen 
berücksichtigt werden, die mit der jeweiligen Tätigkeit einhergehen. Wie 
sich im Rahmen der Erstellung der EVA-Liste und den in diesem Zusam-
menhang analysierten tariflichen Regelungen gezeigt hat, fehlen jedoch 
häufig Kriterien, die insbesondere bei weiblich dominierten Tätigkeiten 
auftreten, wie psycho-soziale Anforderungen und Belastungen. Außer-
dem müssen zur Einhaltung der europarechtlichen Anforderungen die ein-
zelnen Bewertungskriterien eindeutig und umfassend definiert werden, da 
ansonsten große Interpretationsspielräume entstehen, die zu Ungunsten 
der weiblich dominierten Tätigkeiten ausgelegt werden können. Beispiels-
weise wird das Kriterium der Verantwortung, wenn keine Definition gege-
ben wird, in der Regel nur mit Führungsverantwortung gleichgesetzt, die 
häufiger im Rahmen männlich dominierter Tätigkeiten besteht. Die Ver-
antwortung für das Wohlergehen anderer Menschen bleibt hingegen oft-
mals unberücksichtigt, tritt allerdings vermehrt bei weiblich dominierten 
Tätigkeiten auf. Hinzu kommt, dass bei einer fehlenden Definition der Be-
wertungskriterien in der Regel auch die Abstufungen innerhalb der Kri-
terien nicht eindeutig beschrieben sind. Wie ist z.B. eine verantwortungs-
volle Aufgabe abzugrenzen von einer besonders verantwortungsvollen 
Aufgabe? Darüber hinaus kann die fehlende Definition der Kriterien und 
ihrer Abstufungen dazu führen, dass bestimmte Aspekte von Tätigkeiten 
doppelt bewertet werden. 

Zusammenfassend: Die Kriterien, die im Arbeitsbewertungsverfahren 
benannt werden, müssen eindeutig sein und umfassend definiert werden, 
um diskriminierungsfrei zu sein bzw. ausgelegt werden zu können. Ansons
ten besteht die Gefahr, dass die Interpretationsspielräume mit Geschlech-
terstereotypen wie »Frauenarbeit ist leichte Arbeit« (Krell 1984) und wei-
teren geschlechtsbasierten Statusannahmen gefüllt werden. Die Analysen 
im Rahmen der Erstellung der EVA-Liste zeigen jedoch, dass häufig sol-
che eindeutigen und umfassenden Definitionen der Arbeitsbewertungs-
kriterien fehlen.
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4. Ausblick: Gewerkschaftliche Aktivitäten und Gesetzgebung

Tarifverträge können und sollten auf eine diskriminierungsfreie Arbeits-
bewertung hin überprüft werden, damit alle Tätigkeiten, die in der Ent-
geltstruktur des Tarifvertrages erfasst sind, nach gleichen und geschlechts-
neutralen Maßstäben – so wie es Europäisches Recht vorgibt – bewertet 
und schließlich entlohnt werden. In den Empfehlungen der Europäischen 
Kommission vom 7. März 201411 werden beispielsweise geschlechtsneutrale 
Arbeitsbewertungsverfahren als adäquates Instrument genannt, um gleich-
wertige Berufe zu identifizieren und der Unterbewertung von »Frauenbe-
rufen« entgegenzuwirken. Die Mitgliedstaaten werden daher aufgefordert, 
solche Systeme zu etablieren und auch die Sozialpartner dazu zu motivieren. 

Gewerkschaften beschäftigen sich in Deutschland schon lange mit die-
sem Thema. Die seinerzeitige Aufwertungskampagne der ÖTV nahm Re-
gelungen aufs Korn, die möglicherweise zu einer geringeren Bewertung 
der Anforderungen und Belastungen an typischen Frauenarbeitsplätzen 
führen. Die 1990er Jahre waren von Aktivitäten gekennzeichnet, die 1996 
in den Gewerkschaftstagsbeschluss zur »Aufwertung von Frauenberufen« 
mündeten (Gumpert et al. 2016: 68f.). Das Projekt »Diskriminierungsfreie 
Bewertung von Dienstleistungsarbeit« wurde im Jahre 2001 abgeschlos-
sen (Krell et al. 2001). 2015 wurde von ver.di begleitend zur Tarifrunde die 
Kampagne »Aufwertung jetzt!« gestartet (Gumpert et al. 2016).

Die Gewerkschaft Nahrung Genuss Gaststätten (NGG) hat zurzeit die 
wohl am weitesten gehende Kampagne. Im Juni 2016 hat sie den Start-
schuss zu einer neuen Initiative für mehr Lohngerechtigkeit gegeben. Die 
Gewerkschaft NGG überprüft im Rahmen der »Initiative Lohngerechtig-
keit: was uns zusteht« 3.500 Tarifverträge auf mögliche Diskriminierungen 
bei Lohn und Gehalt (NGG 2016). 

Die Industriegewerkschaften IG Metall und IG Bergbau Chemie Ener-
gie12 fokussieren derzeit die betriebliche Ebene. 2012 startete die IG Me-
tall ihre Kampagne »Auf geht’s – Faires Entgelt für Frauen« (IGM 2016). 
Zur Überwindung der geringen Bewertung weiblich dominierter Tätig-

11  Die gesamten Empfehlungen finden sich unter der folgenden URL: ec.europa. 
eu/justice/gender-equality/files/gender_pay_gap/c_2014_1405_de.pdf, letzter Zu-
griff 12.12.2016. 

12  2014 war auf der von Reinhard Bispinck organisierten Tarifpolitischen Tagung 
des WSI Petra Adolph zu Gast und erläuterte die Ansätze ihrer Gewerkschaften 
IG BCE zur Gleichstellung der Geschlechter.
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keiten ist auch notwendig, innerhalb der Betriebe die Entgeltstrukturen 
zu überprüfen. Insbesondere ist zu fragen, ob die Eingruppierung der ein-
zelnen Frauen und Männer ihrer tatsächlichen Arbeitstätigkeit entspricht. 
Auch ein diskriminierungsfreier Tarifvertrag kann im Betrieb falsch ange-
wendet werden. 

In der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft wurden 2016 in ver-
schiedenen Bundesländern Aktionen gestartet, die an das Rechtsgutachten 
»Mittelbare Geschlechtsdiskriminierung bei der Besoldung von Grund-
schullehrkräften nach A 12« anknüpfen und eine Höhergruppierung der 
Lehrenden in Grundschulen fordern.  

Auch wenn gewerkschaftliche Anstrengungen einiges in Bewegung ge-
bracht haben und noch mehr bringen können, so ist doch letztlich bei Struk-
turen in Tarifverträgen keine Änderung zu erzielen, ohne dass beide Tarif-
partner, also Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, sich einigen. Ohne 
die Handlungsverpflichtung durch ein Gesetz mit entsprechenden Sank-
tionen ist in der Vergangenheit kaum etwas passiert; es ist kaum anzuneh-
men, dass das in Zukunft anders sein wird. Zum Zeitpunkt, da wir diesen 
Text verfassen,13 ist von der im Koalitionsvertrag angekündigten Gesetzge-
bung zur Entgeltgleichheit ein Entwurf eines »Lohngerechtigkeitsgesetzes« 
übrig geblieben, der sehr viel an Klarheit und Wirksamkeit vermissen lässt. 
Der deutsche Juristinnenbund etwa kommentierte nach Bekanntwerden 
des vielfach geänderten und verwässerten Entwurfs »Besser kein Gesetz als 
dieses« und hält den Entwurf für europarechtswidrig (djb 2016). Im Hin-
blick auf die hier aufgeworfene Frage nach dem Zusammenhang von Ta-
rifverträgen und Gender Pay Gap enthält der Gesetzentwurf eine »Ange-
messenheitsvermutung« bei tariflichen Eingruppierungen (vgl. dazu auch 
Hensche, Mönig-Raane und Wiethold in diesem Band). »Tätigkeiten, die 
aufgrund tarifvertraglicher Regelungen unterschiedlichen Entgeltgruppen 
zugewiesen werden, werden grundsätzlich nicht als gleichwertig angese-
hen.« (Gesetzentwurf, Stand Oktober 2016). Würde dieser Paragraf Ge-
setz, hätte der Gesetzgeber festgelegt, dass die Arbeit von Frauen und Män-
nern, die möglichweise gleichwertig ist, nicht gleich zu bezahlen ist, wenn 
sie nun einmal – irgendwann in der Historie dieses Tarifvertrages – in unter-
schiedliche Tarifgruppen eingeordnet worden ist. Kann man schon bemän-
geln, dass der Gesetzentwurf eine Überprüfungspflicht für Tarifverträge gar 
nicht vorsieht, so ist erst recht diese Vorabfestlegung, wie die oben ange-

13  Dezember 2016
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führten Belege und Beispiele zeigen, offensichtlich nicht zu halten. Wenn 
Einfallstore in Tarifverträgen zu falschen, nicht geschlechtsneutralen Ar-
beitsbewertungen und Geschlechterdiskriminierung geführt haben, mag das 
unwissentlich und unabsichtlich erfolgt sein; auf die Eingruppierung von 
Frauen wirkt es sich dennoch aus und muss beseitigt werden. 
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Minijobs und Mindestlohn

1. Einleitung

Während 1990 noch 85% aller Beschäftigten unter einen Tarifvertrag fielen, 
waren es 2015 nur noch 60%. Die Erosion des deutschen Tarifsystems und 
Möglichkeiten seiner Re-Stabilisierung ist das zentrale Thema der wissen-
schaftlichen Arbeit von Reinhard Bispinck, seitdem er 1989 die Leitung des 
WSI-Tarifarchivs übernommen hat. Er hat immer eine Stabilisierung »von 
unten« durch eine Stärkung gewerkschaftlicher Vertretungsmacht und so-
zialpartnerschaftliche Vereinbarungen bevorzugt. Viel früher als die meis
ten gewerkschaftlichen Tarifpolitiker hat er aber auch die Grenzen dieser 
Ansätze von unten erkannt. Eine Re-Stabilisierung von oben über die All-
gemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen, Branchenmindestlöhnen und ei-
nen gesetzlichen Mindestlohn sah er nie als Gegensatz zu autonomen Ver-
handlungen, sondern immer als komplementäres Instrument. Vor allem 
argumentierte er, dass man die Politik nicht aus ihrer Verantwortung für 
das soziale Gleichgewicht entlassen dürfe (Bispinck 2016). Die Arbeiten 
von Reinhard Bispinck zur Tarifpolitik waren für unsere fast 15-jährige 
Forschung zu Niedrig- und Mindestlöhnen in Deutschland stets eine un-
verzichtbare Informationsquelle und haben uns immer auch inhaltlich und 
theoretisch inspiriert.

Ein wichtiger Grund für die Erosion von Tarifverträgen ist die politisch 
gewollte Zunahme prekärer Beschäftigungsformen, die Unternehmen die 
Möglichkeiten bieten, sich für Teile ihrer Beschäftigten aus dem Tarifsystem 
»auszuflaggen« – entweder, weil diese Beschäftigten nicht unter die Tarif-
bindung fallen oder weil in der Praxis Gesetze und Tarifverträge nicht be-
achtet werden. Die Minijobs, mit denen wir uns im Folgenden befassen, 
sind das wohl wichtigste Beispiel für den zweiten Fall – die Nichteinhal-
tung von Gesetzen und Tarifverträgen.  

Fast jedes vierte Beschäftigungsverhältnis in Deutschland ist ein Mini-
job. Die Attraktivität dieser Sonderform der Erwerbstätigkeit für Beschäf-
tigte resultiert vor allem aus der Befreiung des Lohns von Steuern und So-
zialabgaben – bis zu 450 Euro pro Monat können ohne jegliche Abzüge 
»hinzuverdient« werden. Der Anteil der Minijobs, die als Zweitjobs aus-
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geübt werden, ist in den letzten Jahren deutlich gestiegen; zuletzt lag er bei 
gut einem Drittel. Aufseiten der Arbeitgeber ist die Popularität von Mini-
jobs hingegen weniger leicht nachvollziehbar, da die Abgabenbelastung mit 
gut 31% deutlich höher ist als für sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse. Der Jurist Peter Hanau (2006) bezeichnet die Minijobs 
in dieser Hinsicht als »Rätsel«. 

Was hinter diesem Rätsel steht und was die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns in Deutschland hieran verändert hat bzw. künftig verändern 
könnte, wollen wir in diesem Beitrag näher beleuchten. Unsere zentrale 
These ist, dass die Ausübung und Nutzung von Minijobs bislang vielfach 
jenseits der Einhaltung grundlegender Arbeitnehmerrechte erfolgt ist. Ob-
wohl für Beschäftigte in Minijobs dieselben arbeitsrechtlichen Regelungen 
wie für alle anderen abhängig Beschäftigten gelten (z.B. Kündigungsschutz, 
bezahlter Urlaub, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall), besteht ein er-
hebliches Defizit bei der Um- und Durchsetzung bzw. Einhaltung dieser 
Ansprüche in der Praxis. Das ist inzwischen empirisch gut belegt. Diese 
Compliance-Probleme haben den Gesetzgeber veranlasst, bei Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns alle Arbeitgeber (außer den Privathaushal-
ten) zu verpflichten, die tatsächlich geleistete Arbeitszeit ihrer geringfügig 
Beschäftigten aufzuzeichnen.

Im Folgenden gehen wir nach einem kurzen Blick auf die Entwicklung 
der Zahl der Minijobs (Abschnitt 2) auf die Ergebnisse aktueller empi-
rischer Studien ein, die Hinweise auf erhebliche arbeitsrechtliche Verstöße 
bei Minijobs geben (Abschnitt 3). In Abschnitt 4 stehen gewerkschaftliche 
Initiativen zur Eindämmung der geringfügigen Beschäftigung im Mittel-
punkt, aber auch Beispiele für Arrangements, die die Ungleichbehandlung 
von geringfügig Beschäftigten auf der betrieblichen Ebene festschreiben. 
Anschließend wird untersucht, inwieweit der Mindestlohn und die Auf-
zeichnungspflicht der Arbeitszeit dazu beigetragen haben, die Nutzung 
von Minijobs einzudämmen oder Benachteiligungen von geringfügig Be-
schäftigten zurückzudrängen (Abschnitt 5). In Abschnitt 6 wird die Frage 
aufgeworfen, ob dies ohne eine grundlegende Reform der geringfügig Be-
schäftigten überhaupt möglich ist.
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2. Entwicklung der Minijobs

Mit über 7,7 Millionen Beschäftigten (Stand: Juni 2016) spielen Minijobs 
eine wichtige Rolle im deutschen Beschäftigungssystem. Unter Einschluss 
der Minijobs als Nebentätigkeit entfällt inzwischen fast jedes vierte Be-
schäftigungsverhältnis auf diese Beschäftigungsform. Seit Mitte 2003 hat 
die Zahl der Minijobs um gut 2 Millionen zugenommen, was einem An-
stieg um etwa ein Drittel entspricht. Dieser Zuwachs geht vor allem auf 
eine stark gestiegene Zahl von geringfügiger Beschäftigung als Nebenjob 
zurück (um gut 1,6 Millionen). Inzwischen ist damit gut jeder dritte Mini-
job ein Nebenjob. Die Zahl der Beschäftigten, die ausschließlich geringfü-
gig beschäftigt sind, ist demgegenüber seit Mitte 2004 kaum gestiegen und 
hat sich im Jahr 2015 sogar etwas verringert (Abbildung 1).

Frauen stellen mit 60,3% nach wie vor die große Mehrheit der geringfügig 
Beschäftigten. Allerdings hat der Anteil der Männer in den letzten Jahren 
zugenommen. Auch bei den Minijobs, die als Nebenjob zusätzlich zu einer 
anderen Erwerbstätigkeit ausgeübt werden, stellen die Frauen mit einem 
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Abbildung 1: Zahl der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse, 
Juni 2003 bis März 2016

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2016
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Anteil von 56,1% die Mehrheit. Dies überrascht insofern, als es der Be-
hauptung, dass Minijobs oftmals von Personen ausgeführt werden, die nur 
begrenzt erwerbstätig sein wollen oder können, entgegensteht. Schmidt/
Voss (2014) konnten zeigen, dass Frauen mit einem Nebenjob deutlich häu-
figer als Männer auch in ihrem Hauptjob in Teilzeit arbeiten. Dies könnte 
darauf hindeuten, dass der Nebenjob für Frauen häufig auch dazu dient, 
ein unzureichendes Einkommen aus einem sozialversicherungspflichtigen 
Teilzeitjob zu ergänzen.

Die Untersuchungen zur Zusammensetzung und Altersstruktur der ge-
ringfügig Beschäftigten belegen, dass Minijobs nicht – wie häufig vermutet 
– vorrangig von verheirateten Hausfrauen ausgeübt werden, sondern in sehr 
unterschiedlichen Lebenslagen eine Rolle spielen. Als Haupttätigkeit ergän-
zen sie den Familienverdienst, tragen zur Finanzierung der Ausbildung und 
der Studiums bei oder stocken die Rente oder das Arbeitslosengeld auf. Bei 
einem Nebenjob verbessern sie die Einkünfte aus der Haupterwerbstätig-
keit. Auf diese Vielfalt von Lebenslagen weisen zum Beispiel die Ergebnisse 
einer sogenannten Registerumfrage der Bundesagentur für Arbeit und des 
Statistischen Bundesamts hin (Körner u.a. 2013: 51), die zeigen, dass sich 
die ausschließlich geringfügig Beschäftigten im Jahr 2010 wie folgt zusam-
mensetzten: Hausfrauen/-männer: 35,2%, Schüler_innen und Studierende: 
20,1%, Rentner_innen: 22,4%, Arbeitslose: 11,1% und Sonstige: 11,2%. 

3. Benachteiligung von geringfügig Beschäftigten und arbeitsrechtliche 
Verstöße 

Nach dem Gleichbehandlungsgrundsatz haben geringfügig Beschäftigte 
grundsätzlich die gleichen arbeitsrechtlichen und tariflichen Ansprüche wie 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Die neuere Forschung zeigt je-
doch, dass das im Teilzeit- und Befristungsgesetz verankerte Diskriminie-
rungsverbot für geringfügig Beschäftigte in der Praxis so häufig unterlaufen 
wird, dass Gesetzesverstöße in der Praxis eher die Regel als die Ausnahme 
sind (Voss/Weinkopf 2012). Hinweise auf arbeitsrechtliche Benachteili-
gungen (geringere Bezahlung, keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
etc.) lieferten zunächst vor allem qualitative Studien (z.B. Benkhoff/Hermet 
2008; Voss-Dahm 2009) und Analysen zur Niedriglohnbeschäftigung. So lag 
z.B. der Anteil der geringfügig Beschäftigten, die im Jahr 2013 weniger als 
8,50 Euro verdienten, nach IAQ-Berechnungen bei 65,4% (Kalina/Wein-
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kopf 2015: 10). Eine Analyse des WSI bezifferte diesen Anteil für das Jahr 
2014 auf zwischen 57,9 und 59,2% (Amlinger/Bispinck/Schulten 2016: 5).

In den letzten Jahren wurden diese Befunde auch durch mehrere große 
Befragungen untermauert. Die erste Befragung wurde im Jahr 2012 im Auf-
trag des NRW-Arbeitsministeriums durchgeführt (RWI 2012). Befragt wur-
den hier 2.213 geringfügig Beschäftigte und 1.278 Betriebe aus Nordrhein-
Westfalen. Bezogen auf die Lohnfortzahlung bei Krankheit, Urlaub und 
Feiertagen zeigt Tabelle 1 die Antworten der Beschäftigten und Betriebe. 
Wir haben hier nur die beiden Kategorien »Nicht möglich« und »Weiß 
nicht/keine Angabe« ausgewiesen. Bei den Beschäftigten gaben jeweils rund 
40% der Befragten an, dass diese Leistungen nicht gewährt werden, und 
ein mit zwischen 26 und 36% ebenfalls hoher Anteil der Befragten wusste 
es nicht. Der Anteil der Betriebe, die angaben, dass diese Leistungen bei 
ihnen nicht gewährt werden (»nicht möglich«), liegt zwar niedriger als bei 
den Beschäftigten, aber gleichwohl beachtlich hoch. Dies gilt umso mehr, 
als bei den Betrieben taktisches Antwortverhalten nicht auszuschließen ist, 
da vielen die Rechtslage bewusst sein dürfte.

Im Jahr 2014 führte das IAB telefonische Befragungen von 1.100 Betrie-
ben und von 7.500 Arbeitnehmer_innen durch. Im Mittelpunkt stand zum 
einen die Frage, ob den Befragten bestimmte rechtliche Regelungen bei un-
terschiedlichen Beschäftigungsformen bekannt sind. Zum anderen wurde 
untersucht, ob und wie häufig arbeitsrechtliche Ansprüche nicht gewährt 
werden (Stegmaier u.a. 2015; Fischer u.a. 2015). Die Ergebnisse sind mit 
denen der RWI-Studie aufgrund unterschiedlicher Fragen und einer ande-
ren Stichprobe nur bedingt vergleichbar. Das IAB befragte nur Betriebe mit 
mindestens zehn Beschäftigten sowie die Beschäftigten aus solchen Betrie-

Tabelle 1: Befragungsergebnisse zu Arbeitnehmerrechten, 2012

Befragung Bezahlter Urlaub Lohnfortzahlung bei 
Krankheit

Bezahlung von 
Feiertagen

Nicht  
möglich

Weiß 
nicht/ 
k.A. 

Nicht  
möglich

Weiß 
nicht/ 
k.A.

Nicht 
möglich

Weiß 
nicht/ 
k.A.

Beschäftigte 41,5% 26,1% 38,7% 34,6% 43,3% 36,3%

Betriebe 31,2% 11,1% 25,6% 10,7% 40,3% 13,3%

Quelle: Eigene Darstellung nach RWI 2012
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ben, wodurch Kleinbetriebe, die rund die Hälfte aller Minijobber_innen 
beschäftigen und in denen die Gesetzesverstöße besonders ausgeprägt sind, 
nicht berücksichtigt wurden. Aus einer früheren Studie des IAB ist aber be-
kannt, dass ein Drittel der Minijobber_innen in Betrieben mit bis zu neun 
Beschäftigten tätig sind (Hohendanner/Stegmaier 2012). 

Trotz dieser Unterschiede weisen die Ergebnisse beider Untersuchungen 
in die gleiche Richtung: Nur jeweils die Hälfte der vom IAB befragten ge-
ringfügig Beschäftigten gaben an, bezahlten Urlaub oder Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall zu erhalten, und 45% sagten dies bezogen auf Fei-
ertage. Die Ergebnisse der Betriebsbefragung weichen mit ihren deutlich 
höheren Angaben, dass gesetzliche Ansprüche tatsächlich gewährt wur-
den, erheblich von denen der Beschäftigtenbefragung ab: Jeweils 76% der 
Betriebe antworteten, dass sie ihren geringfügig Beschäftigten bezahlten 
Urlaub und bezahlte Krankheitstage gewähren (Fischer u.a. 2015: 116 und 
147), und 61% der Betriebe gaben an, an Feiertagen die Löhne der gering-
fügig Beschäftigten weiterzuzahlen (ebenda: 151). Die Unternehmen, die 
diese Ansprüche nicht gewährten, nannten als Gründe hierfür vor allem 
den geringen Umfang und den Aushilfscharakter der Tätigkeit. Mehr als 
40% dieser Betriebe gaben sogar an, dass geringfügig Beschäftigte keinen 
Anspruch auf Lohnfortzahlung haben.

Die IAB-Studie zeigt darüber hinaus, dass die Kenntnis der Rechtslage in 
den Betrieben nicht automatisch dazu führt, diese auch einzuhalten. Zwar 
lag der Anteil der Betriebe, die ihren Minijobber_innen keinen bezahlten 
Urlaub gewährten, in Betrieben ohne Kenntnis des Rechtsanspruchs mit 
33% deutlich höher als in Betrieben, deren Auskunftspersonen mit der 
Rechtslage vertraut waren (10%). Aber rund 50% der Betriebe, die anga-
ben, ihren Minijobber_innen keinen bezahlten Urlaub zu gewähren, kann-
ten die tatsächliche Rechtslage. Und auch bei den Beschäftigten führt die 
Kenntnis der Rechtslage nicht automatisch dazu, dass sie den Anspruch 
auch einfordern: Fast die Hälfte der Beschäftigten, denen kein bezahlter 
Urlaub gewährt wurde, wussten, dass ihnen dieser rechtlich zusteht (Fi-
scher u.a. 2015: 104). 

In der Gesamtbetrachtung veranschaulichen diese empirischen Ergeb-
nisse, dass die Einhaltung geltenden Rechts im Bereich der geringfügigen 
Beschäftigung erhebliche Defizite aufweist und dies weder aufseiten der 
Betriebe noch auf Seiten der Beschäftigten vorrangig an einer Unkenntnis 
der Rechtslage liegt. Vielmehr gibt es in der Praxis erhebliche Defizite bei 
der Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes.
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4. Strategien von Gewerkschaften und Betriebsräten

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und mehrere Einzelgewerkschaf-
ten wie z.B. die Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG) und 
die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di kritisieren die Minijobs schon seit 
Langem und haben in den vergangenen Jahren eine Reihe von Initiativen 
gestartet, um Verbesserungen für geringfügig Beschäftigte zu erreichen bzw. 
die zunehmende Ausbreitung von Minijobs einzudämmen (Bispinck/Schul-
ten 2011: 32ff.). Im Jahr 2012 haben die Gewerkschaften ein umfassendes 
Konzept zur Abschaffung der Sonderregelungen für geringfügige Beschäf-
tigungsverhältnisse vorgelegt (Deutscher Gewerkschaftsbund 2012). 

Auf der betrieblichen Ebene hat es in den vergangenen Jahren unter-
schiedliche Strategien von Betriebsräten und Unternehmensleitungen bezo-
gen auf die Minijobs gegeben. In manchen Betrieben wurde die Benachtei-
ligung von geringfügig Beschäftigten damit gerechtfertigt, dass diese ihren 
Lohn »brutto für netto« erhielten und bei gleicher Bezahlung sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte pro Stunde netto weniger verdienen wür-
den als geringfügig Beschäftigte. Um dies »auszugleichen«, gab es z.B. in 
einem großen tarifgebundenen Unternehmen im Lebensmitteleinzelhan-
del im Jahr 2006 mündliche Absprachen zwischen Geschäftsführung und 
Betriebsrat über nach Tätigkeit gestaffelte Lohnhöhen innerhalb der ge-
ringfügigen Beschäftigung. Neben dem Tarifgitter für die sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten existierte also ein zweites, informelles Tarif-
gitter für geringfügig Beschäftigte (Voss-Dahm 2009: 233ff.). Auch in der 
Gesundheits- und Sozialbranche wurden geringfügig Beschäftigte in der 
Vergangenheit teils nicht regelkonform entlohnt. Z.B. sah ein Tarifvertrag 
des Deutschen Roten Kreuzes mit der Gewerkschaft ver.di in einer geson-
derten Anlage niedrigere Stundenlöhne für geringfügig Beschäftigte vor. 
Diese Ungleichbehandlung wurde erst Ende 2011 von der Gewerkschaft 
aufgekündigt (Voss/Weinkopf 2012: 8). 

Ein positives Beispiel sind demgegenüber die Tarifverträge in der Ge-
bäudereinigung, in denen schon seit Jahren explizit ausgeführt wird, wie 
viele Stunden geringfügig Beschäftigte auf dem Niveau des jeweils gel-
tenden branchenbezogenen Mindestlohns pro Monat maximal arbeiten dür-
fen, ohne dass die Geringfügigkeitsgrenze überschritten wird. Allerdings 
ist unbezahlte Mehrarbeit auch in dieser Branche keineswegs unüblich.
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5. Wirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 

Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro pro 
Stunde im Januar 2015 sind die »Spielregeln« im Arbeitsmarktsegment der 
Minijobs deutlich verändert worden. Im Mindestlohngesetz ist klar geregelt, 
dass der Mindestlohn auch für geringfügig Beschäftigte einzuhalten ist. Um 
dies durchzusetzen, verpflichtet das Mindestlohngesetz alle Arbeitgeber 
von Minijobber_innen (außer den Privathaushalten) dazu, die Arbeitszeiten 
von geringfügig Beschäftigten aufzuzeichnen. In der Begründung zum Ge-
setzentwurf führte die Bundesregierung hierzu aus: »Geringfügig beschäf-
tigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gehören zu der Gruppe von 
Beschäftigten, deren Bruttolöhne sich durch den Mindestlohn am stärks
ten erhöhen werden. Zukünftig ist die Zahl der Arbeitsstunden begrenzt, 
wenn der Status der geringfügigen Beschäftigung beibehalten werden soll. 
Auf Grund der statusrechtlich relevanten Verdienstobergrenze kommt der 
tatsächlich geleisteten Arbeitszeit eine besondere Bedeutung zu.« (Deut-
scher Bundestag 2014: 41)

Wirkungen des gesetzlichen Mindestlohns im Bereich der Minijobs 
zeigten sich nach dessen Einführung rasch. So stellte das WSI fest, dass 
Minijobber_innen bereits im ersten Quartal 2015 im Vergleich zu ande-
ren Beschäftigtengruppen im Durchschnitt doppelt so hohe Verdienstzu-
wächse erzielten (+5%) (Amlinger/Bispinck/Schulten 2016: 10). Darüber 
hinaus ging die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten im Januar 
2015 um 166.140 zurück. Saisonbereinigt lag der Rückgang bei 92.180 Per-
sonen (vom Berge et al. 2016: 16). Nach Angaben des IAB steht dahinter 
in etwa der Hälfte der Fälle ein Übergang in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung und zwar zu einem hohen Anteil von ca. 85% beim selben 
Arbeitgeber (ebd.: 28). 

Leider hat das IAB bislang keine weiteren Informationen dazu veröf-
fentlicht, in welche Art von sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
die zuvor geringfügig Beschäftigten gewechselt sind. Denkbar wäre, dass 
mit dem Übergang in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auch 
eine ggf. deutliche Ausweitung der Arbeitsstunden erfolgt ist, weil mit der 
Überschreitung der Geringfügigkeitsgrenze kein Grund mehr besteht, die 
Arbeitszeit zu begrenzen. Vielmehr könnten die Beschäftigten sogar ein 
besonderes Interesse an einer möglichst deutlichen Ausweitung der Ar-
beitszeit haben, um trotz der einsetzenden Steuer- und Sozialversicherungs-
pflicht netto mindestens so viel wie zuvor oder mehr zu verdienen (Bäcker 
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2015).1 Hierfür spricht zusätzlich auch, dass geringfügig Beschäftigte sich 
häufig eine Ausweitung ihrer Arbeitszeit wünschen. Nach IAQ-Berech-
nungen auf der Basis des SOEP lag die gewünschte Wochenarbeitszeit von 
Minijobber_innen im Zeitraum 2011 bis 2014 mit 19,1 Stunden pro Woche 
um rund sieben Stunden höher als die durchschnittliche vertragliche (12,4 
Stunden) bzw. tatsächliche Wochenarbeitszeit (12,9 Stunden).

In vielen Fällen dürften Beschäftigte oder Arbeitgeber oder auch beide 
Seiten daran interessiert (gewesen) sein, trotz fälliger Lohnerhöhungen in-
folge der Mindestlohneinführung das geringfügige Beschäftigungsverhält-
nis fortzuführen. Nach Angaben des IAB hätte knapp die Hälfte der ge-
ringfügig Beschäftigten im Jahr 2013 bei gleichbleibender Arbeitszeit und 
einer Lohnerhöhung auf 8,50 Euro pro Stunde die Geringfügigkeitsgrenze 
von 450 Euro im Monat überschritten. Um weiterhin die geringfügige Be-
schäftigung aufrechterhalten zu können, wäre in diesem Fall eine Redu-
zierung der Arbeitszeit erforderlich. Tatsächlich ist die durchschnittliche 
Anzahl der Wochenarbeitsstunden von geringfügig Beschäftigten im Jahr 
2015 gegenüber dem Vorjahr gesunken. Der Rückgang in Ostdeutschland 
(von 13,6 auf 12,93 Stunden pro Woche) war mit gut 5% etwa doppelt so 
hoch wie in Westdeutschland (von 11,43 auf 11,15 Stunden pro Woche) 
(Wanger/Weber 2016: 3). 

Allerdings gibt es auch deutliche Indizien dafür, dass der gesetzliche Min-
destlohn noch nicht bei allen geringfügig Beschäftigten »angekommen« ist, 
die besonderen Compliance-Probleme bei dieser Beschäftigungsform sich 
also hartnäckig halten. So waren von den insgesamt 1,364 Millionen Be-
schäftigten, die nach der Verdiensterhebung im April 2015 noch weniger 
als 8,50 Euro pro Stunde verdienten, mit 696.000 Personen mehr als die 
Hälfte Minijobber_innen (Mindestlohnkommission 2016: 53). Insbeson-
dere ist auch die Frage, ob sich mit der Mindestlohneinführung das Aus-
maß arbeitsrechtlicher Verstöße im Bereich der Minijobs – insbesondere 
die Vorenthaltung von Lohnfortzahlung im Krankheitsfall sowie bezahlte 
Urlaubs- und Krankheitstage – verringert hat, derzeit noch völlig offen. 

1  Nach Berechnungen von Bäcker (2015: 272ff.) sinkt der monatliche Netto-
verdienst von Beschäftigten mit Steuerklasse V bei Überschreiten der Geringfügig-
keitsgrenze auf 358,30 Euro. Ein Nettoeinkommen über 450 Euro wird in sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung erst bei einem monatliche Bruttoverdienst 
von mindestens 620 Euro erreicht.
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6. Fazit und Ausblick

Ohne eine deutliche Ausweitung der Kontrollen durch die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit und anderer Stellen sowie eine veränderte Haltung 
maßgeblicher Akteure bei der Verbesserung der Durchsetzung des gesetz-
lichen Mindestlohns und der arbeitsrechtlichen Gleichstellung erscheint 
fraglich, ob diese Compliance-Probleme in absehbarer Zeit behoben wer-
den können. Sonderformen der Beschäftigung wie Minijobs laden offenbar 
dazu ein, systematisch arbeitsrechtliche Standards zu unterlaufen. Insofern 
erscheinen Vorschläge, die auf eine Gleichstellung aller Beschäftigungsver-
hältnisse zielen, erfolgversprechender als spezifische Sonderregelungen für 
geringfügige Beschäftigung (Weinkopf 2011; Bosch/Weinkopf 2017).
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Wilhelm Adamy
Niedriglohn und Arbeitslosigkeit
Auswirkung des Mindestlohns auf Langzeitarbeitslose

Die Erwerbstätigkeit in Deutschland erreicht aktuell ein Allzeithoch und 
die Arbeitslosigkeit ist auf den niedrigsten Stand seit der Wiedervereini-
gung gesunken. Doch ungelöste Probleme bleiben, wie die hohe Zahl von 
Langzeitarbeitslosen sowie von jüngeren und älteren Arbeitslosen ohne 
Berufsabschluss oder die steigende Zahl der zu integrierenden Flüchtlinge 
zeigen. Die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit ist immer noch ein 
vordringliches sozial- und beschäftigungspolitisches Problem. Dabei wurde 
mit dem Systemwechsel hin zu Hartz IV insbesondere diesem Personen-
kreis eine bessere Teilhabe am Arbeitsleben in Aussicht gestellt; doch ein-
gelöst wurde dieses Versprechen für die Langzeit- und Längstzeitarbeits-
losen bisher nahezu nicht. Langzeitarbeitslose haben auch über zehn Jahre 
nach Errichtung des neuen Fürsorgesystems kaum von der relativ guten 
Konjunktur profitiert.

Bei Einführung des gesetzlichen Mindestlohns sah der Gesetzgeber die 
Gefahr, dass dessen Ausdehnung auf die Schwächeren am Arbeitsmarkt 
neue Hürden errichtet und sich deren ohnehin schwierige Arbeitsmarktsi-
tuation verfestigen würde. Für Langzeitarbeitslose ist der seit Anfang 2015 
bestehende gesetzliche Mindestlohn nicht bindend. Waren die Beschäftigten 
zuvor ein Jahr oder länger arbeitslos, gilt der Mindestlohn in den ersten 
sechs Monaten grundsätzlich nicht (Bundesregierung 2014).

Zwei Jahre nach Einführung des Mindestlohns soll nachfolgend eine 
erste Zwischenbilanz gezogen und dessen Wirkungen auf Langzeitarbeits-
lose abgeschätzt werden.

1. Niedriglohnsektor und (Langzeit-)Arbeitslosigkeit

Im Oktober 2016 waren offiziell gut 950.000 Menschen ein Jahr und län-
ger arbeitslos. Erstmals seit 2010 hat sich ihre Zahl in den zurückliegenden 
Monaten sichtbar verringert. Davor hingegen veränderte sich der Bestand 
an Langzeitarbeitslosen nur wenig und pendelte um gut eine Million. Erst-
mals in 2016 wurden in der Arbeitslosenversicherung weniger als 100.000 
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Langzeitarbeitslose registriert und weniger als 900.000, die auf staatliche 
Fürsorge angewiesen sind. Gemessen an allen Arbeitslosen sind aktuell 
37% ein Jahr und länger arbeitslos (BA 2016a). In der Einführungsphase 
des Mindestlohns ist die Langzeitarbeitslosigkeit deutlich stärker gesun-
ken als in den Jahren davor.

Stetig verschieben sich die Gewichte zulasten der Fürsorgeleistungen. 
Die Versicherung betreut nur noch 14% aller Langzeitarbeitslosen. In den 
letzten beiden Jahren konnten die Arbeitsagenturen die verhärtete Arbeits-
losigkeit deutlich stärker abbauen als die Jobcenter. 

Im internationalen Vergleich hat Deutschland einen großen Niedriglohn-
sektor. Dazu haben die Hartz-Gesetze beigetragen – wie u.a. auch der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
feststellen musste (SVR 2016). In diesen Branchen liegen die Löhne unter-
halb von 75% des Durchschnitts (Median); die Arbeitsverhältnisse sind 
oftmals instabil und das Risiko, arbeitslos zu werden, ist besonders hoch. 
Fast die Hälfte der Personen, die nach Verlust des Vollzeitjobs Arbeitslo-
sengeld erhalten, waren zuvor im Niedriglohnsektor tätig; beim Zugang 
zu Fürsorgeleistungen waren es sogar gut 70%. Die Sicherungslücken der 
Arbeitslosenversicherung sind so groß, dass die niedrige Arbeitslosenun-
terstützung oftmals durch staatliche Fürsorge auf das Existenzminimum 
aufgestockt werden muss oder die Beitragszeiten reichen nicht aus, um bei 
eintretender Arbeitslosigkeit Lohnersatzleistungen erhalten zu können.

Allein auf das Verleihgewerbe entfällt fast ein Achtel aller Zugänge in 
den Arbeitslosengeldbezug und ein Viertel bis ein Fünftel der Zugänge ins 
Hartz IV-System. In dieser Branche haben aber nur 3% aller sozialversi-
chert Beschäftigten ihren Arbeitsplatz. Leiharbeitskräfte haben ein gut fünf-
mal größeres Risiko arbeitslos zu werden als Beschäftigte insgesamt (BA 
2016b). Überdurchschnittlich hoch ist das Entlassungsrisiko ebenso in der 
Gastronomie, bestimmten Bauberufen, der Gebäudereinigung, dem Gar-
ten- und Landschaftsbau sowie dem Einzelhandel. Diese Branchen beschäf-
tigen insgesamt fast ein Fünftel aller sozialversichert Beschäftigten, aber fast 
40% derjenigen, die (neu) Arbeitslosengeld beziehen, kommen aus diesen 
Branchen und sogar gut die Hälfte derjenigen, die nach einem Job-Verlust 
Hartz IV beziehen. Bei der Wiedereingliederung von Arbeitslosen ist die 
Bedeutung der Niedriglohnbranchen noch größer. Fast ein Drittel aller 
Hartz IV-Bezieher, die innerhalb von 18 Monaten wieder eine sozialver-
sicherte Beschäftigung fanden, wechselte in das Verleihgewerbe; im Versi-
cherungssystem waren es rd. 20%. 
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Frühere Vollzeitbeschäftigte, die nach Arbeitslosigkeit wieder voll arbei-
ten, verdienen mehrheitlich annähernd so viel wie zuvor. Niedriglohnbe-
schäftigte bleiben es meist auch nach der Wiedereingliederung; dies gilt für 
das Hartz IV-System noch mehr als für das Versicherungssystem. Für an-
dere ist Arbeitslosigkeit aber mit finanziellen Auf- oder Abstiegsprozessen 
verbunden. So musste Anfang dieses Jahrzehnts etwa ein Drittel der vor-
maligen Arbeitslosen im neuen Vollzeitjob Einkommensverluste von min-
destens 10% hinnehmen, etwa ebenso viele konnten entsprechende Ein-
kommenszuwächse verzeichnen (Stephan 2016).

Niedriglohn und Arbeitslosigkeit beeinflussen sich im Hartz IV-System 
stärker als in der beitragsfinanzierten Versicherung. Der Anteil vormali-
ger Geringverdiener ist nicht nur deutlich höher, sondern Arbeitslosig-
keit wird etwas häufiger auch zum Umschlagplatz zu ungünstigerer Ent-
lohnung; bei meist niedrigem Verdienst im vorherigen Job überrascht es 
nicht, dass nach Wiedereingliederung auch etwas häufiger Lohnzuwächse 
verzeichnet werden können.

2. Gesetzliche Regelungen zur Entlohnung nach Arbeitslosigkeit

Mitte des letzten Jahrzehnts wurde mit den Hartz-Gesetzen der finanzielle 
und rechtliche Druck insbesondere auf hilfebedürftige Arbeitslose deutlich 
erhöht, Sanktionen verschärft und finanzielle Leistungen meist gekürzt; sie 
sollten so zu einer möglichst schnellen – auch nicht existenzsichernden Be-
schäftigung bewegt werden. Für Hartz IV-Empfänger ist jede Erwerbstä-
tigkeit rechtlich zumutbar bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit. Löhne, die 
ein Drittel unter dem Tariflohn bzw. dem in einer Region üblichen Lohn 
lagen, haben Gerichte als »angemessen« akzeptiert. Leitidee war, Arbeits-
lose stärker zu aktivieren und zu individuellen Verhaltensänderungen zu 
bewegen sowie ihre Motivation und Anpassungsbereitschaft an nur schwer 
besetzbare Arbeitsstellen zu erhöhen. Sozialstaatliche Schutzstandards wur-
den reduziert, in der Hoffnung, Arbeitslosen – auch über nicht existenz-
sichernde Arbeit – einen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt zu eröffnen 
(Adamy 2012). Dies hat die Konzessionsbereitschaft von Arbeitslosen er-
höht; unattraktive Stellen konnten besser besetzt werden. Doch die Benach-
teiligung Langzeitarbeitsloser bei Entlohnung und Beschäftigungsdauer hat 
sich nicht verringert. Nach diesen Gesetzesänderungen mussten Arbeits-
lose häufiger hohe Lohneinbußen hinnehmen. Diese lagen nach längerer 
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Arbeitslosigkeit »oft weit über 10%« (Jaenichen/Rothe 2016: 232). Die 
Hartz-Gesetze haben eher zur Ausbreitung des Niedriglohnsektors bei-
getragen und nicht etwa zu ihrer Eindämmung. Leitgedanke war »Haupt-
sache Arbeit«.

Der am 1. Januar 2015 eingeführte gesetzliche Mindestlohn zielt demge-
genüber auf eine weitgehend flächendeckende Lohnuntergrenze im Nied-
riglohnsektor von zunächst 8,50 Euro die Stunde; nach Entscheidung der 
Mindestlohnkommission wurde der Satz Anfang 2017 auf 8,84 Euro er-
höht. Die flächendeckende Wirkung wird durch einige Ausnahmen ein-
geschränkt. So für Arbeitslose, die vor der neuen Beschäftigung offiziell 
mindestens zwölf Monate arbeitslos waren. In diesem Fall kann der Min-
destlohn in den ersten sechs Monaten der Beschäftigung – unabhängig von 
der Stundenzahl – unterschritten werden. Muss jedoch nach einem gültigen 
Tarifvertrag mehr als der Mindestlohn gezahlt werden, greift die Ausnah-
meregelung nicht. Um Rechtssicherheit zu fördern, sollen Arbeitsagenturen 
und Jobcenter auf Antrag der Betroffenen Bescheinigungen über die offizi-
elle Dauer der Arbeitslosigkeit ausstellen. Denn nicht alle, die sich subjektiv 
zu den Langzeitarbeitslosen zählen, fallen tatsächlich unter die Ausnahme-
regelung. Nach der amtlichen Statistik wird Arbeitslosigkeit z.B. unterbro-
chen und beginnt neu zu zählen, wenn vorübergehend gearbeitet oder ein 
Ein-Euro-Job ausgeübt bzw. eine Weiterbildung begonnen wurde. Sank-
tionsmöglichkeiten sind nicht vorgesehen, soweit Langzeitarbeitslose von 
dieser Regelung keinen Gebrauch machen wollen.

Die Lohnuntergrenze ist aber auch für Arbeitslose nicht ganz bedeu-
tungslos bei Jobs, die weniger als den Mindestlohn vorsehen. Denn Sit-
tenwidrigkeit liegt vor, wenn weniger als zwei Drittel des in der Bran-
che bzw. Region üblichen Lohns gezahlt wird. Auch bei den Ausnahmen 
vom Mindestlohn greift indirekt eine implizite Lohnuntergrenze von bis-
her 5,67 Euro und ab 2017 von rd. 5,90 Euro die Stunde. Anders als im 
Hartz IV-System können die Löhne nicht mehr beliebig nach unten abge-
senkt werden.

3. Einstiegslöhne nach Arbeitslosigkeit

Mit dem gesetzlichen Mindestlohn wurde erstmals eine (nahezu) flächen-
deckende Lohnuntergrenze definiert, die im untersten Lohnbereich zu 
teils deutlichen Lohnsteigerungen führte. Zuvor lagen die Einstiegslöhne 
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nach Arbeitslosigkeit häufig unter 8,50 Euro (Bispinck/WSI-Tarifarchiv 
2014). Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit steigt dieser Anteil. Im Früh-
jahr 2014 verdienten kurz vor Einführung des Mindestlohns ein Drittel 
der eingegliederten Kurzzeitarbeitslosen weniger als 8,50 Euro und fast 
die Hälfte (47%) der eingegliederten Langzeitarbeitslosen. Waren sie zu-
vor mehr als drei Jahre arbeitslos, unterschritten die Einstiegslöhne bereits 
zu 61% diese Lohngrenze (vom Berge u.a. 2016b).

Der Mindestlohn hat auch für vormalige Arbeitslose zu teils deutlichen 
Lohnsteigerungen geführt und den Anteil jener mit Einstiegslöhnen unter 
dem Mindestlohn deutlich verringert. Nicht nur Beschäftigte mit kurzen 
Phasen der Arbeitslosigkeit profitieren davon, sondern weit mehr noch 
jene, die zuvor langzeitarbeitslos waren. Die Einstiegslöhne nach längeren 
Phasen der Arbeitslosigkeit erhöhten sich weit überdurchschnittlich und 
der Anteil der Neueinstellungen unter Mindestlohn ging überproportional 
zurück. Innerhalb eines Jahres hatte sich der Anteil der neu eingestellten 
Langzeitarbeitslosen mit weniger als 8,50 Euro Stundenlohn mehr als hal-
biert. Sie werden kaum noch häufiger unter Mindestlohn beschäftigt wie 
Kurzzeitarbeitslose (vom Berge u.a. 2016a).

Die Begleitforschung kann (bisher) keine Belege dafür erkennen, dass 
Arbeitgeber Langzeitarbeitslose häufiger unter Mindestlohn einstellen als 
andere Arbeitslosengruppen. »Nicht einmal 2% der zu ihrem Beschäfti-
gungsbeginn im Jahr 2015 befragten Langzeitarbeitslosen gaben an, in ihrem 
Jobcenter eine Bescheinigung beantragt zu haben.« (vom Berge u.a. 2016c: 
6) Relativ häufig wurde die Bescheinigung nicht ausgestellt, weil der ge-
setzliche Status der Langzeitarbeitslosigkeit nicht zutraf oder die Beschei-
nigung dem Arbeitgeber nicht vorgelegt wurde. 

Der mit dem Mindestlohn beobachtbare Rückgang der Mini-Jobs – sei 
es durch Wegfall oder Umwandlung in sozialversicherte Beschäftigung – 
zeigt sich auch bei Langzeitarbeitslosen. So sind Anfang 2015 die Übergänge 
in den Leistungsbezug zunächst etwas angestiegen und die geringfügige 
Beschäftigung von hilfebedürftigen Personen nimmt ab. Die Zahl der 
Aufstocker mit sozialversichertem Job verringerte sich gleichfalls; der 
Fürsorgeanspruch erlischt z.T. ganz oder der staatliche Aufstockungsbe-
trag kann reduziert werden. Von Frühjahr 2015 bis Frühjahr 2016 war der 
Rückgang bei den Vollzeitbeschäftigten mit ergänzendem Fürsorgebedarf 
deutlich stärker als bei jenen mit Mini-Job, während bei jenen mit sozial-
versicherter Teilzeit ein leichter Anstieg verzeichnet werden musste (vom 
Berge u.a. 2016b).
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Die Gründe für die relativ geringe Inanspruchnahme der Ausnahmere-
gelung für Langzeitarbeitslose sind vielfältig. So liegen die Einstiegslöhne 
in vielen Branchen über dem Mindestlohnniveau oder tarifgebundene Un-
ternehmen müssen ihn generell einhalten. Wollen Arbeitgeber gezielt un-
terhalb des Mindestlohns einstellen, dürfen keine günstigeren tariflichen 
Regelungen greifen und sollte in diesem Fall eine Bescheinigung vorliegen. 
Zahlen sie ohne ausreichenden Grund weniger als den Mindestlohn, kann 
er auch rückwirkend eingefordert werden. Da Langzeitarbeitslose ihren 
konkreten Status nicht weitergeben müssen und Stellenangebote sich meist 
nicht nur an Langzeitarbeitslose richten, kann bei schlechterer Bezahlung 
eine zeitnahe Besetzung der Stelle mit geeigneten Arbeitslosen schwie-
riger werden. Für viele Arbeitgeber scheint ein Lohn unterhalb des Min-
destlohns kein entscheidendes Einstellungskriterium (mehr) zu sein. Wer-
den befristete arbeitsmarktpolitische Zuschüsse gezahlt, scheinen sie weit 
eher bereit zu sein, abgelehnte Arbeitslose einzustellen, als bei individu-
ellem Lohnverzicht der Arbeitslosen (Rebien/Kettner 2012).

Nicht zuletzt äußern Arbeitsvermittler häufig »Zweifel an der Funkti-
onsfähigkeit und Wirksamkeit der Ausnahmeregelung. Sie sei zu bürokra-
tisch und wird von einigen Befragten als im Kern diskriminierend wahr-
genommen. Die niedrige Entlohnung könne demotivierend wirken und 
würde aufgrund des geringen Lohns höhere aufstockende Leistungen er-
fordern. Andere Instrumente werden häufig als effektiver und sinnvoller 
erachtet.« (vom Berge u.a. 2016 b: 54) 

4. Wiedereingliederungschancen nach Arbeitslosigkeit

Die arbeitsmarktpolitischen Erfolge bei der beruflichen Eingliederung 
Langzeitarbeitsloser sind relativ bescheiden. In 2015 haben nur knapp 
200.000 eine Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt (einschl. Selb-
ständigkeit) gefunden. Die Übergänge in  Beschäftigung haben sich trotz 
guter Konjunktur gegenüber 2010 nur minimal erhöht; vor der Finanz-
krise konnten in 2007 nahezu doppelt so viele Beschäftigungsaufnahmen 
realisiert werden.

Aussagekräftiger als absolute Zahlen sind die Beschäftigungsaufnah-
men im Verhältnis zum jeweiligen Bestand der Arbeitslosen. Diese An-
teile spiegeln die Entwicklung der Einstellungschancen wider. Diese mo-
natliche Übergangsrate für Personen mit längerer Arbeitslosigkeit lag 2015 
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bei 1,6%, d.h. nicht einmal 2% der Langzeitarbeitslosen konnten im Mo-
natsschnitt integriert werden. Nach 2012 hat sich diese Rate nur minimal 
erhöht, liegt aber immer noch unter dem Niveau von 2007 und 2009 so-
wie 2010 und 2011.

Die Beschäftigungschancen nach längerer Arbeitslosigkeit sind deutlich 
schlechter als für jene, die nur vorübergehend arbeitslos sind. Auch im ers
ten Jahr des Mindestlohns hatte sich nichts daran geändert, dass Kurzzeit
arbeitslose sechs Mal höhere Eingliederungschancen auf dem regulären Ar-
beitsmarkt haben.

Zwischen den beiden Unterstützungssystemen zeigen sich gleichfalls 
deutliche Unterschiede. Für Langzeitarbeitslose, die von den Arbeits
agenturen betreut werden, haben sich die Beschäftigungschancen nach 
2012 stetig verbessert, während sie bei jenen mit Fürsorgeleistungen na-
hezu stagnieren. Diese unterschiedlichen Trends führten dazu, dass länger-
fristig Arbeitslose 2015 in der Arbeitslosenversicherung mehr als doppelt 
so große Beschäftigungschancen hatten als jene, die von den Jobcentern 
betreut wurden. 

Signifikante Veränderungen im Einstellungsverhalten der Unterneh-
men zeigen sich bisher nicht nach Einführung des Mindestlohns. Die Be-
gleitforschung bestätigt die hier aufgezeigte Entwicklung. Wörtlich heißt 
es, »dass sich die Einstellungswahrscheinlichkeit der Langzeitarbeitslosen 
gegenüber den Kurzzeitarbeitslosen nicht statistisch signifikant über die 
Jahre hinweg verändert hat« (vom Berge u.a. 2016b: 116).

5. Übergang in stabile oder existenzsichernde Beschäftigung

Auch wenn die Eingliederung gelingt, ist sie teils nur vorübergehend und/
oder kann das gesellschaftliche Existenzminimum allein nicht sicherstellen. 
Nahezu ein Drittel aller in den regulären Arbeitsmarkt integrierten Lang-
zeitarbeitslosen sind nach sechs Monaten nicht mehr in Beschäftigung, 
gegenüber einem Viertel der Kurzzeitarbeitslosen. Zwischen den beiden 
Rechtskreisen zeigt sich das typische Bild: Für Arbeitslose in der Versiche-
rung ist die Stabilität der Beschäftigung deutlich höher und zwar um zehn 
Prozentpunkte. Langzeitarbeitslose, die von den Jobcentern integriert wur-
den, sind sechs Monate später nur noch zu rd. 60% beschäftigt. In diesem 
Zeitraum kann auch ein Arbeitgeberwechsel fallen sowie kürzere Phasen 
erneuter Arbeitslosigkeit. Um die Stabilität der Eingliederung besser messen 
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zu können, stellt die amtliche Statistik zwischenzeitlich mit der »kontinu-
ierlichen Beschäftigung« einen weiteren Indikator zur Verfügung. Arbeits-
kräfte müssen hier in jedem der sechs der Integration folgenden Monate in 
sozialversicherter Beschäftigung sein. Nach den letzten verfügbaren Daten 
waren im Oktober 2015 innerhalb dieser sechs Monate 58,6% aller Hartz 
IV-Bezieher kontinuierlich beschäftigt. Unterschiede im Vergleich zu den 
Langzeitarbeitslosen waren nicht festzustellen. Die so gemessene Stabili-
tät der Beschäftigung ist bei längerer Arbeitslosigkeit nicht ungünstiger als 
für alle Hartz IV-Bezieher (BA 2016b).

Im Laufe des Jahres 2016 hat sich der Anteil der kontinuierlichen Be-
schäftigung deutlich erhöht. In Ost und West zeigt sich eine gleichgerich-
tete Entwicklung ebenso wie für Langzeitarbeitslose. Die Stabilität der 
neuen Stellen hat sich leicht erhöht. Davon zu unterscheiden ist die Frage 
der existenzsichernden Eingliederung. Eigene Auswertungen zeigen, dass 
hilfebedürftige Langzeitarbeitslose seltener eine bedarfsdeckende Beschäf-
tigung finden als Arbeitslose insgesamt. Zuletzt waren lediglich 37% der 
Langzeitarbeitslosen drei Monate nach Integration weder arbeitslos noch 
im Hartz IV-Bezug; dies wird hier (näherungsweise) als bedarfsdeckende 
Beschäftigung angesehen. Großteils können Langzeitarbeitslose nach vorü-
bergehender oder auch stabiler Integration von ihrer eigenen Arbeit allein 
nicht leben. Dies kann sowohl auf sehr niedrige Stundenlöhne, reduzierte 
Arbeitszeiten, ein hohes Mietniveau oder größere Bedarfsgemeinschaften 
zurückzuführen sein. 

Der Anteil bedarfsdeckender Integrationen ist für Arbeitslose im Hartz-
IV-System insgesamt um fast zehn Prozentpunkte höher als für jene Hilfe-
bedürftigen, die schon längere Zeit nach Arbeit suchen. Anfang des Jahres 
ist der Anteil bedarfsdeckender Integrationen nach Langzeitarbeitslosig-
keit zwar gesunken, liegt seitdem aber kontinuierlich über dem jeweiligen 
Vorjahresniveau. Die Chance, den Hartz IV-Bezug nach Integration zu-
mindest vorübergehend beenden zu können, hat sich seitdem etwas erhöht. 
Dies dürfte sicherlich dadurch beeinflusst sein, dass Langzeitarbeitslosen 
in der Praxis die Zahlung des Mindestlohns nicht flächendeckend verwei-
gert wurde.
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6. Stellenwert der Arbeitsförderung

Die Auswahlprozesse bei Einstellungen und Entlassungen zeigen Spuren 
auf dem Arbeitsmarkt und tragen dazu bei, dass Geringqualifizierte und 
Ältere häufiger längere Zeit arbeitslos sind, ebenso wie Menschen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen. Oftmals kumulieren diese Risiken, so-
dass diese Personen in besonderer Weise auf Arbeitsförderung angewiesen 
sind. Arbeitsförderung kann – anders als pauschale Ausnahmen vom Min-
destlohn – stärker am Einzelfall ausgerichtet werden und konkrete Ver-
mittlungshemmnisse berücksichtigen. Berufliche Weiterbildung z.B. kann 
die individuellen Verwertungsbedingungen am Arbeitsmarkt zu verbes-
sern suchen und zur Steigerung der Arbeitsproduktivität beitragen. Ein-
gliederungszuschüsse an Arbeitgeber werden gleichfalls gezielt eingesetzt, 
wenn in der Einarbeitungsphase die volle Arbeitsleistung vorübergehend 
noch nicht erbracht werden kann.

Eingliederungszuschüsse sind ein relativ zielgenaues und attraktives Ein-
gliederungsinstrument; anders als bei generellen Ausnahmen vom Mindest-
lohn wird als Minderleistungsausgleich ein befristeter Zuschuss gewährt, 
ohne das individuelle Arbeitsentgelt abzusenken; die Förderphase geht über 
ein halbes Jahr hinaus und die Arbeitgeber verpflichten sich zu einer Wei-
terbeschäftigung über die Förderphase hinaus. Wird diese Nachbeschäfti-
gungspflicht nicht eingehalten, können Zuschüsse zurückgefordert werden. 
Diese Förderbedingungen können zu einer stabileren Integration und zur 
Verringerung der Hilfebedürftigkeit beitragen. 

Eine qualifizierte Beratung für Arbeitssuchende und Unternehmen so-
wie eine weniger an individuellen Schwächen, sondern individuellen Stär-
ken ausgerichteter Vermittlungsprozess kann gleichfalls einer Verhärtung 
der Arbeitslosigkeit entgegenwirken. Das Versicherungssystem zeigt am 
Beispiel des auf flexible und intensive Betreuung ausgerichteten Programms 
zur »Internen ganzheitlichen Integrationsberatung« (INGA), wie die Inte-
grationserfolge im Vergleich zur allgemeinen Vermittlung deutlich gestei-
gert werden können. Hierzu zählen eine intensivere und nachgehende Be-
treuung sowie eine Orientierung an individuellen Stärken. Die Verzahnung 
von beruflichen und sozialen Hilfen kann für Zielgruppen gleichfalls von 
großer Bedeutung sein, wie Kinderbetreuung für Alleinerziehende oder 
Schuldnerberatung für überschuldete Arbeitslose zeigen.

Die Vermittlungskräfte der Jobcenter sind mehr von den zur Verfü-
gung stehenden arbeitsmarktpolitischen Instrumenten überzeugt als von 
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einer Lohnabsenkung unter den Mindestlohn. Werden diese Hilfen nicht 
bedarfsgerecht oder qualitativ nur unzureichend zur Verfügung gestellt, 
kann dies durchaus zur Verhärtung am Arbeitsmarkt beitragen. Tatsäch-
lich bleibt die Mittelausstattung weit hinter dem Förderbedarf zurück und 
Fordern wird meist großgeschrieben. In den letzten Jahren haben sich die 
Chancen auf Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen deutlich 
verschlechtert. Die zur Verfügung stehenden Fördermittel sind stärker zu-
rückgegangen als die Zahl der Langzeitarbeitslosen. Gegenüber 2008 oder 
2010 haben sich ihre Chancen auf Übergang in Fördermaßnahmen fast hal-
biert. Dieser Rückgang beruht vor allem auf der finanziellen Kürzung der 
Steuermittel des Bundes für das Hartz IV-System. Diejenigen, die aufgrund 
ihrer ungünstigen Stellung auf dem Arbeitsmarkt in besonderer Weise auf 
Förderung angewiesen sind, haben in der Praxis die schlechtesten Förder-
chancen (Adamy 2015).

7. Schlussfolgerungen

Der Mindestlohn stellt nach Auffassung vieler Ökonomen wie dem SVR 
»eine Hürde für die Aufnahmefähigkeit des Niedriglohnsektors dar, weil er 
die Entstehung von Arbeitsplätzen für Niedrigproduktive behindert« (SVR 
2016: 28). Der Gesetzgeber folgte dieser Argumentation mit dem Ziel, keine 
neuen Hürden für Langzeitarbeitslose aufzubauen. Die seit nunmehr zwei 
Jahren geltenden Regelungen haben entgegen den Befürchtungen vieler Kri-
tiker zu keinerlei sprunghaften arbeitsmarktpolitischen Veränderungen für 
Menschen geführt, die längere Zeit arbeitslos sind. Arbeitsmarkt und Be-
schäftigung entwickeln sich insgesamt positiv und haben in Niedriglohn-
sektoren zu teils deutlichen Lohnsteigerungen geführt; doch die Einglie-
derung Langzeitarbeitsloser bleibt schwierig.

Der gesetzliche Mindestlohn wirkt generell als Niedriglohnbremse. Die 
Einstiegslöhne von Arbeitslosen und insbesondere jenen, die längere Zeit 
ohne Arbeit sind, haben deutlich zugenommen. Bescheinigungen, die für 
die Ausnahme vom Mindestlohn wichtig sind, wurden wenig genutzt und 
von Betroffenen wie Vermittlungsfachkräften eher kritisch bewertet. Löhne 
unter 8,50 Euro werden aber teils noch gezahlt. Rd. 18% aller Arbeitslo-
sen, die 2015 nach einer mindestens achtmonatigen Dauer der Arbeitslo-
sigkeit eine Beschäftigung aufnahmen, wurden unter Mindestlohnniveau 
eingestellt. Ein Jahr zuvor waren es noch gut 40%.
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Drehtüreffekte, die auf ein eher systematisches Heuern und Feuern 
Langzeitarbeitsloser mit Stundenlöhnen unter den Mindestlohn abzie-
len, haben keine zusätzliche Bedeutung gewonnen. Weder haben sich die 
Einstellungswahrscheinlichkeiten noch die Entlassungsrisiken von Lang-
zeitarbeitslosen deutlich verändert. Die Stabilität der Beschäftigung nach 
Arbeitslosigkeit scheint sich insgesamt leicht erhöht zu haben, ist für die 
Gruppe ohne Mindestlohn aber noch relativ instabil. Die bedarfsdeckenden 
Integrationen für Arbeitslose wie für Langzeitarbeitslose haben sich ge-
ringfügig erhöht.

Anders als im neoklassischen Modell hat der Mindestlohn (bisher) nicht 
zu plötzlichen Änderungen und Trendverschiebungen geführt. Die weiter-
hin mögliche Einstellung Langzeitarbeitsloser unter Mindestlohn hätte nach 
diesem Modell die Beschäftigung dieser Personengruppe erhöhen müssen. 
Tatsächlich zeigen sich diese Effekte nicht. Das von den Kritikern verfolgte 
neoliberale Konzept trägt bisher beim nachhaltigen Abbau verhärteter Ar-
beitslosigkeit keine Früchte. Der Niedriglohnsektor ist für viele nicht zu 
einem Sprungbrett in qualifiziertere und besser bezahlte Tätigkeiten ge-
worden, sondern zur Sackgasse – wie auch der SVR feststellen muss (SVR 
2016: 37). Die Verantwortung hierfür schiebt er gerne der Arbeitsmarkt-
politik zu. So schreibt er: »Bislang erweisen sich die Aufstiegschancen aus 
dem Niedriglohnsektor in höhere Bezahlung (...) als relativ gering. Die Ar-
beitsmarktpolitik sollte daher davon absehen, für Beschäftigte im Niedrig-
lohnbereich den Aufstieg in anspruchsvollere und besser bezahlte Tätig-
keiten durch eine weitere Regulierung des Arbeitsmarkts zu erschweren.« 
(SVR 2016: 393) Die Verantwortung für den aus seiner Sicht recht stark re-
gulierten Arbeitsmarkt wird schnell der Arbeitsmarktpolitik zugeschoben, 
während ihr »bei der Verringerung verfestigter Arbeitslosigkeit nach heu-
tigem Kenntnisstand nur eine untergeordnete Rolle« zugeschrieben und 
betont wird, »dass Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zum Ab-
bau der Langzeitarbeitslosigkeit nur wenig beitragen können« (SVR 2016: 
378). Vor diesem Hintergrund fordert der SVR scheinbar folgerichtig grö-
ßere zeitliche Spielräume, um den Mindestlohn nach Langzeitarbeitslosig-
keit unterschreiten zu können. Ebenso wie die Arbeitgeberverbände for-
dert er, den Mindestlohn für die ersten zwölf Monate einer Beschäftigung 
auszusetzen. Da das neoliberale Konzept bisher nicht ausreichend wirkt, 
soll die Dosis offensichtlich erhöht werden (BDA 2016).

Zweifelsohne hat der gesetzliche Mindestlohn den Lohnbildungspro-
zess im Niedriglohnsektor beeinflusst und eine neue Lohngrenze nach 
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unten gezogen. Kontrovers beurteilt wird allerdings, ob dies die Markt-
prozesse verzerrt hat oder versucht wird, die Nachfragemacht von Un-
ternehmen bei der Einstellung von Langzeitarbeitslosen etwas zu kor-
rigieren. Dies stellt im Vergleich zu den Hartz-Gesetzen eine gewisse 
Zäsur dar, weil nicht vorrangig auf Fordern und auf sinkende Reservati-
onslöhne gesetzt wird. 

Für Langzeitarbeitslose wirkt der gesetzliche Mindestlohn nur einge-
schränkt; seine Wirkung wird durch die quantitativen und qualitativen 
Auswirkungen von Hartz IV überlagert, wie den verschärften Sanktions-
möglichkeiten und der Absenkung der Unterstützungsleistungen auf Für-
sorgeniveau. Diese Faktoren beeinflussen sich wechselseitig und erhöhen 
die Konzessionsbereitschaft der Arbeitslosen; sie schreiben das Machtge-
fälle bei der Einstellung von Langzeitarbeitslosen eher fest.

Die tatsächliche Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsentwicklung nach 
Einführung des Mindestlohns liefern keine stichhaltigen Argumente, um 
die Ausnahme Langzeitarbeitsloser vom Mindestlohn aufrechtzuerhalten. 
Die regierungsamtliche Evaluation lässt vielmehr erkennen, dass diese Un-
gleichbehandlung Langzeitarbeitsloser nicht fortgesetzt werden sollte. Die 
bestehende Ausnahmeregelung stellt eine Benachteiligung gegenüber an-
deren Arbeitslosengruppen dar und begünstigt nicht-tarifgebundene Be-
triebe, die den Mindestlohn bei Neueinstellung nicht zahlen wollen und 
müssen. An den realen Herausforderungen und Vermittlungsproblemen 
vieler Langzeitarbeitsloser geht sie vorbei, denn oftmals werden berufliche 
und soziale bzw. familiäre Unterstützungsangebote gleichzeitig benötigt. 

Dringend verbessert werden sollte ebenso die Qualität von Beratung und 
Vermittlung. So sollten Klein- und Mittelbetriebe besser beraten und die 
nachgehende Begleitung nach erfolgreicher Vermittlung ausgebaut werden. 
Zumindest während der Probezeit sollten Arbeitslose weiterberaten und 
unterstützt werden, um so die Nachhaltigkeit der Eingliederung zu fördern. 
Eine gute Betreuung und Beratung kann in der ersten Phase einer Neuein-
stellung zur Stabilisierung der Beschäftigung beitragen. Für Hartz-IV-Fa-
milien mit Kindern, in denen beide Elternteile keinerlei Erwerbstätigkeit 
oder anderen tagesstrukturierenden Tätigkeiten nachgehen, sollte zugleich 
ein zielgerichtetes dreijähriges Sonderprogramm aufgelegt werden, wie dies 
vom DGB seit Langem angeregt und zwischenzeitlich gemeinsam mit den 
Arbeitgeberverbänden gefordert wird. Für diesen Personenkreis ist eine 
gesamtgesellschaftliche Initiative längst überfällig. Auf freiwilliger Basis 
sollten zusätzliche vor Ort vernetzte Förderangebote geschaffen werden, 
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bei denen Arbeitsförderung intensiv mit familienzentriertem Fallmanage-
ment verknüpft wird (DGB 2015).

Schlussendlich sollte der flächendeckende Mindestlohn Langzeitarbeits-
lose nicht länger ausnehmen – denn Würde sollte keine Ausnahme kennen.
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Steffen Lehndorff
Aktivierende Arbeitszeitregulierung 
oder »neuer Flexibilitätskompromiss«? 
Im Spannungsfeld von Gesetz und Tarifvertrag

Reinhard Bispinck verkörpert mit der für ihn typischen, nüchtern-iro-
nischen Gelassenheit auf unnachahmliche Weise jenes Verständnis von ar-
beitnehmerorientierter Wissenschaft, für die – wie er es gemeinsam mit 
Anke Hassel und Thorsten Schulten auf den Punkt gebracht hat – »trotz 
des normativen Interessenbezugs und der Nähe zu den Gewerkschaften 
(...) die wissenschaftliche Unabhängigkeit unabdingbar« ist (Bispinck et 
al. 2016: 581). So befasst er sich in bester Kenntnis verminter Geländeab-
schnitte seit Langem nicht nur mit der Erosion des deutschen Tarifvertrags-
systems, sondern er entwickelt mit ebenso großer Ausdauer und Beharr-
lichkeit immer wieder Vorschläge zu dessen Stabilisierung und Stärkung 
(vgl. u.a. Bispinck 2003). Auch wenn dabei stets die Potenziale der Tarif
akteure und insbesondere der Gewerkschaften im Zentrum der Überle-
gungen stehen, geht er doch realistisch davon aus, dass »eine Re-Stabili-
sierung des Flächentarifsystems allein aus eigener gewerkschaftlicher Kraft 
(...) eher unwahrscheinlich« sei (Bispinck 2009: 178). Er widmet sich des-
halb auch dem »spezifischen Mischungsverhältnis von Gesetz und Tarif-
vertrag«, das sich in einem langen historischen Prozess herausgebildet hat. 
Die Bedeutung dieses »Ineinandergreifens« wurde nicht zuletzt durch die 
massiven politischen Kampagnen gegen das »Tarifkartell« zu Beginn der 
2000er Jahre und die Drohungen von Bundeskanzler Schröder mit der Auf-
hebung von Tarifvorrang und Günstigkeitsprinzip unterstrichen, die offen-
sichtlich »alle gesetzlichen Vorschriften und Maßnahmen zur Stützung und 
Stabilisierung des Tarifsystems beseitigen oder zumindest stark abschwä-
chen« sollten (Bispinck 2003: 400). Dagegen lag der Fokus von Reinhard 
Bispincks Überlegungen zur Rolle des Staates bei einer Re-Stabilisierung 
des Flächentarifsystems zum einen auf der Stärkung der Allgemeinver-
bindlicherklärung und zum anderen auf der – mittlerweile durchgesetzten 
– Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns. 

Zwar ist »die Aufgabenteilung zwischen Tarifvertrag und Gesetz bei 
der Sicherung von Mindeststandards« weiterhin »umstritten« (ebenda: 
395). Doch gerade das Beispiel des Mindestlohns zeigt, dass es dabei aus 



159Aktivierende Arbeitszeitregulierung oder »neuer Flexibilitätskompromiss«?

gewerkschaftlicher Sicht unter den historisch gewachsenen Bedingungen 
in der Bundesrepublik immer um zwei Dinge gehen muss: Zum einen um 
das Einziehen von wirksameren gesetzlichen Mindeststandards, wenn das 
Tarifvertragssystem auf besonders wichtigen sozialen Feldern an Wirksam-
keit verloren hat; zum anderen um das Ausloten von Möglichkeiten, da-
mit zugleich die Bemühungen um die Stärkung des Tarifvertragssystems 
zu unterstützen. 

Die Bedeutung beider Seiten lässt sich jetzt in der aufkommenden De-
batte über einen »neuen Flexibilitätskompromiss« erneut beobachten.

1. Der »neue Flexibilitätskompromiss« 

Diesmal ist es das Feld der Arbeitszeitpolitik, auf dem die nächste Runde 
der Auseinandersetzung um das »spezifische Mischungsverhältnis von 
Gesetz und Tarifvertrag« ausgetragen wird. Anders als beim Mindestlohn 
geht die Initiative hier bislang von den Arbeitgeberverbänden aus. Vor dem 
Hintergrund der Digitalisierung vieler Arbeitsprozesse fordern sie größe-
ren gesetzlichen Spielraum für die Überschreitung der Höchstarbeitszeit 
von zehn Stunden und die Unterschreitung der Mindestruhezeit von elf 
Stunden. Laut Verbandspräsident Kramer will die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände »an die Stelle des jetzt gesetzlich fixierten 
Achtstundentags (bei sechs Werktagen) die 48-Stunden-Woche setzen, die 
auch in der EU-Arbeitszeitrichtlinie als Höchstgrenze enthalten ist« (BDA 
2016). Das Bundesarbeitsministerium antwortet auf diese Initiative mit dem 
Angebot eines »neuen Flexibilitätskompromisses«, denn – wie Ministerin 
Andrea Nahles (2016) zugesteht – »das Korsett des Arbeitszeitrechts (ent-
spricht) nicht immer den spezifischen Bedürfnissen bestimmter Betriebe 
oder Beschäftigter. Hier könnte der gesetzliche Rahmen etwas erweitert 
werden, unter der Bedingung ›ausgehandelter Flexibilität‹, die einen Tarif-
vertrag oder eine Betriebsvereinbarung voraussetzt.« Sie fasst die politische 
Quintessenz dieser Überlegung wie folgt zusammen: »Der Staat kann An-
reize setzen, um ausgehandelte Lösungen zu privilegieren.«

Im »Weißbuch Arbeiten 4.0« wird dieses Herangehen wie folgt konkre-
tisiert (BMA 2016: 126): »Dem Mehr an Flexibilität (im Gesetz; S.L.) müs-
sen in der Umsetzung neue Schutzrechte entgegengestellt werden. Dies 
könnte beispielsweise bedeuten, dass eine maximal zweifache Überschrei-
tung der gesetzlichen Tageshöchstarbeitszeit von zehn Stunden nicht zu ei-
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ner Überschreitung der durchschnittlichen wöchentlichen Höchstarbeits-
zeit von 48 Stunden führt und ihr spätestens in der Folgewoche ein freier 
Arbeitstag folgen muss.« Das klingt zwar so ähnlich wie der Vorschlag der 
BDA, weckt aber laut FAZ (20.11.2016) bei einem Teil der Arbeitgeberver-
bände »ungute Erinnerungen an die Hochzeiten des sogenannten Tarifkar-
tells«, denn es sei nicht Aufgabe der Politik, Tarifbindung zu erzwingen – 
so werde Koalitionsfreiheit »zur Farce«.1

Der sich hier anbahnende Konflikt läuft offenbar auf das Problem hinaus, 
ob der Achtstundentag nur mit oder auch ohne Tarifvertrag durchlöchert 
werden darf, um eine möglichst flexible Arbeitszeitgestaltung im Rahmen 
der gesetzlichen 48-Stunden-Woche zu ermöglichen. Vor diesem Hinter-
grund stellt sich die Frage, ob – ganz im Sinne von Reinhard Bispincks Plä-
doyer für die Wahrnehmung staatlicher Verantwortung für die Stärkung des 
Tarifvertragssystems – der Intention des Bundesarbeitsministeriums nicht 
auf andere Weise wesentlich wirkungsvoller entsprochen werden kann. 

2. Mit Durchlöcherung gesetzlicher Standards den Tarifvertrag stärken?

In Deutschland ist uns zumindest bei der Dauer der Arbeitszeit seit Lan-
gem ein Nebeneinander von Gesetz und Tarifvertrag vertraut. Das Ar-
beitszeitgesetz definiert eine tägliche Normalarbeitszeit, die aus mehreren 
Elementen besteht: Zum einen einer Höchstdauer von zehn Stunden mit 
definierten Ausnahmetatbeständen, zum anderen einer Regelarbeitszeit von 
acht Stunden an sechs Werktagen, die im Durchschnitt eines definierten 
Zeitraums nicht überschritten werden darf. Hinzu kommt die Festlegung 
einer täglichen Mindestruhezeit von elf Stunden, wiederum mit definierten 
Ausnahmeregeln und Möglichkeiten für tarifvertragliche Abweichungen. 
Die Tarifverträge setzen diese gesetzlichen Festlegungen zwar voraus, se-
hen aber deutlich kürzere Wochenarbeitszeiten vor. Es handelt sich also de 
facto um eine arbeitsteilige Regulierung, die auf einem sehr weit gefassten 
gesetzlichen Rahmen beruht. 

1 Eine solche Kritik wurde übrigens Anfang der 2000er Jahre gegen das Arbeit
nehmerüberlassungsgesetz nicht bekannt. Es sieht die Möglichkeit der Abwei
chung vom Equal-Pay-Grundsatz per Tarifvertrag vor – eine Chance, die von zu-
vor nicht in Erscheinung getretenen Tarifvereinigungen reichlich genutzt wurde 
(Vanselow/Weinkopf 2009). 
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Sieht man sich nun in verschiedenen EU-Ländern um, sind auch andere 
Arten des Neben- und Miteinanders von staatlicher und kollektivvertrag-
licher Regulierung der Arbeitszeit zu beobachten (zum Folgenden vgl. 
Lehndorff 2011). Vielfach ist die gesetzliche Normalarbeitszeit wesentlich 
kürzer als 48 Wochenstunden; zumeist liegt die Norm bei 40 Stunden, in 
Frankreich und Belgien sogar darunter (35 bzw. 38 Wochenstunden; Eu-
rofound 2015). 

In Ländern mit einer 40-Stunden-Woche oder weniger übernehmen Ta-
rifverträge vielfach ausdrücklich die gesetzliche Norm; darüber hinaus gibt 
es teilweise tarifvertragliche Arbeitszeiten, die diese Norm unterschreiten 
(wie in einigen Ländern z.B. für Schichtarbeiter). Diese engere Beziehung 
zwischen gesetzlicher und tarifvertraglicher Normierung kann das Inte-
resse auf Arbeitgeberseite verstärken, in bestimmten Branchen einen Ta-
rifvertrag abzuschließen. Dies ist z.B. in Österreich zu beobachten, wo das 
Arbeitszeitgesetz vorsieht, dass flexible betriebliche Arbeitszeitregelungen, 
die eine zeitweilige Überschreitung der wöchentlichen Normalarbeitszeit 
von 40 Stunden im Rahmen längerer Ausgleichszeiträume ermöglichen, 
nur auf der Basis von Tarifverträgen eingeführt werden dürfen. Im Ergebnis 
wurden in der österreichischen IT-Wirtschaft Branchentarifverträge mit na-
hezu flächendeckender Tarifbindung abgeschlossen – in dieser Branche eine 
Ausnahmeerscheinung in Europa (Hermann/Flecker 2006).

Dass es bei der staatlichen Begünstigung tarifvertraglicher Regelungen 
fließende Übergänge zwischen einer Anpassung an die gesetzliche Norm 
und einer Abweichung von dieser Norm geben kann, zeigt das Beispiel 
der gesetzlichen 35-Stunden-Woche in Frankreich (zum Folgenden vgl. 
Lehndorff 2015). Bereits deren Einführung auf zunächst optionaler Basis 
im Jahr 1998 zielte ausdrücklich auf eine Belebung betrieblicher Verhand-
lungen über die Arbeitszeit ab. So war die Gewährung von öffentlichen 
Zuschüssen (in Form ermäßigter Sozialversicherungsbeiträge der Arbeit-
geber) an den Abschluss von Betriebsvereinbarungen zur 35-Stunden-Wo-
che geknüpft. Dies löste einen zuvor ungekannten Aufschwung betrieb-
licher Verhandlungen über die Arbeitszeit aus. Ab 2002 gewann jedoch 
mehr und mehr die Förderung abweichender kollektivvertraglicher Rege-
lungen von der Norm an Gewicht. Von besonders großer praktischer Wirk-
samkeit war die Option, für bestimmte Beschäftigtengruppen (sogenannte 
»cadres«, eine wesentlich weiter gefasste Kategorie als die »leitenden Ange-
stellten« in Deutschland) die Arbeitszeit nur noch in Tagen pro Jahr ohne 
jeden Bezug zur Wochenarbeitszeit zu definieren und eine bezahlte Erhö-
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hung dieser »Tage-Pauschale« zu ermöglichen. Im Ergebnis arbeiten lt. Eu-
ropean Labour Force Survey in Frankreich zwar einerseits mehr Vollzeit-
beschäftigte als in Deutschland normalerweise 35 Stunden in der Woche, 
andererseits aber – bei einer im Gesamtdurchschnitt immer noch kürzeren 
Arbeitszeit – auch deutlich mehr Beschäftigte länger als 40 Wochenstun-
den. Das im Jahre 2016 beschlossene neue Arbeitsgesetz zielt nun darauf 
ab, betriebliche Abweichungen von der tarifvertraglichen Norm zusätzlich 
dadurch zu erleichtern, dass betrieblichen Vereinbarungen zu Arbeitszeit-
fragen grundsätzlich Vorrang gegenüber den Flächentarifverträgen einge-
räumt wird (Pernot 2017). 

Der Form nach entsprechen die im Weißbuch des Bundesarbeitsministe-
riums vorgeschlagenen Tarifvorbehaltsklauseln dem österreichischen Mo-
dell – allerdings auf der Basis einer 48- an Stelle einer 40-Stunden-Woche. 
Deshalb sind sie dem Inhalt nach dem französischen ähnlicher. Können aber 
unter den Voraussetzungen einer 48-Stunden-Woche auf diese Weise Tarif-
verträge für Arbeitgeber tatsächlich attraktiver gemacht werden? 

Die oben erwähnten Meinungsverschiedenheiten im Arbeitgeberla-
ger hängen offenkundig mit der Vermutung zusammen, dass die Gewerk-
schaften auch bei »Flexibilitätskompromissen« stets darauf achten werden, 
die tarifvertragliche Norm nicht zu durchlöchern, also die im Tarifvertrag 
vorgesehene Wochenarbeitszeit nicht zu verlängern. Aber wenn das so ist, 
dann wird die Weißbuch-Logik wohl nur äußerst begrenzt funktionieren. 
Denn ein nicht tarifgebundener Arbeitgeber ist ja lediglich an die (impli-
zite) 48-Stunden-Woche gebunden. Wenn er nun die tägliche Arbeitszeit 
an ein bis zwei Wochentagen über zehn Stunden hinaus verlängern möchte, 
soll er von einem Tarifvertrag angelockt werden, der ihm diese Überschrei-
tung der gesetzlichen Norm ermöglicht. Wenn er aber dem Tarifvertrag 
beitritt, muss er plötzlich die tarifvertragliche 40- oder 35-Stundenwoche 
im Durchschnitt von vielleicht einem Jahr einhalten. Das dürfte kein be-
sonders attraktiver Deal für solche Arbeitgeber sein, denen es im Kern um 
eine Arbeitszeitverlängerung geht. 

Umgekehrt wird eher ein Schuh draus: Die Entwicklung einer neuen 
Dynamik des Zusammenspiels zwischen staatlicher und kollektivvertrag-
licher Arbeitszeitregulierung ist erst dann zu erwarten, wenn gesetzliche 
Regulierung eine Normierung mit engerem Rahmen als bisher vornimmt 
und branchen- bzw. betriebsspezifische Anpassungen – aber eben nicht 
Durchlöcherungen! – ausdrücklich an den Abschluss von Kollektivverein-
barungen knüpft. Dann bekommt die Normensetzung den Charakter einer 
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initiierenden oder aktivierenden Regulierung, die über eine reine Schutz-
funktion hinausgeht.

Im Folgenden soll skizziert werden, welche Elemente eine solche akti-
vierende Arbeitszeitregulierung enthalten könnte.

3. Aktivierende Arbeitszeitregulierung

Arbeitszeitpolitik in Deutschland muss an den hierzulande gesammelten 
Erfahrungen und an der hiesigen Mitbestimmungs- und Verhandlungskul-
tur anknüpfen, indem sie die in Jahrzehnten erarbeiteten Stärken tarifver-
traglicher und betrieblicher Arbeitszeitpolitik ausbaut. Dabei kann staat-
liche Arbeitszeitpolitik wesentlich wirkungsvoller helfen als bisher. Dies 
wird erkennbar, wenn man über zwei Fragen nachdenkt: Wie kann staatli-
che Arbeitszeitpolitik dazu beitragen, dass
n	 überlange Arbeitszeiten zu einem gesellschaftlichen und betrieblichen 

Konfliktthema werden, 
n	 und kurze Vollzeit – also Arbeitszeiten im Bereich von 30 bis 35 Wo-

chenstunden – an Attraktivität gewinnen?
Zunächst zum ersten Thema, das angesichts vielfach knapper Personalres-
sourcen, »indirekter« Formen der Steuerung von Arbeitsprozessen und da-
mit einhergehender Verquickung von Stress und Arbeitszeitverlängerung 
immer wichtiger wird.

3.1 Lange Vollzeit zum Konfliktthema machen
Der Eckpfeiler einer aktivierenden Arbeitszeitregulierung wäre die Ein-
führung der gesetzlichen 40-Stunden-Woche auch in Deutschland. Heute 
noch am 48-Stunden-Standard festzuhalten, ist ein Anachronismus.2 Bei 
einem derart weiten gesetzlichen Rahmen werden alle Versuche scheitern, 
per Öffnungsklausel Tarifverträge für Arbeitgeber attraktiver zu machen.

Eine engere gesetzliche Arbeitszeitbegrenzung wäre ihrem Charakter 
nach – ähnlich wie der gesetzliche Mindestlohn – eine Mindestnorm. In-
dividuelle Arbeitsverträge insbesondere im außertariflichen Bereich (un-
terhalb der leitenden Angestellten) dürften dieser Norm nicht widerspre-

2 Auf dem ver.di-Bundeskongress 2015 wurde die Forderung beschlossen, »die 
gesetzliche Höchstarbeitszeit von 48 Stunden in der Woche auf 40 Stunden und die 
zulässigen Ausnahmeregelungen zu reduzieren«.
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chen. Ein noch wichtigerer Impuls ginge aber möglicherweise, wie oben 
am Beispiel Österreichs beschrieben, auf das Verhandlungssystem aus. Dass 
dieser vermeintlich kleine Schritt hierzulande nur gegen den heftigen öffent-
lichen Widerstand der Arbeitgeberverbände durchzusetzen sein dürfte (un-
terstützt von zahlreichen »Wirtschaftsexperten«, die mit großem Medienecho 
den Untergang des Standorts Deutschland prophezeien würden), wäre sogar 
nützlich, denn dies könnte in vielen Betrieben eine äußerst belebende Wir-
kung auslösen: Es würde helfen, überlange Wochenarbeitszeiten bestimm-
ter Beschäftigtengruppen zu einem Konflikt- und Verhandlungsthema in 
der Öffentlichkeit und im Betrieb zu machen. 

Selbstverständlich wird ein Gesetz ebenso wenig wie ein Tarifvertrag 
oder eine Betriebsvereinbarung allein durch seine bloße Existenz nicht 
die betriebliche Wirklichkeit verändern. Doch besteht der Gedanke ak-
tivierender Regulierung ja gerade darin, Akteuren auf verschiedenen 
Handlungsebenen Instrumente überhaupt erst einmal in die Hand zu ge-
ben – sie zu nutzen, liegt dann in deren Verantwortung. Der besondere 
Charme dieses Herangehens bestünde darin, dass eine restriktivere staat-
liche Normensetzung einerseits zwar Reaktion auf eine Schwächung des 
Tarifvertragssystems wäre, aber andererseits einer aktiven, beteiligungs
orientierten gewerkschaftlichen Interessenvertretung neue Anknüpfungs-
punkte böte. 

Ein neues Ausbalancieren von gesetzlicher und tarifvertraglicher Ar-
beitszeitregulierung wird unter den deutschen Bedingungen aber ebenso 
die indirekte staatliche Regulierung einschließen müssen, die gewöhnlich 
nicht als Arbeitszeitregulierung begriffen wird. Hier geht es darum, »kurze 
Vollzeit« insbesondere finanziell attraktiver zu machen.

3.2 Kurze Vollzeit attraktiv machen
Indirekte Formen der Arbeitszeitregulierung können sich als sehr wir-
kungsvolle institutionelle Anreizsysteme erweisen. Eine Schlüsselrolle 
kommt hier der Gleichstellung der Geschlechter im Erwerbsleben zu, die 
durch die Förderung von kurzer Vollzeit erheblich begünstigt wird. 

Bislang beruht die indirekte staatliche Arbeitszeitregulierung in Deutsch-
land vor allem auf institutionellen Anreizen für eine besonders starke Ge-
schlechterdifferenzierung bei den Arbeitszeiten (Kümmerling 2013; Ab-
senger et al. 2014). Gegenläufige, aber bislang noch deutlich schwächere 
Anreize gehen vom Elterngeld aus, die vielleicht durch das 2014 beschlos-
sene »ElterngeldPlus« verstärkt werden. Etwas weiter in dieselbe Rich-
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tung geht der von der Friedrich-Ebert-Stiftung angeregte Ausbau des 
Partnerschaftsbonus zu einer Lohnersatzleistung bei kurzer Vollzeit in 
Paarhaushalten mit Kindern (Müller et al. 2013). Und bereits im ersten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung wurde ein »Gesetz über Wahl-
arbeitszeiten« vorgeschlagen, das Optionen für einen Wechsel zwischen 
Teilzeitarbeit und Vollzeitarbeit oder vollzeitnaher Tätigkeit zusammen-
fasst und den Tarifvertragsparteien entsprechende eigene, an die Branchen-
bedingungen angepasste Initiativen nahelegt (Sachverständigenkommis-
sion 2011: 222). 

Demografie-Tarifverträge, wie sie z.B. in der Chemieindustrie mit der 
Option einer zeitweilig auf 80% reduzierten Vollzeit (RV 80) vereinbart 
wurden (vgl. Bispinck 2017), zeigen heute schon, wie kollektivvertragliche 
Fondslösungen zukünftig unmittelbar an derartigen gesetzlichen Anrei-
zen anknüpfen können. Derartige Varianten aktivierender Arbeitszeitre-
gulierung würden die Möglichkeiten einzelner Beschäftigter fördern, ihre 
tatsächlichen Arbeitszeiten im Lebensverlauf stärker an die gewünschten 
Arbeitszeiten anzupassen, und sie könnten zu einer allmählichen Erosion 
eingefahrener betrieblicher Arbeitszeit- und Anwesenheitskulturen bei-
tragen. Damit würden Arbeitszeit-Tarifverträge auch für Arbeitnehmer_
innen attraktiver gemacht werden, was mindestens ebenso wichtig ist wie 
die Steigerung ihrer Attraktivität für Arbeitgeber.

4. Ausblick 

Reinhard Bispinck (2016: 189) hat zu Recht festgehalten, dass die Gewerk-
schaften sich in der Arbeitszeitpolitik »einer im Vergleich zu den 1980er 
Jahren völlig veränderten Ausgangslage gegenübersehen (...). Von einem 
einheitlichen Arbeitszeitmuster kann längst nicht mehr die Rede sein. Da-
mit werden auch die Anforderungen an die künftige Arbeitszeitgestaltung 
und -verkürzung vielfältiger und ggfs. auch konfliktreicher.« Wenn ange-
sichts dieser Vielfalt der Arbeitszeitrealitäten und -wünsche neue tarifpo-
litische Handlungsfelder erschlossen werden sollen, kann staatliche Poli-
tik wichtige Anstöße zu einer aktivierenden Regulierung geben – sowohl 
durch rigidere Begrenzungen der Arbeitszeit, die zu tarifvertraglichen An-
passungen einladen, als auch durch die Begünstigung kürzerer Arbeits-
zeiten, an denen mit tarifvertraglich vereinbarten Fördermaßnahmen an-
gedockt werden kann. 
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Ein solches Herangehen folgt dem von Reinhard Bispinck gemeinsam 
mit Thorsten Schulten entwickelten Gedanken, das Tarifvertragssystem 
sowohl von oben als auch von unten zu stabilisieren und zu stärken (Bi-
spinck/Schulten 2009). Bei der Stabilisierung »von oben« spielt selbst-
verständlich die Re-Aktivierung der Allgemeinverbindlicherklärung eine 
Schlüsselrolle. Die Einführung einer gesetzlichen 40-Stunden-Woche würde 
in dieselbe Richtung zielen. Aber auch für die Stabilisierung »von unten« 
kommt staatlicher Politik zukünftig eine größere Rolle zu, wenn vor allem 
solche institutionellen Reformen, die eine Gleichstellung der Geschlechter 
im Erwerbsleben fördern, mehr Anknüpfungspunkte für die tarifvertrag-
liche Förderung kurzer Vollzeit bieten. 

Der zuletzt genannte Vorschlag mag heute – zumindest oberflächlich 
betrachtet – sowohl in der Gesellschaft als auch in den Gewerkschaften 
konsensfähiger sein als der erste. Doch nach und nach wird sich die Ein-
sicht durchsetzen, dass die Zunahme von Stress und langen Arbeitszeiten 
ein ähnlich deutliches Signal für den abnehmenden Einfluss von Tarifver-
trägen in der Arbeitswelt ist wie der Niedriglohnsektor – auch wenn teil-
weise andere Beschäftigtengruppen davon betroffen sind. Früher oder 
später wird es in den Gewerkschaften eine lebhaftere Diskussion darüber 
geben, ob es für die eigenen betriebs- und tarifpolitischen Initiativen nicht 
hilfreich wäre, auch bei der Arbeitszeit den Rückenwind einer zeitgemäßen 
gesetzlichen Mindestnorm nutzen zu können. Wann das sein wird, wissen 
wir nicht. Sehr zu hoffen und zu vermuten ist aber, dass ebenso wie beim 
Weg zum Mindestlohn der immer wieder verblüffende Sachverstand, die 
gewerkschaftsfacettenreiche Erfahrung und nicht zuletzt die mit Humor 
gepaarte Zähigkeit von Reinhard Bispinck auch nach seinem Ausscheiden 
aus dem WSI diese Auseinandersetzungen begleiten werden.
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Hilde Wagner
Zeit zum Umsteuern – Wem gehört die Zeit?

Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) steht für »eine 
›engagierte Wissenschaft‹, die tatsächlich Dinge verändern möchte, um Ar-
beits- und Lebensbedingungen zu verbessern« – so lautet die Schlussbemer-
kung des Beitrags von Reinhard Bispinck, Anke Hassel und Thorsten Schul-
ten zum 70. Geburtstag des Instituts (Bispinck u.a. 2016: 582). Von diesem 
Anliegen hat sich Reinhard Bispinck, langjähriger Leiter des WSI-Tarifar-
chivs und zugleich Leiter der Abteilung WSI in der Hans-Böckler-Stiftung, 
bei seiner unermüdlichen Bearbeitung von Fragen der Lohn-, Tarif- und 
Verteilungspolitik, auch selbst leiten lassen. 

Dabei hat er sich immer auch den qualitativen Fragen der Tarifpolitik 
gestellt. Mit einem feinen Gespür für politische Weichenstellungen und 
Notwendigkeiten hat er aktuelle Fragen aus gewerkschaftlichen Debatten 
aufgegriffen, sie zum Thema von Untersuchungen gemacht und zu ihrer 
Weiterentwicklung beigetragen. Das gilt nicht zuletzt für das Thema Ar-
beitszeit mit all seinen quantitativen und qualitativen Aspekten.

Dass einige der aktuellen Themen der Arbeitszeitdebatte für das WSI 
nicht neu sind, demonstrierte Reinhard Bispinck jüngst in einem Work-
shop des Hans-Böckler-Projektes »Arbeitszeitoptionen im Zeitverlauf« 
(AZOLA, August 2016). Dabei zitierte er aus einem Beitrag mit dem Titel 
»Skizze eines phantastischen Tarifvertragsentwurfs«, der dreißig Jahre zuvor 
veröffentlich wurde (Kurz-Scherf 1987). Die bereits damals als wünschens-
wert erachteten tariflichen Regelungen betrafen neben allgemein kürzeren 
und gesundheitsförderlichen Arbeitszeiten »Arbeitszeitreduktion für El-
tern und Alleinerziehende«, »Arbeitszeitreduktion für ältere Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen«, »Bezahlte und unbezahlte Freistellung«, »Teil-
zeitarbeit« mit Rückkehrrecht, »Selbstbestimmte Zeiteinteilung«, »Demo-
kratisierung der betrieblichen Arbeitszeitsysteme« und »Arbeitszeit und 
Personalbedarf« (ebd.).

Es verwundert deshalb nicht, dass sich das WSI im Zuge der Renais-
sance der Arbeitszeitfrage in Gewerkschaften und Politik diesem zentralen 
Thema ebenfalls wieder verstärkt zuwandte. Das WSI-Herbstforum 2014 
widmete sich dem Thema »Arbeitszeiten der Zukunft«. Bereits im Vorfeld 
des Forums hatte das WSI den Report »Arbeitszeiten in Deutschland. Ent-
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wicklungstendenzen und Herausforderungen für eine moderne Arbeitszeit-
politik« vorgelegt und im November 2016 veröffentlichte das WSI-Tari-
farchiv eine Analyse der tarifvertraglichen Instrumente zu Arbeitszeit aus 
23 Branchen und Tarifbereichen. Als zentrale Schlussfolgerung hält Rein-
hard Bispinck fest, »dass pauschale Forderungen nach noch mehr Flexibi-
lisierung und einer Aufweichung des Arbeitszeitgesetzes nicht nur unnötig 
sind. Sie würden die Probleme von Beschäftigten, Arbeit und Familie un-
ter einen Hut zu bringen, weiter verschärfen« (Böckler Impuls 19/2016: 3).

Dem damit angesprochenen Konflikt zwischen den Interessen der Be-
schäftigten nach mehr Zeitsouveränität und einer Flexibilität, die sich vor-
rangig an betrieblichen und betriebswirtschaftlichen Belangen ausrich-
tet, wird im folgenden Beitrag bezogen auf verschiedene Handlungsfelder 
nachgegangen.

In den Gewerkschaften und der Politik ist die Frage der Arbeitszeit wie-
der zu einem übergreifenden Schlüsselthema geworden, dem hohe Priorität 
auch im Zusammenhang mit der Digitalisierung von Arbeit beigemessen 
wird. Dabei wird die alte Frage »Wer bestimmt über die (Arbeits-)Zeit?« 
heute in neuer Weise gestellt. Ergeben sich angesichts dominierender öko-
nomischer und betrieblicher (vermeintlicher) »Sachzwänge« sowie fortge-
schrittener betrieblicher Flexibilisierung neben neuen Gefährdungen für die 
Beschäftigten auch neue Potentiale und Möglichkeiten für mehr Selbstbe-
stimmung? Und wenn ja, was muss getan werden, damit die Beschäftigten 
diese in ihrem Sinne wirklich nutzen können? Es geht damit unter den ge-
genwärtigen Bedingungen um die alte Frage der Herrschaft über die Zeit. 

1. Fremdbestimmte oder selbstbestimmte Flexibilität –  
ein Dilemma?

Eine prägende Phase der Auseinandersetzung mit Flexibilisierung als stra-
tegischem Konzept fand in den Gewerkschaften im Zusammenhang mit 
dem Kampf um Arbeitszeitverkürzung in den 1980er Jahren und den da-
rauf folgenden Jahrzehnten statt. So war die Umsetzung der Schritte hin 
zur 35-Stunden-Woche in der Metall- und Elektroindustrie von Beginn 
an mit Flexibilisierungskompromissen verbunden. In den 1990er Jahren 
wurde zudem durch die sogenannte tarifliche Differenzierungsklausel eine 
Aufteilung der Belegschaft in »35-Stünder« und »bis zu 40-Stünder« vor-
genommen, die bis heute prägend ist. Eine weitere Linie der Auseinander-
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setzung um Flexibilisierung ergab sich aus dem Anspruch der Arbeitgeber, 
dass die Betriebsnutzungszeit nicht eingeschränkt werden dürfe. Es wur-
den Regelungen zu Ausgleichszeiträumen von Konten abgeschlossen (zu-
nächst sechs, ab 1994 zwölf Monate), die dazu führen sollten, dass Arbeits-
zeitguthaben in definierten Zeiträumen ausgeglichen werden. In der Zeit 
ab Mitte der 1990er Jahre bis Anfang der 2000er Jahre und in der großen 
Krise 2008 standen arbeitszeitgestaltende Maßnahmen zur Beschäftigungs-
sicherung im Vordergrund.

Festzustellen ist, dass die 35-Stunden-Woche dreißig Jahre nach ihrer 
Vereinbarung in der Metall- und Elektroindustrie auch im Organisations-
bereich der IG Metall nicht durchgängig tariflich realisiert wurde. In der 
betrieblichen Praxis steht sie unter Druck, unternehmerische Flexibilisie-
rungsstrategien konnten sich weitgehend durchsetzen.

So richtet sich die Flexibilität der Arbeit in den Unternehmen der Me-
tall- und Elektroindustrie derzeit in erster Linie an den Anforderungen der 
Betriebe und den Schwankungen des Marktes aus. In der Beschäftigtenbe-
fragung der IG Metall 2013 gaben 30% der Befragten zu Protokoll, dass 
sich ihre tägliche Arbeitszeit kurzfristig auf Anforderungen des Betriebes 
ändert, bei den hochqualifizierten kaufmännischen Angestellten war dies 
bereits bei 46% der Fall. Arbeit auf Abruf hat in vielen Bereichen zuge-
nommen, und selbst Schichtarbeiter_innen sind davor nicht gefeit. Häu-
fig werden Produktionsschwankungen z.B. durch kurzfristig anberaumte 
(Zusatz-)Schichten oder Schichtänderungen ohne ausreichende Ankündi-
gungsfristen aufgefangen und Schichten reichen nicht selten ins Wochen-
ende hinein.

Mangelnde Planbarkeit der eigenen Arbeitszeit wird für Beschäftigte in 
der Produktion wie in den indirekten Bereichen zunehmend zum Problem. 
Familiäre, soziale und kulturelle Interessen lassen sich für viele Beschäftigte 
mit den Anforderungen der Arbeit nur noch schwer in Einklang bringen. 
Diese Entwicklung steht in einem deutlichen Kontrast zu den Wünschen 
der Beschäftigten: 92% der Befragten betonten in der erwähnten Beschäf-
tigtenbefragung, betriebliche Flexibilität dürfe nicht dazu führen, dass die 
Arbeit ihr Privatleben stark beeinträchtige. Sie wünschen sich vielmehr ver-
lässliche Arbeitszeiten und eine stärkere Berücksichtigung ihrer gesamten 
Lebensinteressen in ihrem Arbeits- und Lebensalltag. 

Die beträchtliche Kluft zwischen Wünschen und Realität droht durch 
neue Formen der Arbeit im Zuge der Digitalisierung noch zuzunehmen. 
Immer mehr Unternehmen ermöglichen ihren Beschäftigten mobiles Ar-
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beiten. Laut Statistischem Bundesamt haben 2015 bereits 61% der Firmen 
einen Teil der Belegschaft mit einem mobilen Internetzugang ausgestattet. 
Wenn Diensthandys, Laptops oder Tablets außerhalb des Büros weiter für 
dienstliche Aufgaben genutzt werden, bleibt die Arbeitszeit oft unberück-
sichtigt. Durch die räumliche und zeitliche Entgrenzung von Arbeit und 
Privatleben bei mobiler Arbeit steigt zudem die Gefahr, dass notwendige 
Zeiten für Erholung oder für soziale Beziehungen immer mehr durchlöchert 
werden. Auf der anderen Seite ermöglicht mobiles Arbeiten aber auch eine 
stärker selbstbestimmte Einteilung von Arbeitszeit. Diese Möglichkeit re-
alisiert sich allerdings nicht von selbst. Mobile Arbeit darf nicht mit stän-
diger Erreichbarkeit verwechselt werden, sie ist reguläre Arbeit, die an vie-
len möglichen Orten geleistet werden kann. Nur die korrekte Erfassung 
der dabei geleisteten Arbeitszeit schafft die Grundlage für ihre Vergütung 
in Form von Entgelt oder Ausgleich durch freie Zeit. Wie bei jeder Arbeit 
so sind auch hier die Erkenntnisse des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
zu beachten. Die positiven Potenziale mobiler Arbeit erschließen sich nur, 
wenn die Rahmenbedingungen der Arbeit stimmen und die Beschäftigten 
durch kollektiv vereinbarte verbindliche Rechte bei der Durchsetzung ih-
rer Interessen unterstützt werden. Beispiele in Form von Betriebsverein-
barungen zu mobiler Arbeit, die u.a. die Pflicht zur Erfassung der Zeiten 
als auch das Recht auf Unerreichbarkeit nach der regulären Arbeitszeit und 
weitere wichtige Regelungspunkte beinhalten, gibt es bereits (vgl. auch Ge-
staltungseckpunkte der IG Metall 2014 und 2016). 

Flexible Arbeitszeiten dürfen nicht das Privileg der Unternehmen blei-
ben. Es ist an der Zeit umzusteuern. Hierauf zielt die Orientierung in den 
aktuellen gewerkschaftlichen Arbeitszeitinitiativen und -kampagnen: »Wir 
holen uns die Zeit zurück«, »Flexibilisierung darf keine Einbahnstraße 
sein«, »Jetzt sind wir dran«. Es geht um mehr Flexibilität für die Beschäf-
tigten, nicht durch die Beschäftigten. Es geht um die Schaffung von Grund-
lagen für mehr Zeitsouveränität anstelle von fremdbestimmter Flexibilität 
und leeren Verheißungen. »Das Spannungsverhältnis zwischen fremd- und 
selbstgestalteter Flexibilität … ist kein Dilemma, sondern Ausdruck eines 
Interessengegensatzes.« (Lehndorff 2015: 67) Welche Akteure und Inte-
ressen und welche Strategien sich bei der Flexibilisierung durchsetzen, ist 
deshalb einer der entscheidenden Fragen für die weitere Entwicklung der 
Arbeitszeit.
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2. Entgrenzung von Arbeitszeit und Belastung eindämmen

Wie weit die Arbeitszeiten inzwischen bereits entgrenzt sind, verdeutli-
chen Erhebungen der tatsächlichen und der tariflichen Arbeitszeiten in 
der Metall- und Elektroindustrie. Stärker selbstgesteuerte Arbeitszeiten 
sind dabei oft die längsten und je länger die Arbeitszeiten, desto mehr Ar-
beitszeit verfällt. 

Nach Daten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
haben Arbeitnehmer_innen in der Gesamtwirtschaft 2015 etwa 1.813 Milli-
onen Stunden außerhalb ihrer normalen Arbeitszeit gearbeitet. Davon wa-
ren 816 Millionen Stunden bezahlte Mehrarbeit und 997 Millionen Stun-
den unbezahlte Mehrarbeit (IAB 2. Quartalsbericht 2015). Die Arbeitgeber 
bekamen demnach knapp 1 Milliarde Überstunden geschenkt. Beim Ver-
fall von Arbeitszeit handelt es sich um eine versteckte Entgeltabsenkung 
mit gesellschaftspolitischen Folgen, denn der Verfall vermindert zusätz-
lich Steuereinnahmen und Sozialversicherungsabgaben. Arbeitszeitverfall 
ist gleichzeitig eine Verschwendung von Lebenszeit. Das darf nicht einfach 
hingenommen werden. Arbeitszeit ist – wie erwähnt – zu erfassen und zu 
vergüten: durch Entgelt oder Zeitausgleich. 

Die beschriebenen Entwicklungen stehen den Arbeitszeitwünschen der 
Beschäftigten diametral entgegen. Laut den Ergebnissen der Beschäftigten-
befragung der IG Metall sind die Wünsche der Beschäftigten bezogen auf 
die Dauer ihrer Arbeitszeit zwar sehr unterschiedlich, im Vergleich mit ih-
ren realen Arbeitszeiten wünschen sich allerdings die Vollzeitbeschäftigen 
durchgängig kürzere Arbeitszeiten. Dabei sind Arbeitszeit und Entgelt 
nicht voneinander zu trennen. So stellt sich auch für einzelne Beschäftigte 
die Frage, wieviel Reduzierung der Arbeitszeit – ohne oder mit Teilent-
geltausgleich – materiell verkraftbar ist. Deshalb ist es wichtig, die materi-
elle Wirkung reduzierter Arbeitszeiten durch (Teil-)Entgeltausgleich und/
oder Entgeltersatz-Leistungen abzufedern. 

Ausufernde und verfallende Arbeitszeiten sind häufig ein Reflex auf 
mangelhafte betriebliche Rahmenbedingungen, etwa auf überbordende 
Leistungsbedingungen und eine zu knappe Personaldecke. In vielen Un-
ternehmen herrscht eine Situation »systematischer Überlastung« und die 
Beschäftigten stehen unter dem Druck »ständiger Bewährung«. Die Ar-
beitszeit wird zum Ventil für Problemlagen, die durch Wettbewerbsdruck, 
überhöhte Arbeits- und Leistungsanforderungen und Personalmangel ver-
ursacht sind. 
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Gesundheitsgefährdende – insbesondere psychische – Belastungen neh-
men insgesamt stark zu. Auch sogenannte atypische Arbeitszeiten mit ho-
hen Belastungen sind im Aufwind. Im Zuge häufigerer Schichtplanände-
rungen oder Sonderschichten ohne ausreichende Ankündigungsfristen 
steigen die eh schon hohen Belastungen für Beschäftigte in Schichtarbeit 
weiter an. Bei der Gestaltung von Schichtarbeit bleibt es auch in Zukunft 
unabdingbar, die arbeitswissenschaftlichen und arbeitsmedizinischen Er-
kenntnisse für eine möglichst humane Schichtplanerstellung zu berück-
sichtigen (Meine/Wagner 2016: 171ff.; IG Metall 2016a). Zudem stellt sich 
die Aufgabe, Möglichkeiten und Modelle zu entwickeln, die auch für Be-
schäftigte in Schichtarbeit ein erweitertes Maß an Zeitautonomie erlauben 
(z.B. Modelle mit flexiblem Schichtbeginn/Schichtende, Schichtarbeit mit 
Gleitzeit und/oder Teilzeit etc.). Außerdem sind Überlegungen in Richtung 
kürzerer Arbeitszeiten für besonders belastete Beschäftigte, z.B. in Schicht-
arbeit, weiter zu verfolgen. In einigen Konti-Betrieben gibt es heute schon 
Modelle mit vertraglich reduzierten Wochenarbeitszeiten, etwa einer 33,6- 
oder 32-Stunden-Woche, um Nachleistungs- bzw. Einbringschichten zu 
vermeiden.

3. Lebenslauforientierte Arbeitszeiten und neues 
Normalarbeitsverhältnis

Die Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung der IG Metall haben ein Thema 
wie unter einem Brennglas in den Mittelpunkt der Wahrnehmung gerückt: 
Die Beschäftigten wollen ihre individuellen Lebensentwürfe und die Inte-
ressen ihres Privatlebens auch in der Arbeitswelt respektiert wissen. Wün-
sche nach mehr Partnerschaftlichkeit fallen jedoch mehr denn je auseinan-
der. Das Alleinverdiener-Modell als Lebensentwurf hat heute zwar meist 
ausgedient, aber immer mehr Frauen arbeiten in Teilzeit. Auch Männer, ins-
besondere jüngere Männer, äußern verstärkt den Wunsch, mehr Zeit für Fa-
milie und private Interessen zu haben. In der Realität steigen allerdings die 
durchschnittlichen Arbeitszeiten von Männern mit Kindern. 

Gefordert ist ein neues Normalarbeitsverhältnis, das die Bedürfnisse 
der Beschäftigten in unterschiedlichen Lebensphasen und ihre Orientie-
rung an einem stärker partnerschaftlichen Leben berücksichtigt. Es geht 
um ein Reformprojekt, das Frauen und Männern erlaubt, Arbeitszeiten 
an unterschiedliche Lebensphasen anzupassen und Arbeitszeiten tempo-
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rär zu verkürzen, ohne von der beruflichen Entwicklung abgekoppelt zu 
werden. Dies kann eingelöst werden durch lebensphasenorientierte Mo-
delle, die zeitlich befristet bzw. anlassbezogen (z.B. zur Kinderbetreuung, 
zur Pflege oder auch für Qualifizierung) eine Reduzierung von Arbeitszeit 
ermöglichen und ein Rückkehrrecht auf Vollzeit und einen Teilentgeltaus-
gleich enthalten (Modelle »kurzer Vollzeit«).

4. Neue Arbeitszeitpolitik

All dies zeigt, dass der arbeitszeitpolitische Handlungsbedarf stark gestie-
gen ist. Die Zeit ist reif für eine neue gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik. 
Ausgehend von den Interessenlagen der Beschäftigten geht es darum, die 
Handlungs- und Gestaltungshoheit bei der Arbeitszeit in den Betrieben 
und in der Fläche auszubauen. Darauf zielt die aktuelle Arbeitszeitkampa-
gne der IG Metall unter dem Motto »Mein Leben – meine Zeit. Arbeit neu 
denken«. Sie zielt damit auf nicht weniger als die (Rück-)Gewinnung der 
gewerkschaftlichen und persönlichen Souveränität im Umgang mit der Zeit. 

Um der herrschenden Dominanz betrieblicher Belange bei der Arbeits-
zeitgestaltung entgegenzuwirken, ist das gewerkschaftliche Wertegerüst 
bezogen auf Arbeit und Arbeitszeit auf allen relevanten Handlungsebenen 
prominent ins Spiel zu bringen: die Orientierung auf Sicherheit, Gerech-
tigkeit und Selbstbestimmung (vgl. Hofmann 2017). 

Handlungsbedarf besteht dabei auf drei relevanten Politikebenen:
Gesellschaftspolitisch ist der Diskurs über gute Arbeit und ein gutes 

Leben zu führen. Dazu gehört ein neues Normalarbeitsverhältnis, das einen 
entsprechenden Ordnungsrahmen durch die Politik benötigt und steuer- 
und sozialpolitisch flankiert werden muss. Wenn Gewerkschaften Ansprü-
che für Kindererziehungs-, Pflege- und Bildungszeiten tariflich vereinbaren 
und hierfür auch Entgeltausgleiche organisieren, dann müssen diese ver-
teilungspolitisch erkämpften Ausgleichszahlungen durch politische Maß-
nahmen unterstützt werden, z.B. eine Steuerbefreiung der tariflichen Auf-
stockung und über eine steuerfinanzierte Entgeltaufstockung. Außer den 
anvisierten Verbesserungen der Rechte für Teilzeitbeschäftigte geht es auch 
um gesetzliche Verbesserungen bei der Elternzeit und der Pflegezeit. Auf-
grund der problematischen Personal- und Leistungssituation in vielen Be-
trieben fordert die IG Metall darüber hinaus ein Anti-Stress-Gesetz und 
eine Erweiterung des Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats zur Durch-
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setzung von Personalausgleich bei regelmäßiger Überschreitung der tarif-
lich vereinbarten Arbeitszeit.

Die Politik wird diesen Vorstellungen allerdings nur folgen, wenn sie 
mit Handlungsmächtigkeit im Betrieb und in der Tarifpolitik untermauert 
werden. Der Betrieb ist der eigentliche Gestaltungsort gewerkschaftlicher 
Arbeitszeitpolitik. Wenn Entgrenzung und Verfall von Arbeitszeit von den 
betrieblichen Akteuren nicht zum Konfliktthema gemacht werden, wird 
es weder veränderte Alltagspraxen noch gute (Tarif-)Regelungen und auch 
keine politische Unterstützung geben. Betriebliche Konflikt- und Hand-
lungsfähigkeit ist die Basis einer erfolgreichen Arbeitszeitpolitik. Wichtig 
sind auch betriebliche Arbeitszeitprojekte, die sich auf die Fokusthemen 
»Kein Verfall von Arbeitszeit«, »Schichtarbeit« und »mobile Arbeit« be-
ziehen. Die Funktionäre, Mitglieder und Beschäftigten sind in die betrieb-
liche Gestaltung der Arbeitszeit und in die Arbeitszeitkampagne einzube-
ziehen. Letzteres soll auch durch die zweite große Beschäftigtenbefragung 
der IG Metall 2017 erfolgen. Die Ergebnisse daraus werden Hinweise geben, 
welche Themen sich für eine tarifpolitische Zuspitzung am ehesten eignen.

Auf der Ebene der Tarifpolitik geht es um einen Willensbildungsprozess 
zu der Frage, was tarifvertraglich neu geregelt werden kann und sollte. Da-
bei werden die Themen bewegt, die gegenwärtig bereits zur Debatte stehen: 
Mehr (Wahl-)Optionen und mehr Verfügungsrechte für die Beschäftigten? 
Lebensphasenorientierte Arbeitszeiten und anlassbezogene kurze Vollzeit? 
Spezifische Regelungen und Arbeitszeitreduzierung für besonders belastete 
Beschäftigtengruppen, wie z.B. Schichtarbeiter_innen? Tarifliche Rahmen-
regelungen für Arbeitszeitkonten? Angleichung unterschiedlicher Arbeits-
zeitstandards in Branchen und Regionen? Im Ergebnis dieses Willensbil-
dungsprozesses wird es tarifpolitische Schwerpunktsetzungen und einen 
tarifpolitischen Fahrplan geben, über den in den zuständigen Gremien be-
raten und entschieden wird.

Dass im Zuge der Arbeitszeitkampagne und einer Tarifbewegung mit 
arbeitszeitpolitischen Forderungselementen Konflikte und Auseinander-
setzungen mit Unternehmen und ihren Verbänden vorprogrammiert sind, 
ist abzusehen. Die Konfliktlinien sind offensichtlich. Ein Großteil der Ar-
beitgeber will daran festhalten, dass Arbeitszeit ein betriebliches Tauschge-
schäft bleibt. Anstatt den Beschäftigten verbindliche Ansprüche für mehr 
Zeitsouveränität zuzugestehen, möchten sie lieber Flexibilitätsspielräume 
»gewähren«. Für die Gewährung begrenzter Freiheiten in der Arbeitszeitge-
staltung schwebt ihnen im Gegenzug eine Ausweitung von Arbeitszeit vor.
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Im Umfeld der Bundestagswahl 2017 ist zudem damit zu rechnen, dass 
die Arbeitgeberverbände ihre bereits begonnene Auseinandersetzung um das 
Arbeitszeitgesetz weiter forcieren werden. So zielte bereits das Positions-
papier der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 
mit der Stoßrichtung, die tägliche Höchstarbeitszeit abzuschaffen, die Ruhe-
zeitregelung zu verändern und Sonntagsarbeit zu erleichtern, auf eine Rück-
nahme der Regulierungsdichte bezogen auf die Organisation von Arbeit und 
Arbeitszeit. Unter der Überschrift »Herausforderungen der Digitalisierung« 
ordnen sich diese Forderungen in eine Deregulierungsstrategie der Arbeit-
geber(verbände) ein, der in den kommenden Jahren zu begegnen sein wird. 

Arbeitszeit war und ist ein umkämpftes Terrain. Deshalb wird es ent-
scheidend sein, ob es in absehbarer Zeit gelingt, im Betrieb, in der Tarif-
politik und im politischen öffentlichen Diskurs eine durchsetzungsfähige 
Gegenmacht zu werden.

5. Kampf um Zeit und die Verfügungsgewalt über das eigene Leben

Das Thema Arbeitszeit trifft einen Nerv. Es existiert eine tiefe Sehnsucht 
nach mehr Zeit und einer Wende in der Zeitverteilung. Die Beschäftigten 
wünschen sich mehr Verfügungsrechte über die (Arbeits-)Zeit und Bedin-
gungen, die ihnen in der Realität mehr Selbstbestimmung in der Arbeit und 
über die Arbeitszeit ermöglichen. Grundlagen für die Realisierung dieser 
Wünsche zu schaffen, ist durchaus ein ambitioniertes Vorhaben. Ansatz-
punkte dafür sind vorhanden, auch weil die Entwicklung betrieblicher Fle-
xibilisierung Elemente freisetzt, die in neuer Weise Eigeninteressen der Be-
schäftigten ansprechen. »Weil Flexibilität und Differenzierung – anders als 
Lohnkämpfe und sogar Debatten um humanere Arbeitsplatzgestaltung – 
die Sinnstiftung des Lebens ansprechen, werden diese Begriffe wertmäßig 
sehr hoch gesetzt. Sie lassen Bedürfnisse nach mehr Individualismus an-
klingen, nach Zugewinn an eigener Zeit und nach einem größeren Spiel-
raum in der Verwendung des eigenen Wohlstandes, der nach autonomen 
Maßstäben und emanzipatorischen Interessen zu verteilen ist. Die Klavia-
tur, auf der die Unternehmer mit dem Zauberwort Flexibilität spielen, lässt 
zum ersten Mal in der Geschichte der Klassenkämpfe Eigenmelodien der 
abhängig Tätigen anklingen.« (Negt 2002: 176) Diese anklingenden Eigen-
melodien, in denen sich die Bedürfnisse und Ansprüche der Beschäftigten 
ausdrücken, gilt es aufzugreifen, zu stärken und kollektiv zu unterstützen. 
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Die Betriebs- und Tarifvertragsparteien stehen bei der Strategieentwick-
lung und Umsetzung einer Arbeitszeitpolitik in diesem Sinne vor neuen 
Aufgaben. Denn den Beschäftigten, ihren Einschätzungen, Ansprüchen und 
Widerstandspotenzialen, kommt bei der Interessenvertretung ein höherer 
Stellenwert als bisher zu. Die Beschäftigten selbst müssen verstärkt lernen, 
Interessenwahrnehmung »in eigener Sache« zu betreiben, aber kaum jemand 
schafft das alleine. Für Betriebsräte und Gewerkschaften erwächst daraus 
die Aufgabe, Hilfe zur Selbsthilfe zu geben und Unterstützung zu leisten. 
Wichtig sind verbindliche individuelle Anspruchs- und Verfügungsrechte 
über die Zeit, auf die die Beschäftigten zurückgreifen können. Neue be-
triebliche und tarifliche Regelungen dürfen die individuellen Autonomie-
spielräume nicht einschränken, sondern müssen ihnen ein Fundament bie-
ten. Um diese durchzusetzen und neue Freiheitsgrade in der Praxis dann 
auch lebbar zu machen, sind die Beschäftigten von vornherein stärker als 
bisher zu beteiligen. Auch dafür sind Zeiten, Beteiligungszeiten, notwen-
dig. Engagierte Beschäftigte, die sich für bessere Arbeitszeiten einsetzen, 
stärken die betriebliche Handlungs- und Konfliktfähigkeit und damit auch 
die Basis für erfolgreiche gewerkschaftliche Arbeitszeitpolitik.

Dabei ist klar: Arbeitszeitfragen sind und bleiben zentrale Verteilungs- 
und Machtfragen. Dies gilt sowohl für die Verbindung von Arbeitszeit mit 
Entgelt aus Sicht der betroffenen Beschäftigten (Einkommen und Frei-
zeit) wie aus Sicht der Arbeitgeber und ihrer Verbände (Kosten). Dies gilt 
ebenso bezogen auf Fragen der Teilhabe an Entscheidungen. Mehr Eigen-
verantwortung in der Arbeit und mehr Selbstbestimmung bei der Arbeits-
zeit muss insgesamt mit einem Mehr an Einflussnahme einhergehen – auch 
und gerade bezogen auf die Rahmenbedingungen der Arbeit. Ohne stär-
kere Einflussnahme auf die Determinanten der Arbeit (vorhandenes Per-
sonal, Qualifizierung, Arbeitsorganisation und Technikeinsatz, Terminset-
zungen und nicht zuletzt in Kennziffern umgesetzte Renditeerwartungen 
etc.) wird es auf lange Sicht keine nachhaltige Umkehr bei der Entgrenzung 
der Arbeitszeit geben. Erhebliches Konfliktpotenzial ist vorgezeichnet.

Gefordert ist nicht weniger Regulierung und Mitbestimmung, sondern 
deren Ausweitung und ein ergänzendes Programm demokratischer Betei-
ligung. Im Betrieb, in dem es darum geht, mit denjenigen, die damit ihre 
Arbeits- und Lebenssituation verbessern, gemeinsam konkrete Modelle 
und eine durchsetzungsfähige Gegenmacht zu entwickeln, sowie in den 
Gewerkschaften, die Erfahrungen bündeln und Kraft für die – gerade im 
Konfliktfall – nötige Mobilisierung aufbauen können und müssen. Nicht 
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zuletzt lohnt sich die Auseinandersetzung für jeden Einzelnen. Denn beim 
Kampf um die »Aneignung der Zeit« geht es um nichts Geringeres als um 
die Frage der Verfügungsgewalt über das eigene Leben.
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Sybille Stamm
Über die Kunst, das Gleichgewicht zu halten 
und doch auf Kurs zu bleiben …

Im September 1988 war die Leiterin des WSI-Tarifarchivs und Vorgänge-
rin von Reinhard Bispinck, Ingrid Kurz-Scherf, Hauptrednerin auf der 13. 
Bundesfrauenkonferenz der IG Metall. Kurz zuvor war das wunderbare 
Lese- und Arbeitsbuch zum 6-Stunden-Tag »Wem gehört die Zeit« (Kurz-
Scherf/Breil 1987) erschienen. Den Metallerinnen ging es in einer leiden-
schaftlich geführten Auseinandersetzung um die zukünftige Perspektive ei-
ner weiteren Arbeitszeitverkürzung. Wollen wir den 6-Stunden-Tag oder 
eine Wochenarbeitszeitverkürzung, die überwiegend in Freischichten um-
gesetzt wird. Kurz-Scherfs Redemanuskript zum 6-Stunden-Tag wurde 
konfisziert, bzw. ihr wurde »angeraten«, es nicht vorzutragen. Der Kom-
promiss: Sie durfte reden, aber frei. Das tat sie auch überzeugend. Und die 
Solidarität der Metallerinnen war überwältigend. »Es geht um eine neue 
Bezugsnorm für ein neues Normalarbeitsverhältnis (…) und nicht darum, 
dass nun jeder auf Gedeih und Verderb auf genau diese (…) Form der Ar-
beitszeitverkürzung festgelegt werden soll. Der 6-Stunden-Tag steht, so wie 
er in den gewerkschaftlichen Frauenausschüssen diskutiert wird, durchaus 
nicht dem Prinzip der ›Tarifverträge à la carte‹, wie es der Kollege Zwickel 
ausgedrückt hat, entgegen.« (Kurz-Scherf 1988) Damals begriff ich, wie 
schwierig es für das WSI ist, in dem verminten Feld der Tarifpolitik pro-
duktiv eingreifend zu agieren.

Als die Humanisierungsprojekte Eingang in die Tarifpolitik fanden …

Reinhard Bispinck beriet 1982 als Referent des WSI die IG Metall Bezirks-
leitung Baden-Württemberg. Es war die große Zeit der Humanisierungs-
projekte. Der Rahmentarifvertrag Süd wurde erarbeitet vor dem Hin-
tergrund der Erkenntnisse und Ziele der Humanisierungsprojekte – eine 
qualitative Weiterentwicklung des Lohnrahmentarifvertrags II, der bis dato 
nur für Nordwürttemberg galt. 1979 startete die Aktion »Werktage müssen 
menschlicher werden« – mit erschreckenden Ergebnissen. Mehr als 100.000 
Metaller_innen beteiligten sich an der Umfrage über ihre Arbeitsbedin-
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gungen. Die Fakten: 1981 schieden mehr als die Hälfte der Arbeitnehmer_
innen in Baden-Württemberg wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit aus 
dem Berufsleben aus. Nur 11,4% der Rentenneuzugänge bei Arbeiter_innen 
hatten das 65. Lebensjahr erreicht; 53,7% der Arbeiter_innen erhielten Be-
rufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrenten (LVA Geschäftsberichte 1981/1982)

Alles sprach dafür, die gescheiterten Übernahmeverhandlungen des 
Lohnrahmen II Nord-Württemberg-Nordbaden für die Tarifgebiete 
Süd-Württemberg-Hohenzollern und Südbaden zügig zu beginnen. Es 
ging um die Weiterentwicklung des LRTV II vor dem Hintergrund der 
neuen arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse der Humanisierungsprojekte.

Einen breiten Raum nahm im Tarifvertragsentwurf die Achtung der 
Menschenwürde bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen ein. Deshalb 
sollten umfassend und detailliert Eingriffe in die Arbeitsgestaltung durch 
die Beschäftigten und ihre Interessenvertretung möglich gemacht werden. 
Beschrieben werden die Anforderungen an die Arbeitsorganisation und die 
Arbeitsgestaltung. Gesichert werden sollten Mindestinhalte der Arbeit als 
Voraussetzung für den Erhalt und die Absicherung der Gesundheit und der 
Qualifikation der Beschäftigten. Es ging aber auch um mehr Mitbestim-
mung. »Insbesondere den betroffenen Arbeitnehmern selbst sollen in ver-
stärktem Maße Handlungsrechte und -möglichkeiten eingeräumt werden, 
um sie aus ihrer traditionellen Objektrolle zumindest ansatzweise heraus-
zulösen. Das Vorschlags- und Reklamationsrecht bei Arbeitsbedingungen, 
das Recht auf Einschaltung außerbetrieblicher Stellen in Arbeitsschutzfra-
gen, das Recht auf Verweigerung bei Gefahr von Leben und Gesundheit 
(…) sollen dazu beitragen.« (Bispinck 1982)

Der Rahmentarifvertrag Süd war keinesfalls ein utopischer Entwurf. Er 
entsprach einer angemessenen Antwort auf die Arbeitsverdichtung und 
die gesundheitsschädlichen Arbeitsbedingungen. Jedoch forderte er mehr 
Mitbestimmung der Betriebsräte und mehr Beteiligungsrechte der Ein-
zelnen. Beides lehnten die Arbeitgeber entschieden ab. »Das hemmt den 
Leistungswillen der Arbeitnehmer…«, so Arbeitgeber-Geschäftsführer Ja-
genlauf (Stuttgarter Zeitung, 20.8.1982). Die Spitze der Angriffe auf diesen 
Tarifvertrag führte der Hauptgeschäftsführer von Gesamtmetall, Kirchner, 
an: »Die Vorstellungen des Lohnrahmens aus Stuttgart wurzeln eindeutig 
in sozialistisch-marxistischen Quellen.« (FAZ, 30.8.1982)

Der Rahmentarifvertrag Süd lieferte einen guten Beitrag, »die zentra-
len betrieblichen Probleme der Gesundheitsgefährdung, des Qualifikati-
onsabbaus und der drohenden Verschlechterung des Lohn-Leistungs-Ver-
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hältnisses auf tarifpolitischer Ebene wieder handlungs- und konfliktfähig 
zu machen... Die ersten Reaktionen aus dem Unternehmerlager lassen er-
kennen, dass er nur gegen sehr harten Widerstand der Arbeitgeberverbände 
realisiert werden kann.« (Bispinck 1982) Eine klare und richtige Einschät-
zung. 1982 und 1983 fanden intensive Schulungen und tarifliche Aktions-
vorbereitungen mit Vertrauensleuten und Betriebsräten statt – »Die wei-
tere Mobilisierung musste dann zugunsten des bundesweit anstehenden 
Kampfes um die 35-Stunden-Woche zurückgestellt werden.« (IG Metall 
Baden-Württemberg 1987: 20)

Zeitsouveränität contra Flexibilisierung

Peter Hartz hatte in Vorbereitung der Agenda 2010 ausgerechnet, wie 
lange der »normale Mensch« im Leben arbeite. »Volle 40 Jahre im Beruf 
mit durchschnittlich 1400 Stunden effektiver Jahresarbeitszeit bei 80 Jah-
ren Lebenserwartung sind gerade mal 8% des Lebens.« (Hartz 2001: 20) 
Seine Schlussfolgerung: »Arbeitszeitsouveränität – das Ende der Arbeits-
zeiterfassung ist der erste Schritt zu einer neuen Mündigkeit. Zeiten selbst 
organisieren, statt Auftrag und Aufgabe abarbeiten. Vertrauensarbeitszeit 
ist der zweite Schritt. Die Revolution beginnt mit dem dritten Schritt: Ar-
beit wird neu definiert: sie umfasst wieder ein ganzheitliches Stück Leben: 
lernen, produzieren, kommunizieren. Etwas bewegen… Die zukünftige 
Arbeit bekommt den Motivator ›Beweg etwas – du kannst es!‹ Der Un-
ternehmer vor Ort nimmt das Schicksal seiner Beschäftigung mit in die 
Hand… Diese Neudefinition der Arbeit wird ein beherrschendes Thema 
der Zukunft.« (ebd.: 21) Die Durchsetzung dieser Neudefinition der Ar-
beit erleben wir seit Jahren aktuell: Selbstausbeutung, ständige Verfügbar-
keit, digitale Verlängerung der Arbeitszeit und die Erfahrung, dass Arbeit 
und Privatleben nicht mehr trennbar sind. 

In der Metallindustrie begann es mit dem Tarifabschluss nach dem 
Arbeitskampf um die 35-Stunden-Woche 1984. Der »Leberkompro-
miss« hat ein Tor für betriebliche Flexibilisierung geöffnet. Die verein-
barte Arbeitszeit sollte nur noch im betrieblichen Durchschnitt erreicht 
werden: Wenn ein Teil der Beschäftigten länger arbeitet, müssen andere 
kürzer arbeiten. Das WSI begleitete die neuen Formen der betrieblichen 
Arbeitszeitflexibilisierung kritisch. Hilfreich für die Betriebsarbeit und 
Schulungen über »Kapovaz« (kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit) 
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war ein Arbeitspapier, das die Nachteile für die Beschäftigten analysierte. 
Es wurde unterschieden zwischen unternehmerischer Flexibilisierung auf 
der einen und Zeitsouveränität für die Beschäftigten auf der anderen Seite. 

Drei Jahrzehnte später machen die eindrucksvolle IG Metall-Mitglieder- 
und Beschäftigtenbefragung über Arbeitsbedingungen und Zeitwünsche 
2013 und die aktuelle Befragung von Mitgliedern (siehe auch den Beitrag 
von Hilde Wagner) deutlich, dass es einen Wertewandel bei den Gewerk-
schafter_innen gegeben hat: Die alte Losung »Zeit ist Geld« hat ihre Attrak-
tivität verloren. Gefragt sind kürzere und lebensabschnittbezogene Arbeits-
zeiten. Zeitsouveränität für die Beschäftigten steht auf der Tagesordnung. 
Das traditionelle »Normalarbeitsverhältnis« war immer nur normal für 
den gut ausgebildeten männlichen Facharbeiter, der sein Leben lang arbei-
tet. Eine Fiktion ist ein solches Arbeitsverhältnis für berufstätige Frauen, 
die Familie, Kindererziehung und Berufstätigkeit unter einen Hut bringen 
müssen. Die verkürzte Arbeitszeit und flexible Möglichkeiten, individu-
elle Zeitbedürfnisse z.B. durch Gleitzeit oder Arbeitszeitkonten zu arran-
gieren, haben bei den Menschen auch das Bedürfnis nach mehr Zeitsouve-
ränität bestärkt. Das immer noch vorherrschende Credo der Arbeitgeber 
und ihrer Verbände lautet seit Jahren, dass die Beschäftigten mündig ge-
nug seien, ihre Arbeit eigenverantwortlich zu gestalten, ihre Arbeitszeit in 
bestimmten Grenzen souverän selbst zu bestimmen und sich nicht durch 
eine Gewerkschaft oder einen Tarifvertrag bevormunden zu lassen. Sinnge-
mäß sagen sie, dass die Zeiten betrieblicher Arbeitszeitregime, die für den 
Fordismus passten, längst vorbei sind und damit auch die Rolle der Ge-
werkschaften bei der Gestaltung der Arbeitszeit längst überholt sei. Rich-
tig an diesem Argument ist einzig, dass die flexiblen Produktionssysteme 
und ein wachsender Dienstleistungsbereich nicht mehr mit Zeitregimen aus 
der industriellen Massenproduktion geregelt werden können. Falsch ist die 
Behauptung, dass die Beschäftigten ihre Zeitbedürfnisse ohne Tarifvertrag 
und Gewerkschaften durchsetzen könnten.

Da es bei der indirekten Steuerung (Sauer 2013) und der unternehme-
rischen Flexibilisierungspolitik natürlich nicht um mehr Zeitsouveränität 
der Beschäftigten geht, sondern um die Ausdehnung der Betriebsnutzungs-
zeiten, der intensiven und extensiven Ausbeutung menschlicher Arbeits-
kraft und um mehr Flexibilität gegenüber Marktschwankungen, müssen in-
dividuelle Zeitinteressen gegen diese betrieblichen Interessen durchgesetzt 
werden. Konkret bedeutet das, dass stärker als in fordistischen Zeitregimen 
kollektivvertragliche Rechte zur Durchsetzung individueller Zeitbedürf-
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nisse gefordert sind. Es ist eine wichtige Aufgabe der Gewerkschaften, in 
ihrer Tarifpolitik zu einer neuen »Ganzheit des Alltags« beizutragen. Sie 
müssen im Kollektivvertrag dem Einzelnen mehr Zeitsouveränität ermög-
lichen, ohne die Zeitinteressen anderer Beschäftigtengruppen zu gefährden. 

Die IG Medien hat es mit Teil-Erfolgen im Streik für die 35-Stunden-Wo-
che 1991 in der Papierverarbeitenden Industrie erreicht. Der Manteltarif-
vertrag sieht ein Recht jedes einzelnen Beschäftigten vor, die Arbeitszeit 
bis zu einer Dauer von drei Jahren ganz oder teilweise zu reduzieren »aus 
persönlichen Gründen«. Das kann der Wunsch nach einer Umschulungs- 
oder Weiterbildungsmaßnahme sein, der Wunsch nach reduzierten Arbeits-
zeiten während der Erziehungsphase von Kindern oder auch schlicht das 
Bedürfnis, für eine gewisse Zeit aus dem Berufsleben auszusteigen. Neben 
dem »persönlichen Grund«, der bewusst nicht allein auf das bekannte Bei-
spiel der Pflege erkrankter Familienangehöriger beschränkt ist, ist wichtig, 
dass es sich bei der Reduzierung bis zu Null-Stunden um ein ungekündig
tes Arbeitsverhältnis handelt.

Der Tarifvertrag regelt weiter, dass Elternteile mit Kindern in Kitas ein 
Recht haben, Beginn und Ende ihrer täglichen Arbeitszeit auf die Öff-
nungszeiten der Kitas abzustimmen. Auch das ist leider immer noch neu 
und ein qualitativ anderer Ansatz für die Beschäftigten im Erziehungsbe-
reich, als die bisher bekannten Forderungen. Die Tatsache, dass in einem 
Industriebetrieb rund um die Uhr gearbeitet wird, darf nicht dazu führen, 
dass Erzieher_innen ebenfalls Arbeitszeiten rund um die Uhr zugemutet 
werden. Viel mehr Sinn macht es, in den Branchen-Tarifverträgen indivi-
duelle Rechte für Mütter und Väter auf Anpassung ihrer Arbeitszeiten an 
die Öffnungszeiten der Kitas zu verankern.

Allerdings muss bei tariflichen Regelungen, die die Durchsetzung indi-
vidueller Zeitinteressen zum Gegenstand haben, immer genau austariert 
werden, welche Zeitbedürfnisse das höherrangige Gut sind. Hochrangiges 
Ziel gewerkschaftlicher Arbeitszeitpolitik muss die Verteidigung des freien 
Wochenendes als einer zentralen Säule unserer gesellschaftlichen Zeitarchi-
tektur sein. Im MTV Papierverarbeitung ist das relativ gut gelungen. Wenn 
der Betriebsrat nein sagt als nicht ersetzbares Recht durch die Einigungs-
stelle des Betriebsverfassungsgesetzes, wird nicht gearbeitet – auch nicht 
individuell. Wenn aber der Betriebsrat – aus welchen Gründen auch immer 
– Wochenendschichten zustimmt, kann jede/r Beschäftigte sich aus allen 
Schicht- und Arbeitsplänen ausklinken.
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* * *

Auf der Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung über das Tarifeinheitsge-
setz 2015 in Erfurt wurde es wieder einmal schwierig, das Gleichgewicht zu 
halten und doch auf Kurs zu bleiben. Die Hälfte der DGB-Gewerkschaf-
ten war gegen das Gesetz und die andere Hälfte dafür. Dennoch entschied 
sich Reinhard Bispinck, mit einem Referat aufzutreten über die Geschichte 
und Politik der Nicht-DGB-Gewerkschaften. Ein BAG-Richter aus dem 
6. Senat sagte mir in der Pause sinngemäß, dass es sich allein wegen dieses 
Vortrags gelohnt hätte, zur Konferenz zu kommen.

Reinhard Bispinck war für mich als langjährige Tarifpolitikerin immer 
ein kompetenter und kritischer Berater, auch bei komplizierten Fragen und 
in schwierigen Zeiten – ein guter, nicht korrumpierbarer Freund, der sei-
nen Kurs gehalten hat und oft hart am Wind gesegelt ist… 
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Ingrid Kurz-Scherf
Revolutionärer Reformismus – oder: Tarifpolitik 
und Utopie in der Arbeitszeitfrage

Eine persönliche Vorbemerkung aus Anlass dieser Festschrift

Reinhard Bispinck ist seit 1979 »wissenschaftlicher Referent am Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (bis 1995: des DGB) in der 
Hans-Böckler-Stiftung« und »seit 1989 zugleich Leiter des WSI-Tarifar-
chivs«; die letzten Jahre fungierte er auch noch als »Abteilungsleiter WSI« 
in der Hans-Böckler-Stiftung. In dieser knappen Biografie steckt viel Ge-
schichte des WSI und auch des DGB, die für manche derjenigen, die (wie 
ich) das WSI noch als eine (teil)autonome Forschungseinrichtung des DGB 
mit einem breiten wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Forschungs-
programm und einer sehr fortschrittlichen – gleichermaßen egalitären wie 
freiheitlichen – Institutsverfassung kennen, durchaus auch mit einem Schuss 
nostalgischer Wehmut verknüpft ist. Das gilt für diejenigen, die den größ-
ten Teil dieser Geschichte nur noch von außen beobachtet haben, vielleicht 
mehr als für diejenigen, die sie über Jahrzehnte unmittelbar erlebt und auch 
aktiv mitgestaltet haben. 

In der knappen Biografie von Reinhard Bispinck steckt aber nicht nur 
viel Geschichte des WSI, sondern auch eine Umschreibung der höchst 
spannungsreichen Doppelverankerung der Tätigkeit am WSI im wissen-
schaftlichen Diskurs einerseits und im gewerkschaftlichen und politischen 
Diskurs andererseits, die im Feld der Tarifpolitik eine besondere Brisanz 
entfaltet. Anders als Reinhard Bispinck, der schon einige Jahre als wissen-
schaftlicher Referent in einem am WSI angesiedelten Forschungsprojekt 
zur Humanisierung der Arbeit tätig war, bevor er die Leitung des Tarifar-
chivs übernahm, wurde ich als seine Vorgängerin 1980 von vorneherein als 
wissenschaftliche Referentin für die Leitung des Tarifarchivs eingestellt. Ich 
habe die Spannung zwischen Tarifforschung und Tarifberichterstattung, 
zwischen der Dokumentation der Ergebnisse gewerkschaftlicher Tarifpo-
litik und ihrer kritischen Reflexion immer als Chance und Herausforde-
rung einer besonderen Art der Praxisforschung begriffen, die zudem auch 
noch die Möglichkeit der aktiven Mitwirkung am Forschungsgegenstand 
enthielt; aber nach acht Jahren musste ich die dabei zu bewältigende Span-
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nung dann doch auflösen – zunächst in Richtung Politik und dann (nicht 
ganz freiwillig) in Richtung Wissenschaft. Einer meiner besten Freunde hat 
mich während meiner Zeit am WSI immer wieder freundlich provokativ 
der politischen Schizophrenie hinsichtlich meiner Haltung gegenüber den 
Gewerkschaften und ihrer Tarifpolitik bezichtigt: einerseits durch eigene 
Erfahrungen und Forschung einigermaßen desillusioniert sowohl von den 
internen Strukturen wie auch von den programmatischen Positionen des 
westdeutschen »Arbeitnehmerpatriarchats«, andererseits aber doch auch 
immer wieder neu fixiert auf das m.E. unausgeschöpfte Potenzial gewerk-
schaftlicher Gegenmacht im Hinblick auf sozial-emanzipatorische Opti-
onen politischen Denkens und Handelns. 

Ich war in meiner Generation nicht die einzige Gewerkschaftsforscherin 
in diesem Zwiespalt. Wenn ich heute vom social movement unionism höre 
und lese, dann wird mir wieder klar, dass engagierte Gewerkschafts- und 
Tarifarbeit auch in ihren wissenschaftlichen Facetten den Widersprüchen 
und Ambivalenzen des politischen Feldes, in dem sie stattfindet, nicht ent-
gehen kann – aber sie kann damit mehr oder weniger gelassen, mehr oder 
weniger konstruktiv umgehen. Ich weiß nicht, ob Reinhard Bispinck wirk-
lich gelassener den Unstimmigkeiten, Kompromissen und zum Teil auch 
einigermaßen problematischen Tendenzen gewerkschaftlicher Tarifpolitik 
gegenübersteht, oder ob er nur besser trennen kann zwischen seinem Job 
als Tarifforscher und den darin enthaltenen, sehr begrenzten Möglichkeiten 
der aktiven Mitwirkung an gewerkschaftlicher Tarifpolitik, ihrer Präsen-
tation in der politischen und wissenschaftlichen Öffentlichkeit und ihrer 
Selbstreflexion. Vielleicht hat ihm dabei das Selbstverständnis als wissen-
schaftlicher Referent im WSI geholfen, das er schon vor der Übernahme 
des Tarifarchivs in Verbindung mit dem (für die Gewerkschaften besonders 
sensiblen) Forschungs- und Praxisfeld Tarifpolitik entwickeln konnte. Er 
hat es jedenfalls geschafft, jahrzehntelang Handwerk und Politik im ewi-
gen Konflikt zwischen Co-Management und Gegenmacht in der gewerk-
schaftlichen Tarifarbeit in Verbindung mit dem ebenso ewigen Konflikt zwi-
schen Analyse und Kritik in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit diesem Gegenstand so lebendig aufeinander zu beziehen, dass selbst in 
den langweiligsten Tarifroutinen Momente sozialer Bewegung (in durch-
aus unterschiedlichen Richtungen) sichtbar wurden und der wissenschaft-
liche Eigensinn selbst im tabellarischen Teil der Tarifberichterstattung des 
WSI nie ganz verloren ging.
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Unvorstellbare Ereignisse und revolutionäre Projekte: 
eine neue Arbeitszeitpolitik?

Ein besonders heikles Feld gewerkschaftlicher Tarifpolitik ist seit jeher das 
Thema Arbeitszeit. Nachdem dieses Thema in den sozialen Auseinander-
setzungen und politischen Kontroversen nach den großen Konflikten in 
den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts über lange Zeit einen eher 
nachrangigen Stellenwert hatte, scheint es nun doch wieder auf die Agenda 
der ebenfalls neu entfachten Debatte zur Zukunft der Arbeit zurückgekehrt 
zu sein (zu den jüngstem Beiträgen von Reinhard Bispinck zu dieser De-
batte vgl. z.B. Bispinck 2017 und 2016). Aus der Sicht der »Frankfurter All-
gemeinen Zeitung« vollzieht sich gerade ausgerechnet in China »das Un-
vorstellbare« einer neuen Initiative zur Verkürzung der Arbeitszeiten: Auf 
Geheiß der Zentralregierung würde in immer mehr Städten und Unterneh-
men die Arbeitszeit auf zunächst viereinhalb und vielleicht schon dem-
nächst auf nur noch vier Tage in der Woche verkürzt, und die chinesische 
Bevölkerung reagiere geradezu begeistert (vgl. FAZ, 9.4.2016). In Schwe-
den träumt man anlässlich einer experimentellen Einführung des 6-Stun-
den-Tags in immer mehr Betrieben und Kommunen »von einer Revolu-
tion«, wie der »SpiegelOnline« schreibt (Reise 2014). In Frankreich setzen 
Gewerkschaften in durchaus klassenkämpferischem Gestus dem Regie-
rungskonzept der Deregulierung der Arbeitsmärkte und den Angriffen auf 
die dort seit 1998 per Gesetz eingeführte 35-Stunden-Woche die Forderung 
nach einer weiteren Verkürzung der Arbeitszeit auf 32 Stunden pro Woche 
entgegen (CGT 2015). In Österreich wird intensiv über Arbeitszeitverkür-
zung als einem gesellschaftspolitischen Projekt debattiert (Bergmann/Sor-
ger 2016), und auch in der Bundesrepublik Deutschland steht »eine neue 
Arbeitszeitpolitik« auf der tarifpolitischen Agenda der Gewerkschaften 
(vgl. Wiedemuth/Skrabs 2015; IG Metall 2015). 

»Lust auf Revolution?« – so fragte Anfang 2015 die österreichische Zei-
tung »Der Standard« den deutschen Soziologen Stefan Lessenich anläss-
lich der von ihm herausgegebenen Neuauflage der Schrift von Paul Lafar-
gue aus dem Jahr 1883 über »Das Recht auf Faulheit«. Lafargue plädiert 
darin für »ein ehernes Gesetz (…), das jedermann verbietet, mehr als drei 
Stunden pro Tag zu arbeiten« (Lafargue/Lessenich 1883/2014: 64). Dazu 
Stefan Lessenich (2015): »Das Recht auf Faulheit ist eine polemische und 
provokative Umschreibung eines zunächst ziemlich reformistisch anmu-
tenden Gedankens, nämlich einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung« – 
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und der sei heutzutage aktueller denn je. Aber obwohl die Forderung nach 
einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung »ziemlich reformistisch« anmute, 
bedürfe es – so Lessenich weiter – zu ihrer praktischen Umsetzung wohl 
nicht weniger als einer Kulturrevolution (ebd.). 

Die Rede von Revolution im Kontext des doch eigentlich reformistisch 
anmutenden Konzepts einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung hat zwei-
fellos eher metaphorischen Charakter, als dass damit eine ernst gemeinte 
aufrührerische Intention verknüpft wäre. Dennoch verweist sie auf eine 
auch in anderen Bereichen zu konstatierende Verschiebung im politischen 
Terrain zwischen Reform und Revolution einerseits, zwischen Moderni-
sierung und Transformation andererseits. Reformen und die dadurch zu 
bewerkstelligende Modernisierung antiquierter Verhältnisse stehen heut-
zutage oft nicht mehr in der langen Tradition sozialreformerischer Bemü-
hungen um die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen, son-
dern sind auf Absenkung, Auflösung und Flexibilisierung sozialer Standards 
orientiert. Ehemals reformistische Strategien der Einbindung der kapita-
listischen Wirtschaftsweise in eine Politik der Beförderung des Gemein-
wohls und des Wohlstands für alle sind allem Anschein nach an die Grenzen 
eben dieser kapitalistischen Wirtschaftsweise gestoßen. An diesen Grenzen 
entfalten ehemals reformistische Konzepte wie allgemeine Arbeitszeitver-
kürzungen tatsächlich eine geradezu revolutionär anmutende Radikalität 
und utopische Qualität, die allerdings vielfach auch als Verlust ihrer Rea-
litätstauglichkeit wahrgenommen wird. Dagegen stehen unterschiedliche 
Ansätze einer deutlichen Radikalisierung sozial orientierter Politik: »Let’s 
make a revolution« – unter diesem Slogan bewarb sich beispielsweise Ber-
nie Sanders im letzten Jahr mit einem klassisch sozialdemokratischen Pro-
gramm um die Präsidentschaftskandidatur der Demokraten in den USA 
– konnte sich damit aber nicht gegen den betont pragmatischen Stil von 
Hillary Clinton durchsetzen. Aber auch nach seiner Niederlage gegen 
Clinton proklamierte Sanders: »The political revolution continues.« Auch 
Jeremy Corbyn, dem neuen Vorsitzenden der Labour Party in Großbri-
tannien, werden revolutionäre Ambitionen nachgesagt, die er dann auch in 
einem Interview bestätigte: »Alright, let’s be bold, let’s go for revolution.« 
(The Spectator, 18.7.2016) Antonio Negri und Michael Hardt haben in ih-
rer Analyse neuer Protestbewegungen schon 2010 konstatiert: »Jetzt end-
lich steht die Revolution auf der Tagesordnung.« (Negri/Hardt 2010: 362)

Es kommt durchaus vor, dass gewerkschaftliche Tarifpolitik als Kata-
lysator einer gesellschaftspolitischen Mobilisierung fungiert – der Kampf 
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um die 35-Stunden-Woche hatte phasenweise diese Qualität. Aber als Me-
dium einer Kulturrevolution ist gewerkschaftliche Tarifpolitik vielleicht 
doch überfordert. Die aktuellen Debatten um eine neue Arbeitszeitpolitik 
sind jedenfalls weniger vom Geist eines (kultur)revolutionären Aufbruchs 
als von dem eines sehr vorsichtigen Abwägens unterschiedlicher Hand-
lungsoptionen geprägt. 

Dabei geht es eher um die Gestaltung der betrieblichen Arbeitszeiten 
im Sinn der Gewährleistung eines Minimums an Zeitsouveränität der Be-
schäftigten. Eine neue Initiative zur allgemeinen Verkürzung der Arbeits-
zeiten erscheint aktuell allenfalls im Sinn einer Erweiterung individueller 
Optionen auf kurze Vollzeitarbeit denkbar; die Herabsetzung des tarif-
lichen Arbeitszeitstandards auf 32 oder 30 Stunden pro Woche, auf 6 Stun-
den pro Tag oder auch auf 1.000 Stunden im Jahr gilt jedenfalls aktuell als 
nicht mobilisierungsfähig (vgl. Wiedemuth/Skrabs 2015). Ob die Gewerk-
schaften mit ihrem vorsichtigen Abwägen von Handlungsoptionen und ih-
rer Distanz zur aktuellen Konjunktur durchaus radikal anmutender Re-
volutionsrhetorik die Realisierungschancen ihrer neuen Arbeitszeitpolitik 
tatsächlich erhöhen, oder ob diese nicht gerade auch mangels eines beson-
deren, utopisch inspirierten Elans in ihren vielfältigen Ambivalenzen und 
Komplexitäten stecken bleibt, ist dennoch eine offene Frage. 

Falsche Alternativen: »Zurück in die Industriegesellschaft« versus 
»Überwindung der Arbeitsgesellschaft«

Gewerkschaftliche Tarifpolitik findet im Kontext einer durchaus bedroh-
lichen Rechtsverschiebung der Kräfteverhältnisse politischen Handelns in 
den modernen Gesellschaften statt, und diese Rechtsverschiebung bedient 
auch und sehr erfolgreich eine durchaus revolutionär anmutende Klassen-
kampfrhetorik. Bei genauerem Hinsehen erweist sich die Interpretation des 
aktuellen Auftriebs rechtspopulistischer Politik in Kategorien des Klas-
senkampfs zwar als einigermaßen fragwürdig – vor allem dann, wenn sich 
diese Interpretation implizit oder explizit mit der Vorstellung verknüpft, 
die Arbeiterklasse warte nur darauf, endlich wieder im alten Stil des Klas-
senkampfs von den Gewerkschaften und der politischen Linken angespro-
chen zu werden, um dann doch wieder ihrer historischen Mission als dem 
Geburtshelfer der Kommunismus gerecht zu werden. Genauso problema-
tisch ist die Hierarchisierung der Relevanz von Politikfeldern je nach ihrer 
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Nähe oder Ferne zu den Belangen jener Helden der (Industrie-)Arbeit, die 
sich schon seit einiger Zeit um die damit verknüpften Privilegien betrogen 
sehen und dafür u.a. Frauen (oder auch Ausländer ) verantwortlich machen. 

Ich glaube allerdings, dass die Frage nach der Zukunft der Arbeit tatsäch-
lich einen zentralen Stellenwert in der Auseinandersetzung um die weite-
ren Perspektiven des »unvollendeten Projekts der Moderne« (Habermas) 
hat, und dass diese Frage insbesondere hinsichtlich der damit verbundenen 
Konsequenzen für politisches Handeln lange Zeit nicht mit der gebotenen 
Ernsthaftigkeit erörtert wurde. Dies gilt in je spezifischer Weise für ganz 
verschiedene, aber eben auch für gewerkschaftliche Diskurse. Die Rechts-
verschiebung des politischen Spektrums moderner Gesellschaften ist auch 
die Konsequenz des Defizits an konkreten Utopien zur Gestaltung von 
Arbeit und Leben jenseits verbrauchter industriekapitalistischer und -so-
zialistischer Konstruktionen einerseits und jenseits elitärer Illusionen vom 
Ende der Arbeit andererseits. In der Bundesrepublik Deutschland wird 
die Sorge um die Zukunft der Arbeit immer wieder neu besänftigt durch 
neue Rekordmeldungen zur Anzahl der Erwerbstätigen. Tatsächlich ver-
decken diese Rekordmeldungen aber nicht nur gravierende Asymmetrien 
im europäischen und globalen Maßstab, sondern auch einen fundamen-
talen Strukturwandel der Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik selbst: 
Auch hierzulande hat sich die Anzahl aller Vollzeitbeschäftigten im Zeit-
raum zwischen 1991 und 2014 um über fünf Millionen bzw. um 19% ver-
ringert. Im gleichen Zeitraum erhöhte sich allerdings die Anzahl der Teil-
zeitbeschäftigten um über acht Millionen bzw. um das 2,3-Fache. Vor dem 
Hintergrund des hohen und langfristig weiterhin ansteigenden Anteils be-
fristeter und diskontinuierlicher Beschäftigung verkehrt sich die (seit jeher 
auf Männer beschränkte) Normalität unbefristeter Vollzeitbeschäftigung 
vom Abschluss der Ausbildung bis zur Rente immer mehr in das Privi-
leg einer schrumpfenden Minderheit von immer noch vorwiegend männ-
lichen Arbeitnehmern. Vielleicht kann eine postindustrielle Arbeitsgesell-
schaft die sich vertiefende Spaltung zwischen einem schrumpfenden Kern 
und einem sich verbreiternden Rand der Beschäftigung durch eine kluge 
Sozialpolitik überbrücken, aber wenn die Spaltungen der postindustriel-
len Arbeitsgesellschaften alte Ungleichheitslinien nur vertiefen und wenn 
sich auf allen Seiten dieser Spaltungen das Leben nur noch um Arbeit und 
nichts als Arbeit dreht (bei den einen, weil sie ihren Lebensunterhalt nur 
mit der Kombination mehrerer bad jobs sichern können und bei den ande-
ren, weil sie nur so in der Konkurrenz um die immer weniger werdenden 
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good jobs bestehen können), dann wird sich der von den modernen Öko-
nomien ins Werk gesetzte Produktivitätsfortschritt der Arbeit endgültig 
als ihr Verhängnis erweisen. 

Tatsächlich verringert sich das von den modernen Ökonomien benötigte 
Volumen an Arbeit – gemessen in der Anzahl der bezahlten und unbezahlten 
Arbeitsstunden – kontinuierlich: Trotz der gigantischen Exportüberschüsse 
und einer im internationalen Vergleich äußerst günstigen Wirtschaftsent-
wicklung, trotz des ständigen Anstiegs der Anzahl der Erwerbspersonen 
hat sich die Anzahl der bezahlten Arbeitsstunden in der Bundesrepublik 
Deutschland zwischen 1991 und 2014 um über 4% verringert; das von Män-
nern erbrachte Volumen an bezahlter Arbeit sank sogar um 10%, während 
sich die Anzahl der bezahlten Arbeitsstunden von Frauen um 4% erhöhte. 
Nicht nur das Volumen an bezahlter, sondern auch das an unbezahlter Ar-
beit schrumpft: Nach den jüngsten Befunden der Zeitverwendungsfor-
schung des Statistischen Bundesamtes reduzierte sich »das Jahresvolumen 
an unbezahlter Arbeit (…) in den letzten zwei Jahrzehnten kontinuierlich« 
– und zwar »um insgesamt mehr als 12%« (Schwarz/Schwahn 2016: 46). 
Der Rückgang des Volumens an unbezahlter Arbeit ergab sich u.a. aus der 
Überführung von Teilen der klassischen, überwiegend von Frauen verrich-
teten Hausarbeit in bezahlte Dienstleistungen. Dennoch liegt das Jahres-
volumen an unbezahlter Arbeit mit 89 Milliarden Arbeitsstunden immer 
noch um 35% über dem Jahresvolumen an bezahlter Arbeit (66 Milliar-
den Arbeitsstunden). Frauen leisten mit durchschnittlich 29,5 Stunden pro 
Woche trotz steigender Erwerbsbeteiligung immer noch 82% mehr unbe-
zahlte als bezahlte Arbeit (durchschnittlich 16,2 Stunden pro Woche); die 
unbezahlte Arbeit von Männern beträgt demgegenüber nur 77% ihres Vo-
lumens an Erwerbsarbeit. 

In den kritischen Debatten zur Zukunft der Arbeit wird die Auswei-
tung des Dienstleistungssektors – auch infolge der Überführung unent-
geltlicher Hausarbeit in bezahlte Arbeit – in Verbindung mit der Zunahme 
an Teilzeitarbeit – auch in Form von Minijobs – oft als Teil einer umfas-
senden Kommodifizierung und Prekarisierung der Arbeits- und Lebens-
verhältnisse analysiert und kritisiert. Der hohe und weiterhin ansteigende 
Anteil von Teilzeitarbeit gilt weithin als Ausdruck der vielfältigen Zwänge, 
denen Frauen in den Privathaushalten, in den Betrieben und in der Öf-
fentlichkeit ausgesetzt sind, und damit als Indiz ihrer anhaltenden Diskri-
minierung (vgl. z.B. Allmendinger 2010). Tatsächlich vollziehen sich die zu-
nehmende Erwerbsbeteiligung von Frauen und die Überführung der von 
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ihnen traditionell unentgeltlich erbrachten Leistungen in bezahlte Arbeit 
in prekären, unakzeptablen Formen. Dies ist aber vor allem die Konse-
quenz der anhaltenden Wirkungskraft antiquierter, in der schwindenden 
Industriegesellschaft und in überkommenen patriarchalen Geschlechter-
verhältnissen verhafteter Normalitätsstandards von Arbeit und Leben. Un-
ter diesen Umständen enthält die Teilzeitarbeit von Frauen durchaus auch 
ein Moment »widerspenstiger Praxis« sowohl gegen die traditionelle Be-
schränkung von Frauen auf die häusliche Sphäre als aber auch gegen die 
Fokussierung des »ganzen Lebens« auf Beruf, Geld und Karriere. Auch 
die sogenannte Kommodifizierung ehemals unbezahlter Arbeit ist nicht 
nur als deren Unterwerfung unter das Ausbeutungsregime der Lohnar-
beit zu interpretieren. Sie hat vielmehr auch das Moment der Vergesell-
schaftung ehemals privatisierter und Frauen als natürliche Neigung zuge-
wiesener Versorgungsleistungen. 

Nicht die Teilzeitarbeit, sondern das Normalarbeitsverhältnis und die 
anhaltende Ungleichverteilung unbezahlter Arbeit in den Privathaushalten, 
nicht die Bezahlung ehemals unentgeltlicher Versorgungsleistungen, son-
dern die falschen Maßstäbe, die der Bezahlung und der Gestaltung dieser 
Arbeit zugrunde gelegt werden, sind das Problem. Der Rückgang des Vo-
lumens an bezahlter und an unbezahlter Arbeit ist keineswegs – wie Han-
nah Arendt äußerst wirkungsmächtig behauptet hat – ein »Verhängnis der 
modernen Arbeitsgesellschaften« (Arendt 1981); er beinhaltet vielmehr die 
Chance der Erinnerung an die in diesen Arbeitsgesellschaften ehemals fest 
verankerten Utopien der Befreiung von der Arbeit als dem absoluten Zen-
trum des Lebens. Verhängnisvoll wird der aktuelle Wandel der Arbeit ein-
schließlich des Rückgangs ihres Volumens vor allem dadurch, dass die da-
rin enthaltenen Möglichkeiten einer Neuordnung von Arbeit und Leben 
systematisch unterdrückt und in zunehmende Arbeitslosigkeit und fort-
schreitende Prekarisierung der Arbeits- und Lebensverhältnisse von im-
mer mehr Menschen umgeleitet werden. Der Grund dafür liegt aber we-
niger im viel gescholtenen Arbeitsmythos moderner Gesellschaften als in 
Macht- und Herrschaftsverhältnissen, die sich bislang höchst erfolgreich 
dahinter verstecken. 
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Hoffen auf das Unwahrscheinliche

Mit der Forderung nach radikalen Arbeitszeitverkürzungen in Dimen-
sionen, wie sie Paul Lafargue schon vor 135 Jahren für angemessen hielt, 
wie sie im Vorfeld des Entstehens moderner Gesellschaften von Thomas 
Morus imaginiert wurden (6-Stunden-Tag), wie sie aber auch von im Üb-
rigen völlig unterschiedlichen Autoren wie Karl Marx, John Stuart Mill 
und John Maynard Keynes zumindest als Langfristperspektive moderner 
Gesellschaften propagiert wurden, verbindet sich seit jeher ein utopisches 
Moment und auch eine durchaus revolutionäre Perspektive auf die Entfal-
tung des Reichs der Freiheit jenseits der auf ein Minimum geschrumpften 
Zwänge des Reichs der Notwendigkeit. Darin enthalten ist die zweifellos 
ebenso utopische Vorstellung von einer neuen Balance zwischen Arbeit und 
Leben, in der das gute Leben zum Sinn, zur Grenze und auch zum Maß-
stab guter Arbeit wird. In den großen Streiks um die 35-Stunden-Woche 
war dieses utopische Moment durchaus noch lebendig; es wurde durch die 
hinter der 35 aufgehende Sonne oder durch Streikparolen wie »Es geht um 
mehr als um 5 Stunden weniger« symbolisiert. Heutzutage ist die Utopie 
des Reichs der Freiheit weitgehend verblasst; sie verbindet sich jedenfalls 
kaum mehr mit dem Thema Arbeitszeitverkürzung. 

Die weit verbreitete Skepsis gegenüber pauschalen Optionen auf kürzere 
Arbeitszeiten in der Erwerbstätigkeit bezieht sich einerseits auf die aktu-
ellen Machtverhältnisse im Politikfeld Arbeit, die radikale Arbeitszeitver-
kürzungen illusorisch erscheinen lassen. Verwiesen wird aber auch auf die 
Pluralität und Dynamik der Arbeits- und Lebensverhältnisse in den moder-
nen Gesellschaften des 21. Jahrhunderts, die sich nicht mehr in das starre 
Korsett einer einheitlichen Normalarbeitszeit pressen ließen – auf welchem 
Niveau sie auch immer fixiert werde. Auch im feministischen Diskurs gilt 
die Forderung nach allgemeiner Arbeitszeitverkürzung oft als ein besten-
falls reformistisches, letztendlich der Logik der kapitalistisch-patriarchalen 
Industriegesellschaften verhaftetes Unterfangen mit eng begrenzter Reich-
weite hinsichtlich der Neugestaltung der Geschlechterverhältnisse – auch 
weil es an der Lebensrealität vieler Frauen, die ihre Arbeitszeiten längst in-
dividuell verkürzt hätten, schlicht vorbeigehe. Andererseits gehört die pro-
grammatische Orientierung auf kürzere Arbeitszeiten in der Erwerbstätig-
keit geradezu zu den Selbstverständlichkeiten der feministischen Agenda 
– und sie gewinnt darin auch immer wieder eine utopisch-revolutionäre 
Einfärbung im Sinn einer radikalen Umgestaltung der Arbeits- und Le-
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bensverhältnisse in den modernen Gesellschaften und im globalen Maß-
stab – wie etwa im »postindustriellen Gedankenexperiment« von Nancy 
Fraser (1996), bei der sogenannten Vier-in-einem-Perspektive von Frigga 
Haug (2008) oder auch in dem von mir und Gisela Breil schon vor 30 Jah-
ren vorgelegten »phantastischen Tarifvertrag« zum 6-Stunden-Tag (Kurz-
Scherf/Breil 1987/2015).

Die aktuelle Konjunktur revolutionärer Optionen politischen Handelns 
firmiert in der feministischen Debatte der Frage nach der Zukunft der Ar-
beit unter dem Stichwort »care revolution« (vgl. Winker 2015). Dabei be-
trifft die »Revolution des Füreinander« keineswegs nur die sogenannte 
Care-Arbeit, sondern sie umfasst ganz generell eine neue Kultur der Arbeit 
als spannungsvolle Verbindung eigener Bedürfnisse mit der Tätigkeit für 
andere und mit anderen. Es geht auf absehbare Zeit nicht um die Abschaf-
fung der Arbeit, sondern um den Gestaltwandel industriekapitalistischer 
Lohnarbeit, bürokratischer Verwaltungsarbeit und privatisierter Versor-
gungsarbeit in kooperatives Handeln, in kreative, sorgende, qualifizierte, 
an der Entfaltung der eigenen Fähigkeiten und an den Bedürfnissen von an-
deren orientierte Tätigkeit. Dazu bedarf es nicht zuletzt eines Arbeitszeit-
standards, der allen die Teilhabe an der sozialen Kooperation ermöglicht 
und dabei dem Leben in und jenseits der Arbeit so viel Raum gibt, dass das 
Reich der Freiheit und das der Notwendigkeit sich wechselseitig so durch-
dringen, dass die Utopie des freien und guten Lebens die Utopie der mög-
lichst freien und guten Arbeit umfasst und so zur Orientierung politischen 
Handelns werden kann. Es geht weder um die Abschaffung der bezahlten, 
noch um die restlose Kommodifizierung der unbezahlten Arbeit, sondern 
um eine neue Balance nicht nur zwischen Arbeit und Leben, sondern auch 
zwischen Berufstätigkeit und unentgeltlichem Engagement – insbeson-
dere unter dem Gesichtspunkt der Geschlechtergerechtigkeit wie aber in-
zwischen auch unter dem der Vermeidung neuer Formen der Ausbeutung 
und Sklaverei im globalen Maßstab. Die Politik der allgemeinen Arbeits-
zeitverkürzung wird vielleicht irgendwann ihren Sinn und ihre Notwen-
digkeit verlieren, weil die Rationalisierungspotenziale erschöpft sind oder 
auch weil Arbeit und Leben in eine stabile Balance gebracht worden sind, 
die weitere Arbeitszeitverkürzungen erübrigt. Wenn die Politik der allge-
meinen Arbeitszeitverkürzung allerdings zu früh gestoppt wird, besteht 
die Gefahr, dass sich die bereits jetzt erkennbaren Spaltungen und Patho-
logien der modernen Gesellschaften so vertiefen und verfestigen, dass das 
»unvollendete Projekt der Moderne« – Gleichheit und Solidarität in Frei-
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heit – schlimmstenfalls irreversibel scheitert. Die Lebenspraxis von Frauen 
weist immerhin schon in die Richtung einer neuen zukunftsfähigen Balance 
zwischen Arbeit und Leben in ihren jeweils vielfältigen Facetten. Ob die 
Frauenbewegung dem mit einer Revitalisierung der von ihr repräsentierten 
»longest revolution« (Mitchell 1966) zu politischer Wirkungskraft verhel-
fen kann, erscheint fraglich, ist aber immerhin noch zu hoffen. Vielleicht 
kann so sogar eine neue Allianz zwischen Gewerkschafts- und Frauenbe-
wegung und ein neuer Aufbruch gewerkschaftlicher Tarifpolitik in revolu-
tionärem Reformismus gelingen. Was bleibt uns anderes übrig?
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Altersübergang und Alterssicherung



Gerhard Bäcker/Gerhard Naegele
Gleitender Altersübergang  
statt starrer Altersgrenzen?
Ein Blick zurück nach vorn

Einleitung

In der zweiten Auflage des Lehrbuchs »Sozialpolitik in Deutschland«, das 
wir gemeinsam mit Reinhard Bispinck und unserem verstorbenen Freund 
Klaus Hofemann im Jahr 1989 vorgelegt haben, heißt es im Kapitel »Al-
ter«: »Der durch das Alterssicherungssystem gewährte Rechtsanspruch, ab 
einer bestimmten Altersgrenze eine Rente beziehen zu können, bedeutet 
zugleich, nicht mehr bis ins höchste Alter hinein arbeiten zu müssen. Die 
Altersgrenze ist insofern eine zentrale Orientierungsgröße für die Lebens-
lage der Beschäftigten. Wenn die Altersgrenze erreicht ist, wird die Rente 
bezahlt, auch ohne dass es des Nachweises einer Berufs- oder Erwerbsun-
fähigkeit bedarf.« (S. 219) Diese Einschätzung gilt sicherlich bis heute. Im 
Alter die Phase eines arbeitsfreien Ruhestands »genießen« zu können, ist 
eine der herausragenden Leistungen des Sozialstaats überhaupt. Erst durch 
die allgemeine Gewährung von Altersrenten und durch die Festlegung von 
Altersgrenzen weit unterhalb des Sterbealters hat sich die eigenständige Le-
bensphase Alter herausbilden können. 

In den letzten Jahren ist nun das Konzept des »gleitenden Altersüber-
gangs« in die Diskussion gelangt. Wahlweise zum abrupten Übergang von 
der Vollzeit-Erwerbstätigkeit in die erwerbsarbeitsfreie nachberufliche Le-
bensphase soll es auch möglich sein, die Arbeitszeit in den letzten Berufs-
jahren zu verkürzen. Was ist davon zu halten, welche Erfahrungen liegen 
vor, welche Trends sind erkennbar und wie sind sie einzuordnen? 

Zum »Modell« des gleitenden Ruhestands 

Das zentrale Argument für flexible Übergänge in die Rente bezieht sich 
auf interpersonelle Unterschiede in den Lebens-, Arbeits- und Gesund-
heitsbedingungen der Beschäftigten. Es gibt nicht »die« Älteren und auch 
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nicht »die« älteren Arbeitnehmer_innen. Von daher sind zum einen varia-
ble Altersgrenzen erforderlich, die festlegen, ab welchem Lebensalter eine 
Altersrente frühestmöglich bezogen werden kann (aber eben auch nicht 
bezogen werden muss). Zum anderen sollte die Möglichkeit bestehen, ab 
Erreichen der Altersgrenze die Arbeitszeit zu reduzieren und statt einer 
Vollrente eine Teilrente zu beziehen, sodass das verminderte Erwerbsein-
kommen ausgeglichen wird. Hinter dieser gleichsam doppelten Wahlfrei-
heit steht auch der humanisierungspolitisch zentrale Gedanke, dass ein 
reduzierter Arbeitszeitumfang Verschleißerscheinungen und Belastungs-
folgen Rechnung tragen kann und die Beschäftigten einigermaßen gesund 
das nicht mehr ganz so fixe Rentenalter erreichen können. Das trägt zu-
dem der Tatsache Rechnung, dass Arbeit dem Leben auch Inhalt gibt und 
das Leben bzw. den Alltag strukturiert und dass im Ruhestand neue Be-
tätigungen gefunden werden müssen. »Diesem Konzept käme dabei eine 
wichtige Funktion im Zusammenhang mit der Vorbereitung auf die Le-
bensphase Alter zu: Es würden dadurch z.B. zeitliche Freiräume ermög-
licht, in denen die Vorkehrungen für individuell befriedigende wie gesell-
schaftlich nützliche Betätigungen getroffen werden könnten«, heißt es in 
der dritten Auflage des Lehrbuch (S. 240). 

Auch aus betrieblicher Sicht lassen sich Pro-Argumente anführen: Dem-
nach können gleitende Altersübergänge nützlich sein, wenn es um den 
Transfer des Erfahrungswissens absehbar ausscheidender Mitarbeiter_in-
nen an Jüngere geht, was angesichts des bestehenden bzw. erwarteten Fach-
kräftebedarfs zunehmend an Bedeutung gewinnt. In der Konsequenz ge-
hört die Organisation von Tandems, Patenmodellen etc. mittlerweile zum 
Standardwerkzeug neuerer age-management-Konzepte, mit denen sich 
Betriebe für den demografischen Wandel fit machen (sollen). Zudem kön-
nen bei einer reduzierten Arbeitszeit selbst gesundheitlich eingeschränkte 
Beschäftigte Arbeitsbelastungen noch tragen, ohne ihre Produktivität zu 
verringern. Auch im neuen Konzept der lebenszyklus-orientierten Perso-
nalpolitik spielen flexible Übergangsformen eine prominente Rolle (BM-
FSFJ 2010: 122ff.). 

Genereller gesehen sind solche gleitenden Übergänge durch reduzierte 
Arbeitszeiten Teil der für alle Altersgruppen geforderten flexiblen Arbeits-
zeitmodelle, um die berufliche Tätigkeit besser mit Familie bzw. Privatleben 
vereinbaren zu können (von der Geburt von Kindern und deren Erziehung 
über Weiterbildungszeiten oder Auszeiten – sogenannte Sabbaticals – bis hin 
zu der in einer alternden Gesellschaft immer wichtiger werdenden Pflege 
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von Angehörigen). Zentral ist dabei der Hinweis, dass sich solche Verein-
barkeitsmaßnahmen geschlechterneutral darstellen sollten, um zu vermei-
den, dass die Vereinbarkeitslösungen nicht einseitig auf die Frauen zielen 
und so wiederum eine Geschlechterlücke bei Karrieremöglichkeiten, Ein-
kommen und schließlich den Renten entsteht (Naegele 2010: 27ff.). 

Unbenommen der Frage, wie ein gleitender Übergang in den Ruhestand 
konkret ausgestaltet wird, ist festzuhalten, dass solche Maßnahmen auf ab-
strakter Ebene durchaus eine große Befürwortung bei den Beschäftigten 
finden. »Befragt nach den Voraussetzungen und konkreten Bedingungen, 
die erfüllt sein müssen, um ihrer gegenwärtigen Arbeit bis zum 65. Lebens-
jahr nachgehen zu können, sprachen sich in einer repräsentativen Umfrage 
75% der Erwerbstätigen für bessere Möglichkeiten zur Vereinbarung von 
beruflichen und privaten Verpflichtungen aus. 70% plädierten für eine Re-
duzierung der wöchentlichen Arbeitszeit ab einem bestimmten Lebensal-
ter« (BMAS 2010: 78.). Sonderauswertungen des DGB-Indexes »Gute Ar-
beit« bestätigen dies und zeigen zudem, dass das Konzept bei solchen älteren 
Beschäftigten auf besondere Zustimmung trifft, die überdurchschnittlich 
häufig von hohen Arbeitsbelastungen berichten und/oder sich Sorgen um 
ihre berufliche Zukunft machen (Institut DGB-Index Gute Arbeit 2014). 

Ist also das Konzept des gleitenden Ruhestandes eines der seltenen In-
strumente, mit denen es gelingt, gleich »mehrere Fliegen mit einer Klappe 
zu schlagen« (Bäcker/Naegele 1992: 510)? Die bisherigen Erfahrungen 
wirken ernüchternd. In der Praxis ist dieses sozialpolitisch und geronto-
logisch so positiv bewertete Instrument nicht über den Status der »Bedeu-
tungslosigkeit« hinausgekommen, um ein Ergebnis unserer Analysen vor-
wegzunehmen.

Gleitende Übergänge im Praxistest

Teilrenten und Altersteilzeit: Regelungen … 
Die faktische Bedeutungslosigkeit gleitender Übergänge in der bisherigen 
Verrentungspolitik und -praxis, die stets auf abrupte Übergänge gezielt ha-
ben – zunächst in Richtung »immer früher« (Naegele 1992), ab der Jahrtau-
sendwende dann in Richtung »möglichst später« (BMFSFJ 2010: 100ff.) –, 
ist deswegen bemerkenswert, weil das Rentenrecht schon seit vielen Jah-
ren entsprechende Möglichkeiten bietet, Teilrenten und ein reduziertes Er-
werbseinkommen miteinander zu verknüpfen. Hinzu kommen zahlreiche 
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betriebliche wie tarifvertragliche entsprechende Optionen, unter denen 
das Modell der Altersteilzeit mit Abstand die größte Bedeutung hatte und 
auch noch hat. 

Nach dem seit 1992 geltendem Recht können Rentner_innen im Alters-
übergang ihre Altersrente auch als Teilrente beziehen und in drei Stufen mit 
einer Erwerbstätigkeit verbinden. Der Teilrentenbezug ist dabei als Alter-
native zum vorgezogenen Bezug einer Altersrente ausgestaltet. Vorausset-
zung ist das Erreichen der frühestmöglichen Altersgrenze, aktuell ab dem 
63. Lebensjahr. Nach der Äquivalenzlogik werden nicht nur die vorgezo-
genen Vollrenten, sondern auch die in Anspruch genommenen Teilrenten 
durch versicherungstechnische Abschläge in Höhe von 0,3% je Monat ge-
kürzt. Wer Anspruch auf eine vorgezogene Rente hat, kann entweder die 
Vollrente oder eine Rente in Höhe von zwei Dritteln, der Hälfte oder einem 
Drittel beantragen. Allerdings gelten hierbei relativ enge, gestufte Hinzu-
verdienstgrenzen. 

Bei der Altersteilzeit handelt es sich hingegen um eine arbeitsrechtliche 
Regelung, die es den Beschäftigten ermöglicht, bereits ab dem 55. Lebens-
jahr ihre Arbeitszeit zu reduzieren. Das Ende der Altersteilzeit ist zwin-
gend immer zugleich auch der Beginn der gesetzlichen Altersrente (vorge-
zogene oder Regelaltersrente). Der Arbeitgeber muss das hälftige Gehalt 
um mindestens 20% des Regelarbeitsentgelts aufstocken und zusätzliche 
Rentenbeiträge von mindestens 80% des Regelarbeitsentgelts zahlen, um 
die Minderung der Rentenanwartschaften zu begrenzen. Über viele Jahre 
hinweg wurden die Arbeitgeber durch Zuschüsse der Bundesagentur für 
Arbeit gefördert. Diese Förderung ist mit dem Jahresbeginn 2010 für neue 
Altersteilzeitangebote ersatzlos entfallen. Die Möglichkeit, in eine Alters-
teilzeit zu wechseln, besteht allerdings nur, wenn der Arbeitgeber zustimmt. 
In der Regel wird deshalb die Inanspruchnahme per Tarifvertrag oder Be-
triebsvereinbarung geregelt. Entsprechende Tarifverträge gibt es beispiels-
weise in der Metall- und Chemieindustrie, im Bank- und Versicherungsge-
werbe oder im öffentlichen Dienst. Diese Tarifverträge sehen in der Regel 
höhere Aufstockungsleistungen der Arbeitgeber vor, die Zahl der berech-
tigten Beschäftigten ist aber durch sogenannte Überforderungsklauseln be-
grenzt (im Überblick: Bispinck/WSI Tarifarchiv 2016). 

Daneben gibt/gab es eine Vielzahl von tarifvertraglichen und einzel-
betrieblichen Regelungen speziell für ältere Beschäftigte, die zumindest 
theoretisch das Potenzial gleitender Übergänge besitzen/besessen haben: 
spezielle (altersgebundene) Arbeitszeitregelungen für besonders belastete 
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Berufsgruppen (z.B. Schichtarbeit, Polizei und Feuerwehr, Deutsche Bahn), 
einzelbetriebliche (flexible) Übergangsregelungen (z.B. Deutsche Post, Ba-
yer AG, Bosch AG, Lufthansa, VW AG (Bispinck 2002; Bauknecht/Nae-
gele 2016). Dazu zählen auch Langzeit- und Lebensarbeitszeitkonten, u.a. 
mit dem Ziel eingerichtet, Altersübergänge dadurch zu ermöglichen, dass 
Beschäftigte Überstunden und/oder Lohnbestandteile für eine Brücke zwi-
schen vorzeitigem Erwerbsausritt und einem späteren (möglichst abschlags-
freien Renteneintritt ansammeln können (z.B. in der Chemischen Indus-
trie) (vgl. Fröhler/Fehmel/Klammer 2013: 213ff.) 

… und ihre Nutzung
Mehr als gering fällt die Nutzung der Teilrenten aus: Der Anteil der Teil-
rentner_innen betrug in den letzten Jahren nie mehr als 0,5% der neu zu-
gegangenen Rentner_innen. So gab es im Jahr 2015 rund 890.000 Renten-
neuzugänge – darunter befanden sich gerade einmal 2.840 Teilrenten. Dies 
entspricht einem Anteil von 0,3% (Deutsche Rentenversicherung Bund 
2016). 

Hingegen hat die Altersteilzeit, die ja in bedeutend jüngerem Alter, d.h. 
weit vor den rentenrechtlichen Altersgrenzen einsetzt, durchaus eine hohe 
Resonanz erfahren. Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigten, die sich in Altersteilzeit befinden, hat bis zum Jahr 2009 stark zu-
genommen. Seit 2009 (670.000 Arbeitnehmer_innen) zeigt sich jedoch eine 
rückläufige Entwicklung der Altersteilzeitbeschäftigten, die anhalten wird. 
Aktuell sind aber immer noch 372.000 Personen registriert (Deutsche Ren-
tenversicherung Bund 2016). Von Altersteilzeit – im Sinne des Wortes – und 
einem schrittweisen Übergang in die erwerbsarbeitsfreie Zeit kann aber 
nicht die Rede sein – faktisch war und ist die Altersteilzeit eine Form des 
vorgezogenen Ruhestandes. Nur von einer Minderheit der Betroffenen (ca. 
10%) wurde und wird die tägliche oder wöchentliche Arbeitszeit verkürzt, 
90% der Fälle werden hingegen in der geblockten Form ausgeübt (vgl. Bä-
cker u.a. 2009: 97ff.). Dieses Blockmodell sieht vor, dass in der sogenannten 
Aktiv- bzw. Arbeitsphase vollzeitig gearbeitet und in der anschließenden 
Passiv- bzw. Freistellungsphase die Arbeitszeit auf Null reduziert wird.

Bei der Frage nach den Gründen für die Persistenz eines stufenlosen Er-
werbsausstiegs und für die geringe Akzeptanz der Arbeitszeitreduzierung 
am Ende des Erwerbslebens ist zwischen der Teilrente und der Altersteilzeit 
zu unterscheiden. Bei der Teilrente handelt es sich um ein sogenanntes spätes 
Gleitmodell: Die Möglichkeit, eine Teilrente in Anspruch zu nehmen, tritt 
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erst nach Erreichen der vorgezogenen Altersgrenze ein, also aktuell frühes
tens ab dem 63. Lebensjahr und zielt insofern darauf ab, die Erwerbsphase 
zu verlängern. Für die meisten potenziell Interessierten ist dies aber nicht 
gewollt. Abschreckend wirken die Abschläge, die starren Hinzuverdienst-
grenzen sowie befürchtete Lücken in der betrieblichen Altersversorgung. 
Entscheidend ist aber auch, dass die Teilrente nur eine rentenrechtsinterne 
Wahlmöglichkeit eröffnet, d.h. die Option ist nur dann realisierbar, wenn 
die Betriebe für ältere Arbeitnehmer eine entsprechende Teilzeitbeschäfti-
gung anbieten. Dazu sind sie weder verpflichtet, noch sind sie offensicht-
lich in Anbetracht der Lage auf dem (Teilzeit-)Arbeitsmarkt für ältere Ar-
beitnehmer daran in relevantem Maß auch interessiert. 

Die etwa 90-prozentige Nutzung der Altersteilzeit als Blockmodell und 
nicht in Form von reduzierten täglichen oder wöchentlichen Arbeitszeiten 
lässt sich ebenfalls darauf zurückführen, dass auf die Verkürzung der Ar-
beitszeit am gegebenen oder einem vergleichbaren Arbeitsplatz (also ohne 
Status- und Qualifikationsverluste) kein Rechtsanspruch besteht. Vorlie-
gende Befunde belegen aber auch erhebliche Vorbehalte (der überwiegend 
männlichen) Beschäftigten gegenüber einer als diskriminierend empfun-
denen Teilzeitarbeit am Ende des Berufslebens, die nicht mit den normal-
biografischen Vorstellungen älterer (männlicher) Beschäftigter übereinstim-
men. Vielmehr wird ein vollständiger Erwerbsausstieg gegenüber einem 
Status als ein für alle sichtbares »betriebliches Auslaufmodell« gewünscht. 
Und die Unternehmen stehen – immer noch – der Teilzeitarbeit insbeson-
dere im mittleren und oberen Qualifikationsspektrum und hier vor allem 
bei Männern skeptisch gegenüber, weil sie arbeitsorganisatorische Probleme 
sowie den Verlust besonders wichtiger betriebsspezifischer Qualifikationen 
(vor allem bei Leitungskräften) befürchten (Bäcker/Naegele 1993: 57ff.).

Es spricht wenig dafür, dass sich diese Praxis der Altersteilzeit in den 
nächsten Jahren verändern wird. Die Altersteilzeit bleibt ein Modell der 
Frühausgliederung in Großbetrieben, die ihren Personalabbau sozialver-
träglich abfedern wollen. Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen sind nicht in Sicht.
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Neue Perspektiven durch das Flexirentengesetz?

Anders sieht es bei der Teilrente aus. Das nach langjährigen Beratungen in 
der Großen Koalition Ende 2016 verabschiedete und in wesentlichen Teilen 
zum 1. Januar 2017 in Kraft getretenen Flexirentengesetz sieht eine Neure-
gelung bei der Berechnung der Teilrenten vor. In der Gesetzesbegründung 
heißt es »Wer seine Erwerbstätigkeit nicht abrupt beenden möchte und da-
her in Teilzeit arbeitet, soll die Möglichkeit haben, das Teilzeitgehalt durch 
eine sich flexibel anpassende Teilrente zu ergänzen. (…) Sie kann Menschen 
dazu anregen, bis zur Regelaltersgrenze in Teilzeit weiter zu arbeiten, statt 
die Erwerbstätigkeit vollständig einzustellen und eine vorgezogene Alters-
rente in voller Höhe zu beziehen.« (Deutscher Bundestag 2016: 22)

Die bisherige Stufenregelung wird ersetzt durch ein gleitendes Berech-
nungsverfahren. Vor Erreichen der Regelaltersgrenze können bis zu 6.300 
Euro im Jahr ohne Kürzung der Altersrente hinzuverdient werden. Ein über 
diesen Betrag hinausgehender Verdienst wird zu 40% auf die Monatsrente 
angerechnet. Erst wenn die Summe aus gekürzter Rente und dem Hinzu-
verdienst über dem bisherigen Einkommen (bestes Einkommen der letz-
ten 15 Kalenderjahre) liegt, wird der darüber liegende Hinzuverdienst zu 
100% auf die verbliebene Teilrente angerechnet und die Altersrente ent-
fällt völlig. Der in Anspruch genommene Rententeil wird um Abschläge 
gemindert. Dies gilt aber nicht für die abschlagsfreie Altersrente für beson-
ders langjährig Versicherte. Der Hinzuverdienst unterliegt in voller Höhe 
der Versicherungspflicht in der GRV.

Ob diese Neuregelung aber tatsächlich zu einer höheren Inanspruch-
nahme der Teilrenten führen wird, ist indes zu bezweifeln. Denn diese (im 
Detail wegen der Spitzabrechnung komplizierte) Regelung kann nämlich – 
wie die Vorgängerregelung – nur dann wahrgenommen werden, wenn ein 
Anspruch auf eine vorgezogene Altersrente besteht, also frühestens mit 63 
Jahren. Und es bleibt dabei, dass der vorgezogene Rententeil durch Ab-
schläge gekürzt wird, sodass auch die spätere Vollrente geringer ausfällt. 
Zwar können die Versicherten, beginnend mit einem Lebensalter von 50 
Jahren, zusätzliche Beiträge zahlen, um die Abschläge auszugleichen oder 
in ihrer Höhe zu begrenzen. Aber im Zweifel können sich diejenigen Ar-
beitnehmer_innen, die gesundheitlich am stärksten belastet sind, die Ab-
schläge bzw. den Abkauf von Abschlägen am wenigsten leisten (Schmitz 
2016). Hinzu kommt erfahrungsgemäß, dass je komplexer die zur Verfü-
gung gestellten Optionen sind (wie im neuen Flexirentengesetz geradezu 
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»maßgeschneidert« passiert), umso geringer sind die Chancen ihrer Nut-
zung und je höher ist die Wahrscheinlichkeit des Ausweges in die einfachen 
Lösungen, d.h. in die vorgezogene Vollrente (Rische/Kreikebohm 2012: 10). 

Ungewiss bleibt auch, ob die neue Teilrentenregelung tatsächlich zu der 
gewünschten Form des »gleitenden Ruhestandes« führt. Denn die Dauer 
der Arbeitszeit ist bei der Berechnung der Teilrente unerheblich, es kommt 
allein auf die Höhe des Einkommens an. Nach dem Teilzeit- und Befris
tungsgesetz haben Arbeitnehmer_innen zwar gegenüber ihrem Arbeitge-
ber einen Anspruch auf Verringerung ihrer Arbeitszeit am gegebenen oder 
einem vergleichbaren Arbeitsplatz. Der Arbeitgeber kann den Anspruch 
aber aus betrieblichen Gründen ablehnen. Und ausgenommen sind Beschäf-
tigte in Kleinbetrieben (weniger als 15 Beschäftigte). Insofern kann es auch 
dazu kommen, dass der Bezug einer vorgezogenen Altersrente als Teilrente 
mit einem neuen Vollzeitarbeitsverhältnis – womöglich nach dem Verlust 
des bestehenden Arbeitsplatzes und bei einem anderen Arbeitgeber – kom-
biniert wird, allerdings mit einem geringeren Monatseinkommen, um die 
Anrechnungsfreiheit zu erhalten. 

Erwerbstätigkeit im Ruhestand.  
Eine neue Form des gleitenden Altersübergangs?

Bleibt es also auch in Zukunft dabei, dass gleitende Altersübergänge in der 
Praxis nicht umgesetzt werden? Das muss nicht der Fall sein, wenn man 
sich eine Altersübergangsform ansieht, die in der wissenschaftlichen wie 
politischen Diskussion über lange Zeit weitgehend unbeachtet geblieben 
ist, aber durchaus mit dem Konzept des gleitenden Ruhestands in Verbin-
dung gebracht werden kann. Gemeint ist die Entscheidung, mit dem Errei-
chen der Regelaltersgrenze zwar eine Vollrente zu beziehen, aber dennoch 
eine anderweitige (Neben-)Erwerbstätigkeit auszuüben, also die Erwerbs-
beteiligung nicht abrupt zu beenden. Die Rede ist hier von »Arbeit trotz 
Rente« (Naegele 2013; Schmitz 2014; Pfarr/Maier 2013). Rentenrechtlich 
ist diese Erwerbstätigkeit gleich welcher Art ohne Weiteres möglich, denn 
die Höhe des Einkommens und die Dauer der Arbeitszeit haben keinen 
Einfluss auf die Rentenzahlung und deren Höhe. 

Davon wird zunehmend Gebrauch gemacht. Das betrifft zum einen die 
Ausübung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung; hier zählt die Be-
schäftigtenstatistik BA im März 2015 211.650 Personen – gegenüber 90.429 
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Personen im Jahr 2005 – also zehn Jahre zuvor. Vor allem aber haben die 
Minijobs ein erhebliches Gewicht: Fast 1 Million (940 Tausend) Personen 
im Alter von 65 Jahren und älter haben im Juni 2015 eine Beschäftigung 
mit einem Verdienst von bis zu 450 Euro ausgeübt. Gegenüber 2005 (670 
Tausend) entspricht dies einer Zunahme von 37%.

Zwar ist die Gruppe – gemessen an der Gesamtzahl der Bevölkerung im 
Alter von 65 Jahren und mehr – noch recht klein, aber sie wächst und ist 
schon jetzt deutlich größer als die Zahl der Teilrentner_innen und der in 
Altersteilzeit Beschäftigten. Nach den neuesten Daten der Generali Alters-
studie von 2017 (Generali 2017) arbeiteten 2016 (2013) »regelmäßig« 15% 
(11%) der befragten 65- bis 85-Jährigen; darunter weit überwiegend Jün-
gere (29%/20%) in der Gruppe der 65- bis 69-Jährigen). Überwiegend han-
delt es sich um Tätigkeiten mit einer geringen Wochenarbeitszeit: Nur 9% 
arbeiten Vollzeit, 42% in Teilzeit von im Durchschnitt knapp 14 Stunden/
Woche. In der Regel handelt es sich auch nicht um die Fortführung der Tä-
tigkeit beim bisherigen Arbeitgeber, 80% haben ein neues Arbeitsverhältnis

Ein Großteil (40%) ist allerdings nicht abhängig beschäftigt, sondern 
selbständig tätig. Es handelt sich um Handwerker, Landwirte, Freiberuf-
ler (Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten usw.), Künstler, Inhaber größerer 
und mittelständischer Unternehmen sowie Solo-Selbständige, die allesamt 
ihren Beruf weiter ausführen. Denn im Unterschied zur abhängigen Be-
schäftigung gibt es hier keine individual- und kollektivvertraglichen Re-
gelungen, die die Beendigung des Arbeitsverhältnisses an das Erreichen ei-
ner Altersgrenze binden. Als selbständig beschäftigt gelten darüber hinaus 
auch jene Personen, die mit dem Erreichen der Regelaltersgrenze ihre ab-
hängige Beschäftigung beenden und dann selbständig tätig werden, d.h. ei-
nen Nebenerwerb im Rahmen von jeweils befristeten Werk- oder Hono-
rarverträgen ausüben.

Die sozialpolitische Bewertung dieser Form einer »Erwerbstätigkeit im 
Ruhestand« fällt nicht leicht, da sie durch widersprüchliche Ausprägungen 
charakterisiert ist (Naegele 2013; Schmitz 2015). Die These, die Weiterfüh-
rung der Erwerbstätigkeit sei ausschließlich materiell erzwungen und Aus-
druck von Altersarmut, greift aber auf jeden Fall zu kurz. Denn im höheren 
Lebensalter können nur all jene noch erwerbstätig sein, die gesundheit-
lich überhaupt dazu in der Lage sind. Wer schon vor Erreichen der Re-
gelaltersgrenze wegen erheblicher Einschränkungen der physischen und 
psychischen Konstitution aus dem Arbeitsleben ausgeschieden und/oder 
erwerbsgemindert ist, wird es schwer haben, noch eine Tätigkeit zu fin-
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den. Dies trifft auch für Personen zu, deren Qualifikationsniveau gering 
ist und/oder die nach einer Phase der Langzeitarbeitslosigkeit das Renten-
alter erreicht haben. 

Hingegen arbeiten vorzugsweise diejenigen weiter, die schon vorher gute 
Erwerbschancen hatten. Es handelt sich um Beschäftigte mit mittleren und 
höheren (akademischen) Qualifikationen, deren Gesundheitsstand gut ist 
und die weniger berufliche wie private Belastungen zu tragen haben - nicht 
zuletzt auch, weil die Betriebe an diesen Personen ein wachsendes Inte-
resse haben. Im Unterschied zu den gering Qualifizierten sind sie häufiger 
dazu in der Lage, eigene Anforderungen an die Art ihrer Erwerbstätigkeit 
zu stellen. Es sind zudem mehrheitlich Personen mit »hohen« Einkom-
men (19% gegenüber 9% mit niedrigem Haushaltseinkommen). Insofern 
kann nicht verwundern, dass im Blick auf die Gründe der Erwerbstätig-
keit die bisherigen Befunde eine deutliche Mehrheit für intrinsische Motive 
(»Arbeit macht Spaß«, »Werde noch gebraucht«, soziale Kontakte etc.) er-
kennen. Wirtschaftliche Gründe (»Armutsvermeidung«, »Kann mir damit 
mehr leisten«) sind demgegenüber eher nachrangig (Chilar/Mergenthaler/
Micheel 2014: 220f.). Dies bedeutet aber keineswegs, dass der Aspekt der 
Einkommensaufstockung überhaupt keine Rolle spielt. Auch für gut qua-
lifizierte Rentner_innen haben finanzielle Motive eine Bedeutung, sie kon-
zentrieren sich auf den Wunsch, den am Ende der Berufstätigkeit erreich-
ten Lebensstandard einigermaßen halten und Versorgungslücken schließen 
zu können (vgl. Hokema/Scherger 2016; Schmitz 2015: 9). 

Ob auch künftig die intrinsischen Motive weiter an der Spitze stehen wer-
den oder aber ökonomische Gründe (weiter) aufschließen oder gar über-
wiegen (Chilar/Mergenthaler/Micheel 2014: 19ff.), ist eine offene Frage. 
Wenn die gesetzliche Rente ihre Lebensstandardsicherungsfunktion ange-
sichts des absinkenden Rentenniveaus immer weiter einbüßt und absehbar 
ist, dass durch die betriebliche oder private Vorsorge kein Ausgleich erreicht 
werden kann, dann dürfte sich die Erwerbstätigkeit im Ruhestand in die 
Richtung einer vierten Säule der Alterssicherung entwickeln. In jedem Falle 
nimmt die Gefahr zu, dass auch in diesem Segment der Alterserwerbsar-
beit alte und neue soziale Ungleichheiten an Bedeutung gewinnen. Mit dem 
Konzept eines gleitenden Ruhestandes hätte das aber nichts mehr zu tun.

Eine verlässliche und dauerhafte »vierte Säule« der Alterssicherung sind 
die Einkommen aus einer Nebentätigkeit nämlich nicht. Die Aufstockung 
der Renten scheitert spätestens dann, wenn den interessierten Rentner_in-
nen keine entsprechenden Arbeitsplätze mehr angeboten werden – weil 
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sich womöglich die Gesamtlage auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert – 
oder wenn die gesundheitliche Lage eine weitere Tätigkeit schlicht nicht 
mehr zulässt. 
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Ute Klammer
Friends or Foes? 
Zur Neujustierung des Verhältnisses von staatlicher,  
tariflicher und betrieblicher Sozialpolitik  
am Beispiel der Alterssicherung

1. Einführung

Am 21.12.2016 hat das Bundeskabinett den Entwurf für ein Betriebsren-
tenstärkungsgesetz verabschiedet (BMAS 2016a). Das Gesetz soll Anfang 
2018 in Kraft treten und durch gezielte Maßnahmen im Arbeits-, Sozial- 
und Steuerrecht eine weitere Verbreitung von betrieblicher Altersvorsorge 
ermöglichen. Den Kern des Gesetzentwurfes bildet das Sozialpartnermo-
dell, mit dem die Rolle der Tarifparteien bei der Organisation der betrieb-
lichen Altersversorgung weiter gestärkt werden soll. Das BMAS betont 
den erhofften Nutzen der Neuregelung: »Durch das Betriebsrentenstär-
kungsgesetz werden die Möglichkeiten einer tarifvertraglichen Regelung 
von Betriebsrentensystemen erweitert, damit in Zukunft mehr Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer von einer möglichst einfach organisierten, 
passgenauen und kostengünstigen betrieblichen Altersversorgung profi-
tieren können.« (BMAS 2016b)

Das geplante Gesetz führt damit eine Entwicklung fort, die seit Jahren 
zu beobachten ist: Die Verantwortung für die soziale Absicherung wird zu-
nehmend von den staatlichen Sicherungssystemen auf andere Akteure, ins-
besondere die Tarifvertragsparteien und Betriebe wie auch die Individuen 
selbst, verlagert. Es entsteht eine neue Governance sozialer Sicherung, wo-
bei der Staat die Regeln des Handelns der übrigen Akteure absteckt und 
moderiert. In der Alterssicherung lässt sich diese Entwicklung (spätestens) 
seit der Rentenreform 2001 beobachten, in deren Rahmen eine Neuori-
entierung hin zu einem Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung erfolgte. 

Doch was bedeutet diese Verschiebung für die verschiedenen Akteure  – 
und vor allem für die Beschäftigten und ihre Alterssicherungsansprüche? 
Ergänzen sich staatliche, tarifliche und betriebliche Alterssicherung oder 
stehen sie möglicherweise in Konkurrenz zueinander? Können tarifliche 
und betriebliche Leistungen als funktionale Äquivalente Kürzungen in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung kompensieren?
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Der vorliegende Artikel reflektiert die Verschiebungen und ihre Folgen 
unter Rückgriff auf Ergebnisse eines unter Leitung der Verfasserin durch-
geführten, von der HBS geförderten Forschungsprojekts zum Thema »Re-
Flexibilisierung des Altersübergangs« und fragt vor dem Hintergrund dieser 
Ergebnisse nach den möglichen Auswirkungen des aktuellen Betriebsren-
tenstärkungsgesetzes.

2. Zum Wandel betrieblicher und tariflicher Sozialpolitik  
und ihrer Bewertung durch die Gewerkschaften

Die Gewerkschaften haben lange Zeit keinen Zweifel daran gelassen, dass 
sie freiwilligen betrieblichen Sozialleistungen nur wenig abgewinnen konn-
ten (vgl. Klammer 2000). Dahinter stand die Auffassung, es handle sich bei 
betrieblichen Sozialleistungen ohnehin lediglich um vorenthaltenen Lohn. 
Mit freiwilligen sozialen Leistungen hätten die Arbeitgeber ein Instrument, 
das Verhältnis von Arbeit und Entgelt einseitig zu verändern. Sie könnten 
Leistungen willkürlich einführen, aber auch wieder abschaffen und damit 
Druck auf die Beschäftigten ausüben. Seit längerer Zeit hat hier allerdings 
ein Sinneswandel eingesetzt; die Gewerkschaften stehen tariflicher und be-
trieblicher Sozialpolitik heute in der Regel positiv gegenüber, bieten doch 
Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen Möglichkeiten, sozialpolitische 
Leistungen mitzugestalten. 

So haben auch tarifliche und betriebliche Regelungen zur Altersvor-
sorge eine lange Geschichte (vgl. Bispinck 2001; Wiß 2011). In der Regel 
zielten sie darauf ab, die gesetzliche Rente mittels arbeitgeberfinanzierter 
Leistungen aufzustocken. In Folge der Rentenreform 2001 bekam die tarif-
liche Ebene jedoch eine völlig neue Bedeutung für die Alterssicherung, in-
sofern die gesetzlich eingeführte Förderung des Aufbaus der betrieblichen 
Alterssicherungssäule durch Entgeltumwandlung das Vorliegen einer ent-
sprechenden tarifvertraglichen Regelung voraussetzt. Bispinck (2012: 215) 
betont den Bedeutungswandel, den die Tarifpolitik im Rahmen dieser Neu-
justierung der Alterssicherungsarchitektur erhielt: »Hatte sie bis dahin eine 
Ergänzungsfunktion, wurde ihr seitdem vor allem eine Ersatzfunktion für 
die beschlossenen Kürzungen bei der gesetzlichen Rente zugewiesen.« Ta-
rifvertrags- und Betriebsparteien haben also seit 2001 einen explizit sozi-
alpolitischen Auftrag, nämlich zur Lebensstandardsicherung im Alter bei-
zutragen. Doch was können sie in diesem Feld leisten?
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 Die Verlagerung von Regelungskompetenzen auf die tarifliche  
und betriebliche Ebene am Beispiel des Altersübergangs

Bei der Beantwortung der Frage, was Tarifpartner und Betriebsparteien 
bei der Übernahme zuvor sozialstaatlich geregelter Aufgaben leisten (kön-
nen), können Analysen zu einem eng mit der Alterssicherung verknüpf-
ten Themenfeld Einsichten vermitteln: Der Gestaltung des Übergangs vom 
Erwerbsleben in die Rente. Im Rahmen unseres in den Jahren 2009-2012 
durchgeführten Forschungsprojekts »Re-Flexibilisierung des Rentenüber-
gangs – Neue gesetzliche, tarifliche und betriebliche Möglichkeiten der Ge-
staltung des Übergangs vom Erwerbsleben in die Rente« stand die Frage 
nach der aktuellen und zukünftigen Entwicklung des flexiblen Renten
übergangs im Fokus. Dieses sozialpolitische Regelungsfeld eignet sich in 
besonderer Weise für eine Untersuchung der Verschiebung der sozialpoli-
tischen Architektur und Governance sowie der damit verbundenen Folgen 
für die beteiligten Akteure und Adressaten: Während die gesetzlichen Mög-
lichkeiten für einen flexiblen, insbesondere vorgezogenen Übergang in die 
Rente seit den 1990er Jahren zunehmend eingeschränkt wurden, wurde die 
Gestaltung des Rentenübergangs im Gegenzug zunehmend auf die tarifliche 
und betriebliche Ebene verlagert. Untersucht wurden unter Nutzung ei-
ner Triangulation von qualitativen und quantitativen Methoden die Gestal-
tung wie auch die Nutzung flexibler Rentenübergangsmöglichkeiten und 
damit verknüpfter Leistungen sowie die hiermit verbundenen Verteilungs-
wirkungen (für die vollständige Studie s. Fröhler/Fehmel/Klammer 2013).1

Ausgangspunkt der Untersuchung war die als »dreifacher Paradigmen-
wechsel« gekennzeichnete Abkehr der staatlichen Rentenübergangspoli-
tik von der Verkürzung der Lebensarbeitszeit hin zu deren Verlängerung. 
Mit den Zielen der Ausgabenbegrenzung der öffentlichen Haushalte, der 
finanziellen Entlastung der Unternehmen von Sozialabgaben, der Siche-
rung der Finanzierungsbasis der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
Bereitstellung eines ausreichenden Arbeitskräfteangebots im Zuge des de-
mografischen Wandels wurden die gesetzlichen renten- und arbeitsförde-
rungsrechtlichen Vorruhestandsoptionen sukzessive eingeschränkt und die 
Regelaltersgrenze angehoben. Parallel hierzu wird das Leistungsniveau in 
der gesetzlichen Rentenversicherung schrittweise abgesenkt. Diese »Ent-

1  Für die Durchführung der empirischen Studie danke ich meinen wissenschaft-
lichen Projektmitarbeitern Norbert Fröhler und Thilo Fehmel. 
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flexibilisierung« des staatlichen Rentenübergangs wird begleitet von einer 
»Reflexibilisierung« auf kollektiv- und individualvertraglicher Ebene, in-
dem der Staat Rahmenbedingungen und Anreize für eine Verlagerung der 
Gestaltung und Finanzierung des Rentenübergangs in die tarifliche und be-
triebliche Verhandlungsarena schafft. Auch dies geschieht, wie die Studie 
verdeutlicht hat, primär mit dem Ziel staatlicher Entlastung. 

Wie die Ergebnisse unserer Untersuchung zeigen, hat die Entflexibili-
sierung des staatlichen Rentenübergangs im Untersuchungszeitraum (bis 
2012)2 faktisch jedoch keine Reflexibilisierung auf kollektivvertraglicher 
Ebene nach sich gezogen. Zum einen konnten die Einschränkungen der 
staatlichen Übergangsoptionen weder auf tariflicher noch auf betrieb-
licher Ebene ausgeglichen werden. Zum anderen zeigen sich auch hier zu-
nehmend Tendenzen einer Entflexibilisierung, insofern auch in den Un-
ternehmen zunehmend weniger Beschäftigte in den Genuss eines sozial 
abgesicherten flexiblen Rentenübergangs kommen. Zudem haben sich die 
Bedingungen für den vorzeitigen Erwerbsausstieg im Untersuchungszeit-
raum zusehends verschlechtert. Dies betraf sowohl die finanzielle Aus-
stattung der Übergangsinstrumente als auch den frühest möglichen Zeit-
punkt ihrer Inanspruchnahme. Dadurch erhöht sich die soziale Selektivität 
der betrieblichen Instrumente, weil Beschäftigte mit geringeren individu-
ellen Handlungsressourcen sich deren Inanspruchnahme zunehmend nicht 
mehr leisten können. 

Neben der höheren Selektivität des Zugangs zu einem abgesicherten 
Rentenübergang waren die Vertariflichung und Verbetrieblichung auch mit 
einer deutlich stärkeren Differenzierung der Übergangsbedingungen ver-
bunden. Während auf staatlicher Ebene weitgehend einheitliche Leistun-
gen und Bedingungen garantiert werden, weisen die Tarifvertrags- und die 
Betriebsvereinbarungslandschaft zum Rentenübergang unseren Recher-
chen zufolge eine wesentlich höhere Heterogenität des Instrumentariums 
als auch eine stärkere Differenzierung des Regelungsgehalts innerhalb der 
einzelnen Übergangsinstrumente auf. Zudem ließen sich Tendenzen einer 
weiter zunehmenden Binnendifferenzierung feststellen. Wie sich gezeigt 
hat, spielen im Ergebnis die Branchen- und Betriebszugehörigkeit eine zen-
trale Rolle sowohl für den Zugang zu tariflichen und betrieblichen Über-

2  Entwicklungen der aktuellen Legislaturperiode wie die Einführung der »Rente 
mit 63« oder das Flexi-Rentengesetz fallen in den Zeitraum nach Abschluss der 
Studie.
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gangsinstrumenten als auch für deren konkrete Nutzungsbedingungen. So 
existierte zum Zeitpunkt der Untersuchung im Einzelhandel und in der 
Textilindustrie kein einziger Tarifvertrag zum Rentenübergang, während 
in der chemischen Industrie fünf tariflich regulierte Übergangsinstrumente 
und eine Basisfinanzierung zur Verfügung standen und für tarifgebundene 
Unternehmen eine Verpflichtung bestand, zumindest eines der Instrumente 
anzubieten. Im Branchenvergleich hat sich gezeigt, dass die Übergangsre-
gulierung mit der durchschnittlichen Betriebsgröße in einer Branche, der 
Tarifbindung, dem Entgeltniveau und dem Verbreitungsgrad des »Norma-
larbeitsverhältnisses« steigt. Ähnlich hoch ist die Selektivität auf betrieb-
licher Ebene. Selbst unter den Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten 
und einer betrieblichen Interessenvertretung (WSI-Betriebsrätebefragung) 
verfügte jedes vierte über keinerlei betriebliche Übergangsregulierung. Ein 
Anspruch auf Nutzung des betrieblichen Rentenübergangs war zudem 
meist nur dann gegeben, wenn dieser per Tarifvertrag vorgeschrieben war. 
Insgesamt erwiesen sich vor allem die wirtschaftliche Lage eines Betriebs, 
die Produktionsstrukturen und die Personalpolitik, die Betriebsgröße, die 
Tarifbindung und die Existenz eines Betriebsrats, die Fluktuationsrate sowie 
der Anteil »atypischer« oder prekärer Arbeitsverhältnisse als zentrale Fak-
toren für das Angebot und die Qualität betrieblicher Übergangsregulierung.

Verschärfend zu der geringeren Reichweite kollektivvertraglicher Re-
gelungen kam hinzu, dass die »Entstaatlichung« des Rentenübergangs auf 
Deregulierungstendenzen im System der industriellen Beziehungen selbst 
traf, die durch eine nachlassende Bindungsfähigkeit der Tarifparteien, die 
Erosion des Flächentarifvertrags, die zunehmende Fragmentierung der Ta-
riflandschaft und die Verlagerung der Regulierung der Arbeitsbedingungen 
auf die betriebliche Ebene gekennzeichnet ist. Die Erosion des Flächentarif-
vertrags hat zur Folge, dass immer weniger Unternehmen und Beschäftigte 
vom tariflichen Rentenübergang erfasst werden. Die Fragmentierung des 
Verhandlungssystems führt dazu, dass der Zugang zu tariflichen Leistungen 
sowie deren Ausgestaltung immer stärker nach Teilbranchen und Berufs-
gruppen differieren. Die Verbetrieblichung der industriellen Beziehungen 
verstärkt diese Entwicklung und führt zu einer zusätzlichen Ausdifferenzie-
rung der Chancen auf einen abgesicherten Rentenübergang nach Betriebs
zugehörigkeit und nach einzelnen Beschäftigtengruppen. Zudem zeigten 
sich auch in der betrieblichen Verhandlungsarena Erosionstendenzen, die 
dazu führen, dass immer weniger Beschäftigte von einem Betriebsrat ver-
treten werden. Wenn sich nur noch eine Minderheit von ca. einem Drit-
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tel der Beschäftigten in der Schnittmenge des dualen Verhandlungssystems 
aus Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung bewegt, ist es offensichtlich, dass 
einheitliche Ansprüche der Beschäftigten nicht zu erwarten sind.

Dabei erwies sich der flexible Rentenübergang geradezu als Paradebei-
spiel für die Dezentralisierung des Verhandlungssystems. Nahezu alle 
Tarifverträge zu den verschiedenen Übergangsinstrumenten enthalten 
Optionsmöglichkeiten in Bezug auf einzelne Bedingungen, die in Betriebs-
vereinbarungen oder individuellen Verträgen konkretisiert werden müssen. 
Darüber hinaus sind in den meisten Tarifverträgen auch Öffnungsklauseln 
enthalten, die Abweichungen von den tarifvertraglichen Vorgaben erlauben. 
Manche Tarifverträge enthalten Generalöffnungsklauseln, andere Tarifver-
träge, wie etwa die zu Langzeitkonten, haben lediglich den Charakter blo-
ßer Rahmenvereinbarungen. Zudem zeigt sich in der neueren Tarifentwick-
lung insgesamt eine weitere Öffnung für betriebliche Regelungen und damit 
eine erneute Differenzierung der Übergangsbedingungen innerhalb eines 
Tarifbereichs. Die Erweiterung des betrieblichen Gestaltungsspielraums 
in den Tarifverträgen wird von den Betriebsparteien für vielfältige Anpas-
sungen genutzt. Diese sind auch innerbetrieblich von einer zunehmenden 
Heterogenität gekennzeichnet. Die Nutzung von Übergangsinstrumenten 
wird z.B. auf bestimmte Beschäftigtengruppen begrenzt. Dadurch gewin-
nen innerbetriebliche Interessenaushandlungsprozesse an Dynamik und 
Bedeutung. Zum Teil untergraben Individualisierungstendenzen in der Be-
legschaft die Verpflichtungsfähigkeit von Betriebsvereinbarungen. Wie un-
sere Branchenstudien zeigten, wird ein zunehmender Anteil der Übergangs-
vereinbarungen ohne Bezug auf einen Tarifvertrag, z.T. auch ohne Bezug 
auf eine Betriebsvereinbarung ausgehandelt. Eine angemessene inhaltliche 
wie auch kommunikative Bewältigung dieser Entwicklungen setzt kom-
petente und durchsetzungsfähige betriebliche Akteure voraus. Im Rahmen 
unserer Untersuchung ergaben sich jedoch vielfältige Hinweise darauf, dass 
die Betriebsparteien sich mit diesem Bedeutungszuwachs zum Teil über-
fordert sehen, mit der Unverbindlichkeit der gesetzlichen und tariflichen 
Vorgaben unzufrieden sind und sich eine stärkere überbetriebliche Regu-
lierung wünschen. Dies gilt in besonderer Weise für die Betriebsräte, für 
die mit der Vertariflichung und Verbetrieblichung nicht nur die Gefahr der 
Aufgabenüberlastung verbunden sein kann, sondern auch die Gefahr zu-
nehmender Erpressbarkeit. Durch die Öffnungsklauseln verliert der Ta-
rifvertrag seine Funktion als »rettender Anker« im betrieblichen Konflikt. 
Da die Betriebsräte ohnehin immer stärker in die Rolle des »Co-Manage-
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ments« gedrängt werden (s. schon Klammer 2000: 168), verstärkt sich die 
Gefahr, dass Betriebsvereinbarungen vorwiegend das Interesse der Unter-
nehmensleitung repräsentieren.

Zudem waren zunehmende Differenzen in den vorruhestandsbezogenen 
Interessen verantwortlich dafür, dass es zu keiner wirklichen Reflexibilisie-
rung auf tariflicher oder betrieblicher Ebene kam. So sind die erwarteten 
Folgen des demografischen Wandels, insbesondere die Schrumpfung des 
Arbeitskräfteangebots, zunehmend handlungsleitend. Dies hat zur Folge, 
dass das Interesse der Unternehmen und der Arbeitgeberverbände an der 
Regulierung des flexiblen Erwerbsausstiegs zurückgegangen ist und häufig 
kein Interesse an der Kompensation der gesetzlichen Leistungseinschrän-
kungen bestand. Ziel ist vielmehr eine stärkere Ausrichtung der Über-
gangsgestaltung an den personalpolitischen Bedürfnissen des einzelnen 
Unternehmens, was neben der Senkung der Kosten, der Beseitigung von 
individuellen Rechtsansprüchen und der Fokussierung des Angebots auf 
Beschäftigte mit hohen Arbeitsbelastungen oder in Personalumstrukturie-
rungsbereichen auch die Verlagerung des Aushandlungsgeschehens auf die 
einzelbetriebliche Ebene impliziert. Der staatliche Rückzug aus der Über-
gangsgestaltung stärkt diese unternehmerischen Interessen und verschiebt 
das Machtverhältnis weiter zugunsten der Arbeitgeber.

Umgekehrt zeigte sich einhergehend mit der Entflexibilisierung des staat-
lichen Rentenübergangs eine Schwächung der Verhandlungsposition von 
Gewerkschaften und Betriebsräten. Um den Abbau des staatlichen Vorru-
hestands und die Anhebung der Regelaltersgrenze auszugleichen, müsste 
ein immer größerer Teil des finanziellen Verhandlungsvolumens in den 
flexiblen Rentenübergang investiert werden. Dies würde aufgrund des be-
grenzten Verteilungsspielraums Einbußen in anderen Regelungsbereichen, 
insbesondere beim Entgelt, nach sich ziehen, was in der Mitgliedschaft auf 
Widerstände stoßen dürfte. Hier steht die Gestaltung des (vorgezogenen) 
Altersübergangs zudem in Konkurrenz mit dem Ziel eines weiteren Aus-
baus der tariflichen und betrieblichen Altersvorsorge. Auch Entsolidari-
sierungseffekte auf der Beschäftigtenseite können die weitere Gestaltung 
des Bereichs erschweren. Vor allem aber können Vertariflichung und Ver-
betrieblichung des Rentenübergangs in Branchen mit einer geringen Tarif-
bindung, einer schwachen betrieblichen Interessenvertretung, prekären Be-
schäftigungsverhältnissen oder niedrigen Durchschnittseinkommen keine 
Erfolg versprechende Zieloption sein. Aber selbst dort, wo die Tarifbin-
dung hoch und betriebliche Interessenvertretungen verbreitet sind, zeigte 
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sich, dass Gewerkschaften und Betriebsräte mit der Kompensation der ge-
setzlichen Leistungseinschränkungen oft überfordert waren.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die kollektivvertraglichen 
und betrieblichen Übergangsvereinbarungen erhebliche Auswirkungen auf 
die Handlungsoptionen der Beschäftigten haben. Neben der Branchen- und 
Betriebszugehörigkeit spielen auch die individuellen Handlungsressourcen 
eine zunehmend wichtige Rolle für einen sozial abgesicherten Übergang in 
die Rente. Hier ist eine erhebliche soziale Selektivität feststellbar: Die Nut-
zung tariflicher und betrieblicher Übergangsinstrumente sinkt tendenziell 
mit dem Einkommen, der Qualifikation, der Arbeitszeit und mit steigenden 
Arbeitsbelastungen. Damit erweisen sich insgesamt die gleichen Perso-
nengruppen als benachteiligt, wie auch beim staatlichen Rentenübergang, 
also genau jene Personengruppen, die eigentlich eines besonderen Schut-
zes bedürften. Dies deutet darauf hin, dass neben der Gesetzgebung auch 
die Tarifpolitik und die betrieblichen Arbeitsbeziehungen zunehmend ihre 
verteilungspolitische Funktion im Hinblick auf eine Nivellierung der un-
terschiedlichen arbeitsmarktbezogenen Chancen verlieren und zu einer 
weiteren Polarisierung im Rentenzugang und zu einer verstärkten sozia-
len Differenzierung im Alter beitragen, anstatt die Folgen des staatlichen 
Rückzugs zu kompensieren. 

4. Ziele und mögliche Auswirkungen des 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes

Allen vorliegenden Daten zufolge hat die Entwicklung der betrieblichen 
Alterssicherungsansprüche bisher nicht den Erwartungen entsprochen, die 
mit der Reform von 2001 und den Folgemaßnahmen zur Stärkung eines 
Drei-Säulen-Modells der Alterssicherung verbunden waren. Wie dem Al-
terssicherungsbericht 2016 zu entnehmen ist, ist die Zahl der aktiven An-
wartschaften auf Betriebsrenten zwar von 14,6 Mio. im Jahr 2001 auf 20,4 
Mio. im Jahr 2015 gestiegen. Treibende Kraft des Ausbaus der bAV war da-
bei die Entgeltumwandlung, die durch § 3 Nr. 63 EStG steuerlich gefördert 
wird (s. auch Blank 2014). Allerdings hat der Aufwuchs in den letzten Jahren 
deutlich an Dynamik verloren. Seit dem Jahr 2013 konnte die Entwicklung 
der bAV-Anwartschaftszahlen mit dem Zuwachs der Beschäftigtenzahlen 
nicht mehr Schritt halten (BMAS 2016c: 130). Ende 2015 lag der Anteil der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit aktiven bAV-Anwartschaf-
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ten bei 57% und damit niedriger als in den Vorjahren (ebd.: 131). Auch Bau-
mann/Blank (2016: 1) kommen auf der Basis einer aktuellen Auswertung 
der WSI-Betriebsrätebefragung 2015 zum Ergebnis, dass »keineswegs von 
einer flächendeckenden Verbreitung [der bAV] ausgegangen werden kann«. 

Diese Stagnation im Bereich der betrieblichen Alterssicherung kann un-
terschiedliche Gründe haben. So erfolgte der Beschäftigtenzuwachs der letz-
ten Jahre vor allem in Bereichen, die durch einen niedrigen Verbreitungsgrad 
betrieblicher Alterssicherung gekennzeichnet sind. Ebenso kann vermutet 
werden, dass neue Beschäftigte nicht sofort Zugang zu einem bestehenden 
betrieblichen Altersvorsorgesystem finden. Insgesamt belegt der Alterssi-
cherungsbericht 2016 erneut nachdrücklich den gegenwärtigen »Flickentep-
pich« betrieblicher Alterssicherung – mit all den hiermit verbundenen pro-
blematischen Verteilungswirkungen (vgl. detailliert BMAS 2016c). 

Besonders sollen an dieser Stelle jedoch zwei Tatbestände hervorgeho-
ben werden, die deutlich machen, welche Schieflage das »neue Haus« der 
Alterssicherung auf drei Säulen bisher hat: 

Betrachtet man die Entwicklung der Finanzierung der betrieblichen Al-
terssicherung, so lässt sich ein deutlicher Rückgang des Anteils rein arbeit-
geberseitig finanzierter Sicherungssysteme beobachten: Machten sie 2001 
noch 54% der Fälle aus, war der Anteil bis 2015 auf 28% gesunken. In etwa 
25% der Fälle wird die bAV heute sogar allein von den Beschäftigten fi-
nanziert  (BMAS 2016c: 136).

Bemerkenswert ist schließlich, dass rund 30% aller Beschäftigten (und 
sogar rund 47% aller Bezieher von niedrigen Einkommen unter 1.500 Euro 
brutto im Monat) weder eine betriebliche Altersvorsorge, noch eine ge-
förderte private Vorsorge (Riester-Vertrag) haben (ebd.: 153). Trotz staat-
licher Förderung sowie tariflichen und betrieblichen Gestaltungswegen 
hat die zweite (und dritte) Säule viele Menschen ganz offensichtlich noch 
nicht erreicht.  

Mit dem Ende 2016 vorgelegten Entwurf eines »Betriebsrentenstär-
kungsgesetzes« wird nun ein neuer Anlauf genommen, betriebliche Ren-
tenansprüche durch weitere Impulse an die Tarifvertrags- und Betrieb-
sparteien »in die Fläche« zu bringen (vgl. BMAS 2016a: 26-29). Künftig 
sollen die Tarifvertragsparteien sogenannte reine Beitragszusagen ein-
führen sowie rechtssichere Modelle der automatischen Entgeltumwand-
lung (»Optionssysteme«) vereinbaren können. Auf diese Weise sollen 
für Arbeitgeber und Gewerkschaften die Möglichkeiten weiter verbes-
sert werden, die Alterssicherung der Beschäftigten zum Gegenstand von 
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Tarifverhandlungen zu machen und damit die Grundlage für eine weitere 
Verbreitung der bAV zu legen. Im Einkommensteuergesetz wird ein neues 
steuerliches Fördermodell spezifisch für Geringverdiener (BAV-Förder-
betrag) eingeführt und im Sozialrecht werden neue Anreize für den Auf- 
und Ausbau einer betrieblichen Altersversorgung insbesondere bei Ge-
ringverdienern gesetzt. 

Was kann von dieser Initiative erwartet werden? Der Gesetzgeber be-
tont bei der Begründung des Gesetzentwurfs vor allem den potenziellen 
Vorteil der betrieblichen Altersversorgung durch ihren kollektiven Charak-
ter. Hieraus könnten erhebliche Kosten- und Effizienzvorteile resultieren: 
»Eine wichtige Rolle kommt dabei naturgemäß den Tarifvertragsparteien 
zu, denen nach Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes die Aufgabe obliegt, 
für ihre Mitglieder die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen selbstverant-
wortlich zu ordnen.« (ebd.) Die Akzeptanz bei den Beteiligten könne da-
durch steigen, dass die neuen (reinen) Beitragszusagen zwingend an einen 
Tarifvertrag geknüpft sind und die Sozialpartner an der Durchführung und 
Steuerung der neuen Betriebsrente beteiligt sind. Durch die Bündelung vie-
ler Verträge durch die Sozialpartner könnten die Kosten der Durchfüh-
rung begrenzt werden. Auch eine Absicherung des bisher im Rahmen der 
bAV oft vernachlässigten Invaliditätsrisikos ist prinzipiell möglich. Bran-
chenspezifische Besonderheiten können berücksichtigt werden. Gerade 
für kleinere Betriebe, in denen oft keine spezifischen Betriebsrentenkennt-
nisse vorhanden sind, könnte dies die Zugangsschwelle zur bAV herabset-
zen. Schließlich kann die Portabilität von Betriebsrentenanwartschaften 
verbessert werden (ebd.).

Die Einführung der reinen Beitragszusage stellt für die Sozialpartner eine 
neue Option in der Arena der betrieblichen Altersversorgung und damit 
eine weitere Chance zur Profilierung dar. Sofern die Sozialpartner künftig 
vereinbaren, dass Betriebsrentenzusagen in der Form reiner Beitragszusa-
gen erfolgen, müssen sie auch an der Durchführung und Steuerung dieser 
Betriebsrenten beteiligt werden. Festzuhalten ist allerdings, dass bei rei-
nen Beitragszusagen keine Mindest- bzw. Garantieleistungen mehr vorge-
sehen sind. Die Zusage des Arbeitgebers beschränkt sich auf die Zahlung 
der Beiträge – eine Verantwortung für den Umfang der späteren Leistun-
gen hat er nicht (»pay and forget«). Für Arbeitgeber ist der Reiz des neuen 
Modells insofern ganz offensichtlich, da für sie die bisherigen Haftungs-
risiken entfallen und Kostensicherheit besteht. Da Mindestleistungen im 
Unterschied zu früheren Formen betrieblicher Alterssicherung nicht ga-
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rantiert sind, haben Beschäftigte allerdings noch weniger Planungssicher-
heit hinsichtlich ihrer betrieblichen Alterssicherungsansprüche als bei her-
kömmlichen Durchführungswegen.

Zweifellos besteht aus Sicht der Gewerkschaften ein Anreiz darin, für 
mehr Beschäftigte als bisher Betriebsrentensysteme zu etablieren und an 
deren Gestaltung und Verwaltung mitzuwirken. Auch die Hoffnung, über 
die mitgesteuerten Versorgungseinrichtungen die Teilhabe der Beschäf-
tigten am Produktivkapital zu erhöhen und damit die Vermögensbildung 
in Arbeitnehmerhand zu verbessern, stellt einen Anreiz dar. Da im Zuge 
des Tarifautonomiestärkungsgesetzes seit 2015 Tarifverträge über gemein-
same Einrichtungen der Tarifvertragsparteien, die betriebliche Altersver-
sorgung betreiben, unter erleichterten Voraussetzungen für allgemeinver-
bindlich erklärt werden können (§ 5 Absatz 1a Tarifvertragsgesetz), hat 
sich auch die Möglichkeit verbessert, über Tarifverträge in nicht tarifge-
bundene Bereiche einzuwirken. 

Dennoch lassen die skizzierten Ergebnisse zum Regelungsfeld »Alters
übergang« vermuten, dass es zu branchen- und betriebsspezifisch selek-
tiven und heterogenen Umsetzungsregelungen kommen wird, die zu einer 
weiteren Ausdifferenzierung des individuellen Versorgungsniveaus im Al-
ter führen werden. Bestehen bleibt, was Fehmel (2013: 14) zutreffend das 
»Volumendilemma« genannt hat: Weil »für reale Ausweitungen des Ver-
teilungsvolumens zur zusätzlichen Befriedigung sozialer Sicherungsbe-
dürfnisse die Durchsetzungskraft fehlt (und den Arbeitgeber_innen der 
Wille), muss nun ein relativ feststehendes Verteilungsvolumen für die Be-
friedigung der Lohnsteigerungswünsche und der Sicherungsbedürfnisse 
der Beschäftigten ausreichen« (ebd.). Angesichts unterschiedlicher Inte-
ressen und Zeithorizonte von Beschäftigten kann sich zudem durch die 
Integration sozialpolitischer Themen in die Tarifpolitik die Wahrschein-
lichkeit von Interessenkollisionen erhöhen und es besteht die Gefahr ei-
ner Entsolidarisierung. 

»Im Ergebnis führt die Vertariflichung und Verbetrieblichung von So-
zialpolitik zu zunehmend ungleich verteilten Chancen der Beschäftigten 
auf den Zugang zu sozialer Absicherung und zu zunehmend ungleichen 
nichtstaatlichen Sozialleistungen selbst – und damit à la longue zu einem 
Anstieg der sozialen Ungleichheit.« (ebd.: 16) Die Tarifvertragsparteien 
können für einen Teil der Beschäftigten interessante Zusatzversorgungs-
möglichkeiten aushandeln und organisieren und damit auch ihre Attrak-
tivität für die Mitglieder steigern – als »sozialpolitischer Lückenbüßer« 
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(Bispinck 2012: 215) in der Fläche taugt die Tarifpolitik im Feld der Al-
terssicherung aber nur begrenzt. 

Da die Tarifvertrags- und Betriebsparteien, solange es kein Obligatorium 
im Bereich der bAV gibt, teils nicht daran interessiert, teils nicht in der Lage 
dazu sind, flächendeckende Alterssicherungsansprüche zu gewährleisten, 
die in Ergänzung der gesetzlichen Rente eine Lebensstandardsicherung der 
Beschäftigten im Alter ermöglichen würden, bleibt eine starke gesetzliche 
Alterssicherung nicht nur unverzichtbar, sondern es gilt auch Sorge da-
für zu tragen, dass keine Konkurrenzen zwischen den verschiedenen Säu-
len der Alterssicherung entstehen, die zu einer weiteren Schwächung der 
Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Rente führen. 

Insofern ist abschließend der Analyse von Reinhard Bispinck (2012: 216) 
zuzustimmen, der resümiert: »Die sozialpolitische Gestaltung der Alters-
vorsorge durch Tarifpolitik stößt (...) an Grenzen. Sie war und ist nicht 
in der Lage, einen vollständigen Ersatz für die wegfallenden gesetzlichen 
Leistungen zu gewährleisten und bleibt insofern immer nur zweitbeste Lö-
sung. Außerdem darf nicht übersehen werden: Die tarifpolitische Gestal-
tung dieses Politikfeldes hat viel organisationspolitische Kraft und Ener-
gie gekostet, die für andere dringende Projekte nicht zur Verfügung stand. 
Und nicht zuletzt: Tarifpolitische Erfolge bei der Altersvorsorge gab und 
gibt es auf Dauer nicht zum Nulltarif. Eine stärkere Beteiligung der Arbeit-
geber an der Finanzierung, die über die eingesparten Sozialversicherungs-
beiträge hinausgeht, wird in der Regel bei anderen tarifpolitischen Forde-
rungen gegengerechnet. Das ist der verteilungspolitische Pferdefuß einer 
erfolgreichen Sozialpolitik durch Tarifvertrag, den die Gewerkschaften der 
Rentenreform 2001 verdanken.«
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Florian Blank
Zur Begründung des sozialpolitischen Mandats  
der Gewerkschaften

1. Einleitung

Gewerkschaften spielen unterschiedliche Rollen im deutschen System der 
sozialen Sicherung. Neben der tariflichen, sektorspezifischen Regulierung 
von Fragen etwa der Alterssicherung (vgl. Bispinck 2012) agieren sie in der 
Selbstverwaltung der Sozialversicherung und treten als Lobbyorganisati-
onen für den Erhalt und die Weiterentwicklung öffentlicher Sicherungs-
systeme für Gewerkschaftsmitglieder, Arbeitnehmer_innen, deren Ange-
hörige und weitere Bevölkerungskreise ein. Zugleich legen sie durch ihre 
Lohnpolitik die Grundlage für die Finanzierung der Sozialversicherung, 
die nach wie vor zu einem erheblichen Teil auf Sozialversicherungsbeiträ-
gen der abhängig Beschäftigten aufbaut. 

Aus der Beobachtung, dass Gewerkschaften in die Gestaltung und 
auch Verwaltung des deutschen Sozialstaats eingebunden sind, lässt sich 
allerdings nicht ableiten, welche konkreten Positionen sie dabei vertreten 
sollen, oder noch grundlegender, welche Begründung es für das fortdau-
ernde Engagement der Gewerkschaften in diesem Bereich gibt. Letztlich 
ist dieses Engagement angesichts knapper Ressourcen auch gegenüber 
den Mitgliedern und innerorganisatorisch zu rechtfertigen. Dies gilt umso 
mehr, als in den letzten Jahren die Frage nach der geeigneten Regelungs-
ebene für soziale Sicherung und der Rolle der Tarifparteien aufgewor-
fen wurde: Was kann oder soll staatlich geregelt werden und was tarif-
lich bzw. betrieblich? 

Dieser Beitrag geht angesichts immer wieder neuer Herausforderungen 
für den Sozialstaat und für die Gewerkschaften der Frage nach, wie das 
Verhältnis von Gewerkschaften und Sozialpolitik analysiert und begrün-
det werden kann – worauf also das sozialpolitische Mandat der Gewerk-
schaften gründet. Die Frage nach der Begründung der sozialpolitischen 
Positionierung ist nicht nur im Hinblick auf den Eigenwert von Sozialpo-
litik wichtig, sondern auch aufgrund der Rückwirkungen von Entwick-
lungen in der Sozialpolitik auf die Gewerkschaften (vgl. Urban 2012: 90). 
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Konkret werden die folgenden Argumentationslinien diskutiert: 
n	 die Bedeutung arbeitsbezogener Sozialleistungen im deutschen Sozial-

staat,
n	 die Forderungen der Mitglieder,
n	 die Rückwirkung von Sozialpolitik auf andere gewerkschaftliche Hand-

lungsfelder.
Dabei sind mit Sozialpolitik im Wesentlichen Leistungen und Institutionen 
gemeint, die in Deutschland von den Zweigen der Sozialversicherung er-
bracht werden (bzw. wurden). Die Argumentationslinien sind nicht direkt 
aufeinander bezogen. Das bedeutet aber auch, dass die Zurückweisung ei-
ner Argumentationslinie die anderen nicht notwendig schwächt.

2. Die Bedeutung arbeitsbezogener Leistungen im deutschen Sozialstaat

Das deutsche System der sozialen Sicherung mit seinem nach wie vor 
starken Fokus auf Sozialversicherungen hat seinen Ursprung in der Ar-
beiterfrage im 19. Jahrhundert (Kaufmann 2003) – Versichertenkreis, Fi-
nanzierung, Leistungen, Organisation waren auf abhängige Beschäftigung 
bezogen. 

Bis heute ist das System durch diesen Ursprung geprägt, wenn auch an 
vielen Stellen ergänzt und erweitert. Der Erwerbsstatus oder ein davon ab-
geleiteter Status (Familienangehörige) sind nach wie vor zentral für den Zu-
gang zur Sozialversicherung; Beiträge werden auf Erwerbseinkommen ent-
richtet; Transfers orientieren sich als Entgeltersatzleistungen am vorherigen 
Einkommen und werden mit dem Ziel der Sicherung des Lebensstandards 
verbunden; und Vertreter der Versicherten (Gewerkschaften und andere 
Arbeitnehmervereinigungen) und Arbeitgeberverbände sind in die Selbst-
verwaltung einbezogen. Auch über die Sozialversicherung hinaus steht Ar-
beit im Mittelpunkt der sozialen Sicherung. 

Dieser Fokus auf Erwerbsarbeit lässt sich im Sozialbudget nachvollzie-
hen (zuletzt BMAS 2016). Die fünf Zweige der Sozialversicherung sind 
nach wie vor für über 60% der Sozialleistungen verantwortlich, was 2015 
geschätzt 534,8 Mrd. Euro bzw. 17,7% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
entsprach. Werden zu den Leistungen der Sozialversicherung noch die der 
Alterssicherung der Landwirte, der Versorgungswerke, der Systeme des öf-
fentlichen Dienstes (auch Pensionen), der sogenannten Arbeitgebersysteme 
(Entgeltfortzahlung, betriebliche Altersversorgung, Zusatzversorgung, 
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sonstige Arbeitgeberleistungen), der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
und der Arbeitslosenhilfe und sonstigen Arbeitsförderung addiert, ergibt 
sich ein Anteil dieser Leistungen am Sozialbudget von 83,4%. Dieser Wert 
ist nicht mit allen auf Erwerbstätigkeit bezogenen Leistungen gleichzu-
setzen: In der Rentenversicherung wie auch in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) und Pflegeversicherung sind Leistungen und Versi-
cherungsschutz in gewissem Umfang von Erwerbsarbeit entkoppelt (u.a. 
freiwillige Versicherung in der GKV, sozialer Ausgleich in der Rentenversi-
cherung). Die Grundaussage allerdings, dass soziale Sicherung in Deutsch-
land nach wie vor erheblich auf Erwerbsarbeit bezogen ist, wird durch diese 
Einschränkung nicht infrage gestellt.

Eine zweite Herangehensweise, die das Sozialbudget ermöglicht, ist 
die Analyse nach Finanzierungsarten. Hier kann zunächst gezeigt wer-
den, dass trotz eines zunehmenden Anteils staatlicher Zuschüsse (2015 ge-
schätzt: 33,5%) Sozialbeiträge den größten Teil ausmachen (2015 geschätzt: 
64,8%). Dabei machen die tatsächlichen und unterstellten Beiträge der Ar-
beitgeber 34,5% aus, die der Arbeitnehmer 22,8%, die Beiträge der Selb-
ständigen, die Eigenbeträge von Empfängern sozialer Leistungen und der 
Übrigen zusammen 7,5% (sonstige Einnahmen: 1,8%). Werden diese Fi-
nanzierungsarten neu gruppiert, so ergibt die Summe aus tatsächlichen und 
unterstellten Beiträgen der Arbeitgeber und den Beiträgen der Arbeitneh-
mer – also der Beitrag, der aus abhängiger Arbeit folgt – 57,3% der Ein-
nahmen (2015, geschätzt). 

Über den Zeitverlauf lässt sich hier allerdings eine deutliche Verschie-
bung feststellen. Während die Beiträge der Arbeitnehmer als Anteil der 
gesamten Einnahmen im Zeitraum 1991-2015 um einen Prozentpunkt ge-
sunken sind und die der Selbständigen und der Empfänger sozialer Leis-
tungen gestiegen sind (was vor allem darauf zurückzuführen ist, dass ab 
2009 die private Krankenversicherung im Sozialbudget mit berücksichtigt 
wird), hat sich der Anteil der Arbeitgeber deutlich von 42,0% auf 34,5% 
reduziert. Im selben Zeitraum hat sich der Anteil des Staates als Anteil an 
der Finanzierung von 26,5 % auf 33,5 % erhöht. 

Festzuhalten bleibt dennoch, dass Leistungen und Finanzierung des 
Systems der sozialen Sicherung nach wie vor in erheblichem Maße am Ar-
beitsverhältnis ansetzen. Die fortbestehende Bedeutung der Finanzierung 
durch Sozialbeiträge verweist zudem auf den hohen Stellenwert, den Tarif-
politik – sowohl die Flächenwirkung von Tarifverträgen als auch die Höhe 
von Tarifabschlüssen – für die Finanzierung des deutschen Sozialstaats hat. 
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Der deutsche Sozialstaat ist damit zu einem erheblichen Ausmaß der Sozi-
alstaat der Arbeitnehmer_innen.1

3. Forderungen der Mitglieder

Gewerkschaften sind Mitgliederorganisationen. Die Mitglieder haben so-
zialpolitische Forderungen, die sich teils implizit, teils explizit an die Ge-
werkschaften richten. Urban und Ehlscheid (2013: 618) verweisen etwa auf 
die Ergebnisse einer Beschäftigtenbefragung der IG Metall: 75% der Be-
fragten hielten das Handlungsfeld »Erhalt und Stärkung der sozialen Si-
cherungssysteme« (Rente, Pflege, Gesundheit, Arbeitslosenversicherung) 
für »sehr wichtig«, weitere 22% für »wichtig«. In der Befragung gaben 
zahlreiche Befragte Sorgen mit Blick auf das Alterseinkommen an. Insge-
samt schließen die Autoren: »Die Befragten weisen bei der Durchsetzung 
der Forderungen gerade auch dem Feld der Weiterentwicklung der sozia-
len Sicherungssysteme eine wichtige Rolle zu. So halten 97% der Befragten 
den Erhalt und die Stärkung der sozialen Sicherungssysteme für ein wich-
tiges oder sehr wichtiges Handlungsfeld. Das ist ein starkes Votum für ein 
sozialpolitisches Mandat der Gewerkschaften. Die IG Metall kann bei der 
Fortsetzung ihrer Kampagne gegen die Rente mit 67 und für flexible Aus-
stiegsmöglichkeiten sicher sein, dass sie damit die Erwartungen der Mit-
glieder erfüllt und auf breite Unterstützung trifft.« (ebd.: 616f.)

Bei einem Anknüpfen an die Forderungen der Mitglieder – oder dem 
Versuch der Identifizierung ihrer Interessen – ist zu bedenken, dass diese 
nicht losgelöst von sozialen Zusammenhängen und Lebenswegen zu beur-
teilen sind. Gewerkschaften vertreten daher ihrem Selbstverständnis nach 
und in ihrer Politik nicht nur die unmittelbaren Interessen von beschäf-
tigten Mitgliedern. Sie greifen – soweit sie sich nicht nur als Berufs- und 
Standesorganisationen ohne weiteren gesellschaftlichen Anspruch verstehen 
– über ihre Mitglieder und deren unmittelbare Interessen als Beschäftigte 
hinaus. Dieses Ausgreifen bedeutet dreierlei: Erstens ein Ausgreifen über die 
Regulierung von Beschäftigung. Gewerkschaften sind damit eine Bewegung 

1  Diese Argumentationslinie ist allerdings dann zu prüfen, wenn ein Rückbau 
der klassischen Sozialversicherung – durch einen Abbau wie auch durch Schaffung 
etwa von neuen steuerfinanzierten Grundsicherungssystemen – zu einer Locke-
rung des Bezugs von Erwerbsarbeit und sozialer Sicherung führt.
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zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen von Beschäftigten 
(vgl. Urban 2012: 91). Sie berücksichtigen zweitens dabei auch Arbeits-
lose, Rentner_innen, kleine Selbständige und Angehörige. Und drittens re-
gulieren sie faktisch die Arbeitsbedingungen auch beschäftigter Nichtmit-
glieder. Arbeit bleibt damit zentraler Bezugspunkt des gewerkschaftlichen 
Engagements, es werden aber neben der weiteren Lebenslage von Beschäf-
tigten auch Personengruppen einbezogen, deren Lebenssituation aktuell 
nicht (oder nicht mehr) durch eigene abhängige Beschäftigung, noch dazu 
in einem Normalarbeitsverhältnis, geprägt ist. Damit wird letztlich auch 
die Vielgestaltigkeit von Arbeit und Lebenslagen berücksichtigt. Die For-
derungen und Interessen einer so gefassten Klientel kreisen zwar um Er-
werbsarbeit, weisen aber über einen betrieblich oder tariflich orientierten 
Gestaltungsanspruch hinaus und tragen damit zu einem Verständnis von 
gewerkschaftlicher Sozialpolitik als einer Gesellschaftspolitik bei, die über 
ein Sonder- oder Partialinteresse hinausgeht (vgl. Abendroth 1952: 646-648).

4. Die Rückwirkung von Sozialpolitik auf andere gewerkschaftliche 
Handlungsfelder

Ein dritter Zugang besteht in einer analytischen Perspektive, die Sozial-
politik zu anderen gewerkschaftlichen Handlungsfeldern in Beziehung 
setzt. Urban (2012: 91) spricht zwar von der Betriebs-, Tarif- und Organi-
sationspolitik als einem »vermeintliche(n) Kerngeschäft« (Hervorhebung 
FB). Dieses »Kerngeschäft«, die »Markt- oder Kartellfunktion« (Neu-
mann 1935/1978: 150f.), die – im Unterschied zur sozialpolitischen Funk-
tion – auch in der Öffentlichkeit deutlich wahrgenommen wird (Döring/
Koch 2003: 376), kann jedoch Ausgangspunkt für eine weitere Argumen-
tationslinie sein. Zudem kann diese Funktion auch als Voraussetzung für 
die Rolle von Gewerkschaften in anderen Bereichen – wie der Sozialpoli-
tik – gesehen werden.

Gewerkschaften haben die Aufgabe, die Bedingungen des Verkaufs der 
Ware Arbeitskraft2 im Sinne der Anbieter zu verbessern. Dazu zählen der 
Preis der Arbeitskraft und die Arbeitsbedingungen als klassische Felder der 
Tarif- und Arbeitspolitik. Ebenso geht es Gewerkschaften aber auch um die 
Voraussetzungen des Verkaufs, also die Entwicklung des Angebots und die 

2  Zur Warenfiktion s. Polanyi 1944/1978: 102-112.
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Beeinflussung der Nachfrage (vgl. Streeck 2005: 263-266). Die Entwick-
lung des Angebots betrifft Fragen der Aus- und Weiterbildung (Qualität 
des Angebots), aber auch die Steuerung der Angebotsmenge (etwa durch 
»Stilllegung« von Arbeit). Die Beeinflussung der Nachfrage ist indirekt 
möglich durch politische Maßnahmen, aber auch insofern Trade-offs zwi-
schen den Zielen Lohnentwicklung und hoher bzw. konstanter Arbeits-
nachfrage möglich oder notwendig sind. 

Sozialpolitische Maßnahmen wirken auf diese gewerkschaftlichen Tätig-
keitsfelder in zweierlei Hinsicht: Erstes, weil sie dekommodifizierend3 wir-
ken. Für Beschäftigte besteht durch Sozialpolitik in bestimmten Situationen 
eine Exit-Option vom Arbeitsmarkt, die, mit Ausnahme von Alters- oder 
Invalidenrenten, in der Regel auf einen begrenzten Zeitraum beschränkt 
bleibt. Dadurch wiederum kann Sozialpolitik zur Steuerung der Quanti-
tät des Arbeitskräfteangebots beitragen bzw. das Angebot verringern (vgl. 
Streeck 2005: 264) und so schließlich auf den »Verkaufspreis« der Arbeits-
kraft zurückwirken. Heimann wies in den späten 1920er Jahren auf diesen 
Zusammenhang hin: »Monopoltheoretisch gesprochen erfüllt die Arbeits-
losenunterstützung auf dem Arbeitsmarkt die gleiche Funktion wie auf dem 
Warenmarkt: den Preis dadurch zu erhöhen oder hochzuhalten, daß der 
bei diesem Preise nicht absatzfähige Rest des Angebots anderweitig unter-
gebracht, der Markt also von ihm entlastet wird.« (Heimann 1929/1980: 
287) Damit sind Folgen für die weiter Beschäftigten verbunden: »Für die 
beschäftigt bleibenden Arbeiter ist nach alledem die wirtschaftliche Bedeu-
tung der Arbeitslosenhilfe vielleicht ebenso groß wie für die Arbeitslosen 
selbst.« (Heimann 1929/1980: 289) 

Dekommodifizierende Sozialpolitik ist damit eine wichtige (allerdings 
weder notwendige noch hinreichende) Rahmenbedingung für die Durchset-
zungsfähigkeit von Gewerkschaften und ihre Lohnpolitik. »Eine Regelung 
von Lohn- und Arbeitsbedingungen ist aber nur dann wirksam, wenn der 
Staat für eine ausreichende Versorgung der Arbeitslosen Sorge trägt, insbe-
sondere wenn die Unterstützungssätze der Arbeitslosenversicherung hoch 
genug sind, um ein starkes Absinken der Löhne zu verhindern«, so Neu-
mann (1935/1978: 168). Ddie Arbeitslosenversicherung sei entsprechend 

3  Das von Esping-Andersen (1990) in der Wohlfahrtstaatsforschung populari-
sierte Konzept der Dekommodifizierung bezeichnet die Wirkung bestimmter so-
zialpolitischer Programme, den Druck auf Beschäftigte, ihre Arbeit als Ware zu 
verkaufen, abzumildern.
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das »Werk der Weimarer Verfassung, der Gewerkschaften und der Sozial-
demokratie«. Umgekehrt haben politische Maßnahmen, die als Abbau von 
Sozialpolitik oder Deregulierung des Arbeitsmarktes zu bezeichnen sind, 
Folgen für die Gewerkschaften. So argumentieren Urban und Ehlscheid 
(2013: 615), dass »die gezielte Förderung prekärer Beschäftigung und ver-
schärfte Regelungen beim Sozialleistungsbezug (…) den Konkurrenzdruck 
zwischen Prekariat und Stammbelegschaften sowie zwischen Beschäftigten 
und Arbeitslosen deutlich erhöht« haben. 

Sozialpolitik ist zweitens, auch wenn sie eine Dekommodifizierung er-
möglicht, nicht notwendig nur ein Mittel der Angebotsverknappung. Sie 
kann zur Wiederherstellung der Arbeitskraft beitragen und damit Voraus-
setzung für eine erneute Kommodifizierung sein (etwa Rehabilitations-
maßnahmen). Damit wirken auch klassische sozialpolitische Maßnahmen 
»investiv«, beeinflussen also die Marktgängigkeit der Ware Arbeitskraft po-
sitiv. Gewerkschaften stehen damit vor der Herausforderung, sozialpoli-
tisch gleichzeitig die Bedingungen der Kommodifizierung als auch der De-
kommodifizierung der Arbeit regulieren und fördern zu müssen.

5. Fazit

Heimann hat Gewerkschaften als eine Ausprägung von Sozialpolitik bzw. 
als Realisierung der »sozialen Idee« im Kapitalismus gedeutet. Wenn Hei-
mann auch der Sozialversicherung skeptisch gegenüberstand (Heimann 
1929/1980: 241-244) und Lohnpolitik, Arbeits- und Gesundheitsschutz, 
die Regulierung von Arbeitsbedingungen und auch wirtschaftspolitische 
Maßnahmen als Sozialpolitik zusammenfasste, so lässt sich doch eine in-
haltliche Verwandtschaft zwischen Gewerkschaften und sozialer Siche-
rung auch in Form der Sozialversicherung herstellen: Von beiden gehen 
Eingriffe in die »freie« Preis- und Einkommensbildung am Arbeitsmarkt 
aus, beide realisieren die »soziale Idee« – die Idee gegenseitiger Unterstüt-
zung und Hilfe im Unterschied zur liberalen Idee des losgelösten Indivi-
duums – und den »Schutz und die Förderung des arbeitenden Menschen« 
(Heimann 1929/1980: 167). 

Die Diskussion von Gründen für ein sozialpolitisches Engagement von 
Gewerkschaften kann Hinweise geben, welche sozialpolitischen Mittel und 
Wege für welche Zwecke als sinnvoll erscheinen – dies allerdings auf eine 
von konkreten Entscheidungssituationen abstrahierende Art und Weise. 
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Die Wahl der Instrumente und Arenen ist von Gewerkschaften nicht frei 
wählbar, in Teilen aber beeinflussbar. Öffentliche soziale Sicherung ist 
dann vor allem sinnvoll, wenn Dekommodifizierung ermöglicht werden 
soll, wenn Lebenslagen über die konkrete Erwerbstätigkeit hinaus abzusi-
chern sind und wenn auf einheitliche Bedingungen der Sicherung Wert ge-
legt wird. Sie ermöglicht die Absicherung weiter Bevölkerungsteile (oder 
der gesamten Bevölkerung) unabhängig von individuellen Lebens- und Er-
werbsverläufen, auch ihre Heranziehung zur Finanzierung. Technisch ge-
sprochen können durch Mitgliedschaftspflicht große Versichertenkollektive 
gebildet werden. Diese erleichtern auch sozialen Ausgleich im Lebensver-
lauf eher als kleinere Kollektive, die spezifischen Risiken ausgesetzt sind. 
Öffentliche Sozialpolitik kann sich dabei auf verschiedene Finanzierungs-
quellen, auch auf das Steueraufkommen, stützen, die Umverteilung und 
die Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Ausgaben ermöglichen. Sie birgt 
aber auch das Risiko aus gewerkschaftlicher Sicht, das System der sozia-
len Sicherung wechselnden Mehrheiten zu überlassen. Zudem ist das Ar-
gument zu prüfen, dass der Staat den Gewerkschaften Konkurrenz macht 
(Neumann 1935/1978: 181; Schroeder/Keudel 2008: 16). 

Tarifliche und betriebliche Regelungen bilden dagegen Branchen- oder 
Betriebsspezifika genauer ab, ihre Reichweite ist damit beschränkt (auch 
aufgrund der gesunkenen Tarifbindung von Betrieben und Beschäftigten, 
vgl. WSI-Tarifarchiv 2016, Tab 1.6-1.10). Diese Regelungen reflektieren so-
wohl die spezifischen Bedürfnisse einer Branche oder eines Betriebs als auch 
die Handlungsmöglichkeiten der Gewerkschaften und die jeweils vorhan-
denen Verteilungsspielräume. Sie sind damit auch anfälliger für Verschie-
bungen in der Wirtschafts- und Erwerbsstruktur. Das kann sowohl die 
Belastbarkeit von Sicherungssystemen betreffen, die auf eine stabile Mit-
gliederzahl oder ein dauerhaft stabiles Beitragsaufkommen angewiesen sind 
als auch die individuelle Absicherung von Beschäftigten, die den Erwerbs-
status oder den Arbeitsplatz wechseln. Dem Nachteil einer notwendigen 
Abstimmung mit den Arbeitgebern steht der Vorteil einer teilweisen Ab-
kopplung von staatlichen Institutionen gegenüber. Diese Form der Regu-
lierung lässt sich mit dem Ziel der Kommodifizierung, also der Anpassung 
des Arbeitskräfteangebots verbinden, sofern diese innerhalb eines Betriebs 
oder Sektors realisiert werden soll. Hier sind Win-win-Situationen mög-
lich, wenn die Kosten auch aus Arbeitgebersicht eine Investition darstel-
len. Entsprechend ist eine tarifliche oder betriebliche Regelung umso eher 
möglich, je näher die Maßnahme an den Bedürfnissen des Einzelunterneh-
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mens bzw. der Branche orientiert ist, also personalpolitische Charakteri-
stika trägt. Ebenso kann auf tariflicher und betrieblicher Ebene speziellen 
Sicherungsbedürfnissen von Beschäftigten als Ergänzung öffentlicher Si-
cherung, aber auch in Ermangelung dieser, entsprochen werden. Eine de-
kommodifizierende Sozialpolitik ist auf tariflicher und betrieblicher Ebene 
in der Regel dann machbar, wenn die Kosten im Rahmen der Tarifverhand-
lungen mit dem Barlohn verrechnet werden oder wenn durch die Stillle-
gung von Arbeit neue Handlungsoptionen für Arbeitgeber geschaffen wer-
den. Schließlich kann eine tarifliche oder betriebliche Sozialpolitik auch zu 
Konflikten innerhalb der Gewerkschaftsmitgliedschaft und innerhalb von 
Belegschaften führen (vgl. Fehmel 2013). 

Auf die gut begründbare Entscheidung, als sozialpolitischer Akteur zu 
wirken, folgen damit für Gewerkschaften die Fragen, welche Lösungen 
sachlich geboten sind, welche Gestaltungswege politisch umsetzbar sind 
und wie ggf. zwischen sachlicher und politischer Logik abgewogen wer-
den muss. Dabei ist aber letztlich von einer Verzahnung oder Dynamik 
zwischen öffentlicher und tariflicher/betrieblicher Sicherung auszugehen. 
So betont Bispinck (2012: 201): »Seit der Durchsetzung des flächende-
ckenden Systems von Branchentarifverträgen in der Nachkriegszeit und in 
den 1950er Jahren haben tarifpolitische Initiativen der Gewerkschaften auf 
diesem Feld [der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik] immer wieder wichtige 
Akzente gesetzt. Sie spiegeln die wechselnde inhaltliche Problem- und Ri-
sikolage ebenso wider wie Erfolge und Defizite staatlicher sozialpolitischer 
Regulierung die oftmals Anlass für ergänzende oder auch kompensierende 
tarifpolitische Aktivitäten waren.« Er verweist aber zugleich auf die Gren-
zen dieses Vorgehens: »Diese gemischte Bilanz der (sozialpolitischen) Re-
gulierung durch Tarifvertrag stellt die zahlreichen positiven Einzelergeb-
nisse der Tarifpolitik keinesfalls in Abrede, sie rät aber zur Zurückhaltung 
gegenüber allzu optimistischer Einschätzung des künftigen Gestaltungs-
potenzials tariflicher Sozial- und Arbeitsmarktpolitik.« (Bispinck 2012: 201)



232	 Florian Blank

Literatur

Abendroth, Wolfgang (1952): Zur Funktion der Gewerkschaften in der westdeut-
schen Demokratie, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 11/1952, S. 641-648.

Bispinck, Reinhard (2012): Sozial- und arbeitsmarktpolitische Regulierung durch 
Tarifvertrag, in: Bispinck, Reinhard/Bosch, Gerhard/Hofemann, Klaus/Nae-
gele Gerhard (Hrsg.): Sozialpolitik und Sozialstaat, Festschrift für Gerhard Bä-
cker, Wiesbaden, S. 201-219.

BMAS (Bundesministerium für Arbeit und Soziales) (2016): Sozialbudget 2015.
Döring, Diether/Koch, Thomas (2003): Gewerkschaften und Soziale Sicherung, 

in: Schröder, Wolfgang/Weßels, Bernhard (Hrsg.): Die Gewerkschaften in Poli-
tik und Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden, S. 376-404.

Esping-Andersen, Gøsta (1990): The Three Worlds of Welfare Capitalism, Cam-
bridge.

Fehmel, Thilo (2013): Tarifsozialpolitik und Insider-Solidarität, in: WSI-Mittei-
lungen 6/2013, S. 405-411.

Heimann, Eduard (1929/1980): Soziale Theorie des Kapitalismus, Theorie der So-
zialpolitik, Frankfurt a.M.

Kaufmann, Franz-Xaver (2003): Varianten des Wohlfahrtsstaats, Der deutsche So-
zialstaat im internationalen Vergleich, Frankfurt a.M.

Neumann, Franz L. (1935/1978): Die Gewerkschaften in der Demokratie und in 
der Diktatur, in: Neumann, Franz L.: Wirtschaft, Staat, Demokratie, Aufsät-
ze 1930-1954, Herausgegeben von Alfons Söllner, Frankfurt a.M., S. 145-222.

Polanyi, Karl (1944/1978): The Great Transformation, Politische und ökonomische 
Ursprünge von Gesellschaften und Wirtschaftssystemen, Frankfurt a.M.

Schroeder, Wolfgang/Keudel, Dorothea (2008): Strategische Akteure in drei Welten, 
Die deutschen Gewerkschaften im Spiegel der neueren Forschung, Düsseldorf.

Streeck, Wolfgang (2005): The Sociology of Labor Markets and Trade Unions, in: 
Smelser, Neil J./Swedberg, Richard (Hrsg.): The Handbook of Economic Soci-
ology, Princeton, S. 254-283.

Urban, Hans-Jürgen (2012): Sozialstaatliche Erneuerung und gewerkschaftliche Re-
vitalisierung – zwei Seiten einer Medaille, in: Bispinck, Reinhard/Bosch, Ger-
hard/Hofemann, Klaus/Naegele Gerhard (Hrsg.): Sozialpolitik und Sozialstaat, 
Festschrift für Gerhard Bäcker, Wiesbaden, S. 87-101.

Urban, Hans-Jürgen/Ehlscheid, Christoph (2013): Plädoyer für ein arbeits- und so-
zialpolitisches Mandat – Ergebnisse einer Beschäftigtenbefragung der IG Me-
tall, in: WSI-Mitteilungen 8/2013, S. 614-618.

WSI-Tarifarchiv (2016): Statistisches Taschenbuch Tarifpolitik 2016, Düsseldorf.



Strategische Herausforderungen 
für die Lohn- und Tarifpolitik – 
Stimmen aus dem Tarifpolitischen 
Ausschuss



Stefan Körzell/Ghazaleh Nassibi
Zukunftsfragen der Tarifpolitik 
Am Beispiel der Allgemeinverbindlicherklärung  
aus Sicht des DGB

Tarifpolitik als Ausdruck der Tarifautonomie 

Verfassungsrechtliche Grundlage für Tarifpolitik ist die in Art. 9 Abs. 3 GG 
geschützte Tarifautonomie. Danach ist »das Recht, zur Wahrung und För-
derung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, 
für jedermann und für alle Berufe gewährleistet«. Für die Gewerkschaften 
ist die Tarifautonomie unverzichtbar. Sie ist Voraussetzung für die Siche-
rung von Arbeitsbedingungen im Interesse der Beschäftigten. Ein Ausdruck 
der verfassungsrechtlich geschützten Tarifautonomie ist v.a. das Recht der 
Gewerkschaften, zur Ordnung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
autonom – d.h. ohne staatliche Einflussnahme – Tarifverträge abzuschlie-
ßen. Inhalte von Tarifverträgen sind neben den Fragen der Entlohnung auch 
qualitative Themen wie z.B. die Gestaltung der Arbeitszeit, altersgerechtes 
Arbeiten, Altersversorgung, flexible Übergänge, Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf und Weiterbildung oder die Beschäftigungssicherung. Diese 
Tarifverträge gewährleisten oft bessere Arbeitsbedingungen als es die ge-
setzlichen Mindeststandards vorsehen. Lohntarifverträge stabilisieren die 
Lohnentwicklung und reduzieren die Ungleichheit.

In den Worten des Bundesverfassungsgerichts ist das Tarifvertragssystem 
»darauf angelegt, (…) ein annähernd gleichgewichtiges Aushandeln der 
Löhne und Arbeitsbedingungen zu ermöglichen« (Bundesverfassungsge-
setz 1995: NZA 1995, 754). Dabei haben Tarifverträge wichtige gesellschaft-
liche Funktionen: zum einen geht es um die Schutzfunktion, also darum, 
dass Beschäftigte während der Laufzeit eines Tarifvertrags hinsichtlich des 
Bestandes des Tarifvertrages geschützt sind. Tarifverträge haben auch eine 
Ordnungsfunktion: Alle tarifgebundenen ArbeitgeberInnen müssen wäh-
rend der Laufzeit des Tarifvertrages dieselben tarifvertragsbedingten Perso-
nalkosten ansetzen, sodass ein Wettbewerb nicht über die Personalkosten, 
sondern über die Qualität der Produkte und Dienstleistungen ausgetragen 
werden muss. Schließlich gibt es die Befriedungsfunktion, denn während 
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der Laufzeit des Tarifvertrages sind Arbeitskämpfe hinsichtlich der tarif-
vertraglich geregelten Gegenstände unzulässig (Däubler 2012). 

Insbesondere Flächentarifverträge wirken konfliktreduzierend, weil 
vereinbarte Laufzeiten den Unternehmen gleiche Voraussetzungen in Be-
zug auf Planungssicherheit und Kalkulation garantieren und gegenseitige 
Schmutzkonkurrenz von Betrieben in einer Branche unterbinden. Tarif-
verträge leben von der Zustimmung und Beteiligung derjenigen, für die die 
Regeln vereinbart werden (Hofmann u.a. 2016). Auf betrieblicher Ebene 
können Tarifverträge an entsprechende Anforderungen im Betrieb ange-
passt werden. So sind Tarifverträge auch praktizierte Demokratie im Be-
trieb und eine der tragenden Säulen des Sozialstaates. Allerdings: Dieses 
System bricht in sich zusammen, wenn der tarifvertragliche Schutz nicht 
mehr greift. Genau dies ist in Deutschland in den letzten Jahren verstärkt 
zu beobachten.

Tarifpolitik in der Krise

Seit Mitte der 1990er Jahre ist sowohl ein Rückgang der Tarifbindung als 
auch eine Erosion des Flächentarifvertrags zu verzeichnen (Bispinck/Schul-
ten 2009; Bispinck 2016). So waren 1998 noch 76% der Beschäftigten in 
Westdeutschland tarifgebunden, 2015 ist diese Zahl auf 59% gesunken. In 
Ostdeutschland ist die Zahl im gleichen Zeitraum von 63% auf 49% gesun-
ken. Auch die Anzahl der von Branchentarifverträgen erfassten Beschäf-
tigten sinkt von Jahr zu Jahr. Ebenso verhält es sich mit der Tarifbindung 
der Betriebe und der Anzahl der von Branchentarifverträgen erfassten Be-
triebe: Ob Ost oder West, seit 1998 gehen die Zahlen kontinuierlich zurück.

An der sinkenden Tarifbindung haben auch die Arbeitgeberverbände 
ihren Anteil, wenn sie Betrieben erlauben, Mitglied zu werden, ohne sich 
gleichzeitig an die Tarifverträge zu binden (Walser/Boor 2016). Durch 
diese Tarifflucht gibt es zunehmend »weiße« Flecken in der Tariflandschaft. 
Verstärkt wurde diese Entwicklung durch die Arbeitsmarktreformen der 
Agenda 2010: Die politisch gewollte Deregulierung des Arbeitsmarktes 
hat zu einer Zunahme atypischer Beschäftigung mit einem geringen Schutz 
durch das Arbeits- und Sozialrecht und einer Ausweitung des Niedriglohn-
sektors geführt (Bispinck/Schulten 2009: 202). 

Zusätzlich stehen die Unternehmen durch andere ökonomische 
Rahmenbedingungen unter Druck. So verändern sich z.B. durch das »glo-



236	 Stefan Körzell/Ghazaleh Nassibi

bal-sourcing«, bei dem Unternehmen Material global beschaffen, die 
Wertschöpfungsketten, es werden neue Geschäftsmodelle eingeführt und 
Tätigkeiten ausgegliedert. Diesem Druck mit einer Mitgliedschaft ohne Ta-
rifbindung zu begegnen, ist aber ein Fehler, denn der Dumping-Wettbe-
werb nach unten kann nicht gewonnen werden.

Dass diese Rechnung nicht aufgeht, davon ist auch das Bundesverwal-
tungsgericht überzeugt. Es urteilte 2016 zu Recht, dass eine Handwerksin-
nung nicht durch Satzung die aus dem Bereich der Arbeitgeberverbände 
bekannte Mitgliedschaftsform einer Mitgliedschaft ohne Tarifbindung ein-
führen darf (Bundesverwaltungsgericht 2016; s.a. Walser/Boor 2016: 57ff.). 
Damit stärkt eines der höchsten nationalen Gerichte in Deutschland der 
Tarifbindung den Rücken.

Stärkung der Tarifbindung über eine Reform der 
Allgemeinverbindlicherklärung (AVE)

Die Stärkung der Tarifbindung ist auch eines der erklärten Ziele der Bun-
desregierung mit dem Tarifautonomiestärkungsgesetz. Ziel ist es, »die Ta-
rifautonomie zu stärken und angemessene Arbeitsbedingungen für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicherzustellen…« (Bundesregierung 
2014). Das Gesetz ergreift Maßnahmen für eine neue Ordnung der Arbeit: 
Neben der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns wird das Arbeitneh-
merentsendegesetz auf alle Branchen erweitert und die Allgemeinverbind-
licherklärung (AVE) von Tarifverträgen erleichtert. Alle drei sind langjäh-
rige Forderungen der DGB-Gewerkschaften. 

Mit der AVE können die in Tarifverträgen autonom vereinbarten Ar-
beitsbedingungen durch staatlichen Akt auf nicht tarifgebundene Beschäf-
tigte und Arbeitgeber erstreckt werden. Die AVE geht einen Mittelweg 
zwischen rein staatlicher Regulierung und tarifautonomer Gestaltung des 
Arbeitslebens. Sie hat eine wettbewerbslenkende Funktion, da sie durch 
Ausdehnung tariflicher Mindeststandards auf Nichtorganisierte die Wett-
bewerbsbedingungen vereinheitlicht. Zugleich verhindert sie eine unterta-
rifliche Entlohnung von Beschäftigten durch »Schmutzkonkurrenz«. Den 
Normen des erstreckten Tarifvertrags wird zu größerer Durchsetzung ver-
holfen (Bundesverfassungsgericht 1977).

Insbesondere die Abschaffung des sogenannten 50%-Quorums sollte 
die AVE erleichtern. Das Quorum stellte in der Vergangenheit eine große 
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Hürde für den Erlass der AVE dar. Danach war es für eine AVE erforder-
lich, dass die tarifgebundenen Arbeitgeber nicht weniger als 50% der unter 
den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmer_innen be-
schäftigen und dass die AVE im öffentlichen Interesse geboten ist. Durch 
den kontinuierlichen Rückgang der Tarifbindung der Beschäftigten und Be-
triebe und die Erosion des Tarifsystems konnte das Quorum häufig nicht 
erfüllt werden. Ersetzt wurde es durch das Erfordernis des öffentlichen In-
teresses an einer AVE.

Wie wichtig die Abschaffung des 50%-Quorums im TVG gewesen ist, 
zeigen auch verschiedene Beschlüsse des Bundesarbeitsgerichts aus den Jah-
ren 2016 und 2017. Das Bundesarbeitsgericht hat die AVE einiger Sozial-
kassentarifverträge im Baugewerbe aus den Jahren 2007 bis 2014 auf Basis 
des alten Rechts u.a. deswegen für unwirksam erklärt, weil das 50%-Quo-
rum nicht erfüllt gewesen sein soll (Bundesarbeitsgericht 2016; 2017). Dies 
macht einmal mehr deutlich, dass eine rein zahlenmäßige Bestimmung des 
öffentlichen Interesses zu vielen Unwägbarkeiten führen kann.1

Es ist an der Zeit, zu untersuchen, inwieweit die Veränderungen bei der 
AVE zu einer Stärkung des Tarifvertragssystems beigetragen haben. 

Bilanz der AVE-Reform 
Die Reform der AVE im TVG zeigt leider nicht die von den Gewerkschaf-
ten erhoffte Wirkung. In den Sitzungen des Tarifausschusses beim Bun-
desarbeitsministerium (BMAS) sind auf Bundesebene seit Inkrafttreten 
der Änderungen bis heute im Wesentlichen nur Folgeanträge – also keine 
neuen Anträge – bisher erteilter AVEs nach TVG zu verzeichnen. Nach 
dem AEntG wurden bisher nur drei neue Rechtsverordnungen erlassen 
(Friseurhandwerk, Land-/Forstwirtschaft/Gartenbau und Textil- und Be-

1  Die Beschlüsse des Bundesarbeitsgerichts führen zu vielen rechtlichen Unklar-
heiten. Aufgrund des Urteils möglicherweise bestehende Rückforderungsansprüche 
gegen die Sozialkassen im Baugewerbe können diese in ihrem Bestand als gemeinsa-
mer Einrichtung der Tarifvertragsparteien gefährden. Auch Ansprüche auf Urlaub 
und Rentenbeihilfe von Millionen von Beschäftigten und Rentner_innen stehen auf 
dem Spiel. Zur Vermeidung sozialpolitischer Verwerfungen hat am 26.1.2017 der 
Bundestag das Gesetz zur Sicherung der Sozialkassenverfahren im Baugewerbe (So-
zialkassenverfahrenssicherungsgesetz – SokaSiG) verabschiedet (BT-Drs. 18/10631). 
Es erklärt die Regelungen aller seit 2006 gültigen Sozialkassentarifverträge im Bau-
gewerbe für verbindlich und stellt damit die Rechtslage wieder her, die für diesen 
Zeitraum ursprünglich unter den AVE bestehen sollte. Das Gesetz wird vom DGB 
ausdrücklich begrüßt (vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund 2017).
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kleidungsindustrie). Insgesamt gibt es nicht wesentlich mehr allgemeinver-
bindliche Tarifverträge nach TVG oder AEntG.

Die Erfahrungen aus den Sitzungen des Tarifausschusses beim Bundesar-
beitsministerium (BMAS) im letzten Jahr zeigen, dass das BMAS die neuen 
Regelungen sehr restriktiv auslegt, sodass eine AVE faktisch erschwert wird 
– entgegen der Zielsetzung des Gesetzgebers. Daraus ergeben sich für die 
DGB-Gewerkschaften einige Forderungen nach Nachjustierung des Ge-
setzes (dazu siehe auch: Nassibi 2016).

»Überwiegende Bedeutung« (§ 5 Abs. 1 S. 2 Ziffer 1 TVG)
Nach § 5 Abs. 1 TVG kann ein Tarifvertrag vom BMAS im Einvernehmen 
mit dem Tarifausschuss für allgemeinverbindlich erklärt werden, wenn 
die AVE im öffentlichen Interesse geboten erscheint. Das ist u.a. dann 
der Fall, wenn nach Abs. 1 Satz 2 Ziff. 1 der Tarifvertrag »überwiegende 
Bedeutung« erlangt hat. Nach Ansicht des BMAS ist die mitgliedschaftliche 
Tarifbindung hier weiterhin relevant für die Erfüllung der »überwiegenden 
Bedeutung«. Denn es handle sich bei der AVE um einen Eingriff in die ne-
gative Koalitionsfreiheit. 

Das BMAS nimmt für die Bestimmung der »überwiegenden Bedeutung« 
in erster Linie eine zahlenmäßige Betrachtung vor. Das Ministerium ver-
langt von den antragstellenden Tarifvertragsparteien den Nachweis, dass 
die Gesamtzahl der in tarifgebundenen Betrieben beschäftigten Arbeit-
nehmer erheblich ist im Verhältnis zu der Gesamtzahl der vom tarifver-
traglichen Geltungsbereich erfassten Arbeitnehmer. Erst in einer weiteren 
Stufe prüft das BMAS auch weitere, durch die Gesetzesänderungen ein-
geführte Elemente bei der Zahlenermittlung, wie Anschlusstarifverträge, 
Bezugnahmeklauseln oder die anderweitige Orientierung an den für all-
gemeinverbindlich zu erklärenden Tarifwerken. Bei letzterem Punkt soll 
in Branchen, die bereits seit Langem allgemeinverbindliche Tarifverträge 
kennen, die faktisch hundertprozentige Orientierung der Arbeitsverhält-
nisse an den (erneut) für allgemeinverbindlich zu erklärenden Tarifverträ-
gen keine Berücksichtigung finden können. Es solle ausschließlich auf eine 
»freiwillige« Tariforientierung ankommen. 

In der Praxis können die antragstellenden Tarifvertragsparteien dies je-
doch kaum darlegen. Die wertende Abstufung zugunsten der »mitglied-
schaftlichen« Tarifbindung ergibt sich nicht aus dem Gesetzeswortlaut. 
Diese hohen Darlegungsauflagen sind verfassungsrechtlich nicht geboten, 
zumindest dann nicht, wenn beim Geltungsbereich nicht ersichtlich ist, dass 
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relevante konkurrierende Tarifverträge existieren. Damit bleibt das abge-
schaffte 50%-Quorums de facto bestehen. 

Daher sollte das Quorum durch eine Präzisierung des öffentlichen In-
teresses als Voraussetzung für die AVE ersetzt werden. Die Definition des 
öffentlichen Interesses sollte dem Ziel des Gesetzes entsprechen und an die 
Rechtsprechung des BVerfG angeglichen werden. Danach ist ein öffentli-
ches Interesse insbesondere gegeben, wenn die AVE zur Stabilisierung der 
Funktion der Tarifautonomie und des Tarifvertragssystems, zur Erreichung 
angemessener Entgelt- und Arbeitsbedingungen, für die Sicherung und den 
Erhalt gemeinsamer Einrichtungen in ihrer sozialpolitischen Funktion, als 
Mittel zur Sicherung sozialer Standards und zur Verhinderung von Wett-
bewerbsverzerrungen geeignet ist.

Tarifverträge über gemeinsame Einrichtungen: 
AVE nach § 5 Abs. 1 oder Abs. 1 a TVG?
Daneben ist strittig, auf welcher Rechtsgrundlage Tarifverträge mit Rege-
lungen zu gemeinsamen Einrichtungen für allgemeinverbindlich erklärt 
werden können. Für die AVE von Tarifverträgen über gemeinsame Ein-
richtungen wurde mit § 5 Abs. 1 a TVG eine Regelung geschaffen, die über 
§ 5 Abs. 4 Satz 2 TVG eine stärkere Rechtsfolge entfaltet, als eine »nor-
male« AVE: Eine Absatz 1a-AVE von Tarifverträgen über eine gemein-
same Einrichtung verdrängt andere Tarifverträge, an die Arbeitgeber_in-
nnen ebenfalls gebunden sind. Bei einigen Tarifverträgen über gemeinsame 
Einrichtungen entschied das BMAS, einen Teil der Regelungen über Abs. 1 
allgemeinverbindlich zu erklären, den anderen Teil über Abs. 1 a. 

Das BMAS begründet dies damit, dass nicht alle Normen eines Tarif-
vertrags die Voraussetzungen der Fallgruppen in Abs. 1 a erfüllen würden. 
Damit soll die AVE vor Gericht möglichst unangreifbar gemacht werden. 
Im Übrigen verweist das BMAS darauf, dass es in der Macht der Tarifver-
tragsparteien liegen würde, ihre Tarifverträge auf diese Praxis abzustimmen. 

Diese Auffassung ist aus Sicht des DGB problematisch. Die Ansage 
an die Tarifparteien, ihre Tarifverträge entsprechend anzupassen, bedeu-
tet einen Eingriff in die Tarifautonomie. Sie verkennt zudem, dass die Re-
gelungen in Tarifverträgen zu gemeinsamen Einrichtungen vielfach mit 
anderen, nicht unmittelbar gemeinsame Einrichtungen betreffenden Re-
gelungsbereichen verschränkt sind. Beispielsweise ist der Ausschluss der 
Kündigung aus Witterungsgründen in der Schlechtwetterzeit im Gerüst-
bau nur in unmittelbarem Zusammenhang mit dem von der gemeinsamen 
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Einrichtung des Gerüstbauhandwerks gewährten Überbrückungsgeld zu 
verstehen. In Kollisionsfällen ist nach der Vorgehensweise des BMAS die 
Geltung von aus dem Zusammenhang gerissenen Regelungen unterschied-
licher Tarifwerke möglich. 

Um Bedenken eines möglichen Missbrauchs des § 5 Abs. 1 a TVG Rech-
nung zu tragen, könnten Tarifverträge nur dann nicht im Ganzen für all-
gemeinverbindlich erklärt werden, wenn die Regelungen über gemeinsame 
Einrichtungen im gesamten Tarifvertrag nur eine völlig untergeordnete Be-
deutung haben. Ansonsten ist klarzustellen, dass alle Tarifverträge, in denen 
Aufgaben und Leistungen einer gemeinsamen Einrichtung geregelt sind, un-
ter Absatz 1 a fallen, auch wenn neben diesen Bestimmungen zur gemein-
samen Einrichtung ggf. noch andere Arbeitsbedingungen normiert werden.

Problematisch ist außerdem, dass der abschließende Katalog der Rege-
lungsgegenstände gemeinsamer Einrichtungen in § 5 Abs. 1 a TVG inno-
vative Gestaltungen der Tarifvertragsparteien erschwert. Denkbar ist zum 
Beispiel, mittels gemeinsamer Einrichtungen Fonds für flexible Alters
übergänge einzurichten, die den branchenspezifischen Besonderheiten (z.B. 
verbreitete körperlich harte Arbeiten) Rechnung tragen. Um auch andere 
innovative Regelungsgenstände unter den Tatbestand zu subsumieren, die 
derzeit nicht aufgezählt sind, ist klarzustellen, dass der Katalog nicht ab-
schließend ist. 

Rechtsverordnung nach Arbeitnehmerentsendegesetz (§ 7 AEntG)
Mit der Rechtsverordnung nach § 7 AEntG können Regelungen eines Ta-
rifvertrages nach dem AEntG allgemeinverbindlich werden. Nach Aussage 
des BMAS müssen bei den Fällen von § 7 AEntG Ausführungen zur mit-
gliedschaftlichen Tarifbindung gemacht werden. Das Belegen der Tarifbin-
dung diene der Untermauerung der Repräsentativität. 

Dies ist aus DGB-Sicht zu ändern, da der Gesetzestext in Abs. 1 als Vo-
raussetzung nur das öffentliche Interesse fordert, jedoch keine zahlenmä-
ßigen Vorgaben hinsichtlich der Tarifbindung macht.

Entscheidungsfindung im Tarifausschuss
Nach wie vor besteht die Möglichkeit, dass im Tarifausschuss der Erlass 
einer AVE mit einem Veto blockiert wird. In der jüngsten Vergangenheit 
wurde davon auf Bundesebene zwar kein direkter Gebrauch gemacht. Aber 
es gab Situationen, in denen durch die theoretische Möglichkeit eines Vetos 
z.B. Einschränkungen des Geltungsbereichs einer AVE durchgesetzt wer-
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den konnten. Auf Landesebene lassen sich hingegen auch in jüngster Zeit 
durchaus Fälle finden, wo die Arbeitgeber im Tarifausschuss ein AVE blo-
ckiert haben, so z.B. bei Hotel und Gaststätten im Saarland, bei den Sicher-
heitsdienstleistungen an Flughäfen in Hessen oder der Altenpflege in Bre-
men und Niedersachsen (Schulten 2016). Daher sollte die Vetomöglichkeit 
im Tarifausschuss aufgehoben werden: Gemeinsam eingebrachte Anträge 
der Tarifvertragsparteien sollen im Tarifausschluss nur mehrheitlich abge-
lehnt werden können (so auch schon: Deutscher Gewerkschaftsbund 2012).

Weitere Forderungen zur Stärkung der Tarifbindung

Mit dem Instrument der AVE alleine kann die Funktionsfähigkeit der Ta-
rifautonomie aber nicht komplett wiederhergestellt werden. Erforderlich 
sind auch weitere Maßnahmen, von denen an dieser Stelle einige nur kurz 
erwähnt werden sollen: 

Mit Blick auf die Arbeitgeberseite sollten die Möglichkeiten zur Ta-
rifflucht eingeschränkt werden: Neben einer Einschränkung von OT-Mit-
gliedschaften, sollte die Tarifbindung von Arbeitgebern nach einer Ta-
rifflucht auch bei kleineren Änderungen der Tarifverträge bestehen bleiben. 
Blitzwechsel von Arbeitgebern von einer tarifgebundenen Mitgliedschaft 
in eine OT-Mitgliedschaft während einer Tarifauseinandersetzung sollten 
nicht zulässig sein (siehe z.B. Bundesarbeitsgericht 2010a/Landesarbeits-
gericht Saarland 2014). 

Aktuell wird diskutiert, inwieweit Tarifparteien eine Abweichung von 
den gesetzlichen Arbeitszeitvorschriften ermöglicht werden soll. Diese 
Diskussion um die Schaffung von Tariföffnungsklauseln zur Abweichung 
von gesetzlichen Mindeststandards als Mittel, um Arbeitgeber in die Ta-
rifbindung zu locken, ist ein zweischneidiges Schwert. Es besteht die Ge-
fahr, dass dies am Ende auf Kosten der Beschäftigten geht. Außerdem sind 
bestimmte Regelungsfelder aus sozialstaatlichen Gründen unabdingbar 
gesetzlich zu regulieren. Es gibt auch keine Belege dafür, dass mit Tarif
öffnungsklauseln eine flächendeckende Erhöhung der Tarifbindung einher-
geht. Schon die OT-Mitgliedschaften konnten die Tarifbindung über die 
erhofften »Klebeeffekte« nicht erhöhen. Bei Tariföffnungsklauseln ist zu-
dem das Verhandlungsgleichgewicht zwischen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerseite je nach Branche gestört – keine gute Voraussetzung für eine 
Verhandlung auf Augenhöhe!
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Mit Blick auf die Beschäftigtenseite sollten Betriebsratsstrukturen ge-
stärkt werden, denn dort, wo es Betriebsräte gibt, besteht eine höhere Ta-
rifbindung (Lohnspiegel 2016). Für die Gewerkschaften bedeutet das: eine 
gezielte Betriebs- und Organisationspolitik mit dem Ziel der Mitgliederge-
winnung. Die Rechtsprechung, wonach Gewerkschaften nur einmal im hal-
ben Jahr Zutritt in Betriebe zur Mitgliedergewinnung bekommen, ist mehr 
als fragwürdig (Bundesarbeitsgericht 2010 b). Auch sollten Konzepte über-
legt werden, wie Gewerkschaftsmitgliedern exklusive Tarifleistungen gege-
ben werden können, z.B. mithilfe von Differenzierungsklauseln in Tarif-
verträgen (Hensche/Heuschmid 2016). Wichtig ist schließlich, die Ränder 
der Belegschaften zu organisieren (z.B. Werkverträge).

Die Forderung nach einem Verbandsklagerecht für Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände ist auch hier wieder angebracht. Und schließlich kann 
der Staat die Tarifbindung von Unternehmen als wesentliches Entschei-
dungskriterium bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zugrunde legen und 
damit die Tarifbindung stärken. 

Die Stärkung der Tarifbindung bleibt eine der zentralen Herausforde-
rungen der Zukunft – sowohl für die Gewerkschaften als auch für die Ar-
beitgeberverbände und den Staat. Jede Seite kann und sollte ihren Beitrag 
dazu leisten, denn ein stabiles Tarifsystem ist für alle gut. Am Ende ist und 
bleibt Tarifbindung eine Frage der Gerechtigkeit!
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Klaus Lang/Stefan Schaumburg
Soziale Innovation durch Tarifpolitik –  
Erfahrungen der IG Metall 

Tarifpolitik ist immer auch ein Motor sozialer Innovation und manchmal 
auch weitreichender gesellschaftlicher Veränderung. Reinhard Bispinck hat 
zunächst als wissenschaftlicher Referent, dann als Leiter des Tarifarchivs 
und schließlich als Leiter des WSI die gewerkschaftliche Tarifpolitik be-
gleitet und dokumentiert. Er hat jährlich die Ergebnisse zusammengefasst 
und dargestellt, ob die erwarteten oder selbstgesetzten Ziele der Gewerk-
schaften erreicht oder nicht erreicht worden sind. Das hat nicht immer al-
len gefallen. Aber es hat dazu geführt, dass seine Aussagen und die Beur-
teilungen des WSI-Tarifarchivs in der Öffentlichkeit als unparteiisch ernst 
genommen und auch von den Arbeitgebern respektiert wurden. Das Tarif
archiv ist eine unerschöpfliche Quelle für alle fundierten Aussagen über Ta-
rifpolitik, auch für diesen Beitrag. 

Was von wem als soziale Innovation angesehen wird, ist interessenge-
leitet. Es ist sicher die Ausnahme, wenn der Kompromiss aus vorherge-
henden Konflikten von beiden Seiten nicht nur als guter oder schlechter 
Kompromiss, sondern auch als gelungene Innovation angesehen wird. Die 
Geschichte der Tarifpolitik ist dabei voll von solchen Innovationen. Hierzu 
gehörten die Durchsetzung einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik in 
den 1950er und 1960er Jahren, die verschiedenen Phasen der Arbeitszeitver-
kürzung wie die Durchsetzung der 40- und später der 35-Stunden-Woche 
oder auch die Lohnstrukturpolitik, die zu einer deutlichen Aufwertung der 
Facharbeit geführt und damit eine wesentliche Grundlage für wirtschaft-
lichen Erfolg, hohe Qualität der Produkte und Dienstleistungen, hohe Pro-
duktivität und sichere Arbeitsplätze gelegt hat.

Zugleich galt es immer auch Angriffe auf das Tarifsystem abzuweh-
ren und den Flächentarifvertrag zu verteidigen, um hierdurch die Vo-
raussetzungen für zukünftige Innovationen aufrechtzuerhalten. Denn das 
Tarifsystem selbst ist in Deutschland in seiner Gesamtheit ein soziales In-
novationssystem ersten Ranges, das in seiner nachhaltigen wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Regulation nicht hoch genug eingeschätzt werden 
kann. Es gibt kaum ein System, in dem Interessenausgleich – Warnstreiks 
und Streiks eingeschlossen – so klaglos, so wenig aufwendig, mit einer so 
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breiten Beteiligungskultur und dennoch effektiv funktioniert und sozi-
ale Befriedung auf Zeit für alle Beteiligten herstellt, wie das Tarifsystem. 

Schließlich gibt es in der Tarifpolitik auch immer wieder neue Heraus-
forderungen und unerledigte Aufgaben. Die IG Metall hat z.B. Mitte der 
1990er Jahre mit dem Projekt Tarifreform 2000 den Versuch unternommen, 
ein neues Kapitel innovativer Tarifpolitik aufzuschlagen und einen Gestal-
tungsrahmen für die Industriearbeit der Zukunft, für qualifizierte, humane 
und demokratische Arbeit zu schaffen. 

Hierbei ging es darum, Facharbeit besser zu sichern und zu bezahlen, 
Aufstiegschancen zu verbessern, ein Recht auf Weiterbildung zu verankern, 
die Beschäftigung in umfassenden Arbeitsbereichen statt an zerstückelten 
Arbeitsplätzen zu sichern, permanenten Leistungsdruck abzuwehren, ak-
tiven Arbeits- und vorbeugenden Gesundheitsschutz zu verankern und 
nicht zuletzt darum mehr Mitbestimmung und Demokratie im Arbeitsall-
tag zu verwirklichen. Dieser Rahmen konnte so nicht umgesetzt werden. 
Aber es waren alle Themen qualitativer Tarifpolitik angesprochen, die heute 
noch auf der Tagesordnung stehen, zum Teil noch überhaupt nicht bear-
beitet sind.

Tarifpolitische Neuerungen in der Krise

Neoliberalismus und Flexibilisierung 
Die politische Entwicklung und die wirtschaftlichen Bedingungen Anfang 
der 1990er Jahre brachten fundamentale Änderungen. Zunächst war es die 
Wiedervereinigung, die andere Themen auf die tarifpolitische Tagesord-
nung setzte. Nach dem Ende der vereinigungsbedingten Sonderkonjunk-
tur kam die Wirtschafts- und Beschäftigungskrise mit rasant steigender Ar-
beitslosigkeit bis Mitte der 1990er Jahre, zeitgleich mit dem neoliberalen 
Siegeszug, der nach der Wiedervereinigung bis zum Ende der Regierungs-
zeit Helmut Kohls auch die Politik in Deutschland prägte. Damit wurden 
Deregulierung und Flexibilität zu den Schlüsselbegriffen aller wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Entwicklungen. Das machte vor den Anfor-
derungen an die Tarifpolitik nicht Halt. Die Flexibilisierungsdebatte fand 
ihren Nährboden auch darin, dass in Deutschland infolge der Vereinigung 
und aufgrund der Globalisierung eine zuvor nie gekannte ökonomische 
Ungleichheit zwischen Branchen und Betrieben auftrat, die den Ruf nach 
flexiblen Lösungen mit sich brachte.



246	 Klaus Lang/Stefan Schaumburg

In dieser Debatte ging es vor allem um die Arbeitszeit, zunächst insbe-
sondere um Gleitzeit, um Arbeitszeitkonten und Ähnliches mehr. Durch 
die kürzere tarifliche Wochenarbeitszeit war der Flexibilitätsspielraum er-
heblich erhöht worden. Hier entstand ein betrieblicher Wildwuchs, der oft 
an den Gewerkschaften – auch an der IG Metall – vorbei entwickelt wurde. 
Schon die Umsetzung der ersten Schritte zur 35-Stunden-Woche führte zu 
einer größeren Vielfalt von Arbeitszeitregelungen, was nicht allen gefiel. 
Und erst recht war die Gleitzeit in den 1970er und 80er Jahren für viele in 
der IG Metall Teufelszeug.

Dazu hat der IG Metall-Vorsitzende Jörg Hofmann vor Kurzem in einem 
Artikel rückblickend festgestellt: »Die Beschäftigten arbeiten nicht nur sehr 
flexibel, sie akzeptieren zum großen Teil auch die betrieblichen Anforde-
rungen an Flexibilität und gehen pragmatisch damit um (…). Selbstkritisch 
ist festzuhalten: Gleitzeit ist eines der Musterbeispiele dafür, wie sich Ge-
werkschaften ins Abseits spielen, wenn sie die Wünsche der Beschäftigten 
nicht rechtzeitig erkennen.« (Hofmann u.a. 2016) Die frühzeitige Gestal-
tung der Arbeitszeitflexibilisierung statt einer rigiden Abwehr war eine In-
novationschance, die damals versäumt worden ist.

Tabubruch und Innovation
Die Forderung nach Flexibilisierung zielte auch auf eine Neuordnung der 
Regelungsebenen Betrieb und Tarif. Trotz oder gerade wegen der ökono-
mischen Probleme und des politischen Drucks entwickelten sind in den 
1990er Jahren zum Teil sehr weitreichende neue Wege in der Gewerk-
schafts- und Tarifpolitik. 

Als erster »Tabubruch« wurde 1993 bei VW ein betriebliches Bündnis 
für Arbeit par excellence vereinbart: die 28,8-Stunden-Woche ohne Lohn-
ausgleich mit dem Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen für die 
Dauer der Laufzeit. Die monatlichen Einkommenseinbußen wurden letzt-
lich durch eine Verteilung der jahresbezogenen Zahlungen auf die Monate 
weitgehend kompensiert. 

1995 wurde die Initiative zu einem gesellschaftlichen »Bündnis für Ar-
beit« gestartet, die in der IG Metall sehr umstritten war. Der Vorschlag 
zielte darauf, in Krisenzeiten Einkommenserhöhungen zumindest in der 
Höhe des Inflationsausgleichs zu sichern, Ausbildung und Beschäftigung 
längerfristig zu steigern sowie den Sozialabbau der Kohl-Regierung zu 
verhindern. Dazu sollte eine ständige Gesprächsplattform zwischen Bun-
desregierung, Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften dienen. Dieses 
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Bündnis hat die Gewerkschaften zusammengeführt und – nach der Verwei-
gerung der Regierung Kohl, den Sozialabbau zu stoppen – zur sozialpoli-
tischen Großdemonstration der Gewerkschaften 1996 in Bonn geführt, die 
zu Recht als der Anfang vom Ende der Regierungszeit Helmut Kohls an-
gesehen wird. Das Bündnis scheiterte dann endgültig unter Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder, der anstelle der Kompromissfindung durch Dialog 
das Diktat der Agenda 2010 setzte. 

Dennoch wurde knapp ein Jahrzehnt später der Weg für betriebliche 
Bündnisse für Arbeit geschaffen. Am 12. Februar 2004 ist mit dem »Pforz
heimer Abkommen« ein neuer Weg im Flächentarifvertrag beschritten wor-
den. Die Tarifpartner für die Metall- und Elektrobranche unterschrieben 
eine »Vereinbarung zur Sicherung von Arbeitsplätzen, Innovation und 
Wettbewerbsfähigkeit«, heute Teil des Tarifvertrags zur Beschäftigungssi-
cherung (TV BeSch). Das Abkommen erlaubt Unternehmen, von Tarifver-
trägen befristet abzuweichen, wenn sie dadurch Arbeitsplätze sichern oder 
neue schaffen. Der Flächentarifvertrag bleibt der Standard, die Abweichung 
ist die zeitlich befristete Ausnahme. »Die Belegschaft macht ohne konkrete 
Aussichten auf Wachstum und Investitionen keinerlei Einschränkungen 
mit. Und an der Entscheidung werden die Mitglieder beteiligt. Nur mit de-
ren ausdrücklicher Zustimmung gibt es Abweichungen«, sagt der ehema-
lige IG Metall Vorsitzende Detlef Wetzel. Es handelt sich um betriebliche 
Ergänzungstarifverträge und somit um einen Paradigmenwechsel, der den 
größeren Unterschied der wirtschaftlichen Lage von Unternehmen in den 
verschiedenen Branchen der Metall- und Elektroindustrie anerkennt. Dies 
veränderte aber auch die Rahmenbedingungen für solidarische Tarifpolitik. 

Im selben Zeitraum wurde das Konzept der Sozialtarifverträge in Er-
gänzung zu und anstelle von betrieblichen Sozialplänen entwickelt und 
umgesetzt. Mitte der 1990er Jahre wurden die ersten Sozialtarifverträge 
erstreikt. Damit konnten Massenentlassungen und Betriebsschließungen 
zum Teil verhindert, aber in jedem Fall mit weit besserem »Ausgleich« für 
die Beschäftigten verbunden werden. Nach langem juristischem Hin und 
Her wurden die Sozialtarifverträge in einem Grundsatzurteil des Bundes-
arbeitsgerichts von 2007 gegen den vehementen Widerstand der Arbeit-
geberverbände höchstrichterlich legitimiert. In den zurückliegenden zwei 
Jahrzehnten dürften zwischen 80 und 90 Sozialtarifverträge abgeschlossen 
worden sein, davon etliche erst nach einem Streik. 

Vor dem Hintergrund all dieser Erfahrungen wurde auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene schließlich die dramatische Wirtschafts- und Beschäfti-
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gungskrise 2008/2009 mit ähnlichen Instrumenten relativ glimpflich über-
wunden. Es war ein faktisches »Bündnis für Arbeit« – Lohnzurückhaltung 
gegen Beschäftigungssicherung durch das bewährte Kurzarbeitergeld, bei 
dem zusätzlich zum Kurzarbeitergeld die Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung vom Staat übernommen wurden. 

Mit dieser Entwicklung wurde das Verhältnis der betrieblichen und ta-
riflichen Ebene dauerhaft neu geregelt. Zum einen mit dem Sozialtarifver-
trag in Ergänzung zum Interessenausgleich nach BetrVG für angekündigte 
Massenentlassungen und Betriebsschließungen; zum anderen durch Öff-
nungsklauseln im Flächentarifvertrag für ergänzende und abweichende ta-
rifliche Regelungen auf Betriebsebene. Gerade dies wird auch die neuen 
Schwerpunkte der qualitativen Tarifpolitik bestimmen.

Neue Schwerpunkte qualitativer Tarifpolitik

Seit Beginn des neuen Jahrtausends gibt es neue Schwerpunkte qualitativer 
Tarifpolitik, mit denen innovative Lösungen durchgesetzt wurden oder ge-
plant sind. Es handelt sich um die Mindestlohnkampagne und die Regulie-
rung prekärer Beschäftigung, um die Regelung von Arbeit 4.0 angesichts 
der globalisierten und digitalisierten Wirtschaft, um die Stärkung der Tarif-
bindung und als wichtigstes Feld, die neue arbeitszeitpolitische Initiative.

Neue Arbeitszeitpolitik und ein neues Normalarbeitsverhältnis 
Seit mehr als einem Jahrzehnt sind die IG Metall, aber auch andere Gewerk-
schaften, auf unterschiedlichen arbeitszeitpolitischen Feldern tätig. Da sind 
z.B. Regelungen zur Gestaltung des demografischen Wandels von Bedeu-
tung. An erster Stelle standen hier Demografie-Tarifverträge. Dem ersten 
Demografie-TV 2006 in der Eisen-und Stahl-Industrie folgte die Metall- 
und Elektroindustrie in 2011/2012. Die Kernforderungen sind zunächst 
immer: demografische Bestandsaufnahme, Personalentwicklung, Wissens
transfer und Erleichterung des Ausscheidens durch Lebensarbeitszeitkon-
ten, Altersteilzeit, Regelungen des Übergangs zur Rente, z.B. Aufbesserung 
der Teilrente, altersabhängige Schichtplangestaltung usw. 

In anderen Gewerkschaften stehen auch Lebensarbeitszeit-Tarifverträge 
auf der Tagesordnung, wie z.B. in der IG Chemie oder bei der Deutschen 
Bahn, an denen sich auch die Tarifpolitik der IG Metall messen lassen muss. 
Im eigenen Organisationsbereich gab und gibt es innovative tarifliche Lö-
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sungen, wie z.B. bei Textil und Bekleidung und textilen Diensten (Erho-
lungsbeihilfen, Bonusregelungen und Bildung im Tarifvertrag (Bit)), die oft 
nicht ausreichend wahrgenommen werden. 

Eine wichtige Rolle spielen Forderungen nach Bildungsfreizeit und 
Qualifizierung. Das Thema ist als Gegenstand der Tarifpolitik nicht 
neu. Es steht bei der IG Metall seit den 1990er Jahren auf der Tages-
ordnung. Bereits Anfang des Jahres 2001 hatte die IG Metall angekün-
digt, das Recht auf Weiterbildung auch in die Tarifpolitik einzubringen. 
Dabei geht es der IG Metall um einen verbindlichen Anspruch auf be-
zahlte Freistellungen für Qualifizierungsmaßnahmen, die Übernahme 
der Kosten durch die Arbeitgeber und einen Regelungsrahmen zu Inhal-
ten, Zielen und Formen der tarifvertraglich geförderten Weiterbildung. 
Ein erster »Tarifvertrag zur Qualifizierung« wurde 2001 in Baden-Würt
temberg durchgesetzt. Er enthält Regelungen zur beruflichen und persön-
lichen Weiterbildung und die Errichtung einer gemeinsamen Qualifizie-
rungsagentur. In der Tarifauseinandersetzung 2015 wurde schließlich eine 
Bildungsfreizeit flächendeckend für die gesamte Metall- und Elektroindus-
trie durchgesetzt. Es gibt nun erstmals bundesweit einen durchsetzbaren 
Anspruch auf eine bis zu siebenjährige Bildungsteilzeit. 

Nicht intensiv bearbeitet wurde die tarifliche Leistungspolitik: Neue An-
sätze zur Leistungspolitik, die ja auf die innere Gestaltung und Verwendung 
der Arbeitszeit Einfluss nehmen müssten, werden zurzeit nicht weiterver-
folgt. 1972 hat die IG Metall in Baden-Württemberg den Lohnrahmen Ta-
rifvertrag II erstreikt, mit Pausen und Erholzeiten in der Arbeitszeit. Das 
war einer der wenigen und der einzige erstreikte Tarifvertrag, der regio-
nal begrenzt blieb. In den neuen Entgeltrahmen-Tarifverträgen, seit 2001 
ff. gültig, sind zwar die Instrumente zur Gestaltung der Leistungsentgelte, 
auch und gerade für Büro- und Angestellten-Tätigkeiten, verbessert wor-
den. Das Problem ist aber: 70-80% der Beschäftigten werden auch in der 
Metall- und Elektroindustrie im Zeitlohn bezahlt! Hier greifen diese In-
strumente zur Vereinbarung und Begrenzung von Leistungsabforderung, 
Festlegung von Pausen und Personalbesetzung nicht.

Viele der genannten Ansätze entwickelten sich zunächst auf betrieblicher 
Ebene. Die IG Metall will aber den Fehler vermeiden, der in den 1980er 
Jahren im Umgang mit der Gleitzeit begangen wurde. Daher wird jetzt aus 
der Not eine Tugend gemacht, indem in den Betrieben beteiligungsorien-
tierte arbeitszeitpolitische Pilotprojekte forciert werden, aber gleichzeitig 
eine neue tarifpolitische Initiative zur Arbeitszeitpolitik gestartet wurde. 
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Dementsprechend wurde auf dem IG Metall Gewerkschaftstag ein 
Leitantrag »Neue Arbeitszeitpolitik« beschlossen. Jörg Hofmann hat in 
seinem »Zukunftsreferat« anlässlich des 23. Ordentlichen Gewerkschafts-
tages dazu ausgeführt: »Arbeitszeitpolitik ist ein Kern gewerkschaftlichen 
Handelns. Sie berührt fast alle unsere Politikfelder: Entgeltpolitik und Ar-
beitszeit sind aufs engste verwoben. Leistungspolitik ließe sich ohne Ar-
beitszeitgestaltung nicht konzipieren. Gesundheit und Arbeitsschutz brau-
chen Arbeitszeitpolitik. Und auch die Vereinbarkeit von privatem und 
beruflichem Umfeld entscheidet sich fast ausschließlich über die Lage und 
Dauer der Arbeitszeit.«

Ziel der Arbeitszeitkampagne der IG Metall ist es, die unterschiedlichen 
Lebensentwürfe der Beschäftigten sowie ihre Zeit- und Gesundheitsbedürf-
nisse wieder stärker in den Mittelpunkt zu stellen; über Handlungsmacht 
im Betrieb, über betriebliche Gestaltungsmacht und Tarifpolitik sowie 
über ein verändertes gesellschaftliches Leitbild und entsprechende Gesetze. 

Die Teilziele sind mehr Gerechtigkeit durch die Vergütung für geleistete 
Arbeit, gleiche Teilhabechancen sowie die Angleichung der Arbeitszeiten 
in Regionen und Branchen. Mehr Sicherheit, d.h. sichere Beschäftigungs-
verhältnisse, Planbarkeit der Arbeitszeit, Zeit für Qualifizierung und Wei-
terbildung, mehr Gesundheit, d.h. gesundheitsförderliche Leistungsbe-
dingungen, ausreichend Personal, ausreichende Pausen und Erholzeiten, 
humane Schichtsysteme und mobiles Arbeiten und mehr Selbstbestimmung 
durch lebensphasenorientierte Arbeitszeiten, Rückkehrrechte aus Teilzeit 
auf Vollzeit sowie bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Leben und damit 
mehr Zeitsouveränität.

Neues Normalarbeitsverhältnis
Der Wunsch der Beschäftigten nach Wahlmöglichkeiten bei Dauer und 
Lage der Arbeitszeit während des gesamten Arbeitslebens verlangt nach 
einem neuen Normalarbeitsverhältnis, weil das jetzige Normalarbeitsver-
hältnis zwischen den Wünschen der Beschäftigten und den Anforderungen 
der Arbeitgeber erodiert. Dieses neue Normalarbeitsverhältnis soll im Mit-
telpunkt einer mehrjährigen tarif- und gesellschaftspolitischen Kampagne 
stehen. Damit wird versucht, drei Problembereiche abzudecken und po-
sitiv zu verbinden:

Es soll den Wünschen und den Interessen der Beschäftigten nach einer 
Vielzahl von Formen zur Reduzierung und anderen Verteilung der Arbeits-
zeit über den gesamten Lebenszyklus hinweg Rechnung getragen werden. 
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Diese Wünsche sind vielfältig: Familienzeit, Bildungszeit, Erziehungszeit, 
Pflegezeit, Altersteilzeit, Verschiebungen der Arbeitszeit im Lebenszy-
klus, Wechsel zur befristeten Teilzeit zwischen 20 und 35 Stunden, Mög-
lichkeiten von Sabbaticals und vieles andere mehr.

Es soll die Erosion des »alten« Normalarbeitsverhältnisses durch mas-
senhafte Arbeitsverhältnisse, die daneben entstanden sind, wieder einfan-
gen – von der noch halbwegs geregelten Teilzeit bis hin zu 450 Euro Ver-
trägen und Minijobs. Denn ein Grund für die Ausbreitung dieser Minijobs 
liegt darin, dass es keine geregelten Möglichkeiten zu einer deutlichen Re-
duzierung der Arbeitszeit mit einem Lohnausgleich oder Teillohnausgleich 
gibt. Und es soll vor allem auch der Tatsache Rechnung tragen, dass die Ein-
kommen aus der Erwerbsarbeit unverändert die Grundlage unserer sozia-
len Sicherungssysteme sind, auch als Absage an ein »arbeitsloses Grundein-
kommen«. Daher müsste das neue Normal-AV natürlich auch Grundlage 
für Krankenversicherung und vor allem für eine ausreichende Alterssiche-
rung sein bzw. werden. Dass hier Handlungsbedarf besteht, ist offenkun-
dig. Denn die Millionen von schlecht bezahlten Arbeitsverhältnissen und 
Minijobs sowie die unterbrochenen Erwerbsbiografien werden zu einer 
Altersarmuts-Falle von gigantischem Ausmaß. 

Dieses neue Normalarbeitsverhältnis wird nur funktionieren, wenn die 
Variabilität in der Arbeitszeit mit einer davon unabhängigen zumindest 
relativen Stabilität der Einkommen verbunden wird. Mit anderen Worten: 
Wahlmöglichkeiten, die Arbeitszeit bis auf null zeitlich befristet zu redu-
zieren, gehen ins Leere, wenn die Einkommensfrage und die Sicherung der 
Rente nicht geklärt sind! Diese Stabilisierung der Einkommen kann auf 
mehreren Wegen erreicht werden, z.B. indem Teile des Entgelts aus Voll-
zeitphasen angespart werden für reduzierte Arbeitszeiten, indem Mehrar-
beit und Überstunden z.T. in solche Konten gebucht werden, indem für 
bestimmte Phasen und Verwendungsformen ein Teillohnausgleich tariflich 
geregelt wird, indem der Gesetzgeber Geldzahlungen, wie z.B. Erziehungs-
geld, anders einsetzt, indem für weitere Fälle ein staatlicher Lohnausgleich 
geschaffen wird oder bestimmte Zuzahlungen durch den Arbeitgeber steu-
erlich gesondert behandelt werden. Hier sind der Phantasie kaum Gren-
zen gesetzt. 

Die Frage ist: Was könnte die Arbeitgeber, neben gewerkschaftlichem 
und gesellschaftlichem Druck, der selbstverständlich immer notwendig sein 
wird, daran interessieren, an einem solchen Vorhaben mitzuwirken. Uns 
fallen einige Punkte ein:
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n	 Den Flexibilitätsspielraum für Produktion, Dienstleistung und Vertrieb 
ohne zunehmende Reibungsverluste zumindest zu erhalten, vielleicht so-
gar zu erhöhen.

n	 Frauen in wesentlich größerem Umfang dauerhaft für den Arbeitsmarkt 
zu gewinnen und Ältere produktiv im Arbeitsprozess zu halten. 

n	 Die Gesamtproduktivität der Arbeit durch höhere Zufriedenheit der Be-
schäftigten zu steigern (Selbstfinanzierungseffekt).

n	 Den Staat als Partner zu Übernahme eines Teils der Kosten zu gewin-
nen. 

n	 Und schließlich auch daran interessiert zu sein, dass die Gesellschaft sich 
nicht spätestens in 15 oder 20 Jahren mit dem sozialpolitischen Spreng
stoff einer enorm hohen Altersarmut als Folge massenhafter Teilzeit und 
prekärer Beschäftigung herumschlagen muss.

Der Erosion des alten Normalarbeitsverhältnisses und der Zunahme pre-
kärer Beschäftigung ein Ende zu setzen, Altersarmut zu vermeiden und 
wieder mehr Arbeitszeit-Autonomie für die Beschäftigten zu gewinnen als 
Folge einer großen tarif- und gesellschaftspolitischen Kraftanstrengung mit 
langem Atem – das wäre in der Tat eine Großtat sozialer Innovation durch 
gewerkschaftliche Tarif- und Sozialpolitik!

Mindestlohn, Leiharbeit, Werkverträge
Die Regulierung prekärer Beschäftigung, wie z.B. Leiharbeit, Kontraktlo-
gistik, Facility Management wird nur gelingen, wenn nicht nur die Bezie-
hung zwischen tariflicher und betrieblicher Ebene neu definiert, sondern 
auch dauerhaft ein neues Zusammenspiel von gesetzlichen und tariflichen 
Reglungen Platz greifen wird. Dazu ist ein konkretes Verhältnis dieser Re-
gelungsbereiche zur Tarifpolitik der Metall- und Elektroindustrie zu defi-
nieren. Die Gewerkschaften werden gemeinsam versuchen, den Erfolg der 
Mindestlohn-Kampagne auf die Frage der Leiharbeit und der Werkverträge 
zu übertragen. Ein zentrales Thema auf dem IG Metall-Gewerkschaftstag 
war die Forderung an den Gesetzgeber, Leiharbeit und Werkverträge mas-
siv zu begrenzen. Der Gesetzentwurf zu Leiharbeit und Werkverträgen liegt 
mittlerweile vor. Bei der eingrenzenden Gestaltung der Leiharbeit gibt es 
erste Erfolge: Das sind zum einen die Tarifverträge mit den beiden großen 
Gruppen von Leiharbeitsfirmen BAP und iGZ, zum anderen die branchen-
bezogenen Zuschläge im für Metall/Elektro, Holz/Kunststoff und Textil 
und schließlich die Verpflichtungen z.B. der Stahlarbeitgeber, den bei ih-
nen eingesetzten Leiharbeitnehmer equal pay zu zahlen. Bei der weiteren 
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Eingrenzung der Leiharbeit und den Werkverträgen wird viel darauf an-
kommen, was das neue Gesetz bringt. Aber gleichzeitig wird die IG Me-
tall, werden alle Gewerkschaften, versuchen, auf betrieblicher Ebene mehr 
Möglichkeiten zu schaffen, die Vergabe von und die Bedingungen für Werk-
verträge besser zu kontrollieren. 

Arbeit 4.0
Die Regelung der Arbeit 4.0 mit den Schwerpunkten der direkten Maschi-
ne-Maschine-Kommunikation über den Globus hinweg, um damit der 
Marginalisierung qualifizierter Arbeit sowie dem Anstieg massenhafter 
neuer Selbständigkeit des »Crowdworking« Rechnung zu tragen, wird 
wohl das zweite beherrschende Thema für die Tarifpolitik der kommenden 
Jahrzehnte werden. Arbeit 4.0 wird nicht alleine von den Gewerkschaften 
geregelt werden können. Industrie 4.0 und Dienstleistung 4.0 wird die Ar-
beit der Zukunft verändern. Aber es ist, wie meistens in der historischen 
Entwicklung, nach unserer Überzeugung kein abrupter Bruch, auch keine 
abrupte technische Revolution, sondern die Fortsetzung und Verschärfung 
eines Prozesses, der schon lang im Gange ist:
n	 immer feinere Produktionsplanungs- und Steuerungssysteme, die Vor-

stufen für eine Maschine-Maschine-Kommunikation sind,
n	 die Weiterentwicklung von E-Plattformen in den Lieferanten- und Kun-

denbeziehungen,
n	 die weitere Verringerung der Fertigungstiefe und Auslagerung von im-

mer mehr Teilen der Produktion oder der produktionsnahen Dienst
leistungen in die »Wertschöpfungskette«, die oft von ehemaligen ein-
fachen Logistikunternehmen organisiert wird,

n	 Kommunikation und Datentransfer rund um den Globus, wodurch ein 
einmal entwickeltes Teil oder Produkt immer leichter an jedem Ort der 
Welt hergestellt werden kann,

n	 die immer detailliertere, minuten- und sekundengenaue Erfassung von 
Zeiten und Tätigkeiten in allen Produktions- und Dienstleistungs
bereichen – also nicht nur in der Fertigung, sondern auch im Büroall-
tag, im Einkauf, im Vertrieb, in der Kindererziehung, der Jugendhilfe, 
im Gesundheitsbereich bei den Ärzten und in den Krankernhäusern, al-
les nur möglich durch die gigantische Entwicklung von Speichermedien 
sowie der gesamten Hard- und Software,

n	 eine völlig andere Bedeutung der »Software« im Sinne einer neuer Wert-
schöpfungsebene, auf der die tatsächlichen Gewinne gemacht werden, 
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z.B. bei der Mobilitätssteuerung, der Vertriebs- und Versandsteuerung, 
der Energiesteuerung; diese Plattformen können die ökonomische Macht 
der Zukunft sein,

n	 die globale Vergabe von Forschungs- und Entwicklungsaufträgen, di-
rekt von den Produktionsfirmen, aber vor allem eben auch über Platt-
formen in die »Cloud« an Millionen »Click-Worker«,

n	 die Erleichterung und Erweiterung der Arbeit vom »Home Office« in 
neuer Qualität.

Sicher sind die qualitativen und quantitativen Folgen bis heute nicht zu-
verlässig abzuschätzen. Hier tauchen zum Teil auch alte Fragen in völlig 
neuem Gewand auf, wie z.B. »Heimarbeit«, die in einem völlig neuen Licht 
erscheint, aber vielleicht doch ähnlich geregelt werden muss wie die alte 
Heimarbeit. Es stellt sich die Frage der Zuständigkeit der Gewerkschaf-
ten, jenseits der Grenze von Produktion und Dienstleistung. Wir sind über-
zeugt, nur in einer gemeinsamen Anstrengung kann die Organisierung von 
Arbeitnehmer_innen entlang der Wertschöpfungskette gelingen. Die glo-
bale neue Form massenhafter selbständiger Arbeit in Form des Crowd
working ist eine weitere Herausforderung, die mit der Wahl Christiane 
Benners zur 2. Vorsitzenden der IG Metall zur Chefinnensache erklärt 
wurde. Hier tut sich ein weites Feld auf, das völlig neue Organisierungs- 
und Regulierungsideen notwendig macht. Die Crowdworking-Plattform 
der IG Metall, die den Workern Beratung bietet und ermöglicht, die Por-
tale zu bewerten, die ihnen den Zugang zu Aufträgen verschaffen, ist ein 
erster sehr wichtiger Schritt. 

Tarifbindung stärken
Seit den 1990er Jahren hat der Grad der Tarifbindung nachgelassen. In die-
sem Abwärtstrend kommt die mehr oder minder schleichende Erosion des 
deutschen Systems der Flächentarifverträge zum Ausdruck. Rund 54% der 
Beschäftigten in der Metall- und Elektroindustrie sind gegenwärtig unter 
den Bedingungen eines Flächentarifvertrags beschäftigt, weitere fünf Pro-
zent haben einen Firmentarifvertrag und 41% sind gänzlich ohne Tarifver-
trag beschäftigt (vgl. Amlinger/Bispinck 2015).

Nachlassende Tarifbindung bedeutet für Gewerkschaften nicht nur, dass 
mit dem Rückgang eines der wichtigsten Regulative für Arbeitsbedingungen 
auch die Kernaufgabe der Gewerkschaften beeinträchtigt wird. Die ord-
nungspolitische Funktion von Tarifverträgen geht bei tendenziell abneh-
mender Tarifbindung zurück. 
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Einer »wilden Dezentralisierung« sollte Anfang dieses Jahrhunderts (un-
ter nicht unerheblichem Druck der Arbeitgeber) mit Öffnungsklauseln des 
Flächentarifvertrages begegnet werden. Der Rückgang der Tarifbindung 
konnte damit nicht aufgehalten werden, und wenn man in die jüngste Ver-
gangenheit blickt, dann kann eine Verschiebung des tarifpolitischen Han-
delns und Gestaltungsspielraumes auf die betriebspolitische Ebene beob
achtet werden (Amlinger/Bispinck 2016). Die aktuelle Bestandsaufnahme 
zur Tarifbindung zeigt, dass der Rückgang der Tarifbindung insgesamt zwar 
nicht umgekehrt, aber zumindest gebremst werden konnte. 

Für ein Mehr an Tarifbindung spielen aber mehrere Faktoren eine Rolle. 
Zum einen die gewerkschaftliche Stärke, unter anderem messbar am Orga-
nisationsgrad. Zum anderen das politische Umfeld, erkennbar an einem ge-
sellschaftlichen Mainstream und der Akzeptanz von Flächentarifverträgen.  

Wenn sich Arbeits- und Lebenswelten verändern – wie es gegenwär-
tig mit der Digitalisierung, zunehmender Globalisierung und einer Verän-
derung der industriellen Beziehungen der Fall ist –, dann bleiben auch die 
oben beschriebenen Faktoren nicht unbeeinflusst. Die Digitalisierung ver-
ändert Arbeitsbeziehungen und Lebensumstände. Für gewerkschaftliche 
Machtverhältnisse verändern sich die Ausgangsvoraussetzungen, die struk-
turelle Machtbalance zwischen Arbeitnehmer_innen sowie Arbeitgebern 
muss neu austariert werden. Prekäre Beschäftigung in unterschiedlicher 
Form und Ausmaß nehmen zu. 

Für die Akzeptanz von (Flächen-)Tarifverträgen ist das politische Um-
feld gewerkschaftlichen Handelns längst nicht mehr so stark einem neoli-
beralen Mainstream ausgesetzt. Dennoch schreitet die Akzeptanz von Ta-
rifverträgen als Maßstab für gute Arbeit und gute Arbeitsbedingungen im 
öffentlichen Raum nur langsam voran. 

Der Wert von Arbeit wird gegenwärtig mehrheitlich entlang der unteren 
Haltelinie anhand des Mindestlohnes statt anhand von Tarifverträgen und 
Tarifentgelten diskutiert. Diese Akzentuierung muss wieder in Richtung 
des Leitbildes eines Tarifvertrages für gute Arbeit und gerechte Arbeitsbe-
dingungen – beispielsweise bei Entgelten – verschoben werden. Dazu ge-
hört, dass Tarifverträge wieder stärker in der öffentlichen Diskussion um 
Arbeit, Arbeitsbedingungen und den Wert der Arbeit Eingang finden müs-
sen. Als eine tragende Säule im Sozialstaat sollen Tarifverträge mit ihrer 
gestalterischen Funktion über Arbeits- und Lebensbedingungen als wich-
tigste Norm für Gestaltung von Arbeitsbedingungen auf gesellschaftspo-
litischer Ebene ausgebaut werden. 
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Eine Erkenntnis der Gegenwartsanalyse ist demnach auch, dass die Er-
höhung der Tarifbindung nicht ausschließlich gewerkschaftspolitische Stra-
tegie sein kann (Hofmann/Bsirske/Vassiliadis 2016). Sie muss auch im öf-
fentlichen Raum und der medienöffentlichen Diskussion stattfinden und in 
einer Unterstützung und Befürwortung von Tarifverträgen durch gesetz-
liche Regelungen münden. Dazu gehört der Einfluss auf Tariftreuegesetze 
und die Befürwortung der Förderung von Tarifverträgen durch staatliche 
Privilegierung und der Privilegierung der Verbandsbindung. 

In dieser Debatte muss auch deutlich werden, dass Tarifverträge für Ar-
beitgeber mehr als ordnungspolitische Vorteile wie die Attraktivität für 
benötigte Fachkräfte und die überdurchschnittliche Innovationsfähigkeit 
tarifgebundener Betriebe haben können. Das politische Umfeld dafür ist 
grundsätzlich schwierig, auch wenn sich bereits Sozialpartner und Bundes-
regierung für einen Ausbau der Tarifbindung ausgesprochen haben, zuletzt 
im Juni 2016 im Rahmen des 7. Meseberger Zukunftsgespräches.

Wir denken, es bleibt spannend, was sich an sozialer Innovation in der 
Tarifpolitik entwickelt. Und um zu unseren Vorbemerkungen zurückzu-
kehren: Soziale Innovation im Tarifgeschäft entsteht nicht nur in der Of-
fensive, wie z.B. in der Arbeitszeitpolitik der 1960 und 80er Jahre, sondern 
auch in Kämpfen zur Krisenbewältigung und Minimierung der Krisenfol-
gen für die Beschäftigten. 
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Tarifpolitik im Dienstleistungssektor – 
Entwicklungen und Strategien von ver.di

1. Die Kraft liegt in der Vielfalt?!

»Aufregend bunt – beruhigend stark!«, so warb ver.di Ende der 1990er Jahre 
für den Zusammenschluss höchst unterschiedlicher Gründungsorganisati-
onen zu einer neuen schlagkräftigen Gewerkschaft. Mehr als 60 Branchen, 
über 20.000 gültige Tarifverträge und 13 tarifpolitisch autonome Fach-
bereiche kennzeichnen die Grundstruktur der neuen Organisation. Die 
Gründungskonzeption in einer »Matrix-Struktur« ist organisationspoli-
tisch ein komplexes Geflecht mit dezentralen Willensbildungs- und Be-
teiligungsstrukturen, die möglichst eng an den differenzierten Interessen 
der Mitgliedschaft der Branchen, Bereiche und Berufsgruppen anschließen 
sollte. Vertikal gibt es die Gliederung Bund, Landesbezirke, Bezirke und 
die Ortsebene, horizontal sind die Fachbereiche abgebildet. Dem verant-
wortungsvollen Ehrenamt in Gestalt der Tarifkommissionen als Souverän 
wurden weitgehende Kompetenzen für die operative Tarifarbeit eingeräumt. 
Ein einheitliches tarifpolitisches Profil und eine fachbereichsübergreifende 
Tarifkoordination soll die Gesamtarchitektur in Balance bringen. Ziel ist 
hierbei, dass Besonderheiten und Partikularinteressen differenziertester 
Bereiche sich in der Großorganisation gut aufgehoben fühlen. Die Ver-
mittlungsarbeit obliegt der Gesamtverantwortung des Bundesvorstands. 
Der dafür notwendige Koordinationsrahmen wird wesentlich durch fach-
bereichsübergreifende Grundsätze, die auch für Tarifkommissionen bin-
dend sind, hergestellt. In Satzung und Tarifrichtlinie wird diese Dualität 
von Dezentralität und Koordination konstituiert.

In der Praxis konnte sich die Kraft der Koordination allerdings nicht 
umfassend entfalten. Für die ganze Organisation allgemein gültige Regeln 
und tarifpolitische Grundsätze wurden oft eher als Beschränkung dezen-
traler Verhandlungsfreiheit, denn als Element der Stabilisierung empfunden. 
Ein Grund dafür liegt sicher darin, dass ver.di, gewissermaßen in schwie-
rige Zeiten »hineingeboren«, eben ein Kind seiner Zeit ist. Wirtschaftliche 
und strukturelle Entwicklungen wie Wettbewerbsorientierung und drama-
tische Privatisierungs- und Dezentralisierungsentwicklungen, die Ausdif-
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ferenzierung des zentralen Tarifvertrags des öffentlichen Dienstes und zer-
störerische Branchenentwicklungen in allen Teilen der ver.di-Zuständigkeit 
haben viele Kräfte in den Details des Alltagsgeschäfts gebunden, sodass oft 
für ein »Über den Tellerrand der speziellen Situation schauen« Zeit und 
Ressourcen fehlten. Inzwischen spielt die tarifpolitische Koordination je-
doch eine wachsende Rolle. Beispielsweise wird versucht, Laufzeiten der 
Tarifverträge in einzelnen Fachbereichen zu koordinieren, einheitliche in-
haltliche Forderungen wie zum Beispiel die Mindestbesetzungen von Stati-
onen in Krankenhäusern sollen über den Flickenteppich von Haustarifver-
trägen hinweg Zusammenhang herstellen und koordinieren, für disparate 
Bodenverkehrsdienste wird ein gemeinsamer Tarifvertrag angestrebt, um 
nur drei von vielen Beispielen herauszugreifen.

Eine zentrale koordinierende Kraft ging von der politischen Forderung 
nach einem gesetzlichen Mindestlohn aus, die auch für weite Bereiche der 
Tarifpolitik in ver.di zum Glücksfall wurde. Eine herausragende Stellung 
hinsichtlich der Koordinierung der Tarifarbeit hatte in der Vergangenheit 
der tarifpolitische Grundsatz zur Begrenzung von Niedrigentgelten. Hier-
nach ist der Abschluss von Stundenlöhnen unter einem bestimmten Wert in 
ver.di-Tarifverträgen nicht zulässig. Er gilt als Leuchtturmprojekt erfolg-
reicher tarifpolitischer Koordinierung. Dabei wird offensichtlich, dass in 
koordinierter Tarifpolitik ein beachtliches Erfolgspotenzial steckt. 

2. Tarifpolitik in schwieriger Zeit 

Zeitgleich mit der ver.di-Gründung 2001 veröffentlichte Reinhard Bispinck 
zusammen mit Thorsten Schulten einen kritischen Artikel zur Tarifpoli-
tik der Gewerkschaften in Deutschland (Bispinck/Schulten 2001). Sie stell-
ten fest, dass sich »in den letzten zwei Jahrzehnten immer mehr das neoli-
berale Leitbild einer ›wettbewerbsorientierten Tarifpolitik‹ durchgesetzt« 
habe, wonach tarifpolitische Regelungen als zentrale Parameter im globa-
len Standortwettbewerb um Kapital und Investitionen angesehen werden. 
Damit stehen Löhne und Arbeitsbedingungen immer unter dem General-
verdacht, die Wettbewerbsfähigkeit zu schmälern, da ein grundsätzlicher 
Trade-off, also eine gegenläufige Entwicklung von Lohn- und Beschäfti-
gungshöhe, unterstellt wird.

Als Reinhard Bispinck und Thorsten Schulten den Artikel veröffentlich-
ten, befand sich die registrierte Arbeitslosigkeit in Deutschland auf histo-
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rischen Höchstständen. Seit Mitte der 1970er Jahre hatte ein kontinuier-
licher Anstieg der Arbeitslosigkeit stattgefunden. Im Jahr 2005, also vier 
Jahre nach Veröffentlichung des Artikels, wurde mit knapp fünf Millio-
nen Arbeitslosen das bisherige deutsche Allzeithoch bei der Arbeitslosig-
keit erreicht. Die große Mehrheit der deutschen Ökonomenzunft brachte 
sich immer offensiver gegen gewerkschaftliche Lohnforderungen in Stel-
lung. Dies spiegelte sich in herausragender Weise im deutschen Sachver-
ständigenrat, dem obersten Gremium zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, wider. Er warb – etwa in seinem Jahresgutachten 
2001/02 – energisch dafür, die »Verkrustungen des Arbeitsmarktes« (Ziffer 
32) zu beseitigen und mahnte nicht nur eine »Fortsetzung der moderaten 
Tarifpolitik« (Zi. 13) an, sondern deren weitere Verschärfung. Dazu schlug 
er sogar vor, die Definition des Günstigkeitsprinzips nach § 4 Absatz 3 des 
Tarifvertragsgesetzes zu »erweitern«, um Lohnsenkungen trotz gültigem 
Tarifvertrag zu ermöglichen (Zi. 33). Die Beschäftigten sollten also mit ei-
ner geradezu perfiden Auslegung des Günstigkeitsprinzips zum individu-
ellen Lohnverzicht trotz gültigem Tarifvertrag gedrängt werden, da nur so 
der Erhalt ihres Arbeitsplatzes gesichert werden könnte – da dies für sie 
doch »günstiger« wäre, als arbeitslos zu werden.

Tatsächlich hatte Deutschland nach Einführung des Euro 1999 einen 
Sonderweg bei der Lohnentwicklung beschritten. Im Zeitraum von 2000 
bis zum Beginn der Eurokrise 2008/2009 wiesen die Reallöhne pro Kopf 
in Deutschland einen Rückgang um knapp drei Prozent auf. Damit bil-
deten sie das Schlusslicht unter 18 Euroländern, in denen die Reallöhne im 
Durchschnitt um 5,3% gestiegen waren. 

Neben der neoliberalen Großwetterlage als Folge der Mahnungen 
und Warnungen von Medien, Ökonomik und Politik waren die Gewerk-
schaften in die Defensive gedrängt worden und standen als Schuldige der 
schlechten Arbeitsmarktsituation vielfach am Pranger. Die Arbeitgeber-
seite konnte mit allgemeiner Zustimmung rechnen, wenn sie sich Forde-
rungen der Gewerkschaftsseite hart widersetzte. Die Umsetzung sogenann-
ter »Reformen« im Zuge der »Agenda 2010« hat den Druck auf Arbeitslose, 
Beschäftigte und Gewerkschaften weiter erhöht. Anders als früher sind 
Erwerbslose seitdem gezwungen, einen angebotenen Job auch dann anzu-
nehmen, wenn ihre Hilfebedürftigkeit dadurch nicht beendet wird und sie 
weiter auf staatliche Unterstützung angewiesen sind. Im Zusammenwir-
ken mit einer deutlich gesunkenen Tarifbindung und dem unheilvollen Wir-
ken christlicher (»gelber«) Gewerkschaften hatte dies den Druck auf das 
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Lohnniveau weiter erhöht und die Durchsetzungskraft der Gewerkschaf-
ten zusätzlich geschwächt. Hierzu hat auch eine erhöhte Konzessionsbe-
reitschaft von Beschäftigten im Rahmen von Tarifverhandlungen und vor 
allem von Arbeitslosen bei der Suche nach einem Arbeitsplatz beigetragen 
(Rebien/Kettner 2011). 

In der Folge sank die Lohnquote, also der Anteil der Arbeitnehmerent-
gelte am Volkseinkommen, bis 2007 mit unter 64% auf einen historischen 
Tiefpunkt. Den Gewerkschaften gelang es aus den genannten Gründen in 
diesem Zeitraum nicht, den verteilungsneutralen Spielraum aus Produktivi-
tätserhöhung und Preissteigerung auszuschöpfen. Nach neoliberaler Lehre 
müsste dies eigentlich einen massiven Anstieg der Beschäftigung und einen 
entsprechend deutlichen Abbau der Arbeitslosigkeit zur Folge gehabt ha-
ben. In der Tat begann die Zahl der Erwerbstätigen nach 2005 auch kon-
tinuierlich zu steigen. 

Allerdings gibt diese Entwicklung der neoliberalen Lehre nur auf den 
ersten, oberflächlichen Blick recht. Sie beruhte vor allem auf einer Um-
verteilung von Arbeitsstellen: Vollzeitstellen wurden abgebaut und in alle 
mögliche Arten von Teilzeitstellen, vielfach prekärer Natur, umgewandelt. 
Deshalb blieb die Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden, das sogenannte 
Arbeitsvolumen, auch zunächst lediglich konstant. Erst 2014 stieg es mit 
58,3 Mrd. Stunden erstmalig über den Wert des Jahres 2000 und nahm auch 
2015 noch einmal deutlich auf zuletzt 58,9 Mrd. Stunden zu. 

Auffällig ist dabei, dass der nachhaltige und deutliche Anstieg des gesam-
ten Arbeitsvolumens gerade nicht mit zurückgehenden Arbeitnehmerent-
gelten, einer fallenden Lohnquote und unter dem verteilungsneutralen 
Spielraum liegenden Tarifabschlüssen einherging. Das Gegenteil ist der Fall. 
Im Jahr 2011 hatten die realen Arbeitnehmerentgelte erstmalig wieder das 
Niveau des Jahres 2000 erreicht, die Lohnquote war von ihrem Absturz auf 
den historischen Tiefpunkt mit 63,6% im Jahr 2007 wieder auf rund 68% 
gestiegen und den Gewerkschaften gelang es seit 2012 Jahr für Jahr wieder, 
den verteilungsneutralen Spielraum nicht nur auszuschöpfen, sondern sogar 
deutlich höhere Abschlüsse durchzusetzen. 2015 lag der verteilungsneutrale 
Spielraum beispielsweise bei einem Prozent, die durchschnittliche Tarifer-
höhung dagegen bei 2,7%, sodass die Umverteilungskomponente zuguns
ten der Löhne satte 1,7 Prozentpunkte ausmachte. Hierzu hatte neben der 
extrem geringen Inflationsrate auch der gesetzliche Mindestlohn, der zum 
1.1.2015 nach jahrelangen Forderungen der Gewerkschaften endlich von 
der Großen Koalition eingeführt worden war, beigetragen. 
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Entgegen neoliberaler Annahmen und daraus abgeleiteter wirtschafts- 
und tarifpolitischer Forderungen ist also offensichtlich nicht Lohnzurück-
haltung und Lohnverzicht Voraussetzung für eine gute wirtschaftliche 
Entwicklung und Erfolge auf dem Arbeitsmarkt, sondern es kommt im 
Gegenteil auf eine nachhaltige Steigerung der Einkommen an. Denn nur 
so entsteht eine ausreichende Massennachfrage, sodass Unternehmen ihre 
Waren und Dienstleistungen überhaupt absetzen können. Ansonsten bleibt 
ihnen nur der Export. Genau diese ungleichgewichtige Entwicklung hatte 
Deutschland auf die Exportmärkte getrieben und zu immer neuen Rekor-
den beim Exportüberschuss geführt – was nebenbei bemerkt eine der Ur-
sachen für die Ungleichgewichte und Probleme in der Eurozone war – und 
leider immer noch ist. 

Insofern widerlegt die Entwicklung der letzten Dekaden das neoliberale 
Leitbild der Notwendigkeit einer »wettbewerbsorientierten Tarifpolitik«. 
Aus dieser Perspektive kann es auch nicht verwundern, dass der gesetzliche 
Mindestlohn alles andere als die von den orthodoxen Ökonomen und In-
stituten prognostizierten negativen Folgen mit hundertausenden wegfal-
lender Arbeitsplätze gehabt hat. 

Dies alles spricht dafür, dass die Gewerkschaften ihre Tarifpolitik auch 
in Zukunft nicht an Kategorien einer »wettbewerbsorientierten Tarifpoli-
tik« ausrichten. Die aktuell günstige Entwicklung verdanken wir neben ei-
ner freundlichen Konjunktur und extrem niedriger Inflation, gestiegenen 
Tarif- und Reallöhnen und einer damit zusammenhängenden Belebung der 
Binnennachfrage. Licht am Ende des Tunnels? Einerseits. Andererseits ist 
allen Tatsachen zum Trotz die neoliberale Ideologie weiterhin wirkmäch-
tig und die Forderungen nach einer »wettbewerbsorientierten Tarifpolitik« 
keineswegs zu den Akten gelegt. Auch die strukturellen Ursachen der Krise 
sind nicht beseitigt und zahlreiche Phänomene der krisenhaften Wirtschafts
entwicklung halten an. Einige der problematischen Aspekte verschlechtern 
sich sogar tendenziell: Der durch die »Agenda 2010« ausgeübte Druck auf 
Beschäftigte und Arbeitsbedingungen wirkt nach wie vor. Das Konjunk-
turhoch brachte zwar ein Plus an Beschäftigung, Arbeitsvolumen, auch 
Vollzeitarbeitsplätze. Der gesetzliche Mindestlohn hat den freien Fall der 
Löhne gebremst, zwei Millionen Menschen ein höheres Erwerbseinkom-
men beschert und für mehr Beschäftigung gesorgt. Aber nach wie vor hat 
Deutschland einen der größten Niedriglohnsektoren in Europa, die Zahl der 
»Aufstocker« ist kaum zurückgegangen. Die Spaltungen auf dem Arbeits-
markt nehmen sogar weiter zu: zwischen hohen und niedrigen Erwerbs
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einkommen, zwischen den Branchen, zwischen Industrie und Dienstleis
tungssektor. Inwieweit die Wettbewerbsfähigkeit und Exportüberschüsse 
durch besonders niedrige Löhne im Dienstleistungssektor gesteigert wer-
den konnten, ist in der Diskussion umstritten. 

Keine Erholung gibt es auch bei der Krise der Arbeitgeberverbände. Ver-
bandsflucht und Zunahme der OT-Mitgliedschaft (»ohne Tarifbindung«) 
nimmt zu. Nach wie vor virulent ist ein problematischer Strukturwan-
del der Wirtschaft: Ausgründungen, Liberalisierung, Privatisierung (z.B. 
im Gesundheitssektor, in der Abfallwirtschaft, neuerdings wird die Pri-
vatisierung von Autobahnen vorangetrieben) nehmen zu. Dies wird nicht 
ohne Wirkung auf das Tarifverhandlungssystem bleiben: Die Fragmentie-
rung der Tarifstrukturen wächst und die Tarifbindung ist mittlerweile so 
geschrumpft, dass Gewerkschaften heute nur noch für eine Minderheit 
der Beschäftigten Tarifverträge verhandeln. Und last but not least nimmt 
auch die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder nicht nur im Dienstleistungs-
sektor immer noch ab, was für die Durchsetzungsfähigkeit natürlich alles 
andere als förderlich ist. Festzustellen sind also positive wie negative Ent-
wicklungen. Mit einer besseren Koordination ihrer Tarifarbeit können Ge-
werkschaften dazu beitragen, die positiven zu stärken. 

3. Erfolg durch Koordination

Hinsichtlich der Durchsetzung von Lohnerhöhungen kann den Gewerk-
schaften im Dienstleistungssektor gewiss keine Untätigkeit vorgeworfen 
werden. Wie das WSI dankenswerterweise regelmäßig analysiert, haben 
Streiks in Deutschland vor allem im Dienstleistungssektor zugenommen. 
Gestreikt wird für bessere Arbeits- und Entlohnungsbedingungen, aber 
auch ganz fundamental für Tarifbindung überhaupt und für die gesellschaft-
liche und ökonomische Wertschätzung der Dienstleistungsarbeit.

Weniger spektakulär aber nicht weniger wirksam ist die interne tarifpo-
litische Koordinierung, dort wo sie möglich ist. Wie eingangs beschrieben, 
sind die Fachbereiche und ihre Tarifkommissionen in der Gestaltung ihrer 
Tarifpolitik autonom. Mittels der Verabschiedung verbindlicher Grund-
sätze können für alle Tarifverhandlungen fachbereichsübergreifend einzu-
haltende Regeln geschaffen werden. Die wichtigste und erfolgreichste die-
ser verbindlichen Regeln war über viele Jahre der tarifpolitische Grundsatz, 
der eine Untergrenze für von ver.di vereinbarte Tarifentgelte festlegte. Er 
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wurde in der Folge der Entscheidung für die Forderung nach einem ge-
setzlichen Mindestlohn beschlossen. Es erschien als eine Frage der Glaub-
würdigkeit, dass ver.di nicht einen gesetzlichen Mindestlohn von 7,50 Euro 
und später 8,50 Euro fordern kann, ohne selbst eine Untergrenze für Ta-
rifentgelte festzulegen. 

Während der rund fünf Jahre seiner Wirksamkeit, also vor der Einfüh-
rung des gesetzlichen Mindestlohns, wurden 72 Abweichungsfälle in einem 
demokratischen Clearingverfahren, an dem alle Fachbereiche beteiligt wa-
ren, gelöst. Stufenpläne zur Heranführung an die tarifliche Untergrenze 
spielten hierbei eine wesentliche Rolle. Die Novellierung des Grundsatzes 
ist aktuell im Beschlussverfahren. Der aktualisierte Grundsatz sieht zu-
nächst für 2017 eine neue Untergrenze von neun Euro vor. 

Können wir die behaupteten positiven Effekte des Grundsatzes nachwei-
sen? Wie konnten sich die Tarifentgelte entwickeln? Wo stehen wir heute? 
Wie ist die Situation in den verschiedenen Fachbereichen, in den Landes-
bezirken? Lassen sich die Erfolge nachvollziehen und messen? 

Es versteht sich, dass es bei rund 6.000 gültigen ver.di-Entgelttarifverträ-
gen nicht ganz einfach ist, den Überblick über Höhe, Ausmaß und Rela-
tionen der Niedrigentgelte zu behalten. Deshalb wurde mit dem Mindest-
lohn-Grundsatz auch beschlossen, dass die Tarifentgeltsituation bei ver.di 
transparenter werden muss. So entstand in einem mehrjährigen Entwick-
lungsprozess – und mit Rat und Hilfe von Reinhard Bispinck – das Min-
destlohn-Monitoring von ver.di, eine interaktive Datenbank, in der alle 
Entgelttarifverträge von ver.di aufgenommen und regelmäßig ausgewertet 
werden. Die Auswertungsmöglichkeiten sind dem des Niedriglohn-Mo-
nitoring des WSI ähnlich (Reinhard Bispinck/WSI-Tarifarchiv 2016), die 
Daten werden allerdings nicht ausgewählt, sondern umfassend aufgenom-
men, natürlich beschränkt auf die Tarifverträge von ver.di.

Wie beim WSI werden die Einstiegs-Entgeltgruppen klassifiziert. Mit 
der Abgrenzung von sieben Klassen können wir nicht nur den Status quo, 
sondern auch die Entwicklung passgenau zugeschnittener Entgeltklassen 
analysieren und die Effekte und das Ausmaß der Betroffenheit von zu be-
schließenden Untergrenzen transparent machen.

Betrachten wir beispielsweise die Entwicklung der Klassen unter 8,84 
Euro, unter 9,50 Euro und unter 10 Euro, so können wir eine ganz erheb-
liche positive Entwicklung feststellen. Der Anteil von Klassen unter dem 
nun gültigen gesetzlichen Mindestlohn von 8,84 Euro sank in den letzten 
fünf Jahren sowohl im ganzen Bundesgebiet als auch in den neuen Bundes-
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ländern um zwei Drittel, der Anteil unter 9,50 und unter 10 Euro um die 
Hälfte. Dennoch ist der Anteil von Entgelten unter 10 Euro mit 15 Prozent 
im Osten noch doppelt so hoch wie im Westen und insgesamt nicht gering. 

Besonders beeindruckend war die Entwicklung im ver.di-Fachbereich 
»Besondere Dienstleistungen«, der lange Jahre in unserem Niedriglohnbe-
reich als Sorgenkind galt. Hier konnten die Tarifentgelte im Osten unter 
8,84 Euro um ein Fünftel, unter 9,50 Euro um zwei Drittel und unter 10 
Euro um die Hälfte reduziert werden. Dennoch liegt immer noch ein Vier-
tel der Tarifentgelte dort unter 10 Euro. Bei einer Betrachtung der gesam-
ten Tarifentgeltspanne können wir für ganz ver.di – und auch für die meis
ten einzelnen Fachbereiche – feststellen, dass der Anteil der Tarifentgelte 
unter 12,50 Euro über die Jahre stetig geringer wurde und derjenigen über 
12,50 und auch über 25 Euro stetig gewachsen ist. Die öfter geäußerte Be-
fürchtung, das besondere Augenmerk auf dem unteren Bereich der Lohn-
skala könnte sich ungünstig für den oberen auswirken, konnte damit klar 
widerlegt werden.

Ist die Tarifpolitik in den Niedrigentgeltbereichen von ver.di erfolgreich? 
Einerseits können wir mit dem Monitor-Tool erhebliche Fortschritte er-
kennen. Ver.di ist es hervorragend gelungen, die Forderung nach einem ge-
setzlichen Mindestlohn für die gesamte Tarifentwicklung zu nutzen. Auch 
die in der Zeit der Kampagne für einen gesetzlichen Mindestlohn durchge-
setzten und für allgemeinverbindlich erklärten Branchenmindestlöhne tru-
gen erheblich zur Anhebung des Lohnniveaus in unseren Dienstleistungs-
branchen bei. Die Aufmerksamkeit in Öffentlichkeit und Organisation war 
dadurch ständig virulent. Die unterstützenden Wechselwirkungen der ver-
schiedenen Ansätze und Strategien sind in ihrer Wirkung durchaus erfolg-
reich. Andererseits ist nicht von der Hand zu weisen, dass viele Tarifent-
gelte von ver.di absolut betrachtet nach wie vor bemerkenswert niedrig sind. 
Rund ein Drittel der Tarifentgeltgruppen liegt insgesamt immer noch unter 
12,50 Euro, also unter der Armutslohngrenze, die bei 50% des nationalen 
Durchschnittslohns liegt. Zwei Drittel der ver.di-Tarifentgelte liegen folge-
richtig über der Armutslohn-Grenze, allerdings nur knapp 6% über dem 
nationalen Durchschnittsstundenlohn von rund 25 Euro. Die Höhe der Ta-
rifentgelte von ver.di im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang stellt für 
unsere haupt- und ehrenamtlichen Funktionäre nach wie vor eine beson-
dere Herausforderung dar.

Dieser Aspekt der Tarifentwicklung zeigt aber auch besonders ein-
drücklich die Schwächen autonomer Tarifpolitik in Dienstleistungssektor 
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auf – auch wenn sie – wie in diesem Fall – in ver.di besonders wirksam ko-
ordiniert wurde. Sehr groß sind die »weißen Flecken«, die Bereiche ohne 
Tarifbindung, zu bedeutend ist die Tarifflucht und zu gering die Möglich-
keiten von Allgemeinverbindlicherklärungen (AVE) von Tarifverträgen.

4. Wie kann Tarifpolitik demokratischer und durchsetzungsstärker 
werden? 

Wie können wir erreichen, dass die Beschäftigten in der Dienstleistungs-
wirtschaft zwar mit ihrer Tarifentwicklung Fortschritte machen, aber den-
noch im Verhältnis zu Industriebeschäftigten nicht weiter abgehängt wer-
den? Wie kann die Schere, die sich in Deutschland zwischen hohen und 
niedrigen Arbeitsentgelten – vorzugsweise in der Exportindustrie und im 
Dienstleistungsbereich – auftut, wieder geschlossen werden? Wie ist zu 
verhindern, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt in Deutschland nicht 
zunehmend gefährdet wird? Eine unabdingbare Voraussetzung ist sicher 
die Stabilisierung des Tarifsystems »von oben«, wie sie vom WSI schon seit 
vielen Jahren gefordert wird. Die AVE muss substanziell erleichtert wer-
den und es ist zu fragen, ob die Zunahme der OT-Mitgliedschaften in den 
gegenwärtigen Ausmaßen eigentlich noch verfassungskonform ist. Tarif-
bindung ist in den europäischen Ländern, in denen sie funktionstüchtig ist, 
weit mehr institutionell stabilisiert und reguliert. Daran müssen wir uns in 
Deutschland ein Beispiel nehmen. Entsprechende Vorschläge an die Politik 
blieben bislang jedoch ohne nennenswerte Wirkung. Die Schere zwischen 
Branchen mit hohen und solchen mit niedrigen Entgelten ist aber auch nir-
gendwo so weit und so dynamisch wie in Deutschland. 

In anderen europäischen Ländern bremst eine nationale Koordinierung 
der Tarifpolitik das Auseinanderdriften. Nicht so in Deutschland: Hier ge-
nügt die Orientierung am verteilungsneutralen Spielraum (mit Variations-
möglichkeiten) als dem großen Autonomiebedürfnis gemäße und ausrei-
chende Koordinierung der Tariflohnentwicklungen. Kritischen Appellen 
aus der Makroökonomie oder aus dem Dienstleistungsbereich wird oft mit 
Unverständnis begegnet.

Bleibt also als Fundament aller Tarifentwicklung, aus eigener autono-
mer Kraft eine möglichst große Wirksamkeit zu entfalten. Dazu brauchen 
wir einen hohen Organisationsgrad und den Willen der Beschäftigten, für 
ihre Interessen aktiv zu werden. Um das zu erreichen, treibt ver.di seit Jah-
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ren einen Organisationsentwicklungsprozess voran (»Perspektive ver.di 
wächst«) mit dem Ziel, die Ressourcen effektiver einzusetzen und attrak-
tiver für neue und alte Mitglieder zu werden. Mitglieder wollen heute mit-
reden, mitmachen, mitentscheiden, beteiligt sein. Damit entstehen neue 
Spannungsverhältnisse zu gewachsenen Strukturen und Gewohnheiten. 
Diese wie auch bestehende Parallelstrukturen müssen erkannt, reflektiert 
und bearbeitet werden. Wichtige Aspekte erfolgreicher Tarifpolitik sind 
also transparente Beteiligungs- und Entscheidungsstrukturen sowie Mei-
nungsbildungsprozesse.

In diesem Kontext ist es notwendig, sich den Charakter von Tarifaus-
einandersetzungen in Erinnerung zu rufen. Im Kern geht es darum, die ma-
teriellen Verteilungs- und Arbeitsverhältnisse und damit die Beziehungen 
zwischen Arbeit und Kapital immer wieder neu zu justieren. Die verhan-
delten Tarifverträge spiegeln dabei die Machtverhältnisse zwischen den 
Akteuren wider und markieren eine vertraglich vereinbarte, zeitliche Still-
legung eines auf antagonistischen Interessen fußenden Verhältnisses. Den 
Akteuren auf gewerkschaftlicher Seite kommt bei der vertraglich fixierten 
Kompromissfindung die schwierige Abwägungsentscheidung zu, ob die ge-
fundene Einigung sowohl den Interessen und Forderungen der Mitglieder 
als auch den aktuellen Auseinandersetzungsbedingungen entspricht, damit 
eine ausreichende Zustimmung entsteht. 

Diese Entscheidung in ver.di ist bei den Tarifkommissionen und damit 
bei den ehrenamtlichen Mitgliedern verortet. Die hauptamtliche Führung 
der Gewerkschaftsorganisation ist an deren Entscheidung gebunden. Da 
die Mitglieder der Tarifkommissionen möglichst mitgliedernah in den Be-
trieben direkt oder über ein Delegiertenprinzip gewählt werden, ist auf den 
ersten Blick ein strukturelles Demokratiedefizit nicht auszumachen. Bei 
der Forderung nach »mehr Demokratie« geht es eher um eine stärkere di-
rekte Beteiligung in den Tarifauseinandersetzungen und -aktionen. Diese 
muss es den Mitgliedern ermöglichen, sich in die sozialen Auseinander-
setzungen aktiv einzuschalten. Andererseits ist eine stärkere Beteiligung 
Voraussetzung dafür, dass bislang nicht genutzte Machtressourcen in die 
Waagschale geworfen werden können. Dies bedeutet allerdings auch, sich 
sehr viel stärker als bisher üblich der eigenen Machtbasis (Organisations-
grad, Mobilisierungsbereitschaft) zu vergewissern und so zu transparen-
teren Zielfindungs- und Entscheidungsprozessen zu kommen. Die Kompe-
tenzen sollten klar geregelt sein, damit es nicht zu Verunsicherungen oder 
Enttäuschungen kommt.
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Bei der Durchsetzung von gewerkschaftlichen Forderungen spielen 
Streiks und deren Androhung eine zentrale Rolle. Im Zuge von Arbeits-
kampfauseinandersetzungen ist es jedoch nicht immer einfach, Leiden-
schaft und Augenmaß, Erwartungshaltung und Verantwortung auszuba-
lancieren. Urteilskraft verlangt Kompetenz und Erfahrung. Die Aufgabe 
der Tarifkommissionen ist es, differenzierte Situationsbeurteilungen aufzu-
arbeiten und zu bewerten. Es ist ihre Aufgabe, eine enge Kommunikation 
mit den Belegschaften herzustellen, Diskussionsstände regelmäßig rückzu-
koppeln. Tarifkommissionen sind keine Akklamationsorgane der jeweiligen 
Verhandlungsführung. Mitgliederbefragungen haben in diesem Kontext 
eine wichtige Funktion zur Verbreiterung von Entscheidungsgrundlagen. 
Als schlichtes Legitimationsinstrument sollten sie nicht missbraucht wer-
den. Und klar sollte sein, dass die endgültige Entscheidung am Ende der 
Tarifbewegung die Tarifkommission trifft. Diese hohe Verantwortung der 
Mitglieder in Tarifkommissionen verlangt Urteilskraft, also nicht nur ta-
rifpolitische Kompetenz und Erfahrung, sondern auch eine solide gesell-
schaftspolitische Bildung. Dies erfordert systematische, inhaltliche, kom-
munikative und strategische Kompetenzen.

5. Die Zukunft gewerkschaftlicher Tarifpolitik 

Tarifpolitik erfüllt eine wesentliche Funktion hinsichtlich der Teilhabe der 
arbeitenden Bevölkerung am erwirtschafteten Wohlstand. Da die große 
Mehrheit der Beschäftigten über keine oder allenfalls marginale Kapitalein-
künfte verfügt, entscheidet sie maßgeblich über die Verteilung des Volksein-
kommens und die Höhe der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Die For-
derung nach einer »wettbewerbsorientierten Tarifpolitik« – was gemeinhin 
ja nichts anderes als die Forderung nach »Lohnzurückhaltung« meint – ist 
also entschieden zurückzuweisen. 

Zunehmend wichtiger werden angesichts der voranschreitenden Digitali-
sierung der Wirtschaft und zunehmenden psychischen Belastungen der Be-
schäftigten auch die Durchsetzung von qualitativen Maßnahmen, die einer-
seits auf den Erhalt von Arbeitsplätzen gerichtet sind und andererseits die 
Einzelnen vor gesundheitsschädlichen Beeinträchtigungen schützen. Neue 
Arbeitszeitkonzepte, Arbeitszeitverkürzung, mehr freie Tage, die Festle-
gung von Mindestbesetzungen etc. werden deshalb ein zunehmendes Ge-
wicht in Tarifauseinandersetzungen erhalten. Die Erhaltung und die Pflege 
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des eigenen Arbeitsvermögens ist ein ebenso konfliktträchtiges tarifpoli-
tisches Aktionsfeld wie der Streik um höhere Entgelte. Auch hier gilt, dass 
der Schlüssel für erfolgreiche Tarifpolitik nach wie vor darin besteht, die 
gewerkschaftlichen Machtressourcen in konkreten Auseinandersetzungen 
geltend zu machen. Die (Wieder-)Erschließung weißer Flecken in der Tarif-
landschaft und damit eine wieder ansteigende Tarifbindung hat dabei eine 
herausragende Bedeutung. Dies erfordert eine wirkungsvolle Koordination 
der Tarifarbeit zwischen den einzelnen Fachbereichen und Branchen, aber 
auch neue Ansätze der Aktivierung von Beschäftigten in Tarifbewegungen. 
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Christian Jungvogel
Tarifpolitische Herausforderungen  
aus Sicht der IG BCE

Schwerpunkte der Tarifpolitik seit 2010

Nach der Wirtschaftskrise 2009 konzentrierte sich die Tarifpolitik der IG 
BCE auf die Erhöhung der Entgelte und die Weiterentwicklung der tarif-
vertraglichen Regelungen zum demografischen Wandel. Bedingt durch die 
niedrigen Preissteigerungsraten von deutlich unter 2% konnte über mehrere 
Jahre hinweg eine spürbar positive Reallohnentwicklung erreicht werden. 
Seit 2010 wurden die Tarifentgelte in der chemischen Industrie um mehr 
als 22% gesteigert. Einziger Wehrmutstropfen waren die Effekte durch die 
Steuerprogression. Bei guter Haushaltslage und erheblichen Steuermehrein-
nahmen, nicht zuletzt durch die positive Tariflohnentwicklung, ist auch die 
Forderung nach Beseitigung der Steuerprogression aus unserer Sicht drin-
gend geboten. Die gute Entgeltentwicklung wurde zudem ergänzt durch 
den Tarifabschluss 2011 für das Tarifgebiet Ost. Die letzten Ungleichheiten 
im Entgelt bei den Entgeltgarantiestufen und der Jahresleistung wurden 
in einem Stufenplan angeglichen. Damit bleibt die Arbeitszeit als letztes 
Angleichungsthema.

Der Tarifvertrag Demografie und Lebensarbeitszeit von 2008 wurde in 
den Tarifrunden 2012 und 2015 wesentlich weiterentwickelt. Neben den 
schon bekannten Instrumenten Altersteilzeit, Langzeitkonten, Altersvor-
sorge, Berufsunfähigkeitszusatzversicherung und Teilrente wurden zwei 
weitere Nutzungszwecke entwickelt und ergänzt. Das Modell RV 80 (»Re-
duzierte Vollzeit mit 80 Prozent Arbeitszeit«) ermöglicht Betrieben auch 
ohne Langzeitkonto, die Arbeitszeit von Beschäftigten auf eine 4-Tage-Wo-
che bei ganzem oder teilweisem Entgeltausgleich zu reduzieren. Des Wei-
teren können Betriebe Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge anbieten und 
aus dem Demofonds finanzieren. Finanziell haben wir den Demografie-
betrag pro Mitarbeiter und Jahr von zunächst 300 Euro auf mittlerweile 
750 Euro gesteigert. 
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Die Welt im Umbruch

Die geopolitischen Rahmendaten machen es nicht gerade einfacher, eine 
langfristige und verlässliche Tarifpolitik zu betreiben. Bürgerkriege, Russ
landkrise, ein unberechenbarer amerikanischer Präsident und das Erstarken 
der Populisten in Deutschland und Europa sind in ihren wirtschaftspoli-
tischen Auswirkungen kaum einzuschätzen. Die Menschen, die aufgrund 
von Flucht und Verfolgung zu uns kommen, werden zunehmend von Tei-
len der Bevölkerung als Bedrohung und kaum mehr als Chance und soli-
darische Verpflichtung wahrgenommen. Keiner weiß, ob der Brexit nicht 
noch weitere Nachahmer mit sich zieht. 

Darüber hinaus wird uns der demografische Wandel noch Jahrzehnte 
beschäftigen. Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die sozialen 
Sicherungssysteme sind enorm. Die Beschäftigten erwarten neben bun-
despolitischen Lösungen auch tarifpolitische Antworten, um ihre Arbeits-
bedingungen und Alterssicherungen demografiefest zu machen. 

Die fortschreitende Globalisierung und mit ihr die Auseinandersetzung 
um internationale Handelsabkommen wie CETA und TTIP machen im-
mer mehr Menschen Angst. Soziale und ökologische Fortschritte werden 
als bedroht gesehen. Die nächste technische Revolution, die Digitalisie-
rung, wird die Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen nachhaltig verändern.

Arbeit 4.0

Vor knapp fünf Jahren wurde in Deutschland der Begriff Industrie 4.0 kre-
iert. Zunächst sah es so aus, als handle es sich um einen Modebegriff aus 
dem politischen Marketing. Inzwischen zeigt sich allerdings, dass Indus-
trie 4.0 die Arbeitswelt nachhaltig verändert. Neu und prägend sind zwei 
Elemente: Es geht um die Zusammenführung aller dezentralen Anlagen zu 
einer digital vernetzten Welt. Und es geht um die Fähigkeit, riesige Daten-
mengen in kürzester Zeit zu erfassen, auszuwerten um damit Steuerungs-
prozesse zu optimieren. All dies wirkt sich auf die Form der industriellen 
Arbeit aus. Hier ergeben sich Fragen nach zeitlichen Reichweiten, Be-
schäftigungsperspektiven, veränderten Qualifikationsanforderungen und 
Tätigkeitsprofilen und danach, ob die beachtlichen Innovationspotenzi-
ale nur zulasten der Beschäftigten oder eher zum Nutzen der Mitarbeiter_
innen genutzt werden. Erfolgreiche tarifliche Regelungen und Schutzge-
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setze werden offen infrage gestellt; neue Bereiche und Themen entstehen. 
Die grundlegenden Fragen der Arbeitswelt müssen offenbar neu justiert 
werden. Besonders deutlich wird dies beim Thema Arbeitszeit. Wir dür-
fen nicht den Fehler machen, Arbeitszeit als ein rein technisch zu lösendes 
Thema der Digitalisierung zu sehen. Wir müssen vielmehr die technolo-
gischen Anforderungen mit den veränderten Bedürfnissen von Mitarbei-
ter_innen in Verbindung bringen. Eine Diskussion ausschließlich über den 
Abbau von Schutzgesetzen, die Verkürzung von Ruhezeiten und längere 
Arbeitszeiten ist nicht zielführend.

Von der Wochen- zur Lebensarbeitszeit

Bisherige Betrachtungen zur Gestaltung der Arbeitszeit gehen von der ta-
riflichen Wochenarbeitszeit aus. Durch flexible Regelungen können über 
Zeitkonten Mehr- oder Minderarbeit erfasst und ausgeglichen werden. Dies 
gilt für klassische Gleitzeitmodelle, die einen flexiblen Arbeitsbeginn bzw. 
ein flexibles Arbeitsende ermöglichen genauso wie für Jahresarbeitszeitmo-
delle, die beispielsweise die Arbeitszeit an Produktionsschwankungen an-
passen. Auch die Ausweitung des Verteilzeitraums auf bis zu 36 Monate 
im Manteltarifvertrag Chemie hat hieran im Grundsatz nichts geändert.

Lebensarbeitszeitmodelle können und sollen flexiblere Antworten auf 
unterschiedliche Lebensphasen der Beschäftigten bieten und neben der klas-
sischen Verteilung der Arbeitszeit auch andere tarifliche Regelungen (Al-
tersteilzeit, Teilrente, Demografie, Freistellungsansprüche usw.) mit einbe-
ziehen. Berücksichtigung unterschiedlicher Lebensphasen bedeutet, dass es 
Zeiten mit höherer oder niedriger wöchentlicher Arbeitszeit gibt, bei ei-
nigermaßen gleichbleibendem Entgelt. Persönliche, aber auch betriebliche 
Situationen sollen dabei berücksichtigt werden.

Der tarifliche Rahmen sollte hierbei ein Grundmodell beschreiben, das 
eine geringere Arbeitszeitbelastung in Hinblick auf eine längere Lebens-
arbeitszeit grundsätzlich schon berücksichtigt (z.B. durch ein Stufenmo-
dell oder durch Altersfreizeiten). Individuell kann je nach persönlicher 
und auch betrieblicher Situation die tatsächliche Arbeitszeit davon abwei-
chen (Wahlarbeitszeit). Um die Schwankungen beim Entgelt kleinzuhal-
ten, kann die Arbeitszeit über ein Langzeitkonto gesteuert werden. Erste 
Ansätze hierzu haben wir mit den Demografietarifverträgen bereits um-
gesetzt. Lebensarbeitszeit-Modelle bieten mehr Möglichkeiten, die eigene 
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Arbeitszeit auf unterschiedliche Lebenssituationen flexibel anzupassen. 
Moderne, variable und differenzierte Arbeitszeitsysteme benötigen mehr 
Arbeitszeitsouveränität für den Einzelnen. Das bedeutet, dass mehr Flexi-
bilität bei der individuellen Arbeitszeitgestaltung einhergeht mit einer ge-
steigerten Eigenverantwortung aufseiten der Beschäftigten und mit mehr 
Verantwortung aufseiten der Führungskräfte.

Dadurch kann die soziale, mentale aber auch physische Belastung zu-
nehmen. Mehr Selbstbestimmung bedeutet aber nicht zwangsläufig we-
niger Mitbestimmung. Deshalb müssen wir als IG BCE einen tariflichen 
Rahmen beschreiben, was wir für vertretbar, sinnvoll und wünschenswert 
halten. Der Tarifvertrag muss dabei sowohl Schutz vor betrieblicher Will-
kür als auch einen Gestaltungsrahmen bieten.

Differenzierung der Arbeitszeit

Arbeitszeit und Arbeitszeitbelastung haben für Arbeitnehmer_innen in 
Wechselschicht eine andere Bedeutung als für Beschäftigte mit Vertrau-
ensarbeitszeit oder mit Homeoffice. Für alle gelten aber die gleichen tarif-
lichen Wochenarbeitszeiten und die gleichen tariflichen Regelungen. Ist es 
richtig, dass gerade diejenigen mit stark fremdbestimmter Arbeitszeit, wie 
insbesondere Schichtarbeiter_innen, einen geringeren Erholungswert ih-
rer arbeitsfreien Zeit akzeptieren müssen, weil sie kaum Einfluss auf Lage 
und Länge der Freizeit haben? Wäre es nicht besser, die tarifliche Basis-
arbeitszeit beispielsweise einem arbeitsmedizinisch besseren Schichtmo-
dell anzupassen? 

Bestes Beispiel ist hier das vollkontinuierliche 5-Schichtmodell. Bei die-
sem Schichtmodell sind 33,6 Stunden im Basisschichtplan verplant. Um 
auf die tarifliche Arbeitszeit zu kommen, müssten normalerweise zusätz-
liche Einbringschichten geleistet werden. Die Anzahl richtet sich dabei 
nach der tariflichen Wochenarbeitszeit. Würde man die tarifliche Basisar-
beitszeit auf die Schichtplanzeit absenken, würden wir die Akzeptanz für 
ein solches Modell steigern und dadurch Schichtarbeit deutlich attraktiver 
machen. Mehr Akzeptanz und Motivation und weniger Belastung würden 
auch dem Fachkräftemangel bei den Produktionsberufen entgegenwirken. 
Für die Umsetzung brauchen wir tarifliche und betriebliche Rahmenbedin-
gungen. Hierzu gehört zumindest ein teilweiser Entgeltausgleich für die 
Absenkung der Arbeitszeit. Die individuelle Arbeitszeit ließe sich über ein 
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Wahlarbeitszeitmodell steuern, die Altersfreizeiten1 könnten in so einem 
Modell integriert werden.

Chancen und Risiken selbstbestimmter Arbeitszeit

Durch die Nutzung moderner Kommunikationsmittel vermischen sich Ar-
beitszeit und freie Zeit. Arbeit wird immer mobiler. Ständige Erreichbar-
keit und immer komplexere Datenerfassung und -auswertung führen zu 
einer Ausweitung der Kontrollmöglichkeiten und machen Datenschutz 
immer schwieriger. Die Anforderungen an Beschäftigte können oft kaum 
noch oder nur bei deutlich erhöhter Mehrbelastung und Mehrarbeit be-
wältigt werden. Selbstausbeutung bis hin zu psychischen Erkrankungen 
ist häufig die Folge. 

Darüber hinaus sind Arbeitsmodelle wie Mobiloffice, Homeoffice, Au-
ßendienst und Vertrauensarbeitszeit nur schwer mit den tariflichen Arbeits-
zeitregelungen zu beschreiben. Um die Schutz- und Rahmenregelungsfunk-
tion des Tarifvertrages auch hier wirken zu lassen, müssen neue Aspekte 
tariflich vereinbart bzw. konkretisiert werden. Dazu gehören unter ande-
rem die tarifliche Regelung von Ansprech- und Erreichbarkeitszeiten, ins-
besondere auch die technische Umsetzung von »Off«-Zeiten, möglicher-
weise eine Neudefinition des Arbeitszeitbegriffs bei mobiler Arbeit und 
eine entsprechende Wochenenddefinition.

Der tarifliche Arbeitszeitbegriff und der Wert der Arbeitszeit werden 
sich verändern. Entweder durch den Tarifvertrag oder trotz des Tarifver-
trages. Wir wollen, dass unsere Tarifverträge auch ein Angebot für moderne 
und zukunftsfähige Arbeitsbedingungen sind und müssen uns deshalb jetzt 
aktiv in diese Debatte einmischen.

1  Gemäß MTV Chemie haben Arbeitnehmer_innen ab dem vollendeten 57. Le-
bensjahr einen Anspruch auf bezahlte Altersfreizeiten von 2,5 Stunden je Woche. 
Für Schichtarbeitnehmer_innen gilt der Anspruch ab dem 55. Lebensjahr. Für Be-
schäftigte, die mindestens 15 Jahre in einem vollkontinuierlichen Schichtsystem ar-
beiten, erhöht sich der Anspruch auf 3,5 Stunden je Woche.
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Zukunft des Flächentarifvertrages

Wie sollen zukünftig Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten geregelt 
werden? Immer weniger Arbeitnehmer_innen fallen unter den Geltungs-
bereich eines Tarifvertrages. In den letzten Jahren hat der Gesetzgeber zu-
nehmende Möglichkeiten zugelassen, durch die Arbeitsplätze unterhalb des 
Normalarbeitsverhältnisses entstanden sind. Mit dem Mindestlohn wurde 
zwar in die Abwärtsspirale der Armutslöhne in Deutschland eingegriffen, 
aber letztendlich nur eine untere Haltelinie geschaffen. Akzeptable und 
zukunftsfähige Arbeitsbedingungen entstehen dadurch nicht. Es gibt nur 
ein Instrument, das langfristig und dauerhaft zukunftsfähige Arbeitsbedin-
gungen für Beschäftigte regeln kann – der Flächentarifvertrag.

Der Tarifvertrag soll gleiche Arbeitsbedingungen für alle Unternehmen 
in der Branche gewährleisten. Gleiche Arbeitsbedingungen für Fachkräfte 
in der Produktion wie für Reinigungskräfte und Mitarbeiter_innen in der 
Logistik, für Konzerne, wie für kleine Familienbetriebe. Wie kann das in 
Zukunft noch funktionieren, wenn sich die Branche immer mehr ausdif-
ferenziert? Wenn wir über den Flächentarifvertrag reden, haben viele die 
Vorstellung von großen integrierten Unternehmen in einer klar definierten 
Branche. Aus den großen Chemie-Konzernen wie Bayer und Hoechst sind 
mittlerweile hunderte Unternehmen und Betriebe in den Chemieparks 
entstanden. Kosten- und Ertragsstruktur, Arbeitsorganisation und Mit-
arbeiterstruktur sind so unterschiedlich, dass die Forderung nach einheit-
lichen Arbeitsbedingungen auf den ersten Blick nicht machbar erscheint. 
Aus Sicht der Beschäftigten ist dies aber unabdingbar. Ähnliche Lebens-
läufe, Lebenskosten und Bedürfnisse können nicht gänzlich unterschied-
lich geregelt werden. 

Wir haben schon in den 1990er Jahren mit flexiblen Regelungen und 
Öffnungsklauseln den Flächentarifvertrag weiterentwickelt und die zuneh-
mende Heterogenität berücksichtigt. Es ist aber nicht nur ein Kostenthema. 
Es geht vor allem auch darum, dass die Veränderungen in der Arbeitswelt 
durch tarifliche Regelungen begleitet und gestaltet werden. Themen wie 
Demografie, Fachkräftemangel oder Alterssicherung bekommen wir nicht 
durch einen ausschließlich betrieblichen Blick in den Griff. Hier brauchen 
wir auch tarifliche Lösungen, die eine ganze Branche umfassen. 
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Flächentarifvertrag und Sozialpartnerschaft in der Chemie

Der Flächentarifvertrag schafft hier Abhilfe, indem er Probleme einer 
ganzen Branche erfasst und Lösungen bietet, mit denen die Arbeitswelt und 
die Arbeitsbedingungen aller Beschäftigten aktiv gestaltet werden können. 
Die Sozialpartner der chemischen Industrie sind sich einig, dass Flächenta-
rifverträge in einer sozialen Marktwirtschaft unabdingbar sind. Hierbei sind 
eine funktionierende Sozialpartnerschaft und die erfolgreiche Gestaltung 
der Arbeitswelt Voraussetzungen füreinander. Nachhaltigkeit ist dabei das 
maßgebliche Prinzip und die soziale Dimension des Flächentarifvertrages.

Eben jene Flächentarifverträge, die als maßgebliches Gestaltungswerk 
der chemischen Branche2 fungieren und Standards setzten, sind Grundlage 
für diese Sozialpartnerschaft. Sie schaffen Ordnung, Transparenz und Ver-
lässlichkeit. In der chemischen Industrie sind sie Gütesiegel für gute zu-
kunftsfähige Arbeitsbedingungen und für eine innovative Gestaltung der 
Arbeitswelt.

Die Flexibilität im Flächentarifvertrag der Chemie ist auch für die Zu-
kunft das geeignete Mittel zur bedarfsgerechten und nutzungsorientierten 
Gestaltung der Arbeitswelt und Regelung der Arbeitsbedingungen. Eine 
nachhaltige und innovative Tarifpolitik, die einerseits Standards setzt und 
andererseits betriebliche Gestaltungsspielräume eröffnet, funktioniert nur 
mit einem gemeinsam getragenen Tarifwerk. Die enge Vernetzung der So-
zialpartner mit Unternehmen und betrieblichen Interessenvertretungen 
ermöglicht darüber hinaus tarifliche Regelungen, die wesentlich sachnä-
her und bedarfsgerechter sind, als dies gesetzliche Bestimmungen jemals 
sein können.

Fazit

Wenn wir als IG BCE uns die Frage stellen, welche tarifpolitischen He-
rausforderungen auf uns zukommen, sind vor allem zwei Aspekte in un-
serem Fokus:

Zum einen geht es darum, Arbeitszeitregelungen zu finden, die den mul-
tiplen Anforderungen gerecht werden können und diese aktiv gestalten. 
Arbeitszeit muss flexibler sein, um den Anforderungen des digitalen und 

2  In der Chemie sind rund 80% der Betriebe tarifgebunden!
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modernen globalen Arbeitsmarkts gerecht zu werden. Zudem muss sie ei-
genständiger gestaltet werden können, damit die Vorteile von flexibler Ar-
beitszeit auch bei den Beschäftigten ankommen und dadurch Arbeitsplätze 
attraktiver für junge Arbeitnehmer_innen werden. Hierbei muss ein Be-
wusstsein dafür entstehen, dass Beschäftigte und Vorgesetzte gleicherma-
ßen in der Verantwortung stehen, einen gesunden Umgang mit der Flexi-
bilisierung zu leben.

Zum anderen stehen wir vor der Herausforderung, Probleme einer kom-
plizierter und differenzierter werdenden Arbeitswelt zu lösen und diese 
Lösungen zum Vorteil für alle Beschäftigten einer Branche umzusetzen.

Die Bewältigung dieser Herausforderungen ist jedoch nur mit einem mo-
dernen Flächentarifvertrag, der sich an den Interessen der Beschäftigten ori-
entiert und in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern ausgearbeitet wird, 
zu bewältigen. Er fungiert als Rahmen und Anker in einer Arbeitswelt, die 
von vielen als unsicher wahrgenommen wird. Unsere Aufgabe muss also da-
rin liegen, unsere Stärken zu nutzen und diesen Prozess aktiv zu gestalten.



Oliver Brüchert/Andreas Gehrke
Das Beamtenstreikrecht als tarifpolitische 
Herausforderung für die GEW

»Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe 
gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern 
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig.«

Art. 9 III Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland

Nach herrschender juristischer Meinung gilt in Deutschland ein generelles 
Streikverbot für Beamt_innen. Das hält die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) für falsch und europarechtswidrig. Sie hat insge-
samt vier Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) anhän-
gig gemacht. Das Gericht hat nun angekündigt, diese Verfahren im Früh-
jahr 2017 zu verhandeln. In seiner Urteilsfindung wird sich das Gericht 
auch mit einer bemerkenswerten Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG) aus dem Februar 2014 befassen.1 Das BVerwG hat zwar 
die Rechtsauffassung bestätigt, dass es in Deutschland ein aus den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums nach Artikel 33 V Grund-
gesetz (GG) abgeleitetes Streikverbot für Beamt_innen gebe.2 Es hat aber 
zugleich eine Kollision zwischen dem statusbezogenen Streikverbot und 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) festgestellt, die in 
ihrer Interpretation durch den Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) das Streikrecht auch für Beamt_innen garantiere, sofern sie 
nicht in hoheitlichen Funktionen eingesetzt seien. Diese Kollision durch 
eine völkerrechtskonforme Auslegung des Grundgesetzes aufzulösen, hat 
sich das Gericht allerdings nicht zugetraut, sondern darauf verwiesen, dass 
dies Aufgabe des Bundesgesetzgebers sei. Mit einer Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts wird die juristische Auseinandersetzung nicht been-

1  BVerwG – Urteil vom 27. Februar 2014 (2 C 1.13). Vorinstanzen: OVG Mün-
ster – Urteil vom 7. März 2012 (3d A 317/11.O); VG Düsseldorf – Urteil vom 15. 
Dezember 2010 (31 K 3904/10.O).

2  Art. 33 V GG lautet: »Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter 
Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln 
und fortzuentwickeln.«
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det werden. Weder die GEW noch die Dienstherren werden eine Nieder-
lage dort akzeptieren. In letzter Instanz wird also der EGMR entscheiden 
müssen. Die damit entstandene Situation stellt die GEW vor eine Reihe von 
Herausforderungen, in der externen und internen Kommunikation, organi-
sationspolitisch, aber insbesondere auch in der Tarifpolitik. Auf diese He-
rausforderungen soll nach einer Darstellung der bisherigen Entwicklung 
im Folgenden näher eingegangen werden.

Die Position der GEW zum Beamtenstreikrecht

Seit mittlerweile fast vier Jahrzehnten sind für die GEW die vollen Koa-
litionsrechte der Beamt_innen, und als deren Bestandteil das Streikrecht 
auch ihrer beamteten Mitglieder zur Vertretung und Durchsetzung ih-
rer Interessen, nicht nur eine theoretische Option, die öffentlich im poli-
tischen Raum gefordert und juristisch begründet wird. Die GEW hat be-
amtete Kolleg_innen auch immer wieder zu Streiks aufgerufen, um dieses 
Recht praktisch wahrzunehmen. Insofern hat sich die GEW nie auf die ju-
ristische Auseinandersetzung beschränkt, sondern ist der Erfahrung der 
Gewerkschaftsbewegung gefolgt, dass das Streikrecht nicht huldvoll ge-
währt wird, sondern erkämpft werden muss. Interessanterweise wurden 
die meisten Arbeitskämpfe von verbeamteten Lehrkräften um Arbeitszeit-
fragen und seltener um höhere Einkommen geführt. So hat es schon 1979 
in Hamburg, Hessen und Niedersachsen zweistündige »demonstrative Ar-
beitsniederlegungen« für weniger Pflichtstunden gegeben. Diese seinerzeit 
gewählte Formulierung sollte die erwartete disziplinarische Verfolgung der 
Teilnehmer_innen eines nach herrschender Meinung rechtswidrigen Streiks 
erschweren. Die Realität war allerdings eine andere. In Niedersachsen wur-
den nicht nur alle Streikbeteiligten mit Geldbußen belegt, sondern der kom-
plette geschäftsführende Landesvorstand der GEW nach dem Streikaufruf 
vom Dienst suspendiert und alle Mitglieder mit Hausverbot in ihren Schu-
len belegt. In der folgenden juristischen Auseinandersetzung erhielten sie 
als Rädelsführer deutlich höhere Strafen, wie im Übrigen auch Schullei-
ter_innen und andere Funktionsstelleninhaber_innen. Weitere Streiks be-
amteter Lehrkräfte gab es beispielsweise 1989 in Hessen für eine Arbeits-
zeitverkürzung, in Niedersachsen 1994 gegen eine Arbeitszeitverlängerung 
und 2009 u.a. in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen im Rahmen der 
Entgeltrunde zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder so-
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wie in Schleswig-Holstein 2010 wieder gegen eine Arbeitszeitverlängerung 
und zuletzt noch einmal 2016 in Hessen gegen das Besoldungsdiktat der 
Landesregierung. Diese Aufzählung ist nicht abschließend.

Die juristische Auseinandersetzung um das Beamtenstreikrecht 

Neben diesen praktischen Schritten zur Durchsetzung der vollen Koaliti-
onsrechte für Beamt_innen versucht die GEW seit Jahrzehnten, gemeinsam 
mit dem DGB und den anderen Gewerkschaften des öffentlichen Diens-
tes die öffentliche politische und juristische Diskussion in Richtung voller 
Geltung des Grundrechts auf Koalitionsfreiheit in Artikel 9 GG zu führen. 
Eine wesentliche Rolle spielte dabei die Argumentation, dass sich die Bun-
desrepublik Deutschland in internationalen Verträgen und Abkommen, so 
z.B. durch die Ratifizierung verschiedener Abkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) verpflichtet hat, das Streikrecht für alle Ange-
hörigen des öffentlichen Dienstes außerhalb des hoheitlichen Bereiches zu 
gewährleisten.3 Nach herrschender juristischer Meinung in Deutschland ist 
das Streikverbot für Beamt_innen über die bestätigende Rechtsprechung 
der Gerichtsbarkeit der Weimarer Republik und später über Artikel 33 V 
GG als angeblich hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums Ver-
fassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland geworden. Das ist schon 
deshalb eine fragwürdige Argumentation, weil das Streikverbot anlässlich 
des Eisenbahnerstreiks 1922 lediglich per Notverordnung des Reichsprä-
sidenten Friedrich Ebert dekretiert wurde. Doch selbst wenn man diese 
falsche herrschende Meinung vertritt, sind völkerrechtliche Verpflichtungen 
vorrangig zu respektieren. 

Viele Jahre blieb die völkerrechtliche Auffassung, die auch die GEW 
vertritt, jedoch eine Minderheitenmeinung in der Literatur und Recht-
sprechung. Die GEW hat deshalb gerichtliche Verfahren zum Schutz ihrer 
Mitglieder gegen deren disziplinarrechtliche Verfolgung wegen negativer 
Einschätzung der Erfolgsaussichten lange Zeit nicht durch alle Instanzen 
geführt. Das änderte sich im April 2009, als der EGMR in zwei Verfah-

3  Die wichtigsten internationalen Abkommen sind in diesem Zusammenhang die 
Übereinkommen Nr. 87 und Nr. 98 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), 
Teil II Art. 6 Nr. 1 der Europäischen Sozialcharta sowie Art. 28 der Europäischen 
Grundrechtecharta.
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ren gegen die Türkei festgestellt hat, dass ein Streikverbot für Beamt_in-
nen nur funktions- und nicht statusbezogen ausgestaltet sein darf.4 Auch 
in Deutschland gilt nach herrschender Meinung ein funktionsbezogenes 
Streikverbot für alle Beamt_innen unabhängig von ihrer konkret ausge-
übten Tätigkeit. Dieses Streikverbot ist europarechtswidrig. Die GEW 
hat daraufhin im Jahr 2009 in mehreren Verfahren das in Deutschland be-
hauptete Streikverbot überprüfen lassen.5 Die Verfahren sind inzwischen 
beim BVerfG anhängig. 

Zwischenzeitlich hat das BVerwG sich mit der Frage befasst und ei-
nerseits daran festgehalten, dass ein Streikrecht für Beamt_innen mit dem 
Grundgesetz unvereinbar sei. Andererseits gewährleiste Artikel 11 EMRK 
in seiner bindenden Auslegung durch den EGMR allen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes, die nicht in den Streitkräften, der Polizei und der 
Hoheitsverwaltung tätig sind, ein Recht auf kollektive Kampfmaßnahmen. 
Das statusbezogene Verbot des Grundgesetzes und die funktionsbezogenen 
Gewährleistungen der Europäischen Menschenrechtskonvention seien in 
Bezug auf Beamt_innen außerhalb der Hoheitsverwaltung inhaltlich mit-
einander unvereinbar. Es sei Aufgabe des Gesetzgebers, diese Kollisions-
lage aufzulösen. Das hat dieser bisher nicht getan. Das BVerwG macht Vor-
schläge, wie die Kollision durch den Gesetzgeber aufgelöst werden könne. 
Voraussetzung dafür sei, dass der Gesetzgeber im ersten Schritt festlegen 
müsse, welche Bereiche zur hoheitlichen Verwaltung gehörten. Wenn diese 
Abgrenzung erfolgt sei, bestünden für den nicht hoheitlichen Bereich ver-
schiedene Lösungsansätze:
n	 ein Wahlrecht für Bewerber/bereits ernannte Beamte, ob sie als Beamte 

oder Tarifbeschäftigte eingesetzt werden wollen;
n	 der Dienstherr setzt nur noch Tarifbeschäftigte ein, wenn im nicht ho-

heitlichen Bereich nach Art 33 IV GG tätig;6

n	 erhebliche Erweiterung der Beteiligungsrechte der Gewerkschaften im 
Rahmen eines Verhandlungsmodells. 

n	 ein Verhandlungs- und Schlichtungsmodell unter paritätischer Beteili-
gung der Gewerkschaften (»Dritter Weg«).

4  Urteile des EGMR vom 12. November 2008 (Nr. 34503/97, Demir und Baykara) 
und vom 21. April 2009 (Nr. 68959/01, Enerji Yapi-Yol Sen).

5  Siehe auch www.gew.de/tarif/streik/beamtenstreik/
6  Art. 33 IV GG lautet: »Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als 

ständige Aufgabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, 
die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.«
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Das BVerfG hat offenbar Gefallen an der Idee erweiterter Beteiligungsrechte 
gefunden und hat zahlreiche Beteiligte (u.a. Gewerkschaften, Ministerien, 
Verbände) um Stellungnahmen gebeten, die sich insbesondere auch zu die-
sem Vorschlag verhalten sollen. In einer gemeinsamen Stellungnahme haben 
GEW, ver.di und der DGB die Position vertreten, dass auch gegenüber dem 
jetzigen Stand erweiterte Beteiligungsrechte keine ausreichende Kompensa-
tion für das volle Streikrecht sind. Die Einführung von erweiterten Betei-
ligungsrechten führt nicht dazu, dass Waffengleichheit zwischen Gewerk-
schaften und Dienstherren hergestellt wird. Durch eine bloße Erweiterung 
der Beteiligungsrechte von Gewerkschaften kann die vom BVerwG ange-
sprochene Kollisionslage zwischen GG und EMRK nicht aufgelöst wer-
den, da ein dem Streikrecht gleichwertiger Konfliktregelungsmechanismus 
zur Auflösung der Kollisionslage voraussetzt, dass das letzte Wort nicht 
beim Dienstherrn bleibt oder durch das Parlament gesprochen wird. Alle 
derzeit vorliegenden Vorschläge zur Erweiterung der Beteiligungsrechte 
enden jedoch beim Letztentscheidungsrecht der Exekutive oder des Par-
laments. Erweiterte Beteiligungsrechte sind damit keine Lösung des Kol-
lisionsproblems und ohne Durchsetzungsmöglichkeiten durch Arbeitsnie-
derlegungen nur ein stumpfes Schwert.	

Perspektiven des Beamtenstatus 

Sobald die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vorliegt, muss die 
GEW sich mit den möglichen Konsequenzen auseinandersetzen. Wenn das 
BVerfG dem Vorschlag des BVerwG folgt und den Gesetzgeber auffor-
dert, eine Abgrenzung zwischen hoheitlicher und nicht hoheitlicher Ver-
waltung vorzunehmen, kann die Situation entstehen, dass der Beamtensta-
tus für alle nicht hoheitlich Tätigen in den politischen Diskussionen zur 
Disposition gestellt wird. Schon jetzt sieht sich die GEW von interessier-
ter Seite mit dem Vorwurf konfrontiert, sie trage durch ihre Streikaufrufe 
und die anhängigen Gerichtsverfahren dazu bei, dass insbesondere Lehr-
kräfte künftig nicht mehr verbeamtet würden. So warf der Philologenver-
band Rheinland-Pfalz, der Mitglied im Beamtenbund (dbb) ist, der GEW 
2013 in einem Flugblatt vor, mit dem Streikaufruf das Ziel zu verfolgen, 
den Beamtenstatus für Lehrkräfte abzuschaffen. Das ist schon deshalb Un-
sinn, weil auch die Mitglieder der GEW auf die Vorzüge des Beamtensta-
tus mehrheitlich nicht verzichten wollen, jedenfalls soweit sie persönlich 
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in deren Genuss kommen. Vor allem aber liegen der Entscheidung der öf-
fentlichen Arbeitgeber, ob sie Lehrkräfte verbeamten oder nicht, ganz an-
dere Erwägungen zugrunde. Die Erfahrung in den neuen Bundesländern, 
die inzwischen überwiegend wieder verbeamten, hat gezeigt, dass es vor 
allem fiskalische Gründe sind, die den Beamtenstatus für den Staat attrak-
tiv machen. Da die Versorgungslasten in die Zukunft verlagert werden, sind 
Beamt_innen mindestens kurzfristig billiger als tarifbeschäftigte Lehrkräfte. 
Zugleich ist der Beamtenstatus in Zeiten des Lehrkräftemangels ein gewich-
tiges Argument im Wettbewerb um qualifizierte Bewerber_innen. Umge-
kehrt hat der rege Gebrauch des Streikrechts durch die tarifbeschäftigten 
Lehrkräfte in Berlin, das Lehrkräfte seit 2003 nicht mehr verbeamtet, und 
Sachsen, das sie grundsätzlich nicht verbeamtet, die dortigen Landesregie-
rungen nicht von ihrem Kurs abgebracht. Um die Landesgesetzgeber ab-
zuschrecken, müsste ein Streikrecht für beamtete Lehrer_innen nicht nur 
juristisch erstritten, sondern auch praktisch ausgeübt werden und zwar in 
einem Maß, das weit über die Arbeitskämpfe der tarifbeschäftigten Lehr-
kräfte hinausgeht. Bis dahin wäre es zumindest noch ein langer Weg.

Gleichwohl wird sich die GEW der Diskussion in der Öffentlichkeit 
und mit ihren Mitgliedern stellen müssen. Dabei wird es insbesondere um 
die von den Gerichten aufgeworfenen Fragen gehen, zum Beispiel um das 
Verhältnis von Streikrecht und Alimentationsprinzip, um das Verhältnis 
von Entgeltverhandlungen und Gesetzgebungskompetenz des Haushalts-
gesetzgebers in der Beamtenbesoldung oder um die Vereinheitlichung von 
Alters- bzw. Krankenversorgung für Tarifbeschäftigte und Beamt_innen.

Herausforderungen für die Tarifpolitik

Der Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation leitet sich ebenfalls 
aus Art. 33 V GG her und soll bewirken, dass Beamt_innen über ein Ein-
kommen verfügen, das ihr besonderes Treueverhältnis zum Staat sichert. 
In den vergangenen Jahren haben mehrere Bundesländer die Tarifergeb-
nisse nicht oder nur teilweise und verzögert auf die Beamtenbesoldung 
übertragen, was zu eklatanten Differenzen im Einkommen zwischen den 
Ländern geführt hat. Das BVerfG hat 2015 in einem Urteil einerseits fest-
gestellt, dass der Gesetzgeber bei der Feststellung, was »angemessen« ist, ei-
nen weiten Gestaltungsspielraum hat, andererseits müsse sich die Besoldung 
an bestimmten Parametern orientieren, die die Entwicklung der allgemei-
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nen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des allgemeinen Le-
bensstandards widerspiegeln. Die Besoldungsentwicklung muss nach Auf-
fassung des Gerichts nicht 1:1 der Tarifentwicklung folgen, darf aber auch 
nicht völlig abgekoppelt werden. Insbesondere nicht aus rein fiskalischen 
Erwägungen: »Allein die Finanzlage der öffentlichen Haushalte oder das 
Ziel der Haushaltskonsolidierung vermögen den Grundsatz der amtsange-
messenen Alimentierung jedoch nicht einzuschränken.«7 Wenn es ein aner-
kanntes Streikrecht für Beamt_innen gibt, stellt sich die Frage, was das für 
den Alimentationsgrundsatz bedeutet, der zwar eine Haltelinie gegen eine 
Absenkung der Besoldung ins Bodenlose darstellt, die bereits bestehenden 
Besoldungsunterschiede zwischen den Bundesländern aber nicht verhin-
dern konnte. Die tarifpolitische Herausforderung bestünde dann darin zu 
zeigen, dass auf dem Verhandlungsweg bessere Ergebnisse erzielt werden.

Ebenfalls wäre zu klären, ob der jeweilige Landtag oder der Bundestag als 
Gesetzgeber durch eine in kollektiven Verhandlungen ggf. mit dem Mittel 
des Arbeitskampfes erreichte Einigung überhaupt gebunden werden kann 
und darf. Denn wie bereits ausgeführt, wäre das Streikrecht ein stumpfes 
Schwert, wenn die Letztentscheidung beim Gesetzgeber verbleibt und die 
Parlamente sich über das Verhandlungsergebnis hinwegsetzen könnten.

Beamt_innen zahlen nicht in die Renten- und Arbeitslosenversicherung 
ein und sind aufgrund der Beihilferegelungen üblicherweise privat kranken-
versichert. Unabhängig von der Frage, ob eine »Bürgerversicherung« ins-
gesamt die gesellschaftlich sinnvollere und gerechtere Lösung wäre, muss 
im Zusammenhang mit dem Streikrecht gefragt werden, ob und in wel-
cher Weise das Dienstrecht auch an dieser Stelle reformiert werden muss.

Die GEW verfolgt mit ihrem Einsatz für das Beamtenstreikrecht nicht 
zuletzt das Ziel, ihre tarifpolitische Handlungsfähigkeit für die größte Be-
schäftigtengruppe in ihrem Organisationsbereich zu verbessern und für die 
Zukunft zu erhalten. Bisher hat die Spaltung der Statusgruppen ein gemein-
sames und geschlossenes Eintreten der Lehrkräfte für ihre Interessen er-
schwert. Zwar haben Beamt_innen die Tarifbewegungen der tarifbeschäf-
tigten Lehrkräfte immer wieder solidarisch begleitet und unterstützt, indem 
sie an Kundgebungen teilnahmen oder sich weigerten, für streikende Kol-
leg_innen einzuspringen. Dies liegt durchaus in ihrem eigenen Interesse, da 
sich die Besoldungsentwicklung in der Regel an den Tarifabschlüssen ori-
entiert. Umgekehrt gelten beamtenrechtliche Regelungen zur Arbeitszeit 

7  BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 17. November 2015 (2 BvL 19/09).
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auch für tarifbeschäftigte Lehrkräfte, sodass diese ihrerseits die darauf ge-
richteten Beamtenstreiks solidarisch begleitet haben. Gleichwohl herrscht 
bei ihnen großer Unmut, dass sie bei gleicher Qualifikation und gleicher 
Tätigkeit ein teilweise deutlich geringeres Nettoeinkommen haben als ihre 
verbeamteten Kolleg_innen. 

Der Kampf der GEW für ein tarifliches Eingruppierungsrecht tarifbe-
schäftigter Lehrkräfte war deshalb auch darauf gerichtet, diese Einkom-
menslücke zu schließen und so die Grundlage für solidarisches Handeln 
zu verbessern. Dies wurde dadurch erschwert, dass die tarifbeschäftigten 
Lehrkräfte in den meisten Bundesländern eine zahlenmäßige Minderheit 
sind. Selbst wenn sie alle gemeinsam streiken, geht der Schulbetrieb wei-
ter. Bundesländer mit einer hohen Zahl tarifbeschäftigter Lehrkräfte wie 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen, die von den massiven Streikbe-
wegungen der Jahre 2011, 2013 und 2015 hart getroffen wurden, konnten 
sich hinter der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) verschanzen, die 
in ihrer Mehrheit den Streiks gelassen entgegensah.

Beamtenstreiks wiederum wurden dadurch erschwert, dass die Recht-
sprechung an der Auffassung des Streikverbots festhielt und den Beteilig
ten dienstrechtliche Konsequenzen drohten, wenn sie den Streikaufrufen 
folgten. Die GEW hat daher trotz ihrer anderen Rechtsauffassung von die-
sem Mittel nur sehr dosiert Gebrauch gemacht. Die Erfahrung zeigt, dass 
Lehrer_innen – entgegen gängiger Vorurteile – durchaus für ihre Interes-
sen einstehen und auch bereit sind, sich an Arbeitskämpfen zu beteiligen. 
Ihre Durchsetzungsfähigkeit ist aber durch die statusbezogene Spaltung 
der Berufsgruppe und das nach herrschender Meinung geltende Streikver-
bot für Beamt_innen erheblich begrenzt.

Wenn es in Zukunft ein wie auch immer geartetes, anerkanntes Streik-
recht für Beamt_innen gibt, besteht die nächste Herausforderung für die 
GEW darin, dieses Recht auch praktisch auszuüben. Denn wie in allen so-
zialen und pädagogischen Berufen wird die Streikbereitschaft der Kolleg_
innen auch dadurch gehemmt, dass sie »ihre« Schüler_innen nicht im Stich 
lassen wollen und sich zudem gegenüber den Eltern und durch ihren öf-
fentlichen Bildungsauftrag in der Pflicht sehen.

Die GEW hat sich bereits seit 2010 erheblich stärker als zuvor an Ar-
beitskämpfen im öffentlichen Dienst beteiligt. Ein anerkanntes Streik-
recht für Beamt_innen würde diesen Prozess noch einmal beschleunigen 
und die GEW vor einige organisationspolitische Herausforderungen stel-
len. Arbeitskämpfe kosten Geld und erfordern eine gute personelle wie eh-
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renamtliche Infrastruktur. Wir gehen davon aus, dass es in absehbarer Zu-
kunft auch in Deutschland ein anerkanntes Streikrecht für Beamt_innen  
geben wird. Wenn die GEW die damit verbundenen Herausforderungen 
erfolgreich meistert, kann sie ihre tarifpolitische Handlungs- und Durch-
setzungsfähigkeit erheblich verbessern.



Andreas Müller 
Digitalisierung, Individualisierung  
und alternde Belegschaften
Antworten der EVG auf strategische Herausforderungen  
der Tarifpolitik

Solidarische Tarifpolitik und Zunahme von individuellen Interessen, demo-
grafische Entwicklungen und Digitalisierung bestimmen immer mehr die 
Anforderungen an die Tarifpolitik. Eine kollektive Gestaltung, die gleich-
zeitig den individuellen und betrieblichen Interessen gerecht wird, ist die 
tarifpolitische Herausforderung der Zukunft. Die Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) hat hierzu in den vergangenen Jahren einige ta-
rifpolitische Neuerungen entwickelt, die es nun umzusetzen und zu eva-
luieren gilt. Die Ebene des Betriebs rückt dabei stärker ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit. Es geht um die Frage nach der künftigen strategischen 
Orientierung in Hinblick auf das Verhältnis von flächenbezogenen und be-
trieblichen Regelungen. Nach durchaus kontroversen, aber immer produk-
tiven Debatten, können wir im Ergebnis festhalten, dass die EVG die aus 
der veränderten Situation entstandenen Herausforderungen angenommen 
hat und dabei ist, diese Herausforderungen in Betrieb und Fläche zu be-
antworten. Zudem gewinnt qualitative Tarif- und Betriebspolitik wieder 
einen höheren Stellenwert, da die tarifvertragliche Regelung von Zukunfts-
fragen unabdingbar ist. Zu nennen sind hier an erster Stelle die Themen-
felder Digitalisierung, demografische Entwicklung und kollektive Verein-
barungen mit individueller Gestaltungsmöglichkeit.

Drei Beispiele aus dem Bereich der Deutschen Bahn AG sollen hier stell-
vertretend für die Entwicklung dargestellt werden. Der Demografie-Tarif-
vertrag, dessen Grundstruktur aus dem Jahr 2012 stammt, der Tarifvertrag 
Arbeit 4.0, der 2014 vereinbart wurde und nun weiterentwickelt wird, so-
wie unsere Tarifrunde 2016, in der erstmals ein Wahlmodell zur individu-
ellen Gestaltung eines Tarifergebnisses gefordert wurde.
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Demografie-Tarifvertrag – Gute Arbeit für alle

Das übergeordnete Ziel des Demografie-TV bei der DB AG ist das Gestal-
ten einer demografiefesten Personalpolitik zugunsten der Beschäftigten. Die 
einzelnen Elemente sind – neben konsequenter Gesundheitsprävention und 
einem hohen Arbeitsschutzniveau – flexible Übergänge in die Altersrente, 
die individualisierte Anpassung der Arbeitsbedingungen, berufliche Qua-
lifizierung und eine abgestimmte Laufbahnentwicklung, mehr Vereinbar-
keit von Beruf und Familie sowie Equal Pay für Leiharbeitskräfte.

Bereits seit 2005 gab es bei der DB AG den Beschäftigungssicherungsta-
rifvertrag, der seinerseits auch schon einige Vorläufer hatte. Im Jahr 2008 
wurde dieser um den Schutz vor krankheitsbedingter Kündigung erwei-
tert. Damit hatten Beschäftigte, die ihre Tätigkeit aus krankheitsbedingten 
Gründen nicht mehr ausüben konnten, erstmalig einen umfassenden Kün-
digungsschutz. Im Demografie-TV wurde zudem festgelegt, jährlich die 
Umsetzung der dort vereinbarten Regelungen zu evaluieren.

Inzwischen haben mehrere Evaluierungsrunden stattgefunden und der 
Demografie-TV hat seine ersten Erweiterungen und Verbesserungen erfah-
ren. So sind z.B. die Schwerbehinderten als Anspruchsberechtigte für die 
besondere Teilzeit aufgenommen und das Zugangsalter auf 59 Jahre abge-
senkt worden. Die Entgeltzahlung in der besonderen Teilzeit im Alter ist 
bei 80% Arbeitszeit auf 90% erhöht worden. 

Ferner wurde das Langzeitkonto der DB AG weiter gestärkt. Seit vier 
Jahren wird ein Zuschuss von fünf Euro für jede Überstunde gezahlt, die 
in ein Langzeitkonto fließt. Alternativ kann auf einen einmaligen Betrag 
bis 1.800 Euro 15% Zuschuss gezahlt werden. 

Genauso spielten aber auch Fragen zur Ausbildung und Qualifizierung, 
zur beruflichen Entwicklung, zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf so-
wie zur Arbeitsgestaltung und Gesundheitsprävention eine wichtige Rolle. 
Auf Grundlage dieser Vereinbarungen wurden diese Themen bei dem TV 
Arbeit 4.0 erneut weiterentwickelt und passgenauer für Fragen rund um 
die Digitalisierung ausgestaltet.

Eckpunkt Gesundheitsförderung
Im Rahmen des Demografie-TV wurde auch die betriebliche Gesund-
heitsförderung weiter ausgebaut. Hierzu zählen Angebote und Projekte 
zur Förderung der geistigen und körperlichen Gesundheit und erwei-
terte Beratungsangebote. Um Arbeitsplätze und Arbeitsabläufe alterns-
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gerechter zu gestalten, werden beispielsweise in der Fahrzeuginstandhal-
tung Ergonomieberater eingesetzt. Ausdrücklich verpflichtet sich die DB 
zum nachhaltigen Umgang mit der Gesundheit ihrer Mitarbeiter. Die er-
zielten Regelungen entsprechen den anspruchsvollen Standards im moder-
nen Arbeitsschutz, denn es müssen künftig präventiv alle Belastungen am 
Arbeitsplatz, auch die psychischen, berücksichtigt und abgebaut werden.

Eckpunkt Beschäftigungsfähigkeit
Um die Fähigkeit des einzelnen Arbeitnehmers zu stärken und die persön-
liche Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten, haben sich die Tarifparteien und 
der DB Konzern zum Ziel gesetzt, verbindliche Leitlinien für eine demogra-
fiefeste Gestaltung der Arbeitsorganisation und des Gesundheitsmanage-
ments nach dem Prinzip der gemeinsamen Verantwortung von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmer_innen zu schaffen.

Im Vordergrund dieser Regelungen stehen präventiv ausgerichtete Maß-
nahmen, die dem Erhalt und der Verbesserung der körperlichen und geis
tigen Leistungsfähigkeit dienen. Hierzu zählen Angebote zur Gesund-
heitsförderung und Sozialberatung, ebenso wie Prozesse und Projekte zu 
einer ergonomiegerechten Optimierung von Arbeitsabläufen und der Ar-
beitsplatzgestaltung.

Die an den spezifischen Rahmenbedingungen und Anforderungen der 
Arbeitsplätze sowie den Interessen der jeweiligen Beschäftigten orientierte 
Konkretisierung und Umsetzung praktischer Maßnahmen liegt in der Ver-
antwortung der einzelnen Unternehmen des DB Konzerns.

Eckpunkt flexible Arbeitszeit
Ein wichtiger Hebel für mehr individuelle Freiräume (Vereinbarkeit) ist 
die Flexibilisierung der Arbeitszeit. Die Betriebsparteien erhalten größere 
Spielräume, beispielsweise um Schichtpläne gemeinsam mit den Mitarbei-
ter_innen abzustimmen, um Arbeitseinsätze an der individuellen Lebens-
lage und den Bedürfnissen des/der Einzelnen auszurichten. Soweit es die 
betrieblichen Gegebenheiten zulassen, sind passgenaue Lösungen wie bei-
spielsweise rein frühschicht- oder nachtschichtlastige Dienstpläne möglich. 

Eckpunkt Beschäftigungssicherung
Der Kündigungsschutz wurde weiter ausgebaut. Die Beschäftigungssiche-
rung bei der DB gilt künftig unbefristet. Es wird keine betriebsbedingten 
Kündigungen geben. Dabei ist es unerheblich, ob ein Arbeitsplatz durch 
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Ausschreibungsverlust oder durch Rationalisierung wegfällt: Es greifen die 
vereinbarten, individuellen Schutzmechanismen für die jeweils Betroffenen. 
Neu ist dabei, dass der Kündigungsschutz auch den Fall des Leistungsver-
lustes bei verlorenen Ausschreibungen im Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) erfasst.

Besonders hervorzuheben ist sicher auch der Kündigungsschutz für 
Kolleg_innen, die krankheitsbedingt ihren Beruf nicht mehr ausüben kön-
nen. Damit ist für alle, die aufgrund des Tauglichkeitsverlusts oder ande-
rer Erkrankungen ihre Tätigkeit nicht mehr ausüben können, eine krank-
heitsbedingte Kündigung ausgeschlossen. Das gleiche Verfahren gilt für 
Kolleg_innen, die aufgrund von Rationalisierungsmaßnahmen ihren Ar-
beitsplatz verlieren.

Der Demografie-TV wird seit April 2013 Zug um Zug mit konkreten 
Maßnahmen umgesetzt und jährlich evaluiert. Die Tarifparteien haben für 
die betriebliche Ausgestaltung neue und größere konditionierte Gestal-
tungsspielräume geschaffen, die Beteiligten – Beschäftigte, Betriebsräte 
und Vorgesetzte – sind herausgefordert, flexible und individuelle betrieb-
liche Lösungen zu finden.

Es geht bei dem Demografie-TV nicht um bundesweit einheitliche Stan-
dards an unterschiedlichen Arbeitsplätzen, sondern um differenzierte An-
gebote und Lösungen, wobei die Arbeitskräfte vorab eingebunden und bei 
Bedarf befragt werden sollen. Lebenslanges Lernen wird durch mehrere An-
sätze im Tarifvertrag unterstützt, etwa durch die regelmäßigen Entwick-
lungsgespräche, konsequente Weiterbildungsbeteiligung auch in späteren 
Berufsphasen sowie das Herstellen von Transparenz über die beruflichen 
Entwicklungswege – auch geschäftsfeldübergreifend. 

Gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung und alternsgerechte Arbeits-
organisation bedeutet zum Beispiel konkret: Altersgemischte Arbeitsteams 
sind anzustreben, neue Technologien werden rücksichtsvoll und scho-
nend eingesetzt (Schulungen), ein Konzernprozess steuert die Einglie-
derung leistungsgewandelter Arbeitskräfte und für besonders belastete 
Beschäftigtengruppen werden Präventionsprogramme etabliert. Schon die 
Jungen werden mitgenommen und über Gesundheitsrisiken aufgeklärt.

Das Feld Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben bietet einen breiten 
Fächer von Optionen – von der Förderung der Telearbeit und flexibler Ar-
beitszeiten über Perspektivgespräche und konkrete Beratung/Unterstüt-
zung zur Kinderbetreuung und Angehörigenpflege, bis hin zu Maßnah-
men für mehr Chancengleichheit. 
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TV Arbeit 4.0 – Reaktion auf digitale Veränderungen

Auf Basis der Erfahrungen des Demografie-TV hat es einen Diskussions-
prozess gegeben, beginnend mit der Veränderung der Arbeitsplätze, der 
2014 zum Abschluss des ersten Tarifvertrages Arbeit 4.0 geführt hat. 

Die Tarifvertragsparteien haben dabei versucht, die Individualisierung 
und Digitalisierung als die wesentlichen Entwicklungstrends und Treiber 
von Veränderungen abzubilden. Der Wunsch der Beschäftigten nach ei-
ner verstärkten individuellen Gestaltbarkeit ihrer Arbeitsbedingungen ei-
nerseits und andererseits grundlegende Veränderungen von Geschäftsmo-
dellen, Arbeitsprozessen, Produktionsmitteln und Berufsbildern, die sich 
in einer hohen und teilweise sprunghaften Entwicklungsgeschwindigkeit 
vollziehen, sollten abgebildet werden. 

Diese Entwicklung verlangt von Unternehmen und ihren Beschäftigten 
eine neue Kompetenz in der aktiven Gestaltung von Veränderung. Sie for-
dert nicht nur die Tarifvertragsparteien, sondern auch die Betriebsparteien 
auf allen Unternehmensebenen. Bei der Integration technologischer und 
digitaler Innovationen muss die Ausgestaltung ihrer Auswirkungen auf die 
Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbeiter_innen, z.B. in Bezug auf eventuell 
erforderlich werdende Qualifizierungen, frühzeitig berücksichtigt werden. 
Gleichzeitig unterstützt die fortschreitende Digitalisierung neue familien-
freundlichere Arbeitsprozesse und ermöglicht flexiblere Arbeitszeitmo-
delle und Arbeitsformen. 

Der TV Arbeit 4.0 hat Themen, Verfahren und Formate beschrieben, die 
es den Tarifvertragsparteien ermöglichen, diesen Veränderungsprozess im 
Hinblick auf eine zukunftsfähige Weiterentwicklung der Beschäftigungs-
bedingungen vorausschauend zu begleiten und zu gestalten. Er steht da-
mit in der Kontinuität des Demografie-TV und knüpft an den hierin be-
schriebenen Orientierungs- und Gestaltungsrahmen an. Benannte Themen 
waren unter anderem:
n	 Überprüfung und Weiterentwicklung der Entgelt- und Zulagenstruktur,
n	 Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie (bzw. Biografie),
n	 Stärkere Berücksichtigung besonderer Belastungen bei der Arbeitszeit-

gestaltung.
Im Rahmen von paritätischen Arbeitsgruppen und zusammengefasst in ge-
meinsamen Arbeitszeitkonferenzen wurden zentrale Herausforderungen 
geschäftsfeldspezifisch benannt und gemeinsame Themen herausgearbei-
tet (siehe Abbildung 1).
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Ein erstes Ergebnis ist die »Roadmap Digitalisierung«, in der EVG, Kon-
zernbetriebsrat und Arbeitgeber Eckpunkte zur Gestaltung des digitalen 
Wandels vereinbart haben. Festgehalten ist dort: Die jeweiligen Interessen-
vertretungen werden frühzeitig in die Planung, Entwicklung bzw. Einfüh-
rung digitaler Innovationen eingebunden. Die möglichen Auswirkungen 
der neuen/erweiterten digitalen Prozesse oder Anwendungen werden, so-
weit möglich, durch den Arbeitgeber aufgezeigt und mit den Interessenver-
tretungen und ggf. dem Tarifpartner diskutiert. Gemeinsame Kriterien zur 
Bewertung der neuen/erweiterten digitalen Prozesse oder Anwendungen 
werden erörtert; offene Fragen werden terminiert. Die Beteiligten verab-
reden die konkrete Prozessbegleitung durch die jeweiligen Interessenver-
tretungen und legen gemeinsame Prüfschritte sowie die Beteiligungsform 
fest. Im Falle einer Pilotierung wird, bevor das Roll-out der digitalen In-
novation erfolgt, der zuständigen Interessenvertretung durch den Arbeit-
geber eine Evaluierung und ggf. Nachjustierung der Einschätzung zu den 
Auswirkungen vorgelegt. Um den Beteiligungsprozess mit den jeweiligen 
Interessenvertretungen abzuschließen, ist eine Einschätzung zu den Aus-
wirkungen der digitalen Innovation in personeller, wirtschaftlicher, struk-

Abbildung 1: Elemente des Tarifvertrages Arbeit 4.0
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tureller Hinsicht und mit Blick auf den Schutz der Beschäftigten vorzule-
gen. Auf dieser Basis ist zu entscheiden, ob und inwieweit Regelungen zum 
Umgang mit den Folgen des digitalen Innovationsprozesses zu vereinbaren 
sind. Zur Bewertung der Auswirkungen digitaler Innovationen auf die Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen werden folgende Kriterien bei der 
Beteiligung der Interessenvertretungen berücksichtigt:
n	 personelle Auswirkungen (z.B. verändertes Aufgabenprofil/Verantwor-

tung, Qualifizierung/Einweisung, Arbeitszeitmodelle, Wertigkeit der 
Tätigkeit),

n	 wirtschaftliche Auswirkungen (z.B. Produktivitätsentwicklung/-ge-
winne, Personalkapazitäten),

n	 strukturelle Auswirkungen (z.B. Arbeitsprozesse, Arbeitsplatzgestal-
tung, Mobilität), 

n	 Auswirkungen auf den Schutz der Beschäftigten (z.B. Arbeitsschutz/
Ergonomie, Datenschutz, Umgang mit technischen Möglichkeiten der 
Leistungs- oder Verhaltenskontrolle).

Die Weiterentwicklung des TV Arbeit 4.0 erfolgte in den Tarifverhand-
lungen 2016. Die jährliche Evaluierung ist vereinbart, denn alle Beteiligten 
sind sich einig, dass die Digitalisierung weiter gravierende Veränderungen 
für die DB AG mit sich bringen wird.

Tarifrunde 2016 – individuelles Wahlrecht 

Für die EVG ist die Mitgliederbeteiligung in Tarifrunden ein zentrales Ele-
ment ihrer Tarifpolitik. Deshalb werden neben Mitgliederversammlungen 
und Tarifdialogen schon seit einiger Zeit regelmäßig Mitgliederbefragungen 
organisiert. An der Befragung 2016 haben 15.000 Mitglieder aus allen Al-
tersstufen teilgenommen. Diese richtete sich zudem an Mitglieder in allen 
Berufsfeldern des Eisenbahn- und Verkehrssektors. 

Gefragt wurde beispielsweise, was wichtiger ist, eher Geld oder eher freie 
Zeit (Abbildung 2). Das Ergebnis zeigt: Einer Vielzahl unserer Mitglieder 
sind beide Dinge wichtig. Ihnen liegt sowohl eine Lohnerhöhung als auch 
ihre Freizeit am Herzen. Bei jungen Leuten und bei den männlichen Teil-
nehmern gibt es eine leichte Tendenz zu »mehr Geld«.

Nach den persönlichen Präferenzen bei der Arbeitszeitgestaltung er-
gab sich ein zumindest in der Gleichmäßigkeit überraschendes Bild, da 
fast identische Werte für Arbeitszeitverkürzung und Urlaub herauska-
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Abbildung 2: EVG Mitgliederbefragung 2016:
Was ist dir wichtig: Eher Geld oder eher freie Zeit?

Quelle: EVG
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Abbildung 3: EVG Mitgliederbefragung 2016:
Hättest Du lieber mehr Urlaub oder eine Arbeitszeitverkürzung?
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men, wobei die klassische Arbeitszeitverkürzung den niedrigsten Wert er-
reichte (Abbildung 3). 

Insgesamt hat die Befragung kein eindeutiges Meinungsbild für eine all-
gemeine Forderung nach mehr Urlaub, mehr Geld oder einer Arbeitszeit-
verkürzung ergeben. Die Interessen und Bedürfnisse unserer Mitglieder 
sind ganz unterschiedlich. In der Folge haben wir die Ergebnisse der Mit-
gliederbefragung in unseren Gremien diskutiert und forderten im Rah-
men der Tarifrunde 2016 mit der DB AG ein individuelles Wahlrecht für 
einen Teil des Tarifvolumens. Dies ist ein völlig neuer Weg in der Tarifpo-
litik der EVG. Manche sprechen auch davon, dass damit Tarifgeschichte 
geschrieben werde.

Angelehnt ist dieses Modell an sogenannte Cafeteria-Modelle, die schon 
seit einiger Zeit im Bereich von Führungskräften verbreitet sind. Unter 
Cafeteria-Option versteht man eine Wahlmöglichkeit innerhalb dieses 
Systems. Der Cafeteria-Plan ist die Summe aller Cafeteria-Optionen, wo-
bei verschiedene Cafeteria-Optionen zu Teilplänen gebündelt sein können, 
die nur im Paket wählbar sind. 

Dies für alle Beschäftigten zu vereinfachen und verständlich in eine kol-
lektive Tarifforderung umzusetzen, war deshalb die strategische Aufgabe 
für die Tarifrunde 2016. Zunächst ist die Anzahl der Wahloptionen disku-
tiert worden, mit dem Ergebnis, dass es maximal drei Wahlmöglichkeiten 
geben soll. Danach stellte sich die Frage, welche Komponenten man zur 
Wahl stellt. Denkbar sind, neben Geld oder Arbeitszeitverkürzung, zum 
Beispiel auch Altersvorsorge oder Urlaub. Entschieden wurde, dass die 
EVG die Wahlmöglichkeiten in Höhe von 2,5% Volumen in Form von 
Geld, Arbeitszeit oder Urlaub fordert. Beschäftigte sollen dann wählen kön-
nen, ob sie die 2,5% als Entgelterhöhung, eine Stunde pro Woche Arbeits-
zeitverkürzung oder als sechs Tage zusätzlichen Urlaub wählen. Auch soll 
die Wahlmöglichkeit immer nur für einen befristeten Zeitraum gelten. Da-
nach kann man seine Wahl verändern und ein anderes Modell wählen. Erste 
Stimmungsbilder aus der Tarifrunde ergeben, dass die Forderung nach ei-
ner Wahlmöglichkeit bei den Mitgliedern der EVG sehr gut angenommen 
wird. Erste persönliche Eindrücke sprechen dafür, dass insbesondere we-
gen der Planbarkeit die Variante Urlaub großes Interesse findet. Die Mo-
bilisierungsfähigkeit ist bei dieser Forderung augenscheinlich groß. 

Im Dezember 2016 konnte schließlich ein Verhandlungsergebnis erzielt 
werden, in dem den Beschäftigten erstmals ein individuelles Wahlrecht ein-
geräumt wird. Im Rahmen eines zweijährigen Tarifvertrages besteht nun 
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die Möglichkeit, nach einer allgemeinen Entgelterhöhung von 2,5% zum 
1.4.2017 bei der zweiten Stufe zum 1.1.2018 zwischen einer weiteren Ent-
gelterhöhung von 2,6%, einer Verkürzung der Wochenarbeitszeit um eine 
Stunde oder sechs zusätzlichen Urlaubstagen zu wählen. Die EVG hat sich 
damit mit ihrer Forderung nach individuellen Wahlmöglichkeiten für die 
Beschäftigten vollständig durchsetzen können und in Deutschland »tarif-
politisches Neuland« (Reinhard Bispinck) betreten.

Fazit – moderne flexible Tarifpolitik und starke Sozialpartnerschaft

Aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen wie die Individualisierung, 
Digitalisierung und die alternde Bevölkerung spiegeln sich im Konzern der 
DB AG wider. Dies stellt alle Beteiligten auf allen betrieblichen Ebenen vor 
große Herausforderungen, die Veränderungen schnell zu gestalten und die 
gewachsene Sozialpartnerschaft dabei nicht zu verlieren. Die EVG hat auf 
diese Fragen Antworten gesucht und in weiten Teilen gefunden: Basisre-
gelungen für gute Arbeit im Demografie-TV, Sozialpartnerdialog für den 
technologischen Wandel und individuelle Gestaltungsoptionen für die Mit-
glieder. Die kommenden Jahre werden zeigen, wie wir den Weg weiter be-
schreiten, welche Stolpersteine dort liegen und wie sich diese Tarifpolitik 
auf die Stärkung Guter Arbeit für Beschäftigte auswirkt.
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Herausforderungen der Tarifpolitik  
im Organisationsbereich der NGG 

Die Lebensmittelbranche in Deutschland

Lebensmittel sind ein sensibles Wirtschaftsgut. Die Beschäftigten der Er-
nährungsindustrie haben eine hohe emotionale Bindung zu ihren Pro-
dukten. Nicht nur das ist eine Besonderheit. Die Branchen im Bereich der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) weisen gewaltige Un-
terschiede auf hinsichtlich Wirtschaftskraft, Beteiligungsorientierung der 
Führungskräfte, Mitbestimmungskultur, Ausgestaltung der Arbeitsverhält-
nisse, Qualifikationsniveau der Beschäftigten, gewerkschaftlichem Orga-
nisationsgrad und aktuellen Problemstellungen. Wer die Menschen in die-
sen Branchen erreichen will, muss ein Verständnis für die Branche und ihre 
Besonderheiten entwickeln. 

Die Ernährungsindustrie ist mit 570.000 Beschäftigten in 5.800 Betrie-
ben der drittgrößte deutsche Industriezweig und versorgt ca. 80 Millio-
nen Menschen mit Lebensmitteln (vgl. im Folgenden BVE 2016). Sie weist 
eine stabile Entwicklung bei der Zahl der Betriebe und Beschäftigten auf. 
Lebensmittel werden immer gebraucht und Ernährungsgewohnheiten än-
dern sich nur langsam. In Deutschland selbst wird allerdings im Durch-
schnitt relativ wenig für Lebensmittel ausgegeben. Potenziale liegen vor 
allem im Export. Jeder dritte Euro wird im Ausland umgesetzt. Die Wett-
bewerbsstruktur ist heterogen. Während die größten Unternehmen in-
ternationalen Konzernen gehören, sind die meisten deutschen Betriebe 
familiengeführte, kleinere oder mittelgroße, oftmals regional agierende 
Unternehmen. Auch die wenigen größeren deutschen Produzenten sind 
häufig familiengeführt.

Die Ertragskraft schwankt um den Durchschnitt des verarbeitenden Ge-
werbes. Die Insolvenzquote lag meist etwas über dem Schnitt. Obwohl die 
Branche wenig konjunkturanfällig ist, hat sie branchentypische Risiken. 
Diese bestehen in steigenden Rohstoffpreisen, Lebensmittelskandalen oder 
resultieren aus der starken Fragmentierung und dem starken Wettbewerb 
untereinander im Verhältnis zum hoch konzentrierten Lebensmitteleinzel-
handel (Commerzbank 2016).
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Eine allgemeine Aussage zur wirtschaftlichen Entwicklung lässt sich 
kaum treffen. Dafür sind die Bedingungen zu unterschiedlich. Vier Fak-
toren beeinflussen die Situation und den Weg in die Zukunft. Die Teilbran-
chen sind davon unterschiedlich betroffen:
1.	 die Rohstoffmärkte z.B durch Wegfall der Milchquote und der Zucker-

marktordnung oder auch die Gewinnung von Energie aus Agrarpro-
dukten;

2.	 das Verbraucherverhalten u.a. durch den Rückgang des Bierkonsums 
oder den Verzicht auf Fleisch sowie die Zunahme von Single-Haushal-
ten;

3.	 der Lebensmitteleinzelhandel z.B. durch Verhandlungen zur Durchsetz-
barkeit von angemessenen Preisen gegenüber dem stark konzentrierten 
Lebensmitteleinzelhandel. Edeka, Rewe, Aldi, Lidl und Metro teilen sich 
etwa 90% Prozent des Marktes; 

4.	 das öffentliche Klima im Kontext der öffentlichen Debatten über Zutaten 
in Lebensmitteln (z.B. Salz, Fett und Zucker) und auch politische Ent-
scheidungen (z.B. Rauchverbote) sowie Lebensmittelskandale. 

Bei aller Differenziertheit gibt es einen verstärkten Konzentrationsprozess. 
In der Milchwirtschaft schließen sich Nordmilch und Humana zum Deut-
schen Milchkontor zusammen. In der Fleischindustrie betreibt Tönnies 
nicht nur den größten deutschen Schlachthof in Rheda-Wiedenbrück, son-
dern beteiligt sich auch an immer mehr Firmen der Fleischverarbeitung. In 
der Mühlenindustrie hat sich die Good Mills Group mit Sitz in Wien zur 
größten Mühlengruppe in Europa mit 29 Standorten in sieben Ländern ent-
wickelt. Solche Prozesse gehen einher mit Arbeitsplatzabbau und Mitglie-
derverlusten der Gewerkschaft. 

Zu diesen Konzentrationsprozessen kommt hinzu, dass wesentliche ge-
setzliche Normen für das Lebensmittelrecht von der Europäischen Union 
festgelegt und über die nationalen Regierungen und Parlamente in natio-
nale Gesetze umgesetzt werden, ganz zu schweigen von der Interventions-
politik der Troika aus EU-Kommission, Europäischer Zentralbank und 
IWF auf die Defizitländer der europäischen Union. Diese Politik geht bis 
hin zu Eingriffen in die Tarifautonomie und Lohnabsenkungen. Vor die-
sem Hintergrund sind Instrumente zu entwickeln, wie die Branchen- und 
Tarifpolitik europäischer Gewerkschaften im Lebensmittelsektor stärker 
koordinieren können. 
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Die Tarifvertragslandschaft im Bereich der NGG

Die NGG vertritt 200.000 Mitglieder, die in den Betrieben der Ernäh-
rungsindustrie und des Nahrungsmittelhandwerks, aber auch des Dienst-
leistungssektors, in Hotels und Gaststätten arbeiten. Es sind zwölf unter-
schiedliche Branchen. Und selbst diese Branchen gliedern sich in kleine 
Teilbranchen. So gehören zur Getränkeindustrie die Teilbranchen Braue-
reien, Spirituosen, Erfrischungsgetränke und Mineralbrunnen. Die Hotel- 
und Gaststättenbranche unterteilt sich nicht nur in Hotels und Restaurants, 
sondern außerdem in Systemgastronomie, Cafés und Catering. Fast jede 
Branche leistet sich ihren eigenen Arbeitgeberverband. Dies erschwert die 
Entwicklung eines eigenständigen Profils und die Vertretung gegenüber 
der Politik. Der Handlungswille der Arbeitgeberverbände zum Abschluss 
von Tarifverträgen ist sehr unterschiedlich und in der Regel regionalisiert.

Bundestarifverträge sind deshalb im Organisationsbereich der NGG 
eine Ausnahme. Von den etwa 4.000 Tarifverträgen sind 70% Firmen- oder 
Haustarifverträge. Eine wesentliche Ursache dafür sind Austritte der Ar-
beitgeber aus ihren Verbänden oder Mitgliedschaften ohne Tarifbindung. 
Es verwundert deshalb nicht, dass die NGG-Sekretär_innen in den Regi-
onen und Landesbezirken einen nicht unerheblichen Teil ihrer Arbeit mit 
Tarifverhandlungen verbringen, die jedes Jahr von 60 bis 80 meist kleine-
ren Arbeitskämpfen begleitet werden.

Bei der Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln sind nach Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes 31% der Beschäftigten und 15% der Be-
triebe tarifgebunden (Abbildung 1). Wie unterschiedlich die verschiedenen 
Branchen bei der Tarifbindung aufgestellt sind, zeigt ein Blick auf die Ta-
bakverarbeitung. Hier sind 80% in tarifgebundenen Betrieben beschäftigt, 
deren Anteil 48% beträgt. In der Getränkeherstellung sind 60% in tarif-
gebundenen Betrieben beschäftigt, deren Anteil an der Branche mit 19% 
über dem Durchschnitt liegt.

Ein ganz anderes Bild zeigt sich im Gastgewerbe: Während im Beher-
bergungsgewerbe noch 32% aller Beschäftigten und 14% aller Betreibe ta-
rifgebunden sind, sind es in der Gastronomie lediglich 20% der Beschäf-
tigten und 10% der Betriebe. 80% der Beschäftigten in der Gastronomie 
haben demnach keinen Tarifvertrag.

Tarifverträge wurden in den letzten Jahren mit zwei Arbeitgeberver-
bänden und mit einzelnen Unternehmen auf Bundesebene insbesondere 
in der Betriebs- und Verkehrsgastronomie abgeschlossen. Diese Zersplit-
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terung erschwert die Durchsetzung von Tarifverträgen. Deshalb ist der flä-
chendeckende, allgemeine gesetzliche Mindestlohn für diese Branche eine 
wichtige Säule. 

Ansätze zur Stärkung der Tarifbindung

Einen vielversprechenden Weg zur Tarifbindung in der Branche haben 
NGG und DEHOGA in NRW beschritten. Die Tarifparteien haben die 
Allgemeinverbindlichkeit für den Manteltarifvertrag, den Tarifvertrag zur 
Ausbildung sowie für die Entgelte der un- und angelernten Tätigkeiten be-
antragt. Bei der Vielzahl von Arbeitsplätzen ist die Allgemeinverbindlich-
keit von außerordentlichem öffentlichem Interesse.

Durch das enorme Engagement der Mitglieder ist es in vielen Fällen ge-
lungen, die Tarifbindung der Arbeitgeber durch Firmen- oder Haustarifver-
träge zu sichern oder herzustellen. Mit zunehmenden abweichenden Rege-
lungen vom Flächentarifvertrag wird es allerdings schwieriger, Standards in 
der Branche zu setzen. Sie haben eine von dem Flächentarifvertrag unabhän-
gige Laufzeit und eine unabhängige Regelung der Lohn- und Arbeitsbedin-

Abbildung 1: Tarifbindung von Beschäftigten und Betrieben  
in NGG-Branchen 2014, in %

Quelle: Statistisches Bundesamt, Tarifbindung 2014, Wiesbaden 2016
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gungen. Somit bleibt bei Arbeitskämpfen um einen Flächentarifvertrag die 
Unterstützung aus den Betrieben mit Firmentarifverträgen aus. In Firmen- 
oder Haustarifverträgen wird zudem immer mehr von dem geregelt, was 
eigentlich in eine Betriebsvereinbarung zwischen Betriebsrat und Arbeit-
geber gehört. Dies erhöht den Aufwand für einen Tarifabschluss und birgt 
außerdem die Gefahr, Betriebsverfassungs- und Tarifrecht zu verwässern. 

Entscheidend für den Erfolg bei den Verhandlungen um Firmen- oder 
Haustarifverträge ist der Organisationsgrad. Voraussetzung für die Auf-
nahme von erstmaligen Tarifverhandlungen ist nach NGG-Geschäftsord-
nung für Tarifkommissionen deshalb ein Organisationsgrad von 50%, bei 
bestehenden Haustarifverträgen von 30%. 

Die tarifpolitische Herausforderung bleibt für die NGG die Stärkung 
des Flächentarifvertrages. Ein erster Schritt dazu ist die stärkere Bindung 
von Firmen- und Haustarifverträgen an die Laufzeiten und Inhalte von Flä-
chentarifverträgen. Diese Koppelung ist erforderlich, um gemeinsame Ar-
beitskämpfe führen zu können. Dies dürfte zur konfliktträchtigsten Aus-
einandersetzung mit Arbeitgebern werden. 

Es bedarf auch einer Überzeugungsarbeit nach innen. Den Mitgliedern 
dürfte es zunächst egal sein, welcher Tarifvertrag ihnen Schutz bietet. Die 
Auswirkungen einer zerfledderten Tariflandschaft werden erst viel später 
spürbar und eine Durchsetzung von entscheidenden tariflichen Standards 
kann nicht auf der betrieblichen Ebene gelingen, sondern bedarf der Soli-
darität einer Branche. Die Bedeutung des Flächentarifvertrages für die Ge-
sellschaft muss auch politisch mehr in den Vordergrund gerückt werden.

Lohnstruktur- und Eingruppierungsfragen

Obwohl Lebensmittel in Deutschland auf höchstem technologischem 
Standard hergestellt werden, zählt die Branche trotz zahlreicher Rationa-
lisierungsprozesse zu den Industriezweigen mit den höchsten Anteilen an 
einfachen Tätigkeiten. Rund ein Drittel der Beschäftigten in der Ernäh-
rungsindustrie sind in Einfacharbeit tätig. Meist sind davon Frauen be-
troffen (vgl. Abel u.a. 2011). Angesichts der wachsenden Technisierung 
gewinnen Fragen der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens an Be-
deutung. Es wird nicht nur eine Schlüsselfrage für die Sicherung der Wett-
bewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe sein, sondern insbesondere 
eine Frage der Sicherung der Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähig-
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keit der Arbeitnehmer. Der tarifliche Anspruch auf berufliche Qualifizie-
rung und Weiterbildung muss ein Themenfeld in der Tarifpolitik werden. 

Damit verbunden ist die Frage nach der richtigen Eingruppierung. Im 
Rückblick auf die NGG-Tarifpolitik stellen die 1970er Jahre Meilensteine 
in der Tarifpolitik dar. Durch einheitliche Entgeltrahmentarifverträge wurde 
die Trennung von Tarifverträgen für Arbeiter und Angestellte beseitigt. Mit 
dem Modell einer integrierten Lohn- und Gehaltsfindung nach den Kri-
terien Können, Belastung und Verantwortung wurden für beide Gruppen 
Tarifverträge abgeschlossen. Ausdrückliches Ziel war auch, tarifliche Be-
wertungskriterien für eine diskriminierungsfreie Entlohnung von Frauen 
aufzustellen.

Zwischen 1972 und 1973 waren 15 Verhandlungen mit dem Deutschen 
Brauerbund erforderlich, um den ersten »Einheitlichen Bundesrahmentarif-
vertrag für die Brauindustrie« abzuschließen. Es folgten ähnliche Entgelt-
rahmentarifverträge in weiteren Teilbranchen der Ernährungsindustrie. In 
den 1980er und 1990er Jahren wurde versucht, die Anforderungskriterien 
für Tätigkeiten der technologischen Entwicklung in den Betrieben anzu-
passen. Dies ist bisher am Widerstand der Arbeitgeber gescheitert. 

Die Auseinandersetzung um die »richtige« Eingruppierung ist nicht 
nur eine Frage der Gerechtigkeit, sondern auch der Verteilung. Diese Er-
fahrungen hat die NGG zuletzt in der Süßwarenindustrie gemacht, wo 
ein überarbeiteter bundeseinheitlicher Entgeltrahmentarifvertrag in aus-
gewählte Betrieben in einen Probelauf gegeben wurde. Zutage kam, dass 
selbst unter Anwendung des »alten« Rahmentarifvertrages in fast allen 
Betrieben viele Beschäftigte zu ihren Ungunsten eingruppiert waren. So 
konnte in einem namenhaften Unternehmen eine Höhergruppierung von 
900 Beschäftigten durchgesetzt werden. Solche Beispiele haben vor Augen 
geführt, wie das Thema Eingruppierung in der Vergangenheit auf betrieb-
licher Ebene in den Hintergrund getreten ist. 

Alternde Belegschaften und Demografie

Für viele Unternehmen der Ernährungsindustrie ist das hohe Durch-
schnittsalter der Belegschaften eine besondere Herausforderung. In den 
vergangenen 20 Jahren waren Neuanstellungen im Schatten von Rationa-
lisierung und Kapazitätsabbau von geringer Bedeutung. Stattdessen ging 
es den Unternehmern um Personalabbau, Leiharbeit und den Einsatz von 
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Subunternehmen. In vielen Betrieben ist noch keine Strategie erkennbar, 
wie sie sich dem demografischen Wandel stellen wollen.

Die NGG hat in vielen Tarifverträgen die Thematik aufgegriffen:
n	 In über 600 Tarifverträgen ist eine tarifliche Altersvorsorge mit einem ob-

ligatorischen Arbeitgeberbeitrag schon Anfang der Jahrtausendwende ver-
einbart worden. Er beträgt aktuell durchschnittlich 600 Euro pro Jahr, in 
der Spitze sogar über 1.000 Euro. Die Beiträge werden ständig angepasst. 

n	 In über 30 Tarifverträgen gibt es Regelungen zur Übernahme von Aus-
zubildenden – ein Beitrag gegen den Facharbeitermangel.

n	 Nach wie vor schließt die NGG Altersteilzeittarifverträge ab, um einen 
früheren Ausstieg aus dem Arbeitsleben zu ermöglichen. 

n	 In einigen Tarifverträgen gibt es zusätzliche freie Tage für ältere Be-
schäftigte. Erst 2016 konnte die NGG in der Zuckerindustrie auch für 
die »neuen« Bundesländer eine solche Regelung vereinbaren.

n	 Zu erkennen sind auch zarte Pflänzchen bei tariflichen Regelungen zur 
alters- und gesundheitsgerechten Gestaltung des Arbeitsprozesses. Sie 
reichen von der betrieblichen Gesundheitsvorsorge bis hin zum An-
spruch älterer Beschäftigter, keine Nacht- und Schichtarbeit mehr leisten 
zu müssen.

Das alles kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass die tarifliche Gestaltung 
des demografischen Wandels einem Flickenteppich gleicht. Dem Auftrag 
des 16. ordentlichen Gewerkschaftstages 2013 wird das nicht gerecht. Die-
ser sieht als Paketlösung eine Altersstrukturanalyse, eine entfristete Über-
nahme von Auszubildenden nach bestandener Abschlussprüfung, ausrei-
chende Personalbemessung bei Fragen der Arbeitszeitgestaltung und einen 
Anspruch auf Tagschicht für ältere Beschäftigte vor. 

Kernstück des Auftrages ist »Teilzeit im Alter«. Beschäftigte ab 55 Jahre 
sollen Rechtsanspruch auf Reduzierung der Arbeitszeit auf vier Tage und 
ab 60 Jahre auf drei Tage mit Lohnausgleich erhalten. Alternativ soll die 
Möglichkeit bestehen, die Schichtlänge der Beschäftigten in Kontischicht 
auf sechs bzw. vier Stunden zu reduzieren.

Gespräche in den NRW-Tarifgebieten Milchwirtschaft, Nährmittelindus
trie und Sauer- sowie Siegerländer Brauereien brachten im Jahr 2016 dage-
gen kein Ergebnis. Entweder haben die Arbeitgeber die Notwendigkeit der 
Gestaltung des demografischen Wandels nicht erfasst oder die Arbeitgeber-
vereinigung Nahrung und Genuss e.V. hat aufgrund seiner Strukturen nicht 
mehr die Kraft, Elemente einer qualitativen Tarifpolitik zu vereinbaren. 
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Arbeitszeit als Zukunftsthema der Tarifpolitik

Nicht nur vor dem Hintergrund eines drohenden Fachkräftemangels sind 
Fragen der Arbeitszeiten so aktuell wie lange nicht, sondern auch bei der 
Debatte um Industrie 4.0. Die nutzen die Arbeitgeber allerdings, um die 
tägliche Höchstarbeitszeit infrage zu stellen. In Wirklichkeit gibt es in der 
Ernährungsindustrie nicht selten eine erhebliche Kluft zwischen den tat-
sächlichen und den tariflichen Arbeitszeiten. Arbeitszeitkonten laufen über 
und Arbeit auf Abruf ist kein Einzelfall. Mehrarbeit wird häufig nicht ver-
gütet und in manchen Fällen auch nicht mal mehr erfasst. Nicht im Voraus 
planbare Arbeitszeiten lassen den Beschäftigten nicht mehr die Möglich-
keit, über ihre eigene Zeit zu verfügen. Steigende Leistungsanforderungen 
und zu niedrige Personalkapazitäten sind vielfach die Gründe für das Aus-
ufern der Arbeitszeiten. 

Unter dem Motto »Zeit für eine neue Arbeitszeitdebatte!« wird die 
NGG das Thema Arbeitszeit stärker in den Fokus rücken. Das heißt, im 
Betrieb tarifliche Arbeitszeiten durchsetzen, dem Verfall von Überstunden 
einen Riegel vorschieben und die Gestaltung gesundheitsdienlicher Schicht
systeme vornehmen. Tarifpolitisch geht es um mehr Zeitautonomie für die 
Beschäftigten. Es geht um altersgerechte Arbeitszeiten und um Regelungen 
für lebensphasenorientierte Arbeitszeiten. Auch müssen Mechanismen ent-
wickelt werden, um Arbeitszeiten mit Personalbemessung und Leistungs-
bedingungen zu verknüpfen.

Die Arbeitszeitdebatte wird sich auf drei Ebenen bewegen:
n	 Eine Bestandsaufnahme der tariflichen Regelungen und der Arbeits-

zeit-Realitäten muss ein wesentlicher Punkt sein. Sie bildet die Grund-
lage für die betriebspolitischen Aktivitäten.

n	 Beschäftigte der Ernährungsindustrie sollten im Rahmen einer Befra-
gung an der Debatte beteiligt werden.

n	 Mit wissenschaftlicher Unterstützung wird untersucht, welche Auswir-
kungen, insbesondere bezogen auf Arbeitszeit, mit Industrie 4.0 verbun-
den sind. 
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Fazit

Die NGG hat zu einer gerechteren Verteilung beigetragen. Die Entgeltab-
schlüsse in der Ernährungsindustrie lagen in den letzten Jahren im Durch-
schnitt aller Abschlüsse der DGB-Gewerkschaften, oft auch darüber. Mit 
Regelungen zur Altersteilzeit und Aufstockung der Arbeitgeber-Beiträge 
in die tarifliche Altersvorsorge sowie bei der Übernahme von Auszubil-
denden hat die NGG messbare Erfolge erzielt. Um die Forderungen durch-
zusetzen, musste immer häufiger zum Mittel des Arbeitskampfes gegriffen 
werden. Die NGG hat damit gezeigt, dass sie trotz Wirtschaftskrise und 
schwieriger Rahmenbedingungen Gestaltungskraft ist. 
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Tarifpolitik und Medien



Rainer Jung
Über Geld muss man reden können

Über Geld spricht man nicht. Aber es wird dann doch ziemlich viel darü-
ber geschrieben, gesendet, getwittert, gepostet. Wer wie viel bekommt, ob 
die Kurve rauf geht oder runter, ist ein öffentliches Thema. »Nahe am Men-
schen«, wie Journalist_innen gerne sagen. Und oft unausgesprochen aufge-
laden mit der Frage, ob es denn eigentlich gerecht zugeht beim Verdienen. 
Auf Euro und Cent und Prozent, im Kettenindex zur Lohn- und Gewinn
entwicklung, nominal und real aktuelle und überzeugende Annäherungen 
an diese Gerechtigkeitsfrage zu ermöglichen, das leistet das WSI-Tarifar-
chiv. Jahrein, jahraus, von der Tarifbilanz im Januar bis hin zur Untersu-
chung über Verbreitung und Höhe des Weihnachtsgeldes im November. 
Angereichert durch regelmäßig eingesprengte Elemente qualitativer Tarif-
politik. Und über die zwölf Jahre, in denen ich die Arbeit des Archivs und 
seines Leiters aus der Nähe beobachten konnte, mit hoher Resonanz in der 
Öffentlichkeit. In der Medienauswertung der Stiftung liegen die Studien 
des Tarifarchivs meist weit vorne.

Das sollte man nicht unbedingt erwarten von einer Institution, deren 
grundsätzliche Aufgabenzuschreibung so nachzulesen ist: »Das Tarifarchiv 
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler- 
Stiftung ist die zentrale tarifpolitische Dokumentationsstelle der DGB- 
Gewerkschaften.« 

Was ursprünglich einmal mit einer mechanischen Schreibmaschine in 
drei Durchschlägen auf sprödes Papier geprägt sein worden dürfte, hat es 
bis in den Wikipedia-Eintrag geschafft. Klingt mäßig anregend, nicht nur 
wegen des doppelten Genitivs. Dass weitaus mehr Musik drin steckt und 
dass öffentlich wahrgenommene Forschung natürlich auch immer etwas mit 
Personen zu tun hat, kann schon erahnen, wer in die Autorenangabe des 
Tarifpolitischen Halbjahresberichts blickt: Reinhard Bispinck/WSI Tarif
archiv steht da. Tauschen Sie den schnöden Schrägstrich gegen »&«, und 
Sie sind auf der richtigen Spur: Hier geht es nicht um die bloße Verwal-
tung gilbender Tabellen, hier spielt die Band – das Tarif-Orchester & sein 
Vormann. Populärmusik, aber bitte mit Tiefgang. Rhythm & Blues. Keine 
Panik, aber manchmal Funk.
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»So viel verdient Ihr Nachbar.« Die Überschrift hat die Bild-Zeitung 
in den vergangenen Jahren gefühlt ein Dutzendmal auf Seite eins variiert. 
Wahrscheinlich können sich eine ganze Menge Praktikant_innen in der Re-
daktion rühmen, durch stundenlanges Klicken durch die im WSI-Lohn-
spiegel aufgeführten knapp 400 Berufe zu einem Aufmacher beigetragen 
zu haben. Eine erstaunliche Karriere für ein Instrument, das eigentlich zu 
einem anderen Zweck im Internet installiert wurde: Ratsuchenden mög-
lichst individuell zu zeigen, was andere Beschäftigte in vergleichbarer Si-
tuation verdienen. 

Aber schön, beide Wege führen zum gleichen Ziel: über Geld sprechen 
zu können. Auch mit dem eigenen Chef. Wer gut informiert ist, läuft we-
niger Gefahr, seine Arbeit unter Wert verkaufen zu müssen. Und erkennt 
wahrscheinlich gar nicht so selten, dass der modern-individualistische An-
spruch, die eigenen Arbeitsbedingungen am liebsten ganz eigenverantwort-
lich zu gestalten, nicht immer so recht erfolgreich ist. Denn auch das zeigen 
die Auswertungen mit dem Lohnspiegel, ebenso wie mit anderen Quellen, 
immer wieder: Tarifvertrag, das klingt zwar arg old school, es hat aber sei-
nen ganz realen Wert. Wer nach Tarif bezahlt wird, verdient spürbar besser, 
bekommt deutlich häufiger Weihnachts- und Urlaubsgeld, muss seltener 
Mehrarbeit ohne Bezahlung leisten. Das gilt selbst für Ingenieure und In-
formatiker. Die damit verbundene größere Zufriedenheit und Berechenbar-
keit dürfte auch Arbeitgebern nutzen. Trotzdem zeigt die Kurve der Tarif-
bindung, die sich im alljährlich erscheinenden Statistischen Taschenbuch zur 
Tarifpolitik findet, seit Langem nach unten. Ein Grund, warum Reinhard 
Bispinck und andere Wissenschaftler des WSI den gesetzlichen Mindest-
lohn schon für eine gute Idee hielten, als manche in den Gewerkschaften 
noch ganz anders dachten. Beharrlichkeit ist in der Arbeit des Tarifexper-
ten ebenso gefragt wie analytische Klarheit – und Fingerspitzengefühl. 

Es schadet daher sicher nicht, dass der langjährige Leiter des WSI-Ta-
rifarchivs Saxophon spielt. Dass er an freundlicher Gelassenheit nicht zu 
überbieten war, wenn er für ein Fernsehteam zum x-ten Mal mit nachdenk-
licher Miene ein Buch aus dem Regal zu ziehen hatte. Auch eine sonore 
Stimme, leichte Naturwellen im Silberhaar und ein freundliches Lächeln 
waren sicherlich nicht von Nachteil. Aber noch viel wichtiger ist immer 
die Leidenschaft für ein Arbeits-Lebensthema, das sich vielen Zeitgenos-
sen allenfalls auf den zweiten Blick erschließen dürfte. 

Noch gut in Erinnerung: das Jahr 2009. Da passierte so einiges, unter 
anderem ging es aber auch darum, den 60. Geburtstag des Tarifvertragsge-
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setzes zu begehen. Das Tarifarchiv hat damals zahlreiche Zeitzeug_innen 
aus Gewerkschaften und Wissenschaft sowie Schlichter_innen danach ge-
fragt, welche Abschlüsse sie für besonders bedeutend hielten. Die Über-
schrift dazu ist noch heute auf den Böckler-Seiten zu finden: »Tarifverträge, 
die Geschichte machten.« Wow, Tusch, Big Hand, Dankeschön!



Dietrich Creutzburg
In der Werkstatt für Zufriedenheit

Tarifparteien sind seltsame Organisationen – schon die Suche nach einer 
neutralen Funktionsbezeichnung fällt schwer. So mag man in Gewerk-
schaften zwar ohne Weiteres »Organisationen zur Durchsetzung besserer 
Arbeitsbedingungen« sehen. Doch auf Arbeitgeberverbände trifft das eher 
weniger zu. Andererseits aber sind diese auch keine Organisationen zur Ab-
wehr besserer Arbeitsbedingungen – jedenfalls keine erfolgreichen, wie das 
WSI mit seiner vergleichenden Empirie für tarifgebundene und nicht tarif-
gebundene Betriebe regelmäßig zeigt. 

Soll man also das Materielle beiseite lassen und Tarifparteien lieber ab-
strakt als »Organisationen zur Lösung von Arbeitskonflikten« beschrei-
ben? Auch das überzeugt nicht ganz. Immerhin nimmt die breite Öffent-
lichkeit Tarifparteien meist nur dann genauer wahr, wenn sie sich gerade 
im Konflikt befinden. Und tatsächlich tragen sie ja irgendwie auch zu den 
Konflikten bei. Immerhin gehört es zum üblichen Ton von Tarifrunden, 
die jeweils andere Seite mindestens für die Eskalation der Auseinanderset-
zung verantwortlich zu machen, wenn nicht gar für deren Entstehen – be-
vor es irgendwann zum Friedensschluss kommt. Es ist wie mit einer Serie 
gelungener Feuerwehreinsätze, bei denen die Ermittlung der Brandursa-
che am Ende regelmäßig im Sande verläuft. 

Eine versöhnliche Lösung dieses Gedankenspiels liefert daher vielleicht 
eine etwas pathetische Bezeichnung: Tarifparteien sind, günstigstenfalls, 
»Organisationen zur Herstellung von Zufriedenheit«. Sie tüfteln eben 
nicht nur Kompromisse aus, wenn Streit vom Himmel gefallen ist. Sie för-
dern vielmehr beiderseits unter ihren Mitgliedern ein Verständnis für die 
Belange der anderen Seite. Sie werfen gesellschaftlich relevante Fragen auf 
und erarbeiten ausgleichende Antworten – auch durch streitige Auseinan-
dersetzung, aber im Rahmen anerkannter Verfahrensregeln und unter den 
Augen einer Öffentlichkeit, die als imaginärer Schiedsrichter wirkt. Bes
tenfalls sind diese  Antworten dann nicht für nur die jeweils eigenen Mit-
glieder annehmbar, sondern überzeugen auch Außenstehende: solche, die 
als Arbeitnehmer oder Arbeitgeber noch Mitglieder werden könnten, und 
die Gesellschaft insgesamt. So wächst ein Klima des Vertrauens, das schwere 



310	 Dietrich Creutzburg

Konflikte vermeiden hilft. Es entsteht Zufriedenheit – ein sozialer Friede, 
der von allseitiger Zustimmung getragen ist. 

Das ist natürlich eine blühende Idealisierung. Als  Zustandsbeschreibung 
würde sie wohl zu ein paar Sternstunden der Chemie-Sozialpartnerschaft 
passen; nicht aber zu Amazon & Co. und auch nicht zu den Auseinander-
setzungen früherer Jahrzehnte über Verfehlungen des sogenannten Tarif-
kartells. Versteht man »Herstellung von Zufriedenheit« allerdings als Auf-
gabe, dann lohnt ein näherer Blick auf deren Erfolgsbedingungen. Erfolg 
lässt sich dann weniger in Lohnprozenten messen, sondern eher durch die 
Akzeptanz, die Tarifpolitik als Verfahren zur Gestaltung von Wirtschafts- 
und Arbeitsbedingungen neben den anderen verfügbaren Verfahren ge-
winnt: dem Markt und der Gesetzgebung. 

Über diese Erfolgsbedingungen und Restriktionen ließe sich vieles 
sagen, angefangen von den Einflüssen der Globalisierung bis hin zu 
den Schattenseiten von Tarifpluralität. Hier soll der Blick auf die 
Wechselwirkungen der medialen Vermittlung von Tarifpolitik fallen und auf 
deren Wandel. Kurz gefasst und zugespitzt: Es gibt einen Bedeutungsverlust 
tarifpolitischer Berichterstattung im Zeichen von Digitalisierung und 
Internet, jedenfalls soweit es die »klassische« Berichterstattung in den 
»klassischen« Medien betrifft. Damit verschieben sich die Schwerpunkte 
der Berichterstattung über tarifpolitische Entwicklungen und Ereignisse. 
Und das wiederum hat wohl auch Folgen für die Tarifpolitik selbst. Einiges 
spricht dafür, dass das Herstellen von Zufriedenheit gewissermaßen struk-
turell schwieriger geworden ist. 

Um sich den erwähnten Bedeutungsverlust tarifpolitischer Berichter-
stattung vor Augen zu führen, versetzt man sich am besten gedanklich gut 
20 Jahre zurück: Wer sich damals als Bürger, als einfacher Arbeitnehmer 
oder Unternehmer, für die näheren Umstände einer gerade laufenden Ta-
rifrunde interessierte, hatte nicht sehr viele Möglichkeiten, etwas zu er-
fahren. Wer nicht direkt an der Auseinandersetzung beteiligt war, konnte 
die Gewerkschaft oder den Arbeitgeberverband anrufen und bekam dann 
vielleicht nach einer Woche eine Broschüre zugeschickt. Im Übrigen gab 
es Zeitungen, Radio und Fernsehen. Diese erfüllten mit ihrer Berichter-
stattung also eine sehr grundlegende Informationsfunktion. Entsprechend 
selbstverständlich war es für Redaktionen, dieser informierenden Bericht-
erstattung Raum zu geben – im Zweifel gewichtet nach Branchengröße 
und Beschäftigtenzahl, falls nicht außergewöhnliche Entwicklungen an-
deres nahelegten. Und weil es so selbstverständlich war, über Tarifpolitik 
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zu berichten wie über allgemeine Politik, gab es auch eine breite tarifpoli-
tisch interessierte Öffentlichkeit – oder zumindest eine handlungsleitende 
Vorstellung, dass es diese gebe.  

Heute ist ein umfassendes Informationsangebot über Forderungen, Po-
sitionen und Entwicklungen der Tarifpolitik für jeden interessierten Bür-
ger stets nur wenige Klicks und wenige Sekunden entfernt. Allein schon die 
Internetseiten von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden enthalten 
mehr und ausführlichere Informationen, als sie Zeitungen oder gar Rund-
funk jemals sinnvoll bieten könnten. Wer sich mithilfe von Statistiken und 
vertiefenden Analysen ein genaueres Bild machen will, wird ebenso in Se-
kundenschnelle fündig – zum Beispiel auf den Seiten des WSI-Tarifarchivs 
oder vielleicht beim Institut der deutschen Wirtschaft. Und spätestens mit 
den sozialen Netzwerken sind die direkt an der Quelle verfügbaren Infor-
mationen unschlagbar aktuell. Die »klassische« tarifpolitische Berichter-
stattung in den »klassischen« Medien hat  den Großteil ihrer Geschäfts-
grundlage verloren – rein technisch haben Journalisten kaum noch einen 
Informationsvorsprung vor dem Publikum. 

Natürlich ist es nicht dasselbe, ob Journalisten das Geschehen aus ei-
ner Beobachterperspektive darstellen und vermitteln oder ob die Informa-
tionen nun im Internet wahlweise in der Färbung der Gewerkschaft oder 
der Arbeitgeberseite zur Verfügung stehen. Deshalb bleibt dazwischen im 
Grundsatz noch immer Raum für eine Darstellung, Einordnung und Be-
wertung des Geschehens aus journalistischer Warte. Allerdings wird es 
schwieriger, diesen Raum mit Qualität zu füllen – allein schon, weil der 
Qualitätsmaßstab nicht mehr der alte sein kann. Der journalistische Wert 
einer nachrichtlichen Wiedergabe von Forderungen, Gegenargumenten, 
Verhandlungsverläufen und -ergebnissen ist gesunken. Wenn es nun aber 
stärker um eine vertiefende Einordnung in größere gesellschaftliche und 
ökonomische Zusammenhänge gehen soll, dann ist dafür eigentlich umso 
mehr eigenständige Sach- und Detailkenntnis der Berichterstatter gefragt. 
Leider fällt eine oberflächliche oder einseitige Darstellung nicht nur leich-
ter, sie gewinnt auch leichter den Wettbewerb um Aufmerksamkeit. 

Eine durchschnittliche Tarifrunde der IG Metall, in der es um die Be-
lange von bis zu 3,8 Millionen Beschäftigten und 23.000 Betrieben der Me-
tall- und Elektroindustrie geht, scheint mittlerweile in der allgemeinen Be-
richterstattung oft eher weniger Raum einzunehmen als der Tarifkampf des 
Claus Weselsky mit einigen tausend Lokführern bei der Deutschen Bahn. 
Natürlich haben Weselsky und seine GDL stets das Kriterium der Betrof-
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fenheit auf ihrer Seite – ob die Züge fahren oder nicht, betrifft schließlich 
noch mehr Menschen in ihrem Alltag als die Frage, ob Daimler gerade Au-
tos baut oder wie sich der Maschinenbau im globalen Wettbewerb entwi-
ckelt. Und natürlich könnte auch die IG Metall zusätzliche Aufmerksam-
keit auf sich ziehen, wenn sie mit einem unbefristeten Arbeitskampf die 
Industrie lahmlegte. 

Das bestätigt aber nur, dass die Veränderung der Medien auch auf die 
Tarifpolitik zurückwirkt. Kurz gesagt: Wo sich die Berichterstattung in der 
Bekanntgabe von Streikzeiten, Zugausfällen und Service-Telefonnummern 
erschöpft, rücken tarifpolitische Inhalte in den Hintergrund. Aber nicht nur 
sie, sondern ebenso die Vermittlung von Tarifpolitik als einem selbstver-
ständlichen eigenwertigen Verfahren des Interessenausgleichs, die mit den 
früheren Nachrichtenformen ganz nebenbei erfolgte. Und wenn es doch 
Raum für Vertiefungen jenseits der Tagesnachrichten gibt, besteht wohl 
eine erhöhte Gefahr, dass wahlweise Aufmerksamkeitswettbewerb, knappe 
journalistische Ressourcen und ein Überangebot interessengeleiteter Infor-
mationen die Berichterstattung zu einer Fortführung der Kampagnenar-
beit der einen oder der anderen Tarifpartei werden lassen. Für die jeweils 
begünstigte Seite mögen das kurzfristig Glücksfälle sein, für die langfri-
stigen Funktionsbedingungen von Tarifpolitik nicht unbedingt. Denn es 
führt eher zur Auflösung einer tarifpolitisch interessierten Öffentlichkeit 
– jedenfalls einer, die nicht von vornherein Partei ist und damit als imagi-
närer Schiedsrichter dienen kann. 

Natürlich wird es immer eine Öffentlichkeit geben. Das Zeitalter des 
Internets und der sozialen Netzwerke zeichnet sich ja sogar dadurch aus, 
dass sich einander unbekannte Menschen mit ungleich größerer Hebelwir-
kung für Kampagnen aller Art interessieren und mobilisieren lassen – ob 
TTIP, Klimaschutz, Menschenrechte oder Pegida. Und sie lassen sich ge-
wiss auch immer wieder für gute Arbeitsbedingungen mobilisieren, ob bei 
Amazon oder in ganz Deutschland und darüber hinaus. Allerdings folgt 
diese Hebelwirkung dann eigenen Gesetzen. Weil die Grenze zwischen Ak-
teuren und Publikum verschwimmt, nimmt sie wenig Rücksicht auf her-
gebrachte Institutionen und Verfahren, schert sich kaum darum, ob ein für 
richtig gehaltenes Ziel durch Gesetze, Tarifverträge oder auf andere Weise 
durchgesetzt wird. Und das ist nicht unbedingt günstig für die Akzeptanz 
und das Verständnis von Tarifpolitik als Verfahren des Interessenausgleichs. 

Ist das ein Grund zur Sorge? Oder gehört es einfach zur digitalen Mo-
derne, dass auch die Zeit klassischer Tarifpolitik allmählich abläuft; dass 
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sich auch Tarifpolitik neue Geschäftsgrundlagen suchen muss? Hoffent-
lich nicht: Zwar mögen deren Methoden und Instrumente manchmal alt-
modisch, ritualisiert und schwerfällig wirken. Doch gibt es viele Gründe, 
diese hoch- und das gesellschaftliche Verständnis für die Funktionsweise 
von Tarifautonomie wachzuhalten. Dass passgenaue Regeln für die betrieb-
liche Vielfalt am ehesten durch einen breit angelegten und im Zweifel müh-
samen Interessenausgleich gelingen, ist einer davon. Dass Verabredungen 
und Übereinkünfte auf tarifpolitischer Ebene im Zweifel berechenbarer 
und beständiger sind als Regierungsmehrheiten, ist ein anderer. Vor allem 
aber kann mit den großen Mühen der tarifpolitischen Vermittlungsarbeit 
auf Gewerkschafts- und Arbeitgeberseite sowie in der Öffentlichkeit ein 
Fundament gesellschaftlicher Zustimmung entstehen, welches kein Gesetz 
und keine Kampagne so erreichen wird. 

Relevante Daten und Auswertungen, die der nicht immer übersichtlichen 
Welt der Tarifpolitik ein Gesicht, ja ein Profil geben, sind stets wichtige Bau-
steine dieses Fundaments. Das WSI-Tarifarchiv liefert seit Jahren verläss-
lich solche Bausteine, allen voran mit seinen tarifpolitischen Halbjahres- 
und Jahresbilanzen, mit themenbezogenen Analysen und nicht zuletzt mit 
der fortlaufenden übersichtlichen Dokumentation für die einzelnen Tarif-
bereiche. Es sind – um es noch einmal pathetisch zu sagen – Bausteine für 
Zufriedenheit.

 



Christian Ebner 
Bispinck und die Medien – 
ein fruchtbares Verhältnis

In Düsseldorf sitzt ein verlässlicher Quell interessanter Medien-Geschich-
ten: das WSI-Tarifarchiv, geleitet von Dr. Reinhard Bispinck. In Zeiten sin-
kender Medienrelevanz bieten die Tarifexperten Informationen, die für Mil-
lionen Menschen relevant sind.

Düsseldorf/Frankfurt (ceb) - Die erste Erwähnung Reinhard Bispincks 
im dpa-Basisdienst stammt vom 30. Juli 1991, also knapp nach der deut-
schen Wiedervereinigung. Schon damals war er »Chef des Tarifarchivs« 
und rechnete den Journalisten vor, warum ein Metall-Arbeitnehmer im 
Osten nur knapp 40% des vergleichbaren Effektiv-Verdienstes eines Kol-
legen in Bayern bekam. Das offizielle Tarifniveau betrug 62%, aber eben 
nur in der Grundvergütung. 

Die Gewerkschaften stritten damals für eine schnellere Anpassung, aber 
der aufrechte Wissenschaftler Bispinck wies dennoch darauf hin, dass der 
Ostlohn recht genau der Produktivität der ehemaligen DDR-Betriebe ent-
sprach. Das Thema der Lohnschere zwischen West und Ost sollte dem WSI 
noch viele Jahre erhalten bleiben und ist letztlich in vielen Branchen noch 
immer nicht erledigt. Die Überschrift »Ost- und Westtarife immer noch 
auseinander« ist ein WSI-Klassiker geblieben. 

Wissenschaftliche Aufrichtigkeit statt plumper Ideologie: Vielleicht ist 
es diese Einstellung, die Bispinck zu einem geschätzten und verlässlichen 
Gesprächspartner »der Medien« gemacht hat, sofern sie sich für die schein-
bar sperrigen Tarifthemen interessierten. 

Das Interesse ist allerdings in den letzten Jahren deutlich gestiegen: Seit-
dem sich immer mehr Menschen von den klassischen Massenmedien ab- 
und Internet-(Halb-)Wahrheiten zuwenden, sind die Redakteure verzwei-
felt auf der Suche nach Themen, die unmittelbar mit der Lebenswelt ihrer 
Leser zu tun haben. Was eignet sich dafür besser als Themen aus der Ar-
beitswelt: Bekomme ich genug Gehalt? Warum gibt es bei uns kein Weih-
nachtsgeld? In welcher Branche wird gut verdient? Wie wirkt der Min-
destlohn? Es sind Fragen wie diese, für die Bispinck und sein WSI stets 
fundierte Antworten bereitgehalten haben.  

Seit 2006 stimmt die Deutsche Presse-Agentur die Leser ihrer Kunden 
zum Jahresbeginn darauf ein, was tarifpolitisch zu erwarten ist – mit tat-
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kräftiger Unterstützung Bispincks und seit 2009 auch mit der des Autors. 
Streiks sind schwer vorherzusagen, aber potenzielle Konfliktherde benennt 
Bispinck treffend, wie ein Beispiel zeigt. 

»Die Lokführer aus dem sonstigen Tarifgefüge herauszulösen, hätte für 
die Bahn weitreichendere Folgen als es für die Lufthansa damals hatte, die 
Piloten gesondert zu behandeln«, meinte er im Oktober 2007. Seitdem ha-
ben die tariffähigen Spartengewerkschaften GDL und Vereinigung Cock-
pit ihre Streikmacht weidlich genutzt, sodass man heute kaum noch ent-
scheiden mag, ob es für die Deutsche Bahn oder die Lufthansa schwieriger 
ist, mit ihnen zurechtzukommmen.

Bispinck hat stets für den Flächentarif gestritten, der viele Vorteile bietet. 
Er sei ein »bewährtes Instrument«, »viel flexibler als sein Ruf« oder auch 
»hochgradig flexibel«. Mit Öffnungsklauseln solle man vorsichtig umge-
hen, wenngleich »Pforzheim« gut funktioniere. Konflikte werden einver-
nehmlich beendet und schließlich profitieren die Arbeitnehmer im Ver-
gleich zu tariflosen Arbeitnehmern von deutlich höheren Löhnen (+11,1%). 

Mit großer Akribie sammelt das WSI Forderungen, Termine und Ab-
schlüsse, die natürliche und wichtigste Aufgabe eines Archivs. Es ist auch für 
die Gewerkschaften unverzichtbar, einigermaßen den Überblick zu behal-
ten, schließlich wird über die Mehrzahl der Verträge nie öffentlich berichtet. 

Es gibt natürlich Ausnahmen mit den Tarifrunden der Metall- und Elek-
troindustrie an der Spitze. Inszeniert von IG Metall und Gesamtmetall ge-
raten die finalen Verhandlungen gelegentlich zu pompösen Ereignissen, die 
hinterher fachkundig eingeordnet werden müssen. Neben den Volkswirten 
zahlreicher Forschungsinstitute und Banken sind Bispinck und sein Wider-
part beim arbeitgebernahen Institut der Deutschen Wirtschaft (IW), Ha-
gen Lesch, mitten im Wettstreit der Meinungen. Es ist zu wünschen und 
wohl auch sicher zu erwarten, dass Bispinck sich auch nach seinem Aus-
scheiden nunmehr unbelastet von beruflichen Zwängen bei wichtigen Fra-
gen der Tarifpolitik weiterhin zu Worte meldet.



Alfons Frese
Über Tarife reden und schreiben

Als die entscheidende Tarifrunde begann, schauten sich die Pressesprecher 
der Tarifpartner in der Chemieindustrie irritiert an: Es waren so gut wie 
keine Journalisten zugegen. Die Verhandlung und Festlegung der Einkom-
men in einem der größten Industriebereiche fand unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit statt. Die hat womöglich genug von den langweiligen Ritualen 
und den letzten Nächten im Tarifpoker. Spannend und mithin berichtens-
wert wird das Tarifgeschäft erst dann, wenn es der Masse wehtut, also Pi-
loten, Lokomotivführer oder Erzieherinnen die Arbeit einstellen. Doch es 
gilt nicht nur für die genannten Berufsgruppen, dass eine wohlwollende 
oder zumindest verständnisvolle öffentliche Begleitung relevant ist für den 
Erfolg einer Tarifbewegung. 

Die Tarifautonomie, die wir neben Fleiß und Disziplin und Dualem 
System zu den Grundpfeilern der deutschen Wohlfahrtsökonomie zählen, 
hat schon bessere Zeiten erlebt. Der gesetzliche Mindestlohn und die so-
genannte Klarstellung der Tarifeinheit durch die große Koalition sind in 
jüngster Zeit herausragende Symptome für die Schwäche des Systems: Die 
Tarifbindung erfasst immer weniger Branchen, Betriebe, Beschäftigte, und 
der Gruppenegoismus einzelner Spartengewerkschaften hat das System so 
in Verruf gebracht, dass der Gesetzgeber hart an der Grenze der Verfas-
sungsmäßigkeit die Tarifpluralität einschränkt. Da ist etwas faul im System. 

Mit Schlagzeilen wie »Tarif aktiv« und »Besser statt billiger« bemühte 
sich der damalige nordrhein-westfälische Bezirksleiter der IG Metall, Det-
lev Wetzel, vor gut zehn Jahren um eine bessere Vermittelbarkeit des Tarifs, 
der schließlich das Kernprodukt gewerkschaftlichen Handelns ist. Den An-
satz setzte er später fort in der Frankfurter Vorstandsverwaltung der Ge-
werkschaft, und vor allem dem Wirken Wetzels und Berthold Hubers ist es 
zu verdanken, dass die IG Metall den Mitgliederschwund stoppen konnte. 
Für den DGB insgesamt gilt das nicht. Was für eine bedrückende Diskre-
panz: Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hierzulande 
ist auf einem Rekordhoch, die Zahl der DGB-Mitglieder auf einem Re-
kordtief. Da läuft etwas schief. 

Im europäischen Vergleich liegt die Bundesrepublik mit einem gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad von 15% nur im hinteren Mittelfeld. Das 
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von den Arbeitgebern finanzierte Institut der deutschen Wirtschaft (IW) 
hat Zahlen aus 22 Ländern aus dem Jahr 2014 ausgewertet und im Herbst 
2016 veröffentlicht. Als Grund für den relativ geringen Organisationsgrad 
hierzulande führt das IW den Umstand an, dass Tarifabschlüsse in der Re-
gel auch auf Nicht-Gewerkschaftsmitglieder übertragen werden. »Da-
durch lohnt sich das Trittbrettfahren. Der Einzelne lässt einfach andere da-
für zahlen, dass Gewerkschaften Tarifverträge aushandeln.« Mehr Anreize 
für Mitglieder empfiehlt das IW als Lösung. Indes sind bislang alle Ver-
suche, spezielle Boni für Gewerkschaftsmitglieder zu tarifieren, eher kläg-
lich ausgegangen, weil die Arbeitgeberverbände das ablehnen. Warum soll 
ich einer Gewerkschaft beitreten? Auf diese Frage haben die meisten Ge-
werkschaften keine überzeugende Antwort. 

Aktivierung über Beteiligung – dieser von Detlef Wetzel propagierte 
Ansatz ist immer noch richtig. Aber mit welchem Ziel? Welche Strahl-
kraft haben kollektive Regelungen in Zeiten des Fachkräftemangels? Auf 
dem aktuellen Arbeitnehmermarkt reüssiert die Generation Smartphone, 
deren Vertreter temporäre Arbeitsverhältnisse eingehen und die ihre indi-
viduellen Präferenzen bezüglich Aufgaben, Einkommen und Arbeitszeit 
selbst durchsetzen. 

In der und mit der noch immer ziemlich homogenen Facharbeiterschaft 
im Fahrzeug- und Maschinenbau will die IG Metall demnächst mehr Ar-
beitszeitsouveränität für die Arbeitnehmer im Tarif festschreiben. Das ist 
ambitioniert und ein Abenteuer, weil individuelle Zeitpräferenzen nur 
schwer taugen für eine Mobilisierungskampagne, die ohne das Kollektiv 
nicht funktioniert. Aber wie bekommt man die Leute bewegt? Wie lädt 
man den Kerngedanken gewerkschaftlichen Tuns, die Solidarität, neu auf? 

Bei der kollektiven Interessenvertretung durch Betriebsräte und Ge-
werkschaften geht es um Mitbestimmung. In nur rund neun Prozent der 
Betriebe hierzulande gibt es Betriebsräte, weniger die Hälfte aller Arbeit-
nehmer fällt unter den Schutz eines Tarifvertrags. Die Mitbestimmung ist 
offensichtlich in einem erbärmlichen Zustand. Es ist erstaunlich, wie zau-
dernd Gewerkschaften und Politik und Verbände diesen Umstand thema-
tisieren. Ja, auch die Wirtschaftsverbände leiden, denn ihr Einfluss auf Ge-
sellschaft und Politik schwindet ebenso wie der des Sozialpartners. Wenn 
die BDA nicht mehr wahrgenommen wird, dann läuft auch der DGB ins 
Leere. Und umgekehrt. 

Den Medien kommt unter anderem die Rolle des Vermittlers und Er-
klärers zu. Und zwar mehr denn je. Die Parolenpolitik in den sogenannten 
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sozialen Medien – oberflächlich, kenntnisschwach, meinungsstark – führt 
auf der anderen Seite, bei den etablierten öffentlich rechtlichen Rundunk-
anstalten und den Printmedien, zu einem Bedeutungszuwachs, weil das Be-
dürfnis nach Analyse und tieferem Verständnis irgendwo befriedigt wer-
den muss. Twitter und Facebook taugen dazu nicht. Aber gleichwohl: Wie 
viele Follower hat Rainer Hoffmann? Wen sprechen die alten Männer an 
der Spitze des DGB und der DGB-Gewerkschaften an? Die Frauen, die 
Jungen, die Smarten?

Im Verhältnis zu Positionen und Programmen sind Personen in der me-
dialen Öffentlichkeit immer wichtiger geworden. Doch gerade wegen der 
postfaktischen Geschwätzigkeit gewinnen Glaubwürdigkeit, Zuverlässigkeit 
und schlicht Anständigkeit an Relevanz. Die in ihrer blässlichen Emotions-
losigkeit an Langeweile kaum zu übertreffende Angela Merkel ist auch des-
halb beliebt, weil man die den Politikern gerne unterstellte Neigung zu Kor-
ruption oder Pfründenwirtschaft bei ihr nicht ansatzweise sieht. Anders als 
in der Wirtschaft, wo, in den mitbestimmten Unternehmen auch mit Unter-
stützung von Gewerkschaftern und Betriebsräten, die Manager sich die Kon-
ten vollpacken, dass es den abhängig Beschäftigten den Atem verschlägt. Wie 
Arbeitnehmervertreter die gewaltigen Boni bei VW oder die phantastische 
Abfindung des Porsche-Vorstandsvorsitzenden verteidigt haben, ist pein-
lich. Was sollen der Leiharbeiter in Wolfsburg, die Krankenpflegerin oder 
die Verkäuferin davon halten? Stecken die nicht alle »unter einer Decke«? 

Transparenz und Beteiligung sind die Schlüsselbegriffe einer durch 
Mitbestimmung und Arbeitnehmeremanzipation geprägten Wohlfahrts-
ökonomie. Und zwar in der Ära der Digitalisierung mehr denn je. Martin 
Kannegiesser, viele Jahre Präsident von Gesamtmetall, mittelständiger Un-
ternehmer mit hoher Exportquote und schließlich prägende Gestalt der Ta-
rifpolitik hierzulande, bringt die Anforderungen an die Belegschaft so auf 
den Punkt: »Wir brauchen Mitgestalter, keine Mitläufer.« Die kriegt er aber 
nur, wenn sie gut ausgebildet sind und weitergebildet werden. 

Der »Lernort Betrieb«, von dem Jörg Hofmann spricht, öffnet der Be-
legschaft im Idealfall mehr Handlungs- und Gestaltungsräume als bislang. 
Die IG Metall unter Hofmanns Führung will dazu einen individuellen 
Rechtsanspruch in den nächsten Tarifauseinandersetzungen durchsetzen. 
Dazu kommen flexible Arbeitszeiten, die individuellen Bedürfnissen stär-
ker als gewohnt Möglichkeiten der Umsetzung eröffnen. Um das in einem 
Flächentarif abzubilden, ist viel Phantasie erforderlich. Und selbstredend 
Durchsetzungsmacht, die umso schwerer zu organisieren ist, je weiter Ge-
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werkschaften von den klassischen Industriemilieus entfernt sind. Der in-
zwischen viele Jahre zählende Konflikt bei Amazon, wo ver.di immer wie-
der zum Streik aufruft, um den Arbeitgeber überhaupt zu Verhandlungen 
über einen Tarifvertrag zu bewegen, ist ein populäres Beispiel für die Ar-
roganz der Arbeitgeber in neuen Branchen und deren Ablehnung von Mit-
bestimmung, Gewerkschaft und kollektiven Regelungen. 

Eine Fundgrube für Zeitgenossen, die an Verteilungskonflikten und 
Wohlstandsindikatoren interessiert sind, ist das Tarifarchiv der Hans-Böck-
ler-Stiftung. Nichts ist selbstverständlich, und nichts kommt von selbst – 
das wird deutlich beim Blick in die Tarifchronik oder das Glossar und die 
für die Arbeitsbeziehungen relevanten Gesetze der vergangenen Jahrzehnte 
im Wirtschaftswunderland. Seit den frühen 1950er Jahren gibt es das Ar-
chiv und mit Reinhard Bispinck, seit den 1980er Jahren oberster Archi-
var, auch einen Tarifsammler und -interpreten, der das Internet frühzeitig 
und intensiv genutzt hat, um Transparenz und Übersicht in die oft kom-
plizierte Materie zu bringen. Mit der Erfindung des Lohnspiegels, den in-
zwischen mehr als anderthalb Millionen Besucher im Jahr nutzen, um sich 
über die Bezahlung in rund 380 Berufen zu informieren, hat Bispinck dazu 
eine weitere Dienstleistung für Arbeitnehmer geschaffen, auf die die Böck-
ler-Stiftung stolz sein kann. 

Es gibt im Übrigen auch Journalisten, die Tarifarchiv und Lohnspiegel 
nutzen. Seit 20 Jahren beobachte und bewerte ich Tarifabschlüsse, begleite 
die Sozialpartner, begrüße und verabschiede Vorsitzende und Präsidenten 
und mache mir Gedanken über die Zukunft des Tarifsystems. Das funkti-
oniert nicht ohne Informationen und Informanten, ohne Netzwerke und 
Vertraute, die man über die Jahre kennen und schätzen gelernt hat. Wer gu-
ten Journalismus will, der muss den Journalisten bei der Arbeit helfen. Und 
zwar nicht per Twitter, sonder per Austausch und Argumentation. 

Reinhard Bispinck war ein sehr guter Helfer. Unzählige Male habe ich ihn 
angerufen während und nach Tarifrunden, um über die Chancen von Forde-
rungen und die Angemessenheit von Abschlüssen zu diskutieren. Er hat den 
Journalisten geholfen, besser zu verstehen. Und der Journalist dann, im Ide-
alfall, dem Leser oder Zuhörer. Das hat leider nicht geholfen, den Schwund 
der Tarifbindung zu stoppen. Unverzichtbar war es dennoch. Und das bleibt 
es auch in Zukunft. Wer die Tarifautonomie, ihre Akteure und Instrumente 
schätzt und stärken will, der muss sie begleiten und über sie berichten. Sie 
loben und kritisieren. Dazu brauchen wir mehr denn je die Fakten, die uns 
Bispinck zur Verfügung gestellt hat. Und sein Nachfolger hoffentlich auch. 



Eva Roth
Ein gelassener Aufklärer

Wie Millionen andere Menschen bekomme ich viel zu viele E-Mails: bri-
sante, mittel-interessante, unnötige, ärgerliche – und jede Menge ungele-
sene, deren Inhalt mir verborgen bleiben wird, weil ich es nicht geschafft 
habe, sie anzuschauen. Wenn ich eine E-Mail von Reinhard Bispinck be-
kommen habe, habe ich mich immer gefreut und sie rasch geöffnet. Denn 
alle Nachrichten von ihm haben wertvolle Informationen enthalten.

Reinhard Bispinck habe ich kennengelernt, nachdem ich 2001 bei der 
Frankfurter Rundschau die Berichterstattung über Tarifpolitik übernom-
men hatte. Wer sich als Journalistin mit diesem Thema befasst, stößt sehr 
schnell auf seinen Namen. Er verantwortete eine einzigartige und öffent-
lich zugängliche Datenbank über die deutsche Tarifpolitik und überblickt 
die tarifpolitische Entwicklung – ich kenne niemanden, der hier besser Be-
scheid weiß.

Reinhard Bispinck gibt sein Wissen großzügig an Journalisten weiter. In 
den vergangenen Jahren habe ich unzählige Male mit ihm telefoniert oder 
gemailt, er hat mir unzählige Male Informationen und Einschätzungen ge-
geben, schnell und präzise. Auch kleinste Detailfragen, die andere als Kin-
kerlitzchen abgetan hätten, hat er geduldig und gelassen beantwortet. Wenn 
er etwas nicht wusste, hat er das gesagt, anstatt minutenlang das Thema zu 
umkreisen. Oft hat er mir Tipps gegeben, an wen ich mich noch wenden 
kann oder in welcher Studie etwas zu meiner Frage stehen könnte.

Reinhard Bispinck klärt auf und hilft bei der Aufklärung. Er hat mir 
zum Beispiel über Jahre bei der Beantwortung einer wichtigen tarifpoli-
tischen Frage geholfen: Wie viel ist ein Lohnabschluss tatsächlich wert? Ist 
er hoch oder niedrig? Das ist oft auf Anhieb nicht zu erkennen, weil viele 
Abschlüsse recht kompliziert gestaltet sind –  wohl auch, damit Gewerk-
schaften und Arbeitgeber Spielraum haben, das Ergebnis in ihrem Sinne 
darzustellen. Mal werden Einmalzahlungen vereinbart, mal Nullmonate, in 
denen die Gehälter nicht steigen. Mal sind die Laufzeiten der Verträge lang, 
mal kurz. Alle diese Parameter sind wichtig. Es ist nun einmal ein großer 
Unterschied, ob vier Prozent mehr Lohn für 13 Monate vereinbart werden, 
und danach wird über die nächste Gehaltserhöhung verhandelt. Oder ob 
der Vier-Prozent-Abschluss für zwei Jahre gilt und es in dieser Zeit keine 
weiteren Zuschläge gibt.
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Um ein Tarifergebnis beurteilen zu können, ist es deshalb nützlich zu 
wissen, wie stark die Einkommen innerhalb eines Jahres steigen. So lässt 
sich herausfinden, ob das Lohnplus den Preisanstieg ausgleicht und ob 
der Verteilungsspielraum, der sich aus der Inflation plus Produktivitäts-
zuwachs zusammensetzt, ausgeschöpft wurde. Denn die Statistiker geben 
an, wie stark die Preise und die Produktivität innerhalb eines Jahres stei-
gen und nicht innerhalb von 13 Monaten.

Reinhard Bispinck hat die jahresbezogenen Tarifsteigerungen berech-
net, zum Beispiel im Jahr 2011, als Gewerkschaft und Arbeitgeber der Che-
miebranche einen Lohnzuwachs von 4,1% vereinbart haben. Diese Zahl be-
herrschte damals die Schlagzeilen: »Chemie-Beschäftigte bekommen 4,1% 
mehr Lohn«, titelte Spiegel-Online und fuhr fort: ›Die harten Verhand-
lungen haben sich für die Gewerkschaft gelohnt. Die Arbeitgeber sagten, 
sie seien ›an die äußerste Grenze des Verkraftbaren gestoßen‹.«

Wirklich? Aufs Kalenderjahr berechnet stiegen die Tarifentgelte 2011 
gerade einmal um zwei Prozent. Ein Grund für das mäßige Plus: Im Vor-
jahr hatte es eine Einmalzahlung gegeben. Der Wegfall dieser Pauschale 
musste mit dem neuen Abschluss erst einmal wieder ausgeglichen werden.

Der Chemie-Abschluss ist nur ein Beispiel dafür, dass die vereinbar-
ten Lohnerhöhungen die Tarifergebnisse oft höher aussehen lassen, als sie 
tatsächlich sind. Dennoch prägt diese Zahl oft die Berichterstattung. Die 
Daten, die Reinhard Bispinck zur Verfügung gestellt hat, bilden die tarif-
politische Realität besser ab. Er hat mir dazu auch häufig Zeitreihen zur 
Verfügung gestellt. Daraus kann man beispielsweise ablesen, dass in der 
Metall- und Elektroindustrie die Tarifgehälter von 2000 bis 2010 pro Jahr 
im Durchschnitt um 2,5% gestiegen sind. 

Ein IG-Metall-Funktionär hat sich gewundert, als ich ihm diese Zahl 
vor einigen Jahren nannte. Er dachte, seine Gewerkschaft habe mehr raus-
geholt. Die Chemiebranche liegt übrigens mit einem durchschnittlichen 
Lohnplus von 2,6% pro Jahr sehr nah an der Metallindustrie. In der Ge-
samtwirtschaft waren die Tariferhöhungen in diesem Zeitraum mit 2,2% 
deutlich niedriger.

Das WSI-Tarifarchiv, das Reinhard Bispinck viele Jahre geleitet hat, ist 
eine Fundgrube und zuverlässige Informationsquelle für Journalisten, die 
Hintergründe und Analysen zur deutschen Tarifpolitik recherchieren. Als 
Arbeitsmarkt- und Tarifpolitik-Redakteurin habe ich dort immer wieder 
nachgeschaut, wie einzelne Lohn- und Arbeitszeit-Runden verlaufen sind, 
oder warum es in einem Jahr auffallend viele Streiks gab.
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Vor einiger Zeit habe ich die Stelle gewechselt und mein Papier-Archiv 
sortiert. Dabei bin ich auf eine Gesprächsnotiz vom 6. Mai 2005 gestoßen: 
Reinhard Bispinck hat mir damals die Westrick-Formel erklärt – auch so 
eine nützliche Information. Was die Westrick-Formel besagt? Fragen Sie 
Reinhard Bispinck! Er kann es viel besser erklären als Wikipedia.



Frank Specht
Das Rasterelektronenmikroskop der Tarifpolitik

Man kennt es aus der Biologie oder der Physik: Aus der Ferne sieht eine 
Oberfläche ganz glatt und makellos aus. Erst unter dem Rasterelektronen-
mikroskop zeigt die Haifischhaut ihre Schuppen oder das Metall seine kris
talline Struktur mit all ihren Verästelungen und Details. Dank der hohen 
Auflösung und Schärfentiefe öffnet sich dem Blick des Betrachters unver-
mittelt ein ganz neues Universum.  

Wenn es so etwas wie ein Rasterelektronenmikroskop der Arbeitsmarkt-
forschung gibt, dann ist es das WSI-Tarifarchiv. Der oberflächliche Betrach-
ter sieht in Tarifrunden Forderung und Angebot, das Gefeilsche um Lohn-
prozente, die Streikdrohung, den schließlich erzielten Kompromiss. Wer 
aber über das Tarifarchiv tiefer einsteigt, findet auch die Nebenabsprachen 
etwa zur Arbeitszeit, die Entgelttabellen, Einmalzahlungen, Laufzeiten. 
Und versteht, warum es eben doch oft einer langen Nachtsitzung bedarf, 
bis all das in eine Formel gegossen ist, die am Ende Arbeitgeber wie Ge-
werkschaften gleichermaßen zufriedenstellen muss. Bis ins Detail lässt sich 
nachvollziehen, wer wo zurückgesteckt hat, warum ein Sockelbetrag sinn-
voll sein kann, oder wie um eine lange Laufzeit gefeilscht wurde, damit 
die Arbeitgeber trotz eines hohen Prozentabschlusses ihr Gesicht wahren 
konnten. In den meisten Medien ist diese Verliebtheit ins Detail heute ver-
loren gegangen, tarifpolitisch wird vor allem an der Oberfläche gekratzt. 
Die Zeiten, in denen über jede Verhandlungsrunde ausführlich berichtet 
wurde, sind lange vorbei. Beim Chefredakteur und Ressortleiter um die 
knappen Zeilen zu werben, ist angesichts der großen Themenkonkurrenz 
nicht immer leicht. Tarifrunde? »Die einen fordern sechs Prozent, die an-
deren sagen drei und am Ende treffen sie sich in der Mitte«, heißt es dann 
oft. Ach ja: Und vorher spielen sie noch eine Nacht lang Skat. Vielleicht 
kommt noch die Frage, wann denn wieder gestreikt wird und die Bänder 
stillstehen. Auch für viele Leser wird Tarifpolitik erst dann interessant, 
wenn sie selbst direkt betroffen sind. Weil gerade für ihre Branche verhan-
delt wird und sie auf mehr Geld hoffen. Oder weil wieder mal die Kita ge-
schlossen ist oder kein Zug fährt.

Ein Blick in die Fülle des Tarifarchivs verrät aber, dass es um viel mehr 
geht als Arbeitskämpfe und Lohnprozente. Die lange Auseinandersetzung 
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um die 35-Stunden-Woche lässt sich in der bis 1950 zurückreichenden 
Chronik ebenso nachvollziehen wie die Aufhebung der historisch gewach-
senen Trennung zwischen Arbeitern und Angestellten in der Metallindustrie 
oder die  erfolgreichen Bemühungen der Sozialpartner, mit Verträgen zur 
Beschäftigungssicherung möglichst ohne Jobverluste durch die Finanz- und 
Eurokrise zu kommen. Die Tarifpartner gestalten und prägen die Arbeits-
welt entscheidend mit. Das zeigen Vereinbarungen zur Fachkräftesiche-
rung, zur Bewältigung des demografischen Wandels, zu familienfreundli-
cheren Arbeitszeiten oder zur Gestaltung der digitalen Arbeitswelt. Hier 
lohnt es sich durchaus, mal in die Tiefe zu gehen. Denn viele der dokumen-
tierten Verträge haben Vorbildfunktion und ihre tatsächliche Reichweite 
geht deshalb oft weit über die jeweilige Branche hinaus. Das Tarifarchiv 
liefert somit einen reichen Fundus über den Wert der Sozialpartnerschaft. 

Allerdings wird diese heute nicht mehr so hochgehalten wie in früheren 
Jahren – trotz der unbestreitbaren Erfolge. Auch dieser Niedergang lässt 
sich im Tarifarchiv ablesen, an einer einfachen Kurve, die lange nur eine 
Richtung kannte. Sie zeigt die über die Jahre immer weiter sinkende Ta-
rifbindung. Nur noch für 59% der Beschäftigten in Westdeutschland und 
nicht einmal jeden zweiten im Osten gilt heute noch ein Tarifvertrag. Auch 
das erklärt das nachlassende mediale Interesse an der Tarifpolitik. Die fast 
schon verzweifelten Versuche der schwarz-roten Regierung, der Sozialpart-
nerschaft mit beinahe jedem arbeitsmarktpolitischen Gesetz neues Leben 
einzuhauchen, beweisen aber den hohen Stellenwert, den die Politik der 
Tarifautonomie noch – oder besser wieder? – beimisst.  

Wie viel verdienen Erzieherinnen? Welche Entgeltgruppen gibt es im öf-
fentlichen Dienst? Was war die höchste Tarifforderung, die die IG Metall 
jemals gestellt hat? Welche Branche ist die streikfreudigste? Ist die Wahlop-
tion zwischen mehr Geld oder mehr Freizeit, wie sie bei der Bahn ausge-
handelt wurde, bisher einmalig? Es gibt kaum eine Frage, auf die sich nicht 
im Tarifarchiv eine Antwort finden lässt. Dass das Herz der Düsseldorfer 
Forscher bei strittigen Themen wie Arbeitszeit oder Tarifflucht dabei eher 
für die Arbeitnehmer als die Arbeitgeber schlägt, ist kein Geheimnis. Der 
Zusatz »gewerkschaftsnah« macht diese leichte Voreingenommenheit des 
WSI auch dem weniger kundigen Leser klar.

Zu schreiben wird es über die Tarifpolitik auch künftig genug geben. 
Worauf man sich als Journalist einzustellen hat, zeigt immer pünktlich 
zum Jahreswechsel die WSI-Übersicht über die Kündigungstermine lau-
fender Tarifverträge. Aber auch über die aktuellen Runden hinaus werden 
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die Themen sicher nicht ausgehen: Gelingt die Adaption der  Sozialpart-
nerschaft an das digitale Zeitalter? Bleibt der staatliche Eingriff mit dem 
Mindestlohn ein einmaliger Sündenfall? Bedeutet die gesetzlich verord-
nete Tarifeinheit das Ende der Spartengewerkschaften? Gelingt es IG Me-
tall, ver.di und Co., mit frischen Themen und innovativen Tarifabschlüssen 
neue Mitglieder für sich zu gewinnen? Bundeskanzlerin Angela Merkel je-
denfalls hat mehrfach ein klares Bekenntnis abgegeben, die Tarifautonomie 
weiter stärken zu wollen. Ob es ihr gelungen ist, wird sich in ein paar Jah-
ren beim Blick durch das WSI-Mikroskop ablesen lassen. Nicht nur ober-
flächlich, sondern in allen Details.

 



Frank Christian Starke
Die Rolle des WSI für die Arbeit  
eines Hörfunk-Wirtschaftsreporters 

Die Tarifverhandlungen für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst bei 
Bund und Kommunen sowie für die Mitarbeiter bei Bahn und Flugunter-
nehmen erzielen regelmäßig medial höhere Aufmerksamkeit als Tarifaus-
einandersetzungen in anderen Wirtschaftsbereichen. Das liegt an der un-
mittelbaren Betroffenheit breiter Bevölkerungskreise – wenn Busfahrer, 
Krankenschwestern, Müllwerker, Zugbegleiterinnen und Lokführer strei-
ken, hat das direkt Auswirkungen auf den Alltag vieler Menschen. Strei-
ken dagegen Bankangestellte, Mitarbeiter in Rechenzentren oder Arbeiter 
auf dem Bau, spüren das – je nach Macht der Gewerkschaften – die Arbeit-
geber, Zulieferer und Kunden, nicht aber die unbeteiligten Bürger_innen. 
Die hohe mediale Aufmerksamkeit hat aber noch einen zweiten Grund: 
Anders als bei Tarifauseinandersetzungen bei Banken oder in der Bau-
wirtschaft sind Journalist_innen bei Arbeitskämpfen im öffentlichen Sek-
tor und im Transportwesen nicht nur Berichterstatter, sondern gleichzeitig 
unmittelbar Betroffene. Das fließt in die Berichterstattung mit ein, trübt 
oder schärft den Blick. In jedem Fall ergibt sich aus dieser doppelten Befas-
sung mit dem Thema eine besondere Verantwortung. Dies umso stärker, je 
schneller das Tempo der Berichterstattung zunimmt – Medien, die verant-
wortungsvoll, kritisch und auf guter Datenbasis ihre Aufgabe wahrnehmen, 
werden immer wichtiger. Ein Blick auf Grundsätzliches aus der Sicht eines 
Hörfunk-Reporters und -Redakteurs. 

In vielen Tarifverhandlungen gibt es kritische Phasen. Die Gründe dafür 
sind vielfältig: manchmal liegt es an »unverhandelbaren« Forderungen oder 
Gegenforderungen, manchmal allein an den handelnden Personen, dann an 
Gegensätzen innerhalb der jeweiligen Organisationen. Unterhändler der 
Arbeitgeber etwa müssen auf regionale Unterschiede Rücksicht nehmen. 
Beispiel Kommunen: Gliederungen in ökonomisch starken Westregionen 
können leichter auf Forderungen der Gewerkschaften eingehen und fürch-
ten Streiks, die ihnen die Produktion erschweren bzw. die täglichen Arbeits-
abläufe in Unordnung bringen. Ostdeutsche Gliederungen haben dagegen 
kleinere Spielräume und Vertreter, die es leichter auf einen Arbeitskampf 



327Die Rolle des WSI für die Arbeit eines Hörfunk-Wirtschaftsreporters

ankommen lassen können – oder wollen, um Machtfragen zu ihren Guns-
ten zu entscheiden. 

Auf Gewerkschaftsseite gibt es in vielen Branchen – insbesondere bei 
zahlenmäßig großen und regional wie wirtschaftlich heterogenen Einheiten 
– eine mitunter ähnliche Situation, wenn auch unter anderen Vorzeichen. 
Kämpferische Funktionäre aus wirtschaftlich gut aufgestellten Betrieben 
mit hohem Organisationsgrad auf der einen Seite, auf der anderen Seite 
vorsichtigere Gewerkschafter, die in ihrem Beritt nicht die »Truppen« ha-
ben, um wirksam und erfolgreich einen Arbeitskampf führen zu können 
– oder das zumindest glauben. Beide Seiten werden stets die Gemütslage 
ihrer jeweiligen Mitglieder bemühen, um für die eigene Position zu wer-
ben. So weit, so wenig ungewöhnlich. Irgendwann kommen dann aber die 
Medien ins Spiel und die Tarifverhandlung nimmt Fahrt auf: Eine gezielt 
durchgestochene Information, eine zu einem taktisch günstigen Zeitpunkt 
veröffentliche Zahl kann Situationen unter Umständen dramatisch verän-
dern – das wurde in Tarifauseinandersetzungen im Öffentlichen Dienst be-
reits mehrfach vorgeführt, sie sollen hier als Beispiel dienen. 

Eines noch vorweg: Je stärker und vor allem je schneller soziale Medien 
das Leben der Menschen beeinflussen, je mehr mobile Anwendungen ge-
nutzt werden, umso rasanter wird das Spiel mit Informationen. Die Verän-
derungen habe ich unmittelbar in meiner Arbeit als Reporter erfahren. Vor 
fünfzehn Jahren etwa bekam ich Rückkoppelungen noch dergestalt, dass 
mich ein Funktionär persönlich darauf ansprach, dass er einen Anruf er-
halten habe: eine Kollegin hatte den Bericht samt des am Tage zuvor aufge-
zeichneten O-Tons des Funktionärs im Frühprogramm des Radios gehört. 
Eine verzögerte Reaktion also, obendrein über dritte. Dann kamen SMS 
ins Spiel: Mitglieder der Bundestarifkommission bekommen von »außen« 
per SMS gemeldet, was Agenturen oder Radionachrichten berichtet haben 
– in laufende Verhandlungen. Schon wird die journalistische Darstellung 
selbst Teil des Tarifpokers und kann ihn beeinflussen. Wenn die Verhan-
delnden in den Kommissionen das Gefühl haben, dass »draußen« mehr be-
kannt ist, als ihnen selbst, dann kann das kritisch werden – und unter Um-
ständen ungemütlich für die Verhandlungsführer. Erst recht, da es heute 
ganz andere technische Möglichkeiten gibt: per twitter, Facebook, Whats-
App und Co. kann Einfluss auf Tarifverhandlungen genommen werden, 
ob bewusst gesteuert oder auch nicht.

Das ist keine akademische Weisheit: Ich erinnere eine heikle Situation, 
als auf dem Höhepunkt einer entscheidenden Tarifverhandlung eine Zahl 
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für den (angeblichen) Abschluss in die Welt gesetzt wurde, die nicht mit 
dem in Einklang zu bringen war, was ich von einem Informanten wusste. 
Ein Agenturkollege hatte eine ganz ähnlich lautende Information aus dem 
anderen Lager. Erst als wir das jeweils noch einmal vertraulich gegenge-
checkt hatten und sicher waren, dass wir nun zwei voneinander unabhän-
gige, gute Quellen hatten, gingen wir mit der Zahl raus. Wir waren so nicht 
die schnellsten, hatten aber die richtige Zahl. Genau darauf muss es ankom-
men: Verantwortungsvoller Journalismus setzt auch bei Tarifauseinander-
setzungen darauf, nicht die erste Zahl zu haben, sondern die richtige. (Der 
Hauptgewinn ist es natürlich, wenn beides zusammenkommt.) 

Verantwortungsvoller Journalismus setzt – zweiter Punkt - darauf, sich 
nicht von der einen oder der anderen Seite instrumentalisieren zu lassen. 
Als Reporter ist man Beobachter, Chronist, hat – hoffentlich – eine Mei-
nung, man ist aber nicht Beteiligter. Jeder gute Reporter hat seine Kon-
takte, nutzt und pflegt sie. Nicht immer gelingt es, auf beiden Seiten glei-
chermaßen gute Beziehungen zu haben, die wirklich tiefe Einblicke möglich 
machen. Informationen, Einschätzungen, die deutlich über das hinausge-
hen, was man in Pressebriefings oder Hintergrundgesprächen erfährt. Das 
liegt nicht zuletzt daran, dass gute Wirtschaftsjournalisten zwar neutral, 
aber nicht ohne politische Position sind. (Wer das Gegenteil postuliert, 
verwechselt leicht Neutralität mit Haltungslosigkeit.) Man kann es in der 
Praxis der Berichterstattung daher vielleicht bedauern, aber nie übel neh-
men, wenn sich ein Funktionär reserviert verhält – auch Verbandsvertre-
ter lesen Zeitung, hören Radio und wissen oder glauben zu wissen, welche 
Meinung der Berichterstatter vertritt. Zu menschlich, wer sich davon auch 
leiten lässt, solange der professionelle Umgang darunter nicht leidet. Und 
eine alte Weisheit ist obendrein: Gewerkschafter_innen sind oft sehr skep-
tisch gegenüber Journalisten. 

Genau hier kommt nun das WSI ins Spiel und damit sind wir beim drit-
ten Punkt: Verantwortungsvoller Journalismus zeichnet sich dadurch aus, 
dass er nicht nur Stimmungen und Meinungen – beides ist wichtig – trans-
portiert, sondern vor allem eines: Fakten. Das statistische Taschenbuch zur 
Tarifpolitik ist hier Jahr für Jahr ein guter Begleiter der Berichterstattung. 
Rasch und auch auf einen Termin nachschlagen zu können, wie sich tarif-
liche Arbeitszeiten verändert, wie sich Jahressonderzahlungen in welchen 
Branchen entwickelt haben, das kann eine sehr wertvolle Detailinforma-
tion sein, auf die sich dann eine ganze Argumentationskette stützt. Auch 
die stets in mehreren Dutzend Branchen differenziert dargestellten Tarif-
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regelungen gehören zu diesen Informationen. Wohl dem, der die Zahlen 
der Ausbildungsvergütungen im Friseurhandwerk schnell in ein Verhältnis 
zu denen von Beschäftigten in Reisebüros, im Einzelhandel oder bei Ver-
sicherungen setzen kann, als Hörfunk-Journalist darf ich anmerken: be-
sonders in Livesendungen, wenn Hörer Tarifentwicklungen kommentie-
ren und man sich als Berichterstatter bei schwierigen Detailfragen plötzlich 
sehr einsam im Studio fühlt. 

Auch andere Daten finde ich beim WSI: Angaben zum gewerkschaft-
lichen Organisationsgrad, zum Anteil der Beschäftigten mit Wochenar-
beitszeiten unter 35 oder mit 39-40 und mehr Stunden, auch die Zahl der 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge kann ich rasch in Relation zu 
den freien Ausbildungsstellen bringen. Solche Daten sind das eine, tief ge-
hende Analysen und Untersuchungen das andere, beides finden die an ta-
rifpolitischen Fragen interessierten Journalist_innen im Angebot des WSI. 
Abgeglichen mit anderen Informationsquellen, zum Beispiel Daten des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft, der Tarifparteien selbst oder den von den Sozialpartnern getra-
genen Organen der Selbstverwaltung – Bundesagentur für Arbeit und auch 
die Deutsche Rentenversicherung –, lässt sich ein größeres Bild zeichnen als 
es möglich wäre, wenn man sich mit der eingangs beschriebenen Perspek-
tive des (obendrein eventuell auch noch betroffenen) Chronisten begnügte. 

Wobei wir beim vierten Punkt angelangt wären, der verantwortungs-
vollen Journalismus ausmacht: Er weiß subjektive Eindrücke von objek-
tiven Entwicklungen zu unterscheiden und bemüht sich, das zu gewichten 
und die Geschehnisse einzuordnen. 

Zwei Beispiele dazu: Die tariflichen Auseinandersetzungen um die 
Kita-Beschäftigten 2015 hatten zuletzt ein mediales Echo, das bemerkens-
wert war. Mit den Fakten hatte das teils wenig zu tun, es wurden oft allein 
Stimmungen abgebildet – ein gefährliches Spiel. Für den einen waren die 
schlecht bezahlten, hoch geforderten Kita-Mitarbeiterinnen die »Opfer«, 
für die anderen dann aber sehr schnell die »armen« Eltern, auf deren Rü-
cken ein Verteilungskampf ausgetragen werde. Worum es in Wirklichkeit 
ging, nämlich um zugegeben komplizierte Tariffragen in einer Auseinan-
dersetzung zwischen abhängig Beschäftigten und ihren – öffentlichen – Ar-
beitgebern, geriet in den Hintergrund. Aufgabe der Berichterstatter muss 
es aber gerade sein, diese Hintergründe nach vorn zu rücken. (Dass das in 
den jeweiligen Strukturen der Medien weder immer leicht ist und schon 
gar nicht immer gelingt, steht auf einem anderen Blatt.) 



330	 Frank Christian Starke

Zweites Beispiel: die Auseinandersetzungen bei der Deutschen Bahn 
2014/15 und bei Abgabe dieses Aufsatzes Ende 2016 andauernd bei der 
Lufthansa. Auch hier ein großes Medienecho, auch hier Vereinfachungen 
(»raffgierige Piloten«), eine oft unerträglich personalisierte Berichterstat-
tung (extrem im Fall des GdL-Vorsitzenden Klaus Weselsky) und oft ge-
nug eine Reduktion der Berichterstattung auf reine Serviceaspekte wie »Ihr 
Recht als Flug- bzw. Fahrgast« oder »so kommen Sie trotz Streik zur Ar-
beit«. So wichtig Verbraucheraspekte in der Wirtschaftsberichterstattung 
sind, so legitim Zuspitzungen und Personalisierungen – im Herbst/Winter 
2016 sehr oft gut gelungen beim Schicksal der Kassiererinnen der Tengel-
mann-Filialen –, so sehr müssen in einer seriösen Tarifberichterstattung die 
Hintergründe dargestellt werden. Also der massive Umbau bei der Luft-
hansa, die Ausgliederungspolitik des Vorstandes, der weniger Mitbestim-
mungsmöglichkeiten der Beschäftigten bedeuten wird. Oder der Sparkurs 
bei der Bahn, der jahrelang zulasten der Arbeiter und Angestellten im Kon-
zern ging und die – gerade im Personenverkehr – vielen Belastungen aus-
gesetzt sind. Dazu gehört auch die Tatsache, dass die Gegensätze zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern dadurch gleichzeitig verschärft und un-
übersichtlicher gemacht werden, dass jeweils kleine Beschäftigtengruppen 
in der Lage sind, ihre Interessen wirksam zu vertreten und auch durchzu-
setzen. Dazu mag man stehen, wie man will: Man kann argumentieren, das 
Beschäftigtengruppen ihr legitimes Recht wahrnehmen, auch weil sie von 
den großen, nach dem Grundsatz »ein Betrieb – eine Gewerkschaft« or-
ganisierten DGB-Gewerkschaften maßlos enttäuscht sind; die Geschichte 
liefert viele Belege für den hier nicht zu kommentierenden Streit zwischen 
EVG (inklusive Vorläuferorganisationen) und GdL sowie für Auseinander-
setzungen zwischen ver.di und UFO und anderen kleinen Organisationen 
im LH-Konzern. Auf der anderen Seite lässt sich argumentieren, dass Kli-
entelinteressen auf dem Rücken und letztlich zum materiellen Schaden derer 
ausgetragen werden, die zwar die Mehrheit haben, aber nicht so schlagkräf-
tig ihre Interessen durchsetzen können. Und dass große Gewerkschaften 
Rücksicht darauf nehmen müssen, die Interessen aller Beschäftigten inner-
halb eines Betriebs zu berücksichtigen, denn sonst geht der Gedanke der 
Einheitsgewerkschaft verloren. Und dieser Gedanke, das zeigt ein Blick in 
die deutschen Geschichtsbücher, fußt auf guten Überlegungen und bitteren 
Erfahrungen vieler Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter. Eine De-
batte, die 2017 neu geführt werden wird, wenn höchste Gerichtsentschei-
dungen zum Tarifeinheitsgesetzt erwartet werden. 
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Wie auch immer man selbst als Berichterstatter zu all diesen Punkten 
steht, die ja auch – siehe Tarifeinheit – innerhalb des DGB kontrovers dis-
kutiert wurden und werden, in der seriösen Darstellung sollten immer alle 
Aspekte – und wenn es nur zwei Meinungen gibt, eben beide Seiten der Me-
daille – dargestellt werden: Bericht und Kommentar müssen streng vonei-
nander getrennt sein, gerade weil die Dinge kompliziert sind – der fünfte 
Punkt. Das ist nicht immer leicht, zumal dann nicht, wenn in Tarifkon-
flikten Berichterstatter selbst zu Beteiligten werden, weil sie durch einen 
Streik der Lokführer zum Beispiel einen Zug verpassen oder – so erging es 
mir selbst – ein »Runder-Geburtstag«-Kurztrip per Flugzeug ersatzlos aus-
fällt. Da stößt dann mancher selbstgeschriebene Kommentar sauer auf, das 
»auszuhalten« schärft aber auch den Blick auf das Wesentliche. 



Die Mitwirkenden

Herausgeberin und Herausgeber

Gerhard Bäcker war Professor am Institut für Soziologie der Universität 
Duisburg-Essen und Dekan der Fakultät für Gesellschaftswissenschaf-
ten. Seit 2012 arbeitet er als Senior Professor am Institut für Arbeit und 
Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen. 

Heiner Dribbusch leitet das Referat Tarif- und Gewerkschaftspolitik 
beim Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung.

Christina Klenner leitet das Referat Genderforschung beim Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.

Thorsten Schulten hat die Ehre, Reinhard Bispinck als Leiter des WSI- 
Tarifarchivs zu beerben. Außerdem lehrt er als Honorarprofessor an der 
Universität Tübingen.

Autorinnen und Autoren

Wilhelm Adamy war bis 2016 Leiter der Abteilung Arbeitsmarktpolitik 
beim DGB-Bundesvorstand.

Reinhard Bahnmüller arbeitet beim Forschungsinstitut für Arbeit, Tech-
nik und Kultur (FATK) an der Universität Tübingen, das er mitgegrün-
det hat und dessen Geschäftsführer er bis 2011 war.

Peter Berg arbeitet als Rechtsanwalt und war bis Ende April 2017 Justiziar 
des ver.di Landesbezirks NRW.

Florian Blank leitet das Referat Sozialpolitik beim Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung. 

Gerhard Bosch war Professor am Institut für Soziologie der Universität 
Duisburg-Essen und geschäftsführender Direktor des Instituts für Ar-
beit und Qualifikation (IAQ). Seit 2016 arbeitet er als Senior Profes-
sor am IAQ. 

Oliver Brüchert ist Referent im Arbeitsbereich Tarif- und Beamtenpo-
litik beim Hauptvorstand der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW).

Dietrich Creutzburg ist Wirtschaftskorrespondent im Berliner Hauptstadt-
büro der Frankfurter Allgemeinen Zeitung.



333HerausgeberInnen und AutorInnen

Christian Ebner arbeitet als Redakteur bei der Deutschen Presseagentur 
(dpa).

Alfons Frese ist Redakteur beim Berliner Tagesspiegel.
Thomas Gauger ist Vorsitzender des Landesbezirks NRW der Gewerk-

schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG).
Andreas Gehrke leitet den Arbeitsbereich Tarif- und Beamtenpolitik beim 

Hautvorstand der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW).
Claus-Harald Güster ist stellvertretender NGG-Vorsitzender und im 

NGG-Vorstand zuständig für die Tarifpolitik.
Anke Hassel ist wissenschaftliche Direktorin des Wirtschafts- und Sozial-

wissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung und Pro-
fessorin of Public Policy an der Hertie School of Governance.

Eckhard Hein ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Hochschule 
für Wirtschaft und Recht Berlin und Co-Direktor des dortigen Institute 
for International Political Economy (IPE). 

Detlef Hensche war von 1992 bis 2001 Vorsitzender der Industriegewerk-
schaft Medien.

Dierk Hirschel leitet den Bereich Wirtschaftspolitik beim ver.di-Bundes-
vorstand.

Gustav Horn ist wissenschaftlicher Direktor des Instituts für Makroöko-
nomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung und 
apl. Professor an der Universität Duisburg-Essen.

Rainer Jung ist Pressesprecher der Hans-Böckler-Stiftung.
Christian Jungvogel ist Leiter der Abteilung Tarifpolitik beim Hauptvor-

stand der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE).
Jürgen Kädtler ist Direktor des Soziologischen Forschungsinstituts 

Göttingen (SOFI) an der Georg-August-Universität Göttingen.
Ute Klammer ist Geschäftsführende Direktorin des Instituts Arbeit und 

Qualifikation (IAQ) und Professorin an der Universität Duisburg- 
Essen, Fakultät für Gesellschaftswissenschaften.

Stefan Körzell ist Mitglied des Geschäftsführenden Bundesvorstandes des 
DGB, zuständig für Wirtschafts- und Tarifpolitik.

Ingrid Kurz-Scherf war vor Reinhard Bispinck Leiterin des WSI-Tari-
farchives und arbeitete später u.a. als Professorin für Politik und Ge-
schlechterverhältnis am Institut für Politikwissenschaft der Universi-
tät Marburg.

Klaus Lang hat zwischen 1979 bis 2003 in verschiedenen Funktionen beim 
Vorstand der IG Metall gearbeitet (Pressesprecher, Leiter der Abtei-



334	 Die Mitwirkenden

lung Tarifpolitik sowie der Abteilung 1. Vorsitzender und Grundsatz) 
und war von 2004 bis 2009 Arbeitsdirektor bei der Georgsmarienhütte.

Steffen Lehndorff war Abteilungsleiter für den Bereich Arbeitszeit und Ar-
beitsorganisation beim Institut für Arbeit und Qualifikation (IAQ) an 
der Universität Duisburg-Essen.

Salvo Leonardi arbeitet als Wissenschaftler bei der Fondazione Giuseppe 
Di Vittorio der italienischen Gewerkschaft CGIL (Confederazione Ge-
nerale Italiana del Lavoro) in Rom.

Sarah Lillemeier ist wissenschaftliche Mitarbeiterin beim Institut für Arbeit 
und Qualifikation (IAQ) an der Universität Duisburg-Essen.

Margret Mönig-Raane war Bundesvorsitzende der Gewerkschaft Handel, 
Banken und Versicherungen (HBV) und anschließend bis 2011 stellver-
tretende Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
sowie Leiterin des ver.di-Fachbereichs 12 (Handel).

Andreas Müller ist Tarifsekretär der Eisenbahn und Verkehrsgewerkschaft 
EVG.

Gerhard Naegele war Professor für soziale Gerontologie und Direktor des 
Instituts für Gerontologie an der Universität Dortmund.

Ghazaleh Nassibi ist beim DGB-Bundesvorstand zuständig für den Be-
reich Tarifkoordination.

Norbert Reuter leitet die Tarifpolitische Grundsatzabteilung beim ver.
di-Bundesvorstand.

Eva Roth leitet seit August 2016 das Ressort Politik und Wirtschaft der Ta-
geszeitung Neues Deutschland. Zuvor hat sie viele Jahre bei der Frank-
furter Rundschau sowie der DuMont Redaktionsgemeinschaft gearbeitet.

Stefan Schaumburg leitet den Funktionsbereich Tarifpolitik beim Vorstand 
der IG Metall.

Frank Specht arbeitet als Korrespondent für Wirtschaft und Politik beim 
Handelsblatt.

Sybille Stamm war die erste Landesbezirksleiterin der Vereinten Dienstleis
tungsgewerkschaft (ver.di) in Baden-Württemberg.

Frank Christian Starke arbeitet als Reporter in der Wirtschaftsredaktion 
des WDR Hörfunks.

Gabriele Sterkel ist Gewerkschaftssekretärin in der Tarifpolitischen Grund-
satzabteilung beim ver.di-Bundesvorstand.

Achim Truger ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Hochschule 
für Wirtschaft und Recht Berlin sowie Senior Research Fellow am Insti-
tut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK).



335HerausgeberInnen und AutorInnen

Hilde Wagner arbeitet als Gewerkschaftssekretärin beim Vorstand der IG 
Metall.

Andrew Watt ist Abteilungsleiter des Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.

Claudia Weinkopf ist stellvertretende geschäftsführende Direktorin des In-
stituts für Arbeit und Qualifikation (IAQ) an der Universität Duisburg-
Essen und wissenschaftliches Mitglied der Mindestlohnkommission. 

Jörg Wiedemuth leitete bis Ende 2015 die Tarifpolitische Grundsatzabtei-
lung beim ver.di-Bundesvorstand.

Franziska Wiethold war stellvertretende Vorsitzende der Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen (HBV) und anschließend bis 2011 
Vorstandsmitglied bei ver.di, zuständig für den Fachbereich 12 (Handel).



Torsten Müller/Thorsten Schulten/ 
Guy Van Gyes (Hrsg.)
Lohnpolitik unter europäischer 
»Economic Governance«
Alternative Strategien für inklusives 
Wachstum
328 Seiten | E 29.80
ISBN 978-3-89965-704-3
AutorInnen aus 13 Ländern (Belgien, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Großbri-
tannien, Italien, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Portugal, Spanien, Ungarn 
und Deutschland) diskutieren über aktu-
elle Fragen der Lohn- und Tarifpolitik und 
ihre ökonomische Bedeutung in Europa.

www.vsa-verlag.de

Prospekte anfordern!

VSA: Verlag
St. Georgs Kirchhof 6
20099 Hamburg
Tel. 040/28 09 52 77-10 
Fax 040/28 09 52 77-50
Mail: info@vsa-verlag.de

IG Metall Bayern (Hrsg.)
Vom Wiederaufbau zur Arbeit 4.0
IG Metall Bayern: 70 Jahre Fortschritt
durch Tarifpolitik
Mit einem Vorwort von Jörg Hofmann
und einer Einleitung von  
Jürgen Wechsler
304 Seiten | Großformat | Hardcover | 
Halbleinen | viele Fotos und Dokumente 
| EUR 19.80
ISBN 978-3-89965-761-6
Vom Armen- zum industriellen »Power
haus« – hartnäckig erkämpfte Tarif
erfolge der IG Metall unterstützen 
den Aufstieg Bayerns und lassen die 
Beschäftigten daran teilhaben.  
Ein Rück- und Ausblick nach 70 Jahren.

VSA: Fortschritt durch Tarifpolitik
VS

A
:


